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Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Sachverstandige, ich wirde vor-
schlagen, wir beginnen. Wir haben ein sehr
umfangreiches Programm heute und insgesamt
drei Stunden Zeit fir die Anhérung. Es geht um
das PBefG, wobei zwei Schwerpunkte betrachtet
werden sollen. In der ersten Runde, bei den
Fragen der Abgeordneten, geht es um den
Schwerpunkt ,OPNV*, in der zweiten Runde der
Fragen der Abgeordneten geht es um den
Schwerpunkt ,Liberalisierung des Fernlinien-
busverkehrs®. Fiur die Statements der Sachver-
standigen geht es jetzt am Anfang allerdings um
beide Bereiche. Welchen Schwerpunkt Sie da
legen, entscheiden Sie als Sachverstandige
selbst. Sie haben jetzt am Anfang eine Runde,
wo Sie drei Minuten Zeit haben beide Punkte
vorzustellen oder auch nur einen Punkt, das ist
vollig IThnen Uberlassen. Und damit darf ich als
Sachverstandige ganz herzlich begriRen, Frau
Monika Berg vom ADAC, seien Sie herzlich
willkommen. Frau Bech-Schréder vom Interna-
tionalen Bustouristik Verband, Herrn Markus
Brohm vom Deutschen Landkreistag, Herrn
Folkert Kiepe vom Deutschen Stadtetag, Herrn

Alexander Kirchner von der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft, Herrn Holger Krawinkel
von der Verbraucherzentrale Bundesverband,
Frau Christiane Leonard vom Bundesverband
Deutscher Omnibusunternehmer, Herrn Reiner
Metz vom VDV, Herrn Wolfgang Meyer von
mofair, Herrn Volker Réske von ver.di, des
Weiteren Herrn Thiele vom Deutschen Industrie-
und Handelskammertag, Herrn Jan Werner vom
Verkehrsclub Deutschland, Herrn Michael Win-
nes von Bundesarbeitsgemeinschaft der
OPNV-Aufgabentrager und schlieBlich Frau
Heike Witsch vom Bundesverband Selbsthilfe
Kdrperbehinderter e.V.. Wie Sie sehen, ist auch
unser Saal leider nicht komplett barrierefrei,
deshalb sitzen Sie in der Reihe der Abgeordne-
ten, aber das ist, glaube ich, auch nicht weiter
schlimm. Ich darf lhnen allen recht herzlich
danken fir die schriftlichen Stellungnahmen. Wir
beginnen einfach alphabetisch der Reihe nach,
starten also mit Frau Beck-Schroder, dann der
Reihe nach, sodass Frau Witsch den Abschluss
macht. Bevor wir starten mochte ich Sie noch
herzlich bitten, zu versuchen die drei Minuten
Redezeit einzuhalten. Manchen Sachverstén-
digen gelingt es, sie einzuhalten; anderen wie-
derum gelingt es nicht. Es ist immer dann un-
schon, wenn ich einen Vortrag unterbrechen
muss, wenn vielleicht das Wichtigste noch nicht
gesagt ist. Wir konnten aber auch feststellen,
dass es Sachverstandigen trotzdem gelingen
kann, in den drei Minuten tatséachlich Wichtiges
und Bedeutungsvolles zu sagen. Es ist einfach
schdner, wenn der Vortrag durch Sie abgerundet
ist, als wenn ich Ihnen dann dazwischen grat-
sche. Und damit haben Sie bereits das Wort,
Frau Bech-Schroder. Bitte ziehen Sie die Mik-
rofone gut zu sich heran, die sind nicht beson-
ders stark und wenn der Leuchtring leuchtet,
dann ist es eingeschaltet.

Brigitte A. Bech-Schréder (RDA): Vielen Dank
erst einmal fur die Einladung. Ich kann mich
hoffentlich kurz fassen: Wir als RDA k&nnen
naturgemafd nur zu den Bereichen Stellung
nehmen, die hier touristisch interessieren. Das
waren einmal der Fernlinienverkehr und das
Unterwegsbedienungsverbot. Ich méchte mich
insofern beschrénken, lhnen hier nicht alle
Zahlen und Daten dazu vorzutragen. Um es kurz
zu machen: Wir begrif3en selbstverstandlich die
Liberalisierung des Fernlinienverkehrs so wie sie
im Regierungsentwurf vorgesehen ist. Wir be-
griBen zudem die totale Abschaffung des
Unterwegsbedienungsverbotes. Zum Fernlinien-
verkehr: Was wir natirlich nicht mochten, ist,
dass einerseits wie bei den Gegenentwirfen
vorgesehen, Wettbewerbsbeschrankungen ein-
gefuhrt werden oder Lasten insofern entstehen,
dass Reiseverkehre abgeschafft werden. Vor
allen Dingen mdchten wir natirlich nicht, dass
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das mit der Maut flankiert wird. Wir halten auch
die Argumente, dass das erforderlich sei, nicht
fur stichhaltig. Man muss sich auch dartber im
Klaren sein, dass von der Freigabe des Fernli-
nienverkehrs beziehungsweise von der Verein-
fachung des Genehmigungsverfahrens — was
anderes ist es ja nicht — nur wenige private Un-
ternehmer von insgesamt circa 4.500 Unter-
nehmern profitieren werden. Es wird sicherlich
vielleicht ein bisschen mehr als eine Handvoll
sein, vielleicht sind es vier Hande voll. Am
meisten profitieren wird wahrscheinlich die Bahn
selbst, weil sie sich ja auch fir diese Verkehre
interessiert, wahrend die Gesamtheit des Rei-
severkehrsunternehmers von der Maut belastet
wurde.

Die aufgefihrten Argumente halten wir, wie
gesagt, fur wenig Uberzeugend. Es ist einfach so,
dass der Bus die geringste StralRenverkehrsbe-
lastung hat. Er ist hervorragend bei den externen
Kosten. Eine Untersuchung der Allianz Pro
Schiene belegt, dass er 26 Prozent weniger
externe Kosten hat als der Schienenverkehr. Bei
den Wegekosten ist es so, dass es da eine
Uberdeckung gibt. Da hat er schon 312 Prozent,
zahlt seine Wegekosten selbst. Die Bahn hin-
gegen hat nur 56 Prozent. Also bereits jetzt
finanziert er das dreifache an Wegekosten was
er verursacht. CO,-Ausstol3 — das ist auch be-
kannt — da ist er gunstig: 3,1 Kilogramm pro 100
Personenkilometer. Energieverbrauch - da ist er
praktisch das Ein-Liter-Fahrzeug. Er verbraucht
nur zwischen 1,4 und 0,9 Liter pro 100 Perso-
nenkilometer. Zudem hat der Bus eine sehr gute
Sozialfunktion, da er in keinem hohen Preis-
segment verankert ist. Somit er ist gunstig und
spricht also auch Verbraucherkreise an, die sich
andere Reisen nicht leisten kdnnen. Dann das
Argument, dass sich die Verkehrsnachfrage
ansonsten zu Lasten der Bahn verandern wir-
den. Das sehen wir durch nichts belegt. Wir
halten es auch fir falsch insofern, dass hier
einerseits argumentiert wird, Wetthewerbsver-
zerrungen sollen abgebaut werden, andererseits
sollen sie Uber die Maut wieder zugunsten der
Bahn eingefiihrt werden. Dann noch die Forde-
rung — das muss man hier auch mal ganz deut-
lich aussprechen — nach barrierefreien Bussen:
Es ist einfach so, dass es keine barrierefreien
Reisebusse gibt. Und es zeichnet sich auch nicht
ab, dass sie kurzfristig auf den Markt kommen.
Da miisste man also zunéchst erst mal mit der
Industrie sprechen. Und man sollte auch wissen,
dass die Betriebsstunden, fur die solche Fahr-
zeuge ausgelegt werden — im Pkw-Bereich sind
das 5.000 Betriebsstunden, im Lkw 10.000 bis
12.000 Betriebsstunden — die Busse zwischen
30.000 Betriebsstunden (der Reisebus) und
60.000 Betriebsstunden (der OPNV-Bus). Die
Unternehmer, die diesbezuglich investieren,
mussen lhre Fahrzeuge natirlich erst mal so

lange auch aufbrauchen. Das ware mein
Statement zu diesem Punkt, inshesondere der
Maut, kurz und knapp.

Wegfall des Unterwegsbedienungsverbotes:
Das brauchen wir unabhéngig davon, ob der
Fernlinienverkehr nun, so wie vorgesehen, libe-
ralisiert wird oder nicht. Und zwar ganz einfach
aus dem simplen Grund, dass es im grenz-
Uberschreitenden EU-Gelegenheitsverkehr das
Unterwegsbedienungsverbot nicht gibt. Da gibt
es also auch Wetthewerbsnachteile, weil Un-
ternehmen aus anderen EU-Staaten einfach
unterwegs bedienen kodnnen, unsere Unter-
nehmer hingegen nicht. Wir hatten es auch gern,
dass das ohne Einschrénkung freigegeben wird,
weil das keinen Sinn macht, zwischen innerdort-
licher und auR3erértlicher Bedienung zu differen-
zieren. Richtig ist, dass es im Wesentlichen fir
die Uberoértliche Bedienung, um unterwegs mal
zu halten und um eine andere Gruppe aufzu-
nehmen, gebraucht wird. Bereits jetzt ist es
Ubrigens so, dass auch deutsche Unternehmer
innerstadtisch bedienen durfen, wenn der Ver-
kehr aus einer Stadt seinen Ausgangspunkt
nimmt und es durfte da kaum zu chaotischen
Zustanden kommen. Denn es ist schlicht un-
denkbar, dass zum Beispiel bei einer Reise, die
aus Berlin losgeht, dass dieser Bus drei Stunden
lang alle Haltestellen abkurvt, um Géaste aufzu-
nehmen. So eine Reise wirde nicht funktionie-
ren. Wie gesagt, es ware ja auch jetzt schon
zulassig und es bringt auch nichts insofern da zu
differenzieren, weil man es letztlich auch gar
nicht kontrollieren kann.

Dr. Monica Berg (ADAC): Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren, ich danke fur die
Einladung; ich beschrédnke mich in meiner Stel-
lungnahme auf das Thema ,Liberalisierung des
Fernbuslinienverkehrs“. Der ADAC begruf3t,
dass die Entwirfe seitens der Regierung und
auch von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
zum Ziel haben, den Fernbuslinienverkehr zu
liberalisieren. Wir bedauern, dass der Antrag der
Linken sich dem nicht anschlieBen kann, denn
die heutigen Beschrankungen verwehren nach
unserem Eindruck insbesondere preissensiblen
Verbrauchern eine zusétzliche, attraktive Mobil-
itaitsoption. Wir halten allerdings eine sehr
weitgehende Abschaffung von Marktzutritts-
begrenzungen fir geboten. Im Einzelnen: Ers-
tens erwarten wir von einer Markt6ffnung zu-
satzliche und preisgiinstige Angebote fir Rei-
sende. Ein Blick ins Ausland und auch eine
Preisrecherche des ADAC aus dem Jahre 2010
belegen, dass Busreisende im Durchschnitt ein
Drittel weniger zahlen fur eine vergleichbare
Strecke als zum Beispiel Bahnreisende in
Deutschland. Zweitens gibt es in unseren Augen
auch aus Nachhaltigkeitserwdgungen heraus
keinen Grund, dem Verbraucher diese zusatzli-

4



Ausschuss fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 66. Sitzung, 29.02.2012

chen, preisginstigen Angebote zu verwehren.
Der Bus ist grundséatzlich ein sehr sicheres und
auch ein sehr umweltfreundliches Verkehrsmit-
tel. Bei Unterstellung einer realistischen Aus-
lastung hat er wahrscheinlich noch einen Vorteil
in Sachen Nachhaltigkeit. Drittens sind wir davon
Uberzeugt, dass die Eisenbahn beste Voraus-
setzungen hat, in einem liberalisierten Markt bei
der Fernlinie zu bestehen. Die Eisenbahn hat
riesige Startvorteile in diesem Wettbewerb. Ich
sage: nur hoher Bekanntheitsgrad, groRer
Unterwegskomfort, kein Staurisiko auf der Stre-
cke, schnellere Fahrzeiten. Natirlich wird es
Substitutionswettbewerb geben zwischen Fern-
linie und Bahn. Uber das Ausmal wird ja ganz
Uberwiegend nur spekuliert.

Wir glauben, dass der Bus mit seinem sehr
preisgunstigen Angebot vor allem neue, zusatz-
liche Kundengruppen erschlieRen kann. Insofern
sehen wir auch keinen Bedarf, durch Versa-
gungsgriinde einen Konkurrenzschutz fur die
Fernlinie der Bahn aufrecht zu erhalten. Viertens
sehen wir keinen Grund, durch Gbermafiig hohe
Marktzugangsbarrieren das Entstehen dieses
Wettbewerbs zu verhindern oder zu beschrén-
ken. Der Markt muss ja erst einmal entstehen,
braucht dafir etwas Flexibilitdt und braucht auch
— ich sage mal — ,erklimmbare" Zugangshurden.
Und wir sehen Uberlegungen skeptisch, Anbie-
ter, vor allem kleine und mittelstandische An-
bieter von vornherein von diesem Markt fern-
zuhalten. Gleichwohl steckt hinter diesen Zu-
gangsbarrieren natirlich ein richtiger Gedanke,
namlich die Notwendigkeit, dem Verbraucher auf
diesem neu entstehenden Markt einen hinrei-
chenden Schutz einzurdumen. Wir brauchen
hohe Sicherheitsstandards, hohe Umweltstan-
dards, hohe Sozialstandards. Wir glauben auch,
dass wir gute Fahrgastrechte brauchen, die in
einem auf3ergerichtlichen Schlichtungsverfahren
durchsetzbar sein missen. Es ist wichtig und
richtig und wir begriRen es, diese Fragen
rechtzeitig zu regeln. Natirlich wirden wir uns
fur den Verbraucher noch viel mehr wiinschen,
zum Beispiel der Verkauf von Anschlussfahr-
scheinen, Ubergreifende Fahrplaninformation
und so weiter. Aber wir haben Sorge, dass ein
Zuviel an Auflagen das Entstehen dieses Mark-
tes behindern kdnnte. Dartber hinaus sind wir
Uberzeugt, dass das Entstehen dieses Marktes-
bedingt durch mehr Wettbewerb und mehr
Auswahl dem Verbraucher tatsachlich am al-
lermeisten dient. Also, wir winschen uns eine
weitgehende Liberalisierung, flankierende Re-
gelungen und das Ganze mdglichst schnell,
hoffentlich.

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Berg. Jetzt
mdchte ich noch den Beauftragten der Bundes-
regierung fur die Belange behinderter Men-
schen, Herrn Hubert Hippe, recht herzlich be-

grien. Urspringlich hiel3 es, Sie hatten keine
Zeit, deswegen freut es uns sehr, dass Sie doch
Zeit gefunden haben fiur die Anhdrung. Als
nachster Sachverstandiger Herr Brohm vom
Deutschen Landkreistag. Bitte sehr!

Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Vielen Dank Herr Vorsitzender. Sehr geehrte
Damen und Herren, die Liberalisierung des
Busfernverkehrs berihrt die kommunale Da-
seinsvorsorge nur am Rand, ich verweise des-
halb einfach auf unsere Stellungnahme. Insoweit
sehr viel zentraler ist fiir uns die Anpassung des
Personenbeférderungsrechts an die Verordnung
1370/07, weil die Kreise und Stadte als Aufga-
bentrdger die Gewahrleistungsverantwortung
dafir tragen, eine ausreichende Verkehrsbe-
dienung fur die Bevdlkerung organisatorisch,
planerisch und vor allem auch finanziell sicher-
zustellen. Insofern konzentriere ich mich auf die
Fragestellung, inwieweit die Aufgabentrager
nach den Gesetzentwiirfen in die Lage versetzt
werden, ihre Aufgaben der Daseinsvorsorge
tatsachlich rechtssicher und kosteneffizient er-
fullen zu kénnen. bdo und VDV verbreiten ja das
Bild, ,wir haben bereits den besten aller denk-
baren OPNV-Welten und alles ist nur so fortzu-
schreiben, wie es bislang gehandhabt wurde.”
Das ist jedoch unter dem neuen Ordnungsrah-
men, der Verordnung 1370/07 weder rechtssi-
cher mdglich noch politisch wiinschenswert. Der
Grund dafur ist, dass es sowohl Verbesse-
rungsbedarf als auch Potenziale gibt, die es zu
nutzen gilt. Dies gilt insbesondere, wenn wir
angesichts der demographischen Herausforde-
rungen fur die Zukunft eine langfristige Finan-
zierbarkeit der OPNV-Daseinsvorsorge sicher-
stellen wollen.

Zunachst zum Aspekt Rechtssicherheit: Die
Verordnung 1370/07 regelt den Marktzugang
neu fur alle Verkehre, die gemeinwirtschaftliche
Verpflichtung begriinden und fir die im Gegen-
zug finanzielle und/oder marktzugangsrelevante
Vorteile gewahrt werden. Dass solche Vorteile
mit der Liniengenehmigung verbunden sind und
zwar ganz egal, ob Sie eigenwirtschaftlich oder
gemeinwirtschaftlich finanziert werden, steht
auBBer Zweifel, denn sonst mussten wir den
Busfernverkehr nicht liberalisieren. Es gibt in der
Liniengenehmigung den Bestandsschutz, das
Verbot der Doppelbedienung und das Altunter-
nehmerprivileg, welches ja gerade fur den Bus-
fernverkehr liberalisiert wird. Die Liniengeneh-
migung heil3t nicht Vergebensliniengenehmi-
gung, weil sie eben mehr ist als eine unterneh-
menshezogene Zulassung. Sie ist eine linien-
bezogene Marktzuteilungsentscheidung. Das
zentrale Anliegen der Verordnung 1370/07 ist vor
diesem Hintergrund den Wettbewerb um den
Markt zu organisieren und transparente und
diskriminierungsfreie Marktzugangsverfahren
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sicherzustellen. Die Kommission hat in einem
Schreiben an die Republik Osterreich auch be-
tont, dass der Marktzugang ausschlief3lich Uber
die Verordnung 1370/07 zu gewéahrleisten ist,
soweit eben diese Voraussetzungen vorliegen.
Es leuchtet insofern nicht ein, warum man mit
dem Genehmigungswettbewerb ein Marktzu-
gangsverfahren auflerhalb der Verordnung
1370/07 aufrecht erhalten will. Weder ist der
Genehmigungswettbewerb besonders wettbe-
werbsintensiv, noch sind die so bezeichneten
~eigenwirtschaftlichen Verkehre* so eigenwirt-
schaftlich und kostentragend wie der Name das
eigentlich suggeriert.

Lassen Sie mich zwei Ausfiihrungen dazu ma-
chen: Der Genehmigungswettbewerb ist deshalb
nicht so wettbewerbsintensiv, weil die meisten
Genehmigungswettbewerbe wettbewerbsfrei
verlaufen. Im bundesweiten Durchschnitt werden
1,2 Antrage auf eine Linie gestellt. Warum ist die
Teilnahme an dem Genehmigungswettbewerb
so unattraktiv? Weder ist das Vergabeverfahren
transparent, noch ist es fair. Es gibt keine Vor-
abbekanntmachung von Auswabhlkriterien noch
von deren Gewichtung. Genau das ist jedoch ein
Standard bei jedem anderen Vergabeverfahren.
Und es gibt das Altunternehmerprivileg, welches
es dem Bestandsunternehmen ermdglicht, in-
novative ldeen eines Newcomers einfach zu
Ubernehmen. Es ist flr jeden Newcomer unin-
teressant, sich auf eine solche Linie zu bewer-
ben. Das Verkehrsgewerbe muss sich schon
fragen lassen, warum es am Genehmigungs-
wettbewerb festhalten will und warum es ein
Marktzugangsverfahren ablehnt, bei dem die
Kriterien und Bewertungsmalfstabe vorab be-
kannt gemacht werden und nachprifbar sind.
Man kann zudem nicht nachvollziehen, warum
man sich so vehement wehrt, denn der Geneh-
migungs- und der Ausschreibungswettbewerb ist
keinesfalls mittelstandsfeindlich. Das zeigen die
Vergaben im MVV, die zu einer Zunahme der
kleinen und mittleren Unternehmen gefiihrt ha-
ben. Uber die Kostendeckungsgrade bei den
eigenwirtschaftlichen Verkehren kénnte man
sich hier auch unterhalten. Zahlen aus Thirringen
belegen — Abg. Volkmar Vogel wird sie kennen —,
dass lediglich eine Kostendeckung von etwa 60
Prozent erreicht wird. 40 Prozent werden letztlich
nochmal von den Aufgabentrdgern und vom
Land bezuschusst. Auch der VDV hat ausge-
fuhrt, dass die Co-Finanzierung zu einem Prob-
lem im l&ndlichen Raum wird — und hier missen
wir zu einer Neujustierung kommen, auch hin-
sichtlich der Befugnisse von Genehmigungsbe-
hérden und Aufgabentragern. Da besteht ein
Missverhéltnis in dem bestehenden Entwurf der
Bundesregierung, weil sie keinerlei Bindung an
die Vorgaben des Aufgabentrdgers beinhaltet
und der Aufgabentrager nicht die Méglichkeit hat,
Vorstellung zu Taktdichte, Barrierefreiheit, Be-

dienungsstandards oder auch Sicherheit im
OPNV — Stichwort Videoiiberwachung — durch-
zusetzen. Die bislang ublichen nachtraglichen
finanziellen Betrauungen, die dazu dienen, die
Liucke zwischen dem eigenwirtschaftlichen
Verkehrsangebot und dem Bedienungsstandard,
so wie vom Aufgabentrdger vorgesehen, zu
schlieBen, sind sehr teuer, weil sie mangels
Wettbewerb nur mit dem Inhaber der Linien-
konzession vereinbart sind. Des Weiteren sind
sie kiinftig nach der Verordnung 1370/07 weder
vergaberechtlich noch beihilferechtlich zulassig.
Insofern ist eine Bindung an die Vorgaben not-
wendig und der Vorschlag, der auch im Bun-
desrat Mehrheit gefunden hat, die Vorgaben der
Vorabbekanntmachung als Messlatte fur die
eigenwirtschaftlichen Verkehre anzulegen, wird
von uns als Kommunale Spitzenverbande nach-
traglich unterstitzt.

Folkert Kiepe (Deutscher Stadtetag): Herr
Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich kann an die Ausfilhrungen meines
Vorredners, wie Sie sich denken kdnnen, nahtlos
anknupfen. Als Vertreter der kreisfreien Stadte,
aber auch der Ubrigen Stadte, die als Aufgaben-
trager auf der kommunalen Gebietsebene Ver-
antwortung tragen, nicht aus eigenem Recht,
sondern aus zugewiesenem Recht durch die
jeweiligen Nahverkehrsgesetze der Léander,
mdchten wir diese Diskussion, die wir seit der
Beschlussfassung Uber die EU-Verordnung
1370/07 im Jahre 2007 fihren, moglichst schnell
zu Ende bringen. Das ist deshalb notwendig, um
die nicht vorhandene Rechtssicherheit moglichst
bald wiederherzustellen. Die Diskrepanz zwi-
schen dem seit 2009 geltenden EU-Recht und
dem Deutschen Personenbeférderungsgesetz
ist fur jeden erkennbar, auch fur Anwaltskanz-
leien und fur Gerichte. Wir sind der Meinung,
dass der Souverdn, das Parlament diese
Rechtsunsicherheit durch Beseitigung dieser
Diskrepanz mdglichst bald beenden sollte.
Deshalb als erstes noch einmal: Es ist unser
Hauptziel, das PBefG mdglichst bald der
EU-Verordnung 1370/07 anzupassen, um wie-
der Rechtssicherheit zu bekommen, sowohl fur
die Aufgabentrager als auch fur die Unterneh-
men, die hier in diesem Aufgabenfeld agieren.
Dazu liegen verschiedene Vorschlage auf dem
Tisch. Wie Sie wissen, haben die Kommunalen
Spitzenverbande dezidierte eigene Positionen
formuliert und dazu auch vor nicht langer Zeit
einen eigenen Gesetzentwurf vorgelegt. Wir
wissen, dass dieser so im Deutschen Bundestag
nicht mehrheitsfahig ist, gleichwohl méchten wir
an die vier entscheidenden Forderungen noch
einmal erinnern: Erstens, aus unserer Sicht gilt
die EU-Verordnung uneingeschrankt fur alle
Nahverkehrsleistungen. Daran muss man sich
einfach orientieren bei der Deutschen Gesetz-
gebung. Zweitens: Die Aufgabentrager missen
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aus unserer Sicht auch zustandig fur die Li-
niengenehmigung sein. Drittens: die rechtliche
Verbindlichkeit der vom Aufgabentréager aufzu-
stellenden Nahverkehrspléne ist fir uns unab-
dingbar. Und viertens muss die Direktvergabe an
kommunale Unternehmen moglich sein. Das ist
gerade das Entscheidende, was in der
EU-Verordnung geregelt wurde: Das Wahlrecht
der Aufgabentrager zwischen der Vergabe im
Wettbewerb und der Direktvergabe an eigene
kommunale Unternehmen nach bestimmten
Kriterien. Nicht frei im Ermessen, sondern an
Bedingungen geknipft.

Diese vier Punkte sind, wie Sie wissen, unsere
Forderungen. Die ersten zwei sind wahrschein-
lich nicht mehrheitsfahig. Wenn dies denn so ist
und demnach die eigenwirtschaftlichen Verkehre
Vorrang haben sollen und die staatliche Ge-
nehmigungsbehoérde fir die Erteilung von Li-
nienverkehrsgenehmigungen weiterhin im Spiel
bleiben soll, dann ist es umso wichtiger, dass die
Nahverkehrsplane der kommunalen Aufgaben-
trager rechtlich verbindlich sind fir uns, fur die
kommunalen Aufgabentrager, fur die Unter-
nehmen und auch fir die staatlichen zustandi-
gen Behoérden. Nur so kdnnen die Aufgaben-
trager namlich ihrer Verpflichtung, die sich aus
Bundes- und Landesrecht ergibt, gerecht werden
im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge.
Herr Brohm hatte ja auf den Begriff, ,ausrei-
chende Verkehrsbedienung“ hingewiesen. Das
ist ja der Gesetzesbegriff - nicht unsere Erfin-
dung - firr eine ausreichende Verkehrsbedienung
in den Stadten, Gemeinden und Kreisen zu
sorgen. Und die Definition der jeweils ausrei-
chenden Verkehrsbedienung ist unterschiedlich
zwischen Mecklenburg-Vorpommern, Bayern,
der Rheinschiene und so weiter. Diese kann nur
durch die kommunalen Gebietskorperschaften,
durch die demokratisch legitimierten Rate und
Kreistage definiert werden. Niemand anders
kann lhnen diese Aufgabe abnehmen. Die
kommunalen Gebietskdrperschaften missen je
nach dem Wunsch der Birger einerseits und
nach der jeweiligen Finanzlage andererseits
Uber Planung, Organisation und Finanzierung
des ortlichen Nahverkehrsangebots entscheiden
kénnen. Und ich betone den letzten Punkt des-
halb, weil ein Nahverkehrsplan nach unserer
Auffassung alle diese drei Elemente enthalt:
Planerische Vorgaben, Organisationsregelun-
gen und auch die Finanzierungsfrage. Das heil3t,
die Sorge, die immer wieder artikuliert wird, dass
da Dinge definiert und reingeschrieben werden
im Nahverkehrsgewerbe, die dann andere be-
zahlen mussen, die ist umso geringer je starker
auch die Finanzregelung dort angesprochen
wird. Kein Rat, kein Kreistag kann da planerische
Vorgaben formulieren, die nicht im Finanzie-
rungsteil auch gedeckt sind und deshalb noch
einmal der Appell: Es liegen verschiedene Ent-

wirfe auf dem Tisch, auch unterschiedliche
Aussagen zum Nahverkehrsplan. Man kann da
Uber verschiedene Varianten mit Sicherheit noch
diskutieren, man kann eine starkere Einbindung
der Unternehmen regeln und man kann auch
daruber reden, wie im Fall des Nahverkehrs-
plans, welcher Teil rechtlich verbindlich ist. Aber
das wir Uber die Kernaussagen des Nahver-
kehrsplans eine rechtlich fir alle Seiten verbind-
liche Regelung bekommen, das ist unser drin-
gendes Anliegen. Vielen Dank Herr Vorsitzen-
der!

Alexander Kirchner (EVG): Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren, vielen Dank fir die
Einladung, die Mdglichkeit unsere Position aus
Sicht der Arbeitnehmer zu den Gesetzentwirfen
vorzutragen. Wir haben uns mit den Kollegen
von ver.di abgestimmt, dass wir den Bereich
Fernlinienbus durch mich darstellen und ver.di
sich den Nahverkehr anschaut. Um es gerade
vorweg zu nehmen, wir sind nicht generell gegen
den Fernlinienbus. Der Fernlinienbus kann sehr
wohl eine sinnvolle Erganzung im Verkehrsan-
gebot der Verkehrsversorgung in Deutschland
darstellen. Wir sind nur dagegen, dass er so
eingefuhrt wird, wie er jetzt hier in den Gesetz-
entwirfen vorgesehen ist, weil er einerseits zu
einer Gefadhrdung der Gesamtversorgung mit
Schienenpersonenverkehrsleistungen fiihrt und
zum anderen ohne rechtliche und ausreichende
Flankierung der Schutzrechte der Arbeithehme-
rinnen und Arbeitnehmer stattfindet.

Es fehlt ein Gesamtkonzept fir den Bereich
Verkehr und dies ware notwendig, um dann auch
klar zu definieren, welche Leistungen in diesem
Gesamtkonzept durch die Schiene und welche
durch die StralBe zu erbringen sind. Was die
Hauptzielrichtung unserer Kritik anbelangt, da
geht es naturlich um die Lohnsozialstandards,
der in diesem Bereich beschéftigten Arbeitneh-
mer. Wir erleben heute schon im Markt, dass es
hier zu Lohn- und Sozialdumping kommt, ins-
besondere durch das Ausland. Nach Deutsch-
land hereingebrachte Fernlinienbusverkehre
setzen die deutschen Lohnsozialstandards unter
Druck. Selbst deutsche Unternehmer bedienen
sich mehr und mehr Subunternehmern auslan-
discher Arbeitnehmer. Wenn Sie sich das mal
anschauen bei Deutsche Touring oder bei
Sindbad, die jetzt schon im Markt sind. Da kann
man feststellen, dass deutsche Lohnsozial-
standards keine Rolle mehr spielen. Der Wett-
bewerb muss deshalb mit entsprechenden Re-
gelungen flankiert werden. Hierzu haben wir in
unserer Stellungnahme entsprechende Vor-
schlage gemacht und wirden darum bitten, dass
in der Abschlussberatung auch versucht wird,
hierauf nochmal einzugehen. Insbesondere die
Frage der Kontrolle ist ungeregelt. Das heif3t, wir
brauchen nicht nur Lohnsozialstandards, die
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Uber eine analog dem Postgesetz vorgesehene
Regelung abzusichern waren, sondern auch
entsprechende Kontrollen, damit sie auch ein-
gehalten werden. Was die Konkurrenzierung des
Schienenpersonenverkehrs anbelangt, méchte
ich auf zwei Dinge hinweisen: Wir beflirchten
zum einen, dass es zu einer Ausdinnung im
Fernverkehr kommen wird, insbesondere in
raumlichen und zeitlichen Randlagen. Und auch
die 50 Kilometergrenze, die in den Entwirfen
vorgesehen ist, wird dazu fuhren, dass es zu
einer Konkurrenzierung des SPNV kommen wird
und letztendlich dartber auch wieder Kosten auf
die Allgemeinheit abgeladen werden. Wir sind
auch fur die Maut, weil wir glauben, dass mit den
Mauteinnahmen zweckgebunden die Infrastruk-
tur — welche notwendig ist, um den Fernreisebus
auch in den Stadten bewadltigen zu kénnen —
finanziert werden muss. Hierzu haben die
Kommunen, die Stadte kein Geld und letztend-
lich funktioniert nur Uber eine entsprechende
Finanzierung auch letztendlich eine verniinftige
Anbindung. Der letzte Punkt, den ich ansprechen
will, ist dass Thema Verbraucherschutz: Wir
fordern mindestens den gleichen Standard wie
im Schienenverkehr. Es kann nicht sein, dass
der Fernreisebus andere Verbraucherschutzre-
gelungen hat als die, die im Schienenverkehr
gelten. Und nur noch ein Hinweis zum Schluss:
Heute konnen Schwerbehinderte kostenfrei —
ohne dass es Ausgleichszahlungen gibt — den
Fernschienenverkehr nutzen. Auch der steht
natirlich unter Druck, wenn es hier zu einem
Wettbewerb kommt. Es muss daher mit Gberlegt
werden, inwieweit eine solche kostenfreie Nut-
zung dann dberhaupt noch machbar ist. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Kirchner. Sie
waren der Erste, der sich an die drei Minuten
gehalten hat. Herr Krawinkel, vielleicht kann man
sich in dem Fall die EVG als Vorbild nehmen.

Holger Krawinkel (vzbv): Herr Vorsitzender, ich
werde mir alle Mihe geben. Aus Verbraucher-
sicht ist es naturlich entscheidend, dass es im
OPNV gute Erreichbarkeit, ein moglichst dichtes
Liniennetz, hohe Taktfrequenz, gute Linienab-
stimmung, Umsteigeverbindungen und so weiter
gibt. Das heif3t, alles das setzt natirlich einen
Plan voraus. Eine Planung, die auch durchge-
halten werden muss. Wir sehen die Gefahr, dass
es zu Problemen mit der Qualitat der Verkehre
kommt, wenn jetzt durch eigenwirtschaftliche
Verkehre die bisherige Systematik durchbrochen
wird. Also geringere Taktfrequenz, schlechteres
Fahrzeugmaterial und so weiter, das dann vom
Aufgabentrager und der Kommune nicht mehr
beeinflusst werden kann. Entscheidend ist zu-
nachst der Dienstleistungsauftrag. Das ist im
Prinzip die einzig verbindliche Regelung, die zur
Zeit bleibt. Man kann sich naturlich auch vor-
stellen, den Nahverkehrsplan insgesamt ver-

bindlicher zu machen. Aber wenn ich das richtig
Uberblicke, ist das in den vorliegenden Gesetz-
entwirfen nicht vorgesehen. Deswegen ist die
starkere Bindungswirkung, die ja auch zum Teil
vorgeschlagen wird, der Nahverkehrswege zur
Zeit nicht ausreichend, solange eben diese Ver-
bindlichkeit nicht vorgesehen ist. Wir haben auch
ein Problem damit, dass die Regelung, wie sie
die Bundesregierung vorsieht, mit EU-Recht
nicht vereinbar sind. Da sehen wir das Problem
der Exklusivitét bei bestehenden Verkehren. Ich
denke, das fuhrt dann zu unnétigen Rechts-
streitereien, die sich ergeben kdnnen und zu
Lasten der Kunden ausgetragen werden.

Zu den Fernbussen folgende Ausfuhrung: Wir
haben die Liberalisierung des Fernbusverkehrs
immer begruf3t. Wir schatzen die Gefahr, dass
der Schienenverkehr leidet, als nicht ganz so
grof3 ein. Wir sehen hier unterschiedliche Mdg-
lichkeiten, andere Bevdlkerungsgruppen auch
dem offentlichen Verkehr zuzufiihren, weil dort
moglicherweise andere Kundensegmente ein
hoheres Interesse entwickeln. Wir finden aller-
dings auch, dass die Vorschlage des Bundes-
rates im Hinblick auf Verbesserung der Fahr-
gastrechte, Anschlussfahrausweise, transpa-
rentes Angebot mit einer Ubersichtlichkeit
durchaus sinnvoll sind. Ich verstehe das Argu-
ment, dass man am Anfang nicht zu viel ver-
langen darf, damit sozusagen der Start nicht
gefahrdet ist. Dennoch glaube ich, dass es auch
im intermodalen Wetthewerb gerecht zugehen
muss. Von daher unterstiitzen wir auch die
Forderung, die eben von der EVG vorgetragen
wurde im Hinblick auf die Fahrgastrechte. Aller-
dings, diese Bemerkung vielleicht noch am En-
de: Uns geht einiges nicht weit genug. Zum
Beispiel bei den Planungsinstrumenten. Inner-
halb des Nahverkehrsplans wirden wir uns
winschen, dass eine starkere Beteiligung der
Verbraucherorganisationen an der Entstehung
dieser Plane auch gesetzlich verankert wird.
Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Krawinkel, auch
hervorragend in der Zeit! Frau Leonard!

Christiane Leonard (bdo): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren, Sie
haben mich hier heute eingeladen, um als Ver-
treterin des Mittelstandes eine Einschéatzung zu
den vorliegenden Entwirfen zu geben. Ich freue
mich natdrlich dartber und ich mache das auch
sehr gerne. Ich méchte Ihnen auch eine sehr
ehrliche Einschatzung geben, denn wenn ich
mich hier bei meinen dreizehn Kolleginnen und
Kollegen so umschaue, bin ich wohl die einzige
Sachverstandige, die allein mittelstandische
Interessen vertritt. Man konnte also sagen, es
steht dreizehn zu eins. Und ich hoffe nicht gegen
den Mittelstand, das wéare namlich fatal fir uns.
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Das PBefG ist die Grundlage fur 5.000 Unter-
nehmen in Deutschland, von denen die aller-
meisten Mittelstandler sind. Fir diese Unter-
nehmen geht es um Alles. Meine Damen und
Herren, Sie entscheiden in den nachsten Wo-
chen Uber die Zukunft und die Existenz dieser
mittelstandischen Unternehmen. Ich muss das
heute nochmal so deutlich sagen. Ich werde
immer wieder gefragt, was man denn fur den
Mittelstand tun kann, wie man ihn denn schitzen
kann? Es werden wissenschaftliche Gutachten
eingeholt, darin ist von Mittelstandskompo-
nenten und von Buirokratieabbau die Rede.
Meine Damen und Herren, das ist alles gut und
schon, aber es ist viel einfacher. Vor allen Din-
gen hier beim PBefG: Belassen Sie es so, wie es
der Regierungsentwurf vorsieht, bei der beste-
henden Gesetzessystematik sowie beim Vorrang
der eigenwirtschaftlichen Verkehre! Andern Sie
nichts an den wichtigen Stellschrauben!

Einige sind schon angesprochen worden: Der
Nahverkehrsplan, die neutrale Genehmigungs-
behorde, das ist der allerbeste Schutz des Mit-
telstandes. Um das zu erkennen brauchen Sie
keine Gutachten einzuholen, denn die grof3e
Anzahl der mittelstdndischen Unternehmen in
Deutschland spricht fur sich. Wenn wir namlich
Uber die Grenzen zu unseren Nachbarn schau-
en, finden wir eine vollig andere Situation wieder.
Mittelstandische Strukturen sind dort im OPNV
so gut wie nicht vorhanden, der Markt ist zwi-
schen internationalen Grofl3konzernen aufgeteilt
oder durch Inhouse-Vergaben abgeschottet. In
Schweden, wo man schon vor Jahren den Mit-
telstand durch die Verstaatlichung ausgerottet
hat, erkennt man heute, dass es dem OPNV
massiv geschadet hat. Ganz aktuelle Studien
stellen fest, dass dem OPNV hohe Millionenbe-
trage durch ineffiziente Ausschreibung verloren
gehen. Es geht aber noch weiter: Den Aufga-
bentrdgern drohen die Verkehrsunternehmer
schlichtweg auszugehen. Mit anderen Worten:
Es sind gar keine Unternehmer mehr da, die Giber
Ausschreibungen tberhaupt noch verninftige
Angebote abgeben wollen. Jetzt rudern die
Schweden zuriick. Ganz neu, seit Januar dieses
Jahres setzt man wieder auf eigenwirtschaftli-
chen Nahverkehr. Aufgabentréager, die bislang
allein die gesamte Organisation des OPNV
Ubernommen haben, sollen diese Kompetenzen
wieder abgeben. Die Verkehrsunternehmen
hingegen sollen wieder die Chance haben, ei-
gene Konzepte umzusetzen.

Ich meine, meine Damen und Herren, wir sollten
nicht die gleichen Fehler machen, wir sollten aus
diesen Fehlern lernen. Es steht auch zu viel auf
dem Spiel: namlich die Existenz von 5.000 Un-
ternehmen. Und profitieren wirden nur einige
wenige, namlich eine Handvoll Global-Player.
Die sind hier heute auch vertreten, namlich von

Herrn Meyer. Klar, dass die aus ihrer Sicht das
argerliche PBefG am liebsten ganz weg haben
wollen. Endlich freie Bahn! Wir werden es gleich
sicherlich horen. Seit Jahren stehen namlich
diese Konzerne an den Grenzen Deutschlands in
den Startlochern, um unseren deutschen Markt
zu erobern. Bislang ist es ihnen nur in Teilen
gelungen. Dank PBefG halten die Mittelstandler
stand, weil der Genehmigungswettbewerb ihre
Ortskenntnisse und ihr Wissen erfordert und sie
kénnen es dort einbringen. Ist der Mittelstand
aber erst einmal vom Markt verschwunden, wird
sich auch das auf die Qualitat auswirken, meine
Damen und Herren. Bitte lassen Sie das nicht zu!
Die EG-Verordnung zwingt auch nicht dazu. Es
ist auch falsch, was zu diesem Thema bislang
gesagt worden ist. Jetzt méchte ich noch kurz
etwas zum Fernverkehr sagen, das ist fir uns
auch ein wichtiges Thema.

Vorsitzender: Aber bitte sehr kurz!

Christiane Leonard (bdo): Ja, sehr kurz. Ich
schliee mich auch meinen beiden Vorredne-
rinnen in den wesentlichen Punkten an. Eins
mdochte ich aber noch sagen: Die geradezu in
Horrorszenarien an die Wand gemalte Abwan-
derungswelle der Fahrgéaste von der Schiene zur
Bahn ist véllig absurd, ist absolut unrealistisch.
Und wenn man sich die Gutachten mal anguckt,
dann stellt man oft fest, dass das alles falsch ist.
Und auch wenn das nicht sehr popular ist, meine
Damen und Herren, ich mochte es hier und heute
doch so sagen: Sowohl die Betreiber der Infra-
struktur als auch die der Fahrzeuge sind weit
davon entfernt, vollstandige Barrierefreiheit in
den néchsten funf Jahren sicherzustellen. Nach
derzeitigem Stand der Technik gibt es nicht
einmal eine Definition fur den barrierefreien
Reisebus, geschweige denn eine ECE-Norm.
Das kann man schlimm finden und das kann man
auch fur einen fuhrenden Industriestandort wie
Deutschland und Europa ganz schlimm und auch
unangemessen finden. Aber, meine Damen und
Herren, es ist die Realitat, vor der kbénnen wir uns
nicht verschlieBen. Jetzt wollen Sie die kleinen
und mittelstandischen Unternehmen, die zu
dieser Situation am wenigsten beitragen kdnnen,
dazu bringen, das alles zu andern. Und ganz
kurz noch etwas zum Ticketvertrieb...

Vorsitzender: Eigentlich nicht, weil Sie sind
jetzt...

Christiane Leonard (bdo): Ganz kurz! Sie
wirden nicht auf die Idee kommen, der Luft-
hansa vorzuschreiben, dass die flr Airberlin
Tickets verkaufen soll. Soviel will ich nur dazu
sagen. Warum schreiben Sie das uns vor? Vie-
len Dank fiir die Aufmerksamkeit!
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Vorsitzender: Als nachster Redner Herr Metz
vom VDV!

Reiner Metz (VDV): Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete, sehr geehrte Damen und Herren! Zur
Vorbereitung des heutigen Termins hatten wir
gemeinsam mit dem bdo unter dem 23. Februar
2012 eine gemeinsame Stellungnahme zu dem
aus unserer Sicht wichtigen Punkten tbermittelt.
Hinzugefiigt war auch eine Synopse, die Ein-
zelvorschlage enthalt. Abgesehen von dem
Fernbusthema, zu dem wir jeweils gesondert
Stellung genommen haben, sind sich bdo und
VDV daruber einig, dass die PBefG-Novelle jetzt
maoglichst ohne formelles Vermittlungsverfahren
auf die Zielgerade gefuhrt werden muss. Wir
wirden uns sehr freuen, wenn dieser Termin
dazu beitragen kdnnte. Vergleicht man die poli-
tische Debatte zum Thema PBefG in der letzten
Legislaturperiode und das, was in Gestalt von
Bundestagsdrucksachen und an Stellungnah-
men der Verbénde heute wieder auf dem Tisch
liegt, so ist leider nicht allzu viel Bewegung
festzustellen. Immerhin haben sich bdo und VDV
in Richtung eines tragfahigen Kompromisses
bewegt. Das ist zwar gut, denn die von den
Verbanden repréasentierten Verkehrsunterneh-
men und Verbundorganisationen umfassen
praktisch den allergrof3ten Teil des deutschen
OPNV-Marktes. Das ist aber angesichts der
Uneinigkeit zwischen dem Regierungslager auf
der einen und der Opposition und der Lander-
mehrheit im Bundesrat auf der anderen Seite
nicht ausreichend. Denn klar ist, ohne einen
Konsens zu den wesentlichen Inhalten wird
keine PBefG-Novelle zustande kommen, da es
sich hierbei um ein zustimmungsbedurftiges
Gesetz handelt.

Kern des Dissenses zwischen Bundesregierung
und Landermehrheit ist die Verschiebung der mit
der PBefG-Novelle schon im Jahre 1996 fest-
gelegten Balance zwischen Aufgabentragern,
Genehmigungsbehdrden und Verkehrsunter-
nehmen. Wahrend der Regierungsentwurf, die
den zustandigen Behorden eréffneten Hand-
lungsspielraume der Verordnung 1370/07 nicht
bundeseinheitlich, klar und ausdrtcklich aner-
kennt, sondern in Teilen einschranken méchte,
will die Bundesratsmehrheit die Festlegungs-
kompetenz fir OPNV-Angebote vor Ort, auch im
Hinblick auf eigenwirtschaftliche Verkehre bei
den Aufgabentragern ansiedeln. Das liegt, meine
Damen und Herren, sehr weit auseinander.
Meine Wahrnehmung der jiingsten Gesprache
mit dem Regierungslager ist, dass es dort zu
wesentlichen Fragen noch keine klare, gemein-
same Linie gibt. Mich persénlich beschleicht
sogar der Eindruck, dass das Bundeswirt-
schaftsministerium und die FDP im Begriff sind,
ein sinnvoll geschniirtes Gesamt-Kompromiss-

Paket zum PBefG — zumindest objektiv — gegen
die Wand zu fahren. Und das gegen das aus-
drickliche Petitum der mal3gebenden Wirt-
schaftsverbande, bdo und VDV.

Ich sage hier ganz deutlich: Die OPNV-Branche
braucht jetzt Klarheit und Rechtssicherheit im
Kernbereich des PBefG. Dabei geht es um die
rechtssichere  Anwendungsmaoglichkeit aller
Vergabeoptionen, die die Verordnung 1370/07 in
Deutschland bietet. Zudem geht es um die
Adaption des Liniengenehmigungserteilungs-
verfahrens nach dem PBefG in die Welt der
Verordnung 1370/07. Oder — etwas weniger
fachlich ausgedrickt — es geht um die Zukunft
des téaglichen Brot-und-Butter—Geschaftes im
OPNV. Geniigend Bedrohungen der im interna-
tionalen Vergleich guten Qualitat des deutschen
OPNV ergeben sich schon aus der angespann-
ten Lage der offentlichen Kassen sowie aus den
enormen Herausforderungen, die aus der zu-
nehmend ungleichen Entwicklung in den grof3en
Stadten und auf dem flachen Land resultieren. In
den Stadten wissen wir nicht mehr, wie wir den
Anstieg der Nachfrage befriedigen und Ersatz-
investitionen stemmen koénnen; im landlichen
Raum schlagt in vielen Regionen bereits die
Demographie zunehmend negativ durch. Wir
brauchen deshalb ein PBefG, das die Anwen-
dung der heutigen Finanzierungsinstrumente
nicht noch zusatzlich infrage stellt oder verun-
klart, sondern sichert. Und ich erganze fiir den
VDV: Wir brauchen keine Experimente fir
Fernbusse, die den ohnehin schwieriger wer-
denden OPNV kiinftig auch noch kannibalisieren
dirften. Wir moéchten zusatzliche Fahrgaste fir
den OV, aber nicht zulasten der Eisenbahnen
und des OPNV. Wer auf unterschiedlichen Sei-
ten der Skala die in der EG-Verordnung 1370/07
festgelegten Limits Uber den relativen Vorrang
eigenwirtschaftlicher Verkehre hinaus mit nati-
onalen Spezial- oder Sonderregelungen weiter
einschréanken, verunklaren oder erweitern
mochte, riskiert unter den gegenwartigen, poli-
tischen Mehrheitsverhaltnissen in Bundestag
und Bundesrat eine nicht auflésbare
Patt-Situation. Zwangslaufige Folge:

Vorsitzender: Kommen Sie auch langsam zum
Schluss?...

Reiner Metz (VDV): Das Vakuum wiirde féderal
durch die 16 Lander und die Rechtsprechung
geflllt werden.

Schlusshemerkung: Man wundert sich in Bris-
sel, dass Deutschland im Jahre 2006 Interpreta-
tionsspielrdume zugunsten der bisherigen Praxis
gegen den Widerstand aus anderen Mitglieds-
staaten durchgesetzt hat, diese Spielrdume jetzt
aber national nicht nutzen moéchte. Ein klares
und zlgiges Signal wéare deshalb auch vor die-
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sem Hintergrund zwingend erforderlich. Letztes
Wort: Beim Zustandekommen der genannten
EG-Verordnung und auch bei den anderen
grundlegenden Regelwerken des deutschen
Wirtschaftsrechts gab und gibt es heute noch
Uber parteipolitische Grenzen hinweg einen
Konsens: Der Wirtschaft einen soliden und
langfristig kalkulierbaren Ordnungsrahmen zu
geben, das misste auch fir das PBefG gelten.
Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank. Ich méchte noch
einmal darauf hinweisen: Wenn alle so Uber-
ziehen, dann kommen wir Uberhaupt nicht mit
der Zeit hin. Wir haben vierzehn Sachverstan-
dige und die Fraktionen moéchten dann fragen
und da haben Sie auch jeweils noch Zeit, zu
antworten. Das Verfahren wird nachher namlich
so sein, dass ein Abgeordneter maximal zwei
Sachverstandige befragt; diese kdnnen dann
jeweils wieder antworten. Als nachstes Herr
Meyer.

Wolfgang Meyer (mofair): Ich mochte dann
zum Thema Marktverfassung, Gebietsmonopole
und DB-Volumen im Markt gefragt werden. Dann
sage ich dazu jetzt nichts. Ich mdchte auch nicht
die Art der Publikumsbeschimpfung hier fort-
setzen... Vielleicht drei, vier, funf direkte An-
merkungen: Wenn man auf européischer Ebene
das Instrument der Direktvergabe zuldsst, dann
sind wir der Auffassung, dass wir daflir ein
transparentes Verfahren brauchen. Das kann
man in Form von Interessenbekundungen ma-
chen. Der Rechtsweg dafiir sollte sich nicht nach
den Verwaltungsgerichten bis zum Sankt-
Nimmerleins-Tag richten. Vielmehr sollte er von
den Vergabekammern mit entsprechenden
Fristen ausgetragen werden. Wenn beispiels-
weise zwei Angebote vorliegen und sich jemand
beschwert, dass er dann vor der Vergabekam-
mer innerhalb kirzester Frist sein Recht suchen
kann. Wenn es bei den Konzessionen her-
kdmmlicher Art verbleibt: Wir sind der Auffas-
sung, dass das nicht erforderlich ist. Man kann
das genauso machen wie beim Taxigewerbe:
Die  Zuverlassigkeitsprifung, wirtschaftliche
Zuverlassigkeit, personliche Zuverlassigkeit des
Unternehmers. Ansonsten eine gleichlaufende,
vertragliche Vereinbarung im Rahmen des
Dienstleistungsauftrages auf der Ebene derje-
nigen, die die Musik bestellen und sie am Ende
hoffentlich auch bezahlen.

Damit bin ich bei der Frage: Soll der Nahver-
kehrsplan eine Verbindlichkeit erlangen oder
nicht? Wir sind der Auffassung: Ja! Aber er sollte
nicht die Farbe des Stoffes in dem Fahrzeug
regeln, sondern er sollte wichtige Standards wie
Sozialstandards, Bedienungsqualitat, Bedie-
nungshaufigkeit und dergleichen mehr regeln.
Die Aussage, die dahinter steht, ist: Wir brau-

chen einen Gleichklang, wenn wir einen Ver-
kehrsvertrag haben, der beispielsweise uber
acht Jahre geht mit der Konzession, entspre-
chend so wie sie heute gilt, erhalten bleibt und
dann auch gleichzeitig mit einer entsprechenden
Finanzierungsvereinbarung. Also, das waren
schon mal Anmerkungen zum Stadtverkehr,
Fragen gerne spater. Die Betriebspflicht Fern-
verkehr wirden wir ablehnen. Der Gesetzgeber
oder eine von lhnen beauftragte Institution der
offentlichen Hand sollte nicht dariiber entschei-
den, ob und in welchem Umfang und zu welchen
Zeiten die Grol3mutter ihren Enkel besucht, weil
sie in Minchen wohnt und der Enkel in Hamburg.
Das sollte sich im Markt entwickeln. Gentigend
Standards sind vorhanden, im Ubrigen gelten
auch fur Fernbus-, Omnibusfahrer Tarif- und
Sozialstandards, dafur gibt es geniigend Vor-
schriften, das brauche ich nicht gesondert zu
regeln. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Ganz hervorragend,
exakt drei Minuten! Herr Roske!

Dr. Volker Roske (ver.di): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren,
die meisten OPNV-Unternehmen haben die
Ubergangsregelung der Verordnung bis 2019
genutzt und wurden als kommunale Unterneh-
men mit der Durchfiihrung der Verkehrsleistung
betraut. In den meisten Fallen gab es Restruk-
turierungen mit abgesenktem, niedrigeren Ent-
lohnungsstrukturen und weitreichender Intensi-
vierung der Arbeit. Andererseits laufen in den
kommenden Jahren — verstéarkt ab 2014 — in den
Nahverkehrsunternehmen die bisherigen Linien-
genehmigungen aus. In Erganzung zu der
schriftichen Stellungnahme mdéchte ich kurz
darauf eingehen, warum fir ver.di die folgenden
Punkte als faire Rahmenbedingungen fir die
Arbeit der Beschéftigten von zentraler Bedeu-
tung sind. Erstens: Umfassende Anwendung der
Verordnung fur samtliche Linienverkehre, keine
Genehmigungen sogenannter eigenwirtschaftli-
cher Verkehre auf3erhalb der Verordnung, klare
und eindeutige Kompetenzen fur die Aufgaben-
trager, voller Anerkennung und Umsetzung des
kommunalen Selbstverwaltungsrechtes bei der
Direktvergabe und die Moglichkeiten der Vor-
gabe von Sozial- und Tarifstandards! ver.di sieht
bei einer nicht-umfassenden Anwendung der
Verordnung fir séamtliche Linienverkehre die
Gefahr der Rosinenpickerei. Dadurch wird so-
wohl das Produktionskonzept der bestehenden
Unternehmen geféhrdet, aber auch einheitliche
Bedienstandards. Liniengenehmigungen auf3er-
halb der eigenwirtschaftlichen Verkehre und der
Verordnung verzerren die Marktchancen und
setzen eine Dumping-Spirale in Bewegung, die
auf dem Rucken der Beschéaftigten ausgetragen
wird. Unterschiedliche Marktzugangsregelungen
erschweren es den Unternehmen, aber auch den
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Interessenvertretungen der Beschéftigten, sinn-
volle und langfristig tragfahige Produktionskon-
zepte zu entwickeln und mitzutragen. Unter-
schiedliche Markzugangsregelungen geféhrden
nachhaltig den Betriebsfrieden.

Zu den Ausfuihrungen der Aufgabentrager haben
dankenswerter Weise die Vertreter der Kom-
munalen Spitzenverbande das notwendige ge-
sagt, denen sich ver.di voll inhaltlich anschlieft.
Eine Erganzung noch: Eine Schiedsrichterfunk-
tion, wie im Regierungsentwurf vorgesehen,
verwassert die Steuerungsmaoglichkeiten und die
Verbindlichkeit des Nahverkehrsplans. Auch
damit ist das Produktionskonzept als verbindli-
che Grundlage fir die Betriebe gefahrdet.
SchlieRlich vermisst ver.di im Regierungsentwurf
die eindeutige Klarstellung der Direktvergabe an
das eigene Unternehmen und an kleinere Mit-
telbetriebe. Er schafft keine Sicherheit, sondern
Unsicherheit fir Unternehmen und die Beschéaf-
tigten. Hier werden unnétige, sachfremde Prob-
leme geschaffen. Eine Direktvergabe an kleine
Mittelbetriebe férdert die mittelstandigen Struk-
turen der Familienunternehmen wie Beispiele im
Landkreis MeiRen und anderswo zeigen. ver.di
vermisst ebenso die ausdrickliche Klarstellung
der Moglichkeit der wirkungsvollen Vorgabe von
Tarif- und Sozialstandards zum Schutze der
Beschéftigten, nicht nur bei einem mdoglichen
Betreiberwechsel. Die Verankerung von Sozial-
standards als Kann-Vorschrift wird begrift,
jedoch st sie nicht ausreichend. Deswegen
halten wir eine Festschreibung bindender Sozial-
und Tarifstandards im PBefG ebenso wie die
EVG fur erforderlich. Schlie3lich mochten wir
bitten, dass in der Abschlussberatung insbe-
sondere die Anderungsantrage des Bundesrates
Berucksichtigung finden, da es dort einen an-
deren sachgerechten Ansatz fir die Anpassung
der Vorgaben der Verordnung an das PBefG
gibt. Danke!

Dr. Patrick Thiele (DIHK): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren, wir
danken fur die Einladung. Der DIHK begruf3t die
geplante Anderung des Personenbeforde-
rungsgesetzes. Bei der Anderung unterscheiden
wir ein bisschen zwischen Pflicht und Kdr: Pflicht
ist fir uns die Anpassung des PBefG an die
Verordnung 1370/07; die Kir ist die Umsetzung
der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag zur
Liberalisierung des Fernbusverkehres.

Zur Pflicht, Anderung bzw. Anpassung an die
Verordnung 1370/07: Fir uns ist der OPNV Teil
der Daseinsvorsorge. Wirtschaft und Bevoélke-
rung sind auf einem hochwertigen und bezahl-
baren OPNV angewiesen. Damit hochwertiger
OPNV dauerhaft angeboten werden kann,
missen bestimmte Voraussetzungen erflillt
werden. Eine dieser Voraussetzungen ist fir uns

der Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre.
OPNV-Anbieter miissen ihre Kompetenz in die
Erarbeitung von Nahverkehrsplanen einbringen
kénnen. Wir brauchen eine Trennung von Auf-
gabentrdgern und Genehmigungsbehdrden,
denn ,Wer Spieler ist, kann nicht auch Schieds-
richter sein.“. Vergabeverfahren mussen die
unternehmerische  Kreativitdt  unterstltzen.
Schlie3lich ist es flr uns auch wichtig, dass
mittelstandische Strukturen im Busgewerbe
erhalten bleiben.

Zur Kir bzw. zur Umsetzung der Liberalisierung
des Fernbusmarktes: Der DIHK unterstitzt die
Markt6ffnung. Fir uns ist das einfach das letzte
Relikt aus der Verkehrsmarktregulierung der
30er Jahre. Was den Fluggesellschaften mdglich
ist — der Wettbewerb mit der Schiene — das muss
auch den Busunternehmern mdglich sein. Die
Frage hierbei ist, ob dies ein Problem fiir die
Schiene darstellt? Da sagen wir klar: Nein! Die
Verlagerungen von der Schiene auf den Bus
werden sich nach unserer Auffassung in engen
Grenzen halten. Fernbusse werden vor allem
neue Kunden im preissensiblen Marktsegment
hinzugewinnen. Deshalb weg mit der Regulie-
rung, hin zu einem mdglichst einfachen, unbu-
rokratischen Genehmigungsverfahren!

Wie schéatzen wir nun die Gesetzentwirfe und
den Antrag der Linken ein? Zum Gesetzentwurf
der Bundesregierung: Dieser Gesetzentwurf ist
nach unserer Auffassung im Wesentlichen ge-
lungen. Mit dem Gesetzentwurf kénnen letztlich
alle leben. Die kommunalen Verkehrsbetriebe,
die privaten Busunternehmen, die Aufgaben-
trager, die Nutzer. Keiner ist ganz zufrieden, aber
alle kbnnen damit leben, das ist das Wesen des
Kompromisses. Im Fernbusbereich wird mit dem
neuen 8§ 42a PBefG Klarheit geschaffen. Es gilt
die 50 Kilometer-Grenze, da weil3 jeder, woran er
ist. Weniger sinnvoll erscheint uns eine Be-
triebspflicht, die im § 21 Abs. 5 PBefG geplant
ist. Wir sehen auch noch bei anderen Punkten
Anderungsbedarf. Ich méchte an dieser Stelle
nur noch § 1 Abs. 2 Nr. 1 PBefG hervorheben, in
dem es um die unentgeltliche Beférderung geht.
Zum Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Dieser Entwurf
stellt nach unserer Auffassung keine wesentliche
Verbesserung dar. Vor allem erscheint uns eine
Anderung des § 8 Abs. 3 PBefG problematisch.
Fur uns stellt sich die Frage, wie stark das Ge-
wicht und die Regelungstiefe von Nahverkehrs-
planen sein sollten. Nicht sachgerecht ist fiir uns
auch die Verknipfung zwischen einer Marktoff-
nung fir Fernbusverkehr und der Einfihrung
einer Bus-Maut. Die Einbeziehung von Bussen in
die Maut sollte nicht als Preis oder vielleicht gar
als Strafe fur die Zulassung zum Buslinienfern-
verkehr erfolgen. Eine Ausweitung der Maut
sollte nach unserer Auffassung allein unter dem
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Aspekt der Infrastrukturfinanzierung erfolgen.
Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE.: Dieser
Antrag erscheint uns leider nicht zielfuhrend. Er
fordert ein Gesamtkonzept fur den Personen-
verkehr. Ein solches Konzept gibt es fiur den
Personenfernverkehr nicht — es wird auch nicht
benétigt —, denn das Angebot im Personen-
fernverkehr ist nach unserer Auffassung gut.
Auch ohne staatliche Intervention und zusétzli-
ches Angebot misste der Bund bestellen und
letztlich auch bezahlen. Vielen Dank!

Dr. Jan Werner (VCD): Sehr geehrte Damen
und Herren, aus Sicht des Verkehrsclubs
Deutschland héatte ich gerne — und da schlieRe
ich mich an Frau Leonard an — Schweden zum
Vorbild genommen, namlich eine Diskussion
damit begonnen: Wie erreiche ich eine Verdop-
pelung des Anteils des OPNV oder des 6ffentli-
chen Verkehrs insgesamt innerhalb des Ver-
kehrsmarktes? Auch wir haben uns die Ergeb-
nisse aus Schweden angeschaut und dort vieles
gefunden, was uns sehr gut geféllt. Sehr knapp
mdchte ich vor diesem Hintergrund nur auf den
Fernbus eingehen. Nicht deshalb, weil dort nicht
einiges zu sagen ware, sondern weil ich zwi-
schen beiden zur Beschlussfassung anstehen-
den Antragen keine existentiellen Differenzen
sehe. Insofern — auch das ist vielleicht unge-
wohnlich — kann ich mich sowohl Frau Dr. Berg
und Herrn Dr. Thiele anschlieRen, was die ge-
nerelle Einschatzung zu den Auswirkungen
angeht, denn auch ich gehe nicht davon aus,
dass die Bundesrepublik von Fernbuslinien
vollstandig Uiberzogen wird. Es braucht dennoch
eines gewissen MaRes an regulierenden Vor-
gaben, sehr mit Augenmald — da kann ich mich
an Herrn Krawinkel anschlieBen. Ich méchte
darauf hinweisen, dass im Entwurf der beiden
Oppositionsfraktionen eine Revisionsklausel in
Artikel 8 enthalten ist und mdglicherweise kann
man ja dann eher auch nachsteuern, wenn man
sich jetzt nicht einigt.

Worauf ich aber jetzt noch eingehen méchte ist
der OPNV: Hier sehe ich gravierende Differen-
zen, eigentlich nur an ein, zwei kleinen Stellen im
Gesetz. In der Praxis ist die Auswirkung groR3er.
Hintergrund ist die Abgrenzung zwischen ei-
genwirtschaftlichem Verkehr einerseits und
Auftragsverkehr durch die Kommune anderer-
seits. Diese Abgrenzung ist vom bisherigen
Verstandnis gepragt: Eigenwirtschaftlicher Ver-
kehr ist eigentlich alles, was féahrt. Es gibt aber
eine Anderung, nicht im PBefG, sondern in der
Verordnung  1370/07:  Eigenwirtschaftlicher
Verkehr ist Verkehr, der nicht durch die 6ffentli-
che Hand finanziert wird. Das PBefG macht eine
Ausnahme, im Regierungsentwurf auch eindeu-
tig im Absatz 4: auRer es gibt Ausgleichszah-
lungen fiur Tarife. Kein weiteres, offentliches
Geld! Das ist das, was Sie als Revolution jetzt

hier gerade verdeckt machen, ohne dass Sie es
Uberhaupt sehen. Und wenn ich mir dann an-
schaue, welche Marktmechanismen ich habe.
Was bekomme ich fur einen eigenwirtschaftli-
chen Verkehr ohne offentliches Geld? Dann ist
der in den Grof3stadten eher jammerlich. Und
wenn ich mir weiter anschaue, was ich fur Re-
gelungen fir eigenwirtschaftlichen Verkehr ha-
be, dann kann ich nur sagen: Wir sind auf
Marktausschluss ausgerichtet! Newcomer kén-
nen sich nicht etablieren mit neuen Angeboten.
Sie missten die Genehmigungsbehoérde davon
Uberzeugen, dass das Angebot innovativ und gut
ist. Wie soll diese das beurteilen? Der Newcomer
kann sich nicht profilieren und der Bestandsun-
ternehmer ist auf Innovationen nicht angewie-
sen, weil er Altunternehmervorrechte hat. In
dieser Konstellation soll jetzt eigenwirtschaftli-
cher Verkehr Vorrang geniel3en, ohne dass es
dem Aufgabentrager mdoglich ist, gemeinwirt-
schaftlichen Verkehr zu finanzieren. Er darf das
gar nicht. Sie institutionalisieren eine verkehrs-
politische Ohnmacht, die lhnen kommunalpoli-
tisch vollstéandig auf die Flf3e fallen wird.

Das ist eigentlich der Kern dessen, wo ich Bedarf
sehe, sich zu einigen. Im Oppositionsentwurf gibt
es einen konditionierten Vorrang, der besagt:
wenn das im offentlichen Interesse definierte
Angebot eigenwirtschaftlich nicht angeboten
wird, dann darf die 6ffentliche Hand auch mit
Geld in den Markt hinein. Sie verbieten das als
Regierung. Und dieses darf nicht sein. Da frage
ich mich: Wo sonst kann ein Privater eine an
seinen eigenen Bedirfnissen orientierte Leis-
tung beantragen, Konkurrenzschutz dafiir in
Anspruch nehmen und staatliche Finanzierung
fur Sondertarife bekommen, ohne sich sonst
irgendwie am offentlichen Interesse zu orientie-
ren? Wo sonst darf eine Kommune im Bereich
der Daseinsvorsorge Leistungen, die der Markt
nicht bereitstellt, nicht beschaffen? Und dann
nochmal, und dies jetzt kommunalpolitisch im
Verhaltnis auch zum Staat: Wie kann es sein,
dass eine staatliche Behdrde im Bereich der
lokalen Daseinsvorsorge, die Umsetzbarkeit
kommunaler Politik, die Geld in die Hand zu
nehmen bereit ist und dies bei knappen Kassen,
kontrolliert und dann sagt: ,Du darfst das nicht!*
Das kann nicht sein im eigenen Wirkungskreis.

Dr. Michael Winnes (BAG OPNV): Herr Vor-
sitzender, meine Damen und Herren, vielleicht
eingangs etwas Uberraschend: Die Aufgaben-
tragerposition unterscheidet sich in den Kern-
forderungen eigentlich nicht von dem, was Frau
Leonard fur den bdo und der Herr Metz fir den
VDV vorgetragen haben, obwohl wir in den
Diskussionen der letzten Jahre immer als die
groRen Kontra-Punkte wahrgenommen wurden.
Wir als Aufgabentrager haben natirlich das Ziel,
mittelstandsfreundlich und mittelstandsschiit-
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zend den neuen Rechtsrahmen umzusetzen. Es
ist fur fast alle Landrate und Oberbirgermeister —
die ich in meinem Zustandigkeitsbereich in Ba-
den-Wirttemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen
kenne — ein Herzensanliegen, dass die drtlichen,
mittelstdndischen  Unternehmen  gedeihen,
wachsen und nicht aus dem Markt verdrangt
werden. Und auch die Zielsetzung, Herr Metz,
Rechtssicherheit zu erreichen, ist unser Haupt-
ziel. Denn wir als Aufgabentrager missen es
ausbaden, wenn wir den Verkehr nicht rechts-
sicher und ohne Prozesse planen und finanzie-
ren kénnen. Aber die Fragestellung: Wie kommt
man dahin, diese Ziele zu erreichen? Da sind wir
sehr weit auseinander. Woran liegt das? Das
liegt daran, dass sich die Unternehmensland-
schaft und die beiden Unternehmensverbande
aus unserer Sicht nicht auf einen neuen
Rechtsrahmen tatséchlich einlassen wollen,
obwohl der europaische Gesetzgeber einen
solchen Rechtsrahmen beschlossen hat. Es wird
immer wieder vorgetragen — das zieht sich auch
durch fast alle Stellungnahmen, die hier einge-
reicht wurden —, der heutige Rechtsrahmen des
PBefG habe sich bewahrt, jetzt kommt das Eu-
roparecht und wir missen das alles andern, was
sich so schdn bewéhrt hat. Es hat sich mitnichten
bewahrt.

Seit der Bahnstrukturreform 1994 haben wir
erhebliche Rechtsunsicherheit. Das wird schon
allein daran deutlich, dass der Kollege Werner
und ich zu dem Thema promovieren konnten und
unsere berufliche Laufbahn auf dieser Rechts-
unsicherheit aufbauen durften... Als ich 1999 in
Mannheim einen Professor gesucht hatte, der zu
dem Thema Personenbeférderungsgesetz und
widerstreitendes Europarecht — damals die Ver-
ordnung 1191/1969 - ein Promotionsthema
annimmt, hat er nur den Kopf geschuttelt und
gefragt, was das ist. Heute kdnnen Sie eine Fiille
von Literatur und Doktorarbeiten zu dem Thema
finden. Das zeigt, wie rechtsunsicher der heutige
Rechtsrahmen ist. Wir setzen diesen Status quo
mit diesem Gesetzentwurf fort. Das Problem des
Status quo ist hauptsachlich darin begriindet,
dass wir unterscheiden zwischen dem offentli-
chen Dienstleistungsauftrag zur Finanzierung
des Verkehrs und der gewerblichen Genehmi-
gung. Wir unterstellen, dass mit dem Gewerbe-
recht kein Marktzugang verbunden ist, keine
Ausschlie3lichkeitsrechte und keine gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung. Wir meinen, dass
wir dieses Gewerberecht auf3erhalb der Ver-
ordnung 1370/07 organisieren kénnen — und
eben nicht durch eine einheitliche Behorden-
struktur, ob das jetzt die Genehmigungsbehérde
oder der Aufgabentrager ist. Sowohl der Markt-
zugang, die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung,
die Betriebsbeftrderungstarifpflicht, die Frage
der Exklusivitat, das Doppelbedienungsverbot
der Liniengenehmigung als auch die Finanzie-

rung muss aus einer Hand gewahrt werden. Die
1370/07 sagt eben, dass dies kinftig von einer
Behorde geschehen muss. Mit diesem Rechts-
rahmen, der zwischen der Liniengenehmigung
staatlicherseits und dem Dienstleistungsauftrag
unterscheidet, werden wir nicht rechtssicher
Daseinsvorsorge betreiben kénnen.

Um auf das Thema Mittelstandschutz zurtick-
zukommen: Die Zahlen zeigen das sehr ein-
drucksvoll — das kann ich bei mir im Verkehrs-
verbund Rhein-Neckar schon bei drei Bundes-
landern belegen. Wir haben im Jahre 2005 mit
der Markt6ffnung begonnen. Wir hatten damals
konzessionierte Leistungen bei privaten Mittel-
stéandlern von 0,6 Millionen Fahrplankilometern
im Jahr. Wir haben heute nach funf bzw. sechs
Jahren Markt6ffnung 5,4 Millionen Fahrplanki-
lometer bei mittelstdndischen, privaten Ver-
kehrsunternehmen konzessioniert. Wir haben
den Praxisbeweis erbracht — &hnlich wie der
MVV, den der Herr Brohm schon zitiert hat —,
dass ein sinnvoller Weg den Markt zu 6ffnen mit
Instrumenten wie mittelstandsfreundlichen Li-
nienbindelgréRen und mittelstandsfreundlichen
Vergabestrukturen, mit bewusster Nutzung der
Direktvergabe unter Schwellenwert den Mittel-
stand stéarkt, vor allem die vielen kleinen Sub-
unternehmer, die heute unter dem Joch der
Deutschen Bahn leiden — und das auch standig
gegeniber Landraten bis hin zum Ministerpra-
sidenten bejammern — herauskommen aus die-
sem Joch und eigene Konzessionen bekommen.
Nochmal: 0,6 Millionen Fahrplankilometer vor
Marktéffnung, 5,4 Millionen Fahrplankilometer
heute! Wie da der Verband des bdo behaupten
kann, diese Marktoffnung, ...

Vorsitzender: Das wére ein schéner Abschluss
jetzt...

Dr. Michael Winnes (BAG OPNV): ... geht
zulasten des Mittelstandes, ist fur uns nicht
nachvollziehbar. Sie kénnen das Problem des
bestehenden Dualismus zwischen Genehmi-
gungsbehdrde und Aufgabentrager — auch ohne
die Diskussion und die Eigenwirtschaftlichkeit zu
gefahrden — im Gesetzentwurf l6sen. Dies ist
mdoglich indem Sie sagen: Dann, wenn der Auf-
gabentrager einen offentlichen Dienstleistungs-
auftrag vergibt, dann ersetzt dieser die Geneh-
migung. Folglich muss die Genehmigungsbe-
horde nur noch bestatigen, dass die subjektiven
gewerberechtlichen  Zulassungsvoraussetzun-
gen — wirtschaftliche Eignung etc. — vorhanden
sind. Es bestiinde kein weiterer Bedarf an staat-
licher Genehmigung. Demzufolge kénnen Sie es
in dem Bereich, in dem der Aufgabentrager nicht
handelt — weiter bei der Genehmigungsbehdérde
belassen und der Aufgabentrdger kann seine
Daseinsvorsorge im eigenen Beritt betreiben.
Vielen Dank!
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Heike Witsch (BSK): Ich danke fur die Einla-
dung! Die Bundesregierung geht in ihrer Be-
griundung zum Gesetzentwurf davon aus, dass
mit der Fernbuslinie ein attraktives Befdrde-
rungsangebot, eine Alternative fur alle Ver-
braucher geschaffen wird. Ich denke, da fehlt ein
wichtiger Teil, denn fur alle ist diese neue
Fernbuslinie sicher nicht gedacht, namlich fir die
Gruppe der Mobilitatseingeschrankten Reisen-
den — ich sage bewusst nicht Mobilitatbehinder-
te, sondern Mobilitdtseingeschrankte — dazu
gehdren z.B. auch junge Familien, die mit
Kleinkindern in Kinderwagen fahren. Der Kin-
derwagen konnte zwar in den Kofferraum, aber
Sie durfen gerne einmal alle ausprobieren, mit
einem drei Monate altem Baby von Hamburg
nach Koéln im Bus zu sitzen, ohne Wickelmdg-
lichkeit, ohne sonst etwas. Bei einem barrieref-
reien Bus waére das alles mdglich. Mobilitats-
eingeschrankte Reisende sind auRerdem noch
ein Grofteil der Senioren, die zwar nicht unbe-
dingt anerkannte Behinderte sind, aber die ihre
Bewegungseinschrankungen einfach  durch
altersbedingte Beschwerden haben. Im Grunde
genommen gibt es daher keinen Weg um die
Barrierefreiheit herum, und zwar von Anfang an.
Ich verstehe auch gar nicht...., wenn Sie mit
Fernbussen noch durch die Gegend fahren
wollen, wenn 20 % Mobilititseingeschrénkte
schon fehlen, dann kénnen Sie ja offenbar auf
20 % der Kunden verzichten. Wenn ich dann
jetzt hore, wie schlecht es der Wirtschaft geht
und dass jedes Busunternehmen noch einen
Rettungsanker braucht, dann verstehe ich das
nicht mehr.

Mobilitatseingeschrankte Menschen gehéren in
allen Bereichen in die Gesellschaft. Wir haben
dazu die gesetzlichen Grundlagen schon seit
1994 im Artikel 3 GG, dem Bundesgleichstel-
lungsgesetz und den UN-Konventionen. Ich
habe bei den anderen Stellungnahmen den
Eindruck gehabt, dass davon noch keiner etwas
gehort hat. Herr Hippe, nehmen Sie die Be-
stellzettel mit! Im BMAS gibt es einen sehr guten
Gesetzesband. Vielleicht guckt man sich das da
noch einmal an. Natrlich ist Barrierefreiheit nicht
zum Nulltarif zu bekommen und eine vollstandige
Barrierefreiheit gibt es zurzeit auch im Schie-
nenverkehr nicht, sondern dort sind wir auch auf
Hilfe angewiesen. Leider! Man konnte viel weiter
sein. Man musste sich auch einmal umschauen,
wie es sonst in der Welt aussieht, wenn man
z. B. — um es jetzt mal auf den SPNV zu Uber-
tragen — in Amerika in einen Zug steigt, mit Lift,
und mal ganz genau hinschaut, dann ist da ein
kleines Schild, ,Siemens Germany“. Aber wir
selbst kriegen es nicht hin. Wir haben schon drei
Jahre die UN-Konvention. Wo ist ein For-
schungsauftrag, um solche Systeme auch
sinnvoll zu entwickeln? Jetzt wird wieder der
Verschiebebahnhof gewahlt. Das Problem wird

verschoben, verschoben, verschoben. Mit einem
Verschieben ist noch kein Problem geldst wor-
den. Das kann so nicht weitergehen! Es gibt
Mdglichkeiten, auch diese zuséatzlichen Kosten
zu finanzieren: Durch eine Maut nicht nur die
Infrastruktur, sondern auch die Fahrzeugaus-
stattung mit zu finanzieren. Ich wéare fir eine
Anschubfinanzierung fiir Unternehmer, die einen
Bus beschaffen miissen — entweder als Differenz
vom normalen Reisebus zum barrierefreien oder
fur glinstige Kredite. Beides sind Moglichkeiten.
Abgesehen davon: In der Infrastruktur brauchen
Sie fur Fernreisebusse gar nicht so viel zu tun,
denn der Hublift geht bis zum Boden runter. Da
brauchen Sie nicht einmal ein Hochbord an der
Haltestelle. Sie missen nur ein bisschen Platz
haben, damit der Rollifahrer oder der Rollator-
nutzer noch von der Rampe herunterkommt. Ich
denke, ein neu geschaffenes Verkehrssystem
sollte von Anfang an barrierefrei werden, denn
wenn wir jetzt anfangen zu verschieben, dann
wird das nie etwas. Wir haben bei der Deutschen
Bahn AG gesehen, wie schwer es ist, Barrieref-
reiheit voranzubringen. Ich gehére zur pro-
grammbegleitenden Arbeitsgruppe und wir rin-
gen dort um jedes kleine Bisschen. Aber hier
muss es von Anfang an sein, sonst bleiben die
behinderten Menschen auf der Strecke. Es ist
hier so viel von ,sozial* gesprochen worden.
Sozial ist es dann nur vom Preis her. Aber ge-
rade behinderte Menschen haben oft ein gerin-
ges Einkommen, weil sie entweder nie arbeiten
konnten oder eine ganze Zeit friher aufhéren
mussten.

Vorsitzender: Vielen Dank! Damit kommen wir
jetzt zur Fragerunde der Abgeordneten. Unser
beliebtes System: Der Abgeordnete fragt; er
kann maximal zwei Fragen an maximal zwei
Sachverstandige stellen und die Sachverstéan-
digen antworten dann sofort und dann ist der
nachste Abgeordnete dran. Als erstes gibt es die
Fragerunden zum OPNV — das ist unter den
Fraktionen vereinbart worden — und dann zum
Fernlinienbusverkehr. Als Erster hat sich Abg.
Vogel gemeldet.

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Sie haben die Spielregeln klar
formuliert. Das macht naturlich die Sache bei der
komplizierten Materie nicht einfacher. Wir sollten
an der Stelle sagen, dass die Mitarbeiter im
OPNYV in Deutschland eine gute Arbeit machen.
Ich denke, Sie als maRgebliche Vertreter fiir die
Mitarbeiter sollten das auch hier von dieser Stelle
in lhre Einrichtungen mitnehmen. Wenn ich sage
,der OPNV*, dann sage ich das ganz bewusst
deswegen, weil ich damit auch niemanden aus-
grenze, sondern ich glaube, dass ist gerade auch
der Grund des Erfolges: die Vielschichtigkeit in
Deutschland und der regionale Bezug von Un-
ternehmen, die international tatig sind, die vielen
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mittelstéandischen Betriebe, aber auch die guten
kommunalen Betriebe, die hier eine hervorra-
gende Arbeit machen. Uns ist es wichtig, dass
wir dieses System weiter verbessern, dass wir
auch Wettbewerb moglich machen und dass wir
den OPNV fiir die nachsten Jahre fit machen.
Das ist auch fur uns keine einfache Aufgabe. Es
ist fir uns wichtig, dass wir hier Gesprache mit
allen Seiten fuhren, mit allen Akteuren am Markt.
Uns kommt es in der Koalition darauf an, dass
wir die Erkenntnisse, die wir aus diesen Ge-
sprachen nehmen, gemeinsam auswerten, ge-
meinsam miteinander abstimmen. Und die heu-
tige Anhérung hier mit Ihnen als Sachverstan-
dige ist fur uns ein wichtiger Baustein fir den
eigenen Erkenntnisgewinn, auch innerhalb in der
Koalition. Ich hoffe und denke, dass die Kollegen
der Opposition das in ihren Bereichen genauso
machen. Es hilft uns in diesem Bereich nichts,
wenn wir hier oberflachlich schnell zu einer
Festlegung kommen. Ich denke, Sorgfalt an der
Stelle hilft insgesamt dem System OPNV mehr.

Meine Frage, die ich diesbeziiglich habe — sie
geht an zwei Sachversténdige, an Herrn Kiepe
vom Deutschen Stadtetag und Frau Leonard
vom bdo — bezieht sich nochmal auf lhre Aus-
fuhrungen zum Nahverkehrsplan. Mit den Er-
fahrungen aus lhren Mitgliedsunternehmen: Wie
sehen Sie das Instrument Nahverkehrsplan von
der Vergangenheit bis zum heutigen Tage in der
Anwendung? Es ist ja fur uns keine neue Erfin-
dung. Wie méchten Sie den Nahverkehrsplan fir
die Zukunft ausgestaltet haben, z. B. in Bezug
auf die Gefahr der ,Rosinenpickerei”, die an uns
immer herangetragen wird, aber auch hinsicht-
lich der Frage, dass der Nahverkehrsplan nicht
zur Diskriminierung einzelner Akteure genutzt
wird? Auch dieser Aspekt ist uns an der Stelle
wichtig. Wie sehen Sie das? In welcher Form
sollte dieser Nahverkehrsplan erarbeitet werden,
insbesondere auch in Bezug auf die Teilnehmer
an dieser Diskussion. Und dann die Frage, denn
das hat sich jetzt auch aus den Gesprachen bzw.
aus lhren Ausfiihrungen ergeben: Welchen Teil
sehen Sie — Herr Kiepe, Sie sprachen das an —
unter Umsténden fiir verbindlich an und — immer
mit dem Bezug auch auf die Regionalitdt des
Nahverkehrs — wo sollten solche Festlegungen
getroffen werden? Sollen wir diese Festlegung
als Bund machen oder ist das unter Umstanden
besser aufgehoben, wenn sich die Landern
darum kiimmern?

Christiane Leonard (bdo): Vielen Dank! Der
Nahverkehrsplan ist heute schon haufiger an-
gesprochen worden, vermutlich deshalb, weil er
in der Tat eine wichtige, wenn nicht sogar die
wichtigste Stellschraube in der Verbindung zwi-
schen eigenwirtschaftlichen Verkehren oder auf
der Stufe von eigenwirtschaftlichen Verkehren zu
gemeinwirtschaftlichen Verkehren ist. Wir haben

es mit einer Zweistufigkeit zu tun. Die eigen-
wirtschaftlichen Verkehre sind vorrangig auf der
ersten Stufe angesiedelt und die gemeinwirt-
schaftlichen Verkehre mit dem Dienstleistungs-
auftrag nach der Verordnung 1370/07 auf der
zweiten Stufe. Dieser Nahverkehrsplan bindet
diese Schnittstelle, und deswegen ist er sehr
wichtig, weil eine Verbindlichkeit des Nahver-
kehrsplans dazu fiihren kann, dass im Grunde
jeder eigenwirtschaftliche Verkehr in die Ge-
meinwirtschaftlichkeit hereingedrangt wird, allein
Uber die Verbindlichkeit. Deswegen sind unsere
Befiirchtungen da sehr gro3, was dieses Thema
angeht. Daher ist es natirlich fur die anderen
Redner hier am Tisch sehr wichtig, dass es eine
maoglichst groRe Verbindlichkeit gibt. Man kann
also sagen, die Verbindlichkeit des Nahver-
kehrsplans engt die Spielrdume eigenwirtschaft-
licher Verkehre ein. Vor dem Hintergrund muss
man da sehr vorsichtig sein, wenn man in dieses
Regulativ eingreift. Der Nahverkehrsplan ist jetzt
schon im giltigen PBfG verankert. Wir meinen
grundsatzlich, dass man es dabei belassen
kann. Das sieht der Regierungsentwurf auch so
vor. Er dndert also nichts an diesem System. Die
Verordnung 1370/07 sagt auch schlichtweg
Uberhaupt nichts zum Nahverkehrsplan. Es ist
auch nicht das Thema der Verordnung. Wenn es
hier um die Anpassung des PBfG an die Ver-
ordnung 1370/07 geht, dann hat das mit den
Nahverkehrsplan aus unserer Sicht im Grunde
erst einmal nichts zu tun. Gleichwohl haben sich
aber VDV und bdo diesem Thema gestellt, weil
wir wissen, dass hier auch heute einige am Tisch
sitzen, denen es sehr wichtig ist.

Wenn man in Richtung Kompromiss denken will,
dann sollten zwei wichtige Voraussetzungen
gegeben sein, dartiber haben wir uns zumindest
verstandigt: Wir wollen verhindern, dass durch
eine Verbindlichkeit plétzlich mit dem Tag des
Inkrafttretens des PBfG bislang eigenwirtschaft-
liche Verkehre nur aufgrund der Verbindlichkeit
dann gemeinwirtschaftlich wirden. Deswegen
haben wir uns auf eine gesetzliche Vermu-
tungsregelung geeinigt. Das heif3t, man spricht
erst einmal davon, dass das, was bisher vor-
handen eigenwirtschaftlich erbracht wirde, auch
in Zukunft grundsatzlich den bestehenden Ver-
kehrsbedurfnissen entspricht. Das ist eine Ver-
mutungsregelung, die aber widerlegt werden
kann, wenn es denn Grinde gibt, warum das
nicht mehr der Fall sein sollte. Das ist eine Vo-
raussetzung, die aus unserer Sicht sehr wichtig
ist, um das Hintberschwappen in die Gemein-
wirtschaftlichkeit erst einmal etwas zu beruhigen
und zu schauen: Was liegt denn vor Ort wirklich
vor? Was ist eine ausreichende Verkehrsbe-
dienung? Kann das, was vorher eigenwirtschaft-
lich erbracht wurde, méglicherweise in Zukunft
auch weiter eigenwirtschaftlich erbracht werden?
Als Zweites ist fir uns ganz wichtig, dass die
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Unternehmer auch mitwirken dirfen, dass sie
wirklich eingebunden werden in die Diskussion
um die Nahverkehrspléne. Das ist aus unserer
Sicht bislang nicht ausreichend.

Ich will noch was zur ,Rosinenpickerei* sagen.
Aus meiner Sicht ist das vielleicht ein etwas
anderes Thema. Die ,Rosinenpickerei“ gab es
aus unserer Sicht noch nie. Das ist so ein
Kampfbegriff. Das findet man immer wieder. Wir
haben aber gleichwohl gesagt, weil die Angste
offensichtlich da sind, dass da eigenwirtschaft-
liche Verkehre aus einem Netz, aus einem
Bundel herausgebrochen werden, gehen wir
sogar soweit und normieren das nochmal ge-
setzlich. Es gibt also im Regierungsentwurf einen
ausdricklichen Versagensgrund, um diese ,Ro-
sinenpickerei zu verhindern. Ich will aber auch
noch einmal sagen: Das muss andersherum
auch gelten. Wir stellen namlich fest, dass tber
Linienblndelung eigenwirtschaftliche Verkehre
so gemischt werden, dass sie damit gleichzeitig
gemeinwirtschaftlich werden und dann eigen-
wirtschaftliche Antrdge abgelehnt werden.
Bundelungen dirfen auch nicht dazu fihren,
dass man eigenwirtschaftliche Verkehre gleich
auch wieder ausschliel3t. Deswegen ist es uns
sehr wichtig, dass dort steht: rechtmé&Rige Li-
nienbiindelung. Da wére jetzt meine Sicht der
Dinge zu diesem Thema.

Folkert Kiepe (Deutscher Stadtetag): Die
Fragen von Herrn Vogel sind vielschichtig, z. B.
die eine Frage: ,Warum kaprizieren Sie sich auf
den Nahverkehrsplan, wo das doch im EU-Recht
Uberhaupt gar nicht angesprochen ist?* Ange-
sprochen im EU-Recht ist aber etwas anderes,
namlich die Frage ,Was ist eine Linienver-
kehrsgenehmigung?* Wir betrachten das in
Ubereinstimmung mit der Rechtsprechung im
Ubrigen als ausschlieRliches Recht. Und Vor-
rang der Eigenwirtschaftlichkeit ist auch ein
Thema der EU-Verordnung. Deswegen habe ich
das in meinem Statement auch so betont, weil
wir das wahrscheinlich hier nicht einvernehmlich
im Konsens hinbekommen. Brauchen wir als
einzig verbleibendes Steuerungsinstrument den
Nahverkehrsplan? Wenn Sie fragen: Wie kann
man das im Wege der Konsensfindung so aus-
gestalten, dass das eine Mehrheit findet? Bei der
Erarbeitung des Nahverkehrsplans, um damit
anzufangen, was Frau Leonhard zum Schluss
gesagt hat, sind wir der Meinung, dass die Ver-
kehrsunternehmen selbstverstandlich zu betei-
ligen sind. Das steht Uibrigens jetzt auch im Ge-
setz. In welcher Form das geschieht, kann man
noch verstarken. Dazu kann man auch das In-
strument, was im Bund-Lander-Fachausschuss,
im Bundesrat, mehrheitsfahig war, nutzen, die
Vorabbekanntmachung. Alle kénnen sich dann
an der Diskussion um den Nahverkehrsplan
beteiligen. Ein Stichwort muss ich allerdings

dann noch mal deutlich sagen. Unter Juristen,
Frau Leonard, ist das natirlich klar, wenn sie
sagen ,um mit dem Ziel des Einvernehmens zu
einem Ergebnis zu kommen*“. Also mit dem Ziel
des Einvernehmens: okay. Aber das Einver-
nehmen, das geht nun mal nicht. Die Juristen
haben da eine feine Unterscheidung: Das ist die
sogenannte Benehmensregelung. Also eine
formalisierte, im Gesetz festgeschriebene Betei-
ligung, mit dem Ziel einer herausgehobenen
Beteiligung — das kdnnen wir uns sehr wohl
denken. Das Einvernehmen hiel3e, dass die
Kompetenz der demokratisch legitimierten Ent-
scheidungstrager, der Réate und der Kreistage,
infrage gestellt wirde. Das geht dann nicht. Aber
bis zu dieser Grenze sehen wir Uberhaupt keine
Schwierigkeiten, aufeinander zuzugehen.

Das zweite ist die Differenzierung, Sie sprachen
das an, was denn dann wirklich rechtlich ver-
bindlich sein soll und was nicht. Der frihere
Prasident des VDV hat da immer von der
~Schraubchenlehre* gesprochen. Gerade, wenn
wir im Wege von Ausschreibungen verschiedene
Unternehmen beteiligen wollen, im Verfahren der
Linienverkehrsgenehmigungserteilung, dann
wollen wir verschiedene Varianten héren und
vorgetragen bekommen. Das ist gerade der Sinn
eines solchen Wettbewerbs, dass man die Ziele
vorher definiert, aber dann verschiedene Wege
abfragt: Wie kommt man denn zu dem Ziel hin?
Wer macht das giinstiger? Wer hat noch bessere
Ideen? Das ist gerade der Sinn. Und deshalb
kommt es aus unserer Sicht sehr stark darauf an,
die Ziele zu definieren. Und dazu gehért die
ErschlieBung von bestimmten Gebieten, dazu
gehdren Taktdichten, dazu gehort die Frage, ob
ein Stadtviertel mit Bus oder Bahn erschlossen
wird, grundsétzliche Fragen, aber nicht die Farbe
der Haltestellen oder ahnliches. Da haben wir
mehrmals angeboten, Herr Metz weil3 das, dass
wir dazu vielleicht mal einen Vorschlag machen,
wie man zu einer Abgrenzung zwischen dem
Rahmen, den aus unserer Sicht notwendiger-
weise fur rechtlich verbindlich zu erklarenden
Aussagen eines Nahverkehrsplans, und den
Details kommt. Das bieten wir auch weiterhin an,
hier zu einer Abgrenzung zu kommen. In welcher
Form Sie das dann als Gesetzgeber nutzen,
muissen Sie entscheiden. Wir kénnten uns sehr
gut vorstellen, dass der Bundesgesetzgeber eine
Definition formuliert, wie ein Nahverkehrsplan
aussehen kann, was Voraussetzung fir die
weiteren Verfahren ist, die Sie dann in dem
Gesetz vorgesehen haben.

Abg. Soéren Bartol (SPD): Ich glaube schon,
dass das heute ein besonderer Tag ist, diese
Anhérung, nach jahrelangen Diskussionen, nach
Vorlage von Gesetzentwirfen der Bundesre-
gierung, aber auch des Gegenentwurfs von
Rot-Griin, zusammen mit den Bundeslandern,
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und teilweise der, wenn man sich die Einzelab-
stimmungsergebnisse im Bundesrat anguckt,
auch beteiligten Regierungslander, die hier mit
am Tisch sitzen — also wirklich eine interessante
Gemengelage! Wir befinden wir uns jetzt in der
Situation, dass wir heute endlich einen Start-
schuss haben, dass wir an dieser Stelle wirklich
vorankommen. Ich glaube, und das ist hier auch
deutlich geworden, dass wir dieses Thema nicht
am Ende im Vermittlungsausschuss enden las-
sen sollten, sondern dass wir hier als Fachaus-
schuss in der Lage sein missten, nach dieser
Anhérung hoffentlich ziigig und ernsthaft zu
versuchen, auch wirklich Kompromisse auszu-
loten. Ich hoffe auch, dass wir das am Ende auch
schaffen. Es gibt viele Punkte, da liegen wir gar
nicht so weit auseinander, wie sich das jetzt hier
teilweise anhort. Es gibt allerdings auch Punkte,
da geht es irgendwo um Grundsatzlichkeiten, die
man verstehen kann oder auch nicht. Wenn man
sich die jeweilige Betroffenheit anschaut, kann
man sie verstehen. Aber ich glaube, wir miissen
sie einfach aufldsen.

Deswegen mochte ich, weil das von vielen auch
angesprochen wurde und auch Frau Leonard
das relativ emotional, was ich naturlich aus ihrer
Sicht auch verstehen kann, angesprochen hat,
die Frage Mittelstand aufgreifen. Die Frage, wie
geht es jetzt mit privaten Busanbietern weiter,
sind die irgendwann nicht mehr vorhanden.
Deswegen mdochte ich einen genauen Blick auf
die OPNV-Marktstruktur in Deutschland werfen,
um einfach nochmal zu verstehen, wie sich da
die EU-Verordnung auswirken wird. Soweit ich
sehe, sind ja Privatunternehmen im o6ffentlichen
Personennahverkehr in Deutschland zum gro-
Ren Teil eher Kleinstanbieter, die ja alle dann
auch mehr oder weniger unter die Kleinunter-
nehmerklausel der Verordnung fallen. Sie haben
insgesamt einen Anteil von ungefahr einem
Viertel der Fahrzeugkilometer. Die Mehrzahl
arbeitet auch positiv als sogenannter Subun-
ternehmer. Vor diesem Hintergrund wirde ich
gerne Herrn Dr. Winnes und Herrn Dr. Brohm
fragen: Wie viele eigenwirtschaftliche Verkehre
gibt es eigentlich heute und wie viele wird es
eigentlich mit der neuen EU-Definition der Ei-
genwirtschaftlichkeit noch geben? Und gewinnt
vor diesem Hintergrund nicht eine genaue Defi-
nition des OPNV-Angebots zum Schutz der
ortlichen Verkehrsunternehmen — und jetzt sage
ich ganz bewusst, Frau Leonard, auch der pri-
vaten Ortlichen Verkehrsunternehmen - vor
Billigkonkurrenz und eine Direktvergabemag-
lichkeit eine zusatzliche Bedeutung?

Dr. Michael Winnes (BAG OPNV): Ich kann
nattirlich als Vertreter des kurpfélzischen Ver-
kehrsverbundes im Sudwesten nicht fur die
ganze Bundesrepublik Deutschland sprechen.
Ich kann lhnen aber Zahlen von uns aus dem

Verkehrsverbund Rhein-Neckar nennen. Wir
haben im Busbereich alle Einzelliniengenehmi-
gungen im Konsens mit den Verkehrsunter-
nehmen im Rahmen des Nahverkehrsplans
gebiindelt, haben dort 74 Linienbiindel verab-
schiedet, wohlgemerkt wirklich im Konsens mit
den Verkehrsunternehmen. Die waren dort auch
in paritatischen Arbeitsgruppen mit einbezogen.
Wir haben aktuell die Situation, dass zwei Li-
nienbundel von diesen 74 Linienbundeln derzeit
ohne Zuschuss laufen und wir auch davon
ausgehen, dass, wenn die derzeitigen Geneh-
migungen auslaufen, dort keine Finanzierung
notwendig sein wird, sondern die weiter eigen-
wirtschaftlich laufen kdnnen. Wir haben dariber
hinaus derzeit noch drei Linienbindel, die im
Genehmigungswettbewerb  eigenwirtschaftlich
genehmigt wurden, wo wir aber heute schon aus
den Gespréachen mit den betroffenen Betreibern
wissen, dass nach Auslaufen der Genehmigung
— wobei wir uns dartber streiten, ob die vorzeitig
auslaufen sollen, die haben teilweise Entbin-
dungsantrage angeklindigt — Zuschussbhedarf
entstehen wird, ohne dass wir jetzt irgend etwas
unternommen hétten, als ,bdse Aufgabentrager",
die zu hohe Standards festlegen, sondern wo
einfach die Eigenwirtschaftlichkeit im Sinne von
.Kein Zuschuss des Aufgabentragers notwendig”
derzeit schon nicht mehr gegeben ist. Das heil3t,
die Verkehrsbetreiber legen drauf, sie haben
aber ihre Betriebs- und Beférderungspflicht. Das
zeigt, dass das gemeinwirtschaftliche Verpflich-
tungen sind und es eben nicht im eigenen wirt-
schaftlichem Interesse steht, denn die Geneh-
migung zwingt sie, jetzt weiter zu fahren, obwohl
es gar nicht mehr wirtschaftlich ist. Das heif3t,
nochmal drei Linienbiindel von den 74 sind
derzeit zuschussfrei, werden aber nach Auslau-
fen der Konzessionen in den nachsten Jahren
dann zuschussbedirftig werden, wenn sich an
der wirtschaftlichen Lage, an den Rahmenbe-
dingungen nichts Tiefgreifendes verandern wird.

Ich glaube, das zeigt auch das, was Herr Werner
vorhin schon gesagt hat. Prof. Lenz aus Stuttgart
hat es mal schon dargestellt: dieser kommerzi-
elle Verkehr oder jetzt wieder ,eigenwirtschaft-
lich* titulierte Verkehr ist letztlich eigentlich eine
Fata Morgana. Wenn man ehrlich ist, sind fast
alle heute nach altem Recht als eigenwirtschaft-
lich konzessionierten Verkehre trotz allem tber
Zahlungen des Aufgabentrdgers oder der
Kreisverwaltung bezuschusst, die fur Schulver-
kehre, fir einzelne Schulfahrten dann Zuschiusse
leisten, was auch unter die Verordnung 1370/07
fallt, so dass letztlich dieser Vorrang der Eigen-
wirtschaftlichkeit, der in beiden Gesetzentwirfen
als Regelfall tituliert ist, eigentlich an der Wirk-
lichkeit vorbeigeht. Das hat auch schon das OLG
Dusseldorf in der Miuinsterland-Entscheidung
festgestellt, die dort ausgefihrt haben, dass mit
Inkrafttreten der Verordnung 1370/07 und dem
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Verbot Zuschiisse auf3erhalb des Europarechts
zu leisten, das gemeinwirtschaftliche Verfahren,
das wir heute noch in § 13 a PBfG kennen, zum
Regelverfahren geworden ist und dass der ei-
genwirtschaftliche Verkehr in Deutschland kinf-
tig die Ausnahme sein wird. Insofern zeigt sich
schon an der Situation auch, dass eigentlich der
Gesetzgeber an einer Vorstellung eines Regel-
verkehrs festhalt, der europarechtlich kiinftig so
nicht mehr praktiziert werden kann. Daraus
erwachsen dann die ganzen Folgeprobleme fir
die Diskussion um das Zusammenspiel von
Genehmigungsbehdrde und Aufgabentrager.

Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Ich kann mich den Ausfiihrungen von Herrn
Winnes anschlieRen. Wir gehen auch davon aus,
dass der eigentliche eigenwirtschaftliche Verkehr
kunftig ein Randph&nomen darstellen wird. Ich
hatte vorhin bereits in meinen Ausfihrungen auf
die Finanzierungsstudie aus dem Land Thirin-
gen hinwiesen, die vom Verkehrsministerium
durchgefiihrt wird und die dazu ausgefihrt hat,
dass letztlich ein Kostendeckungsgrad bei den
Verkehren lediglich in Hohe von 60 % besteht
und ansonsten Zuschussbedarf besteht. Das
wird durch die demografische Entwicklung zu-
satzlich verscharft. Bislang hatten wir es auch
noch so, dass diese eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre, sogenannten eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre, eben durch nachtragliche Finanzierungen
zusatzlich unterstitzt werden. Das wird kinftig
nach der Verordnung 1370/07 nicht mehr mdg-
lich sein. Zubestellungen sind nicht méglich, weil
eben eine Vorabbekanntmachung eines
Dienstleistungsauftrags, den ich mit dem Inhaber
der Liniengenehmigung durchfihre, gar nicht
maoglich ist. Auch eine Finanzierung tber allge-
meine Vorschriften scheint mir sowohl beihilfe-
rechtlich als auch vergaberechtlich in dem Zu-
sammenhang rechtlich sehr schwierig, denn
eigenwirtschaftliche Verkehre, die ich auf3erhalb
der Verordnung zulasse, kann ich nicht innerhalb
der Verordnung dann finanzieren. Entweder
fallen sie rein oder sie fallen nicht rein. Wenn
man sie aulerhalb der Verordnung stellt, ver-
zichtet man auf die Mdoglichkeit der Direktver-
gaben. Den Ausschreibungswettbewerb hatte
ich vorhin auch schon angesprochen. Die Zahlen
aus dem Munchener Verkehrsverbund belegen
eigentlich, dass die Ausschreibung nicht per se
irgendwie mittelstandsfeindlich ist, sondern es
kommt auf die Gestaltung der Ausschreibung an.
Im MVV hat das zu einer Zunahme des Markt-
anteils der kleinen- und mittelstandischen Un-
ternehmen gefihrt. Sie haben 75 % der Aus-
schreibungen fir sich entschieden, sind nicht
mehr als Subunternehmer tétig und fahren mit
eigenen Linienkonzessionen. Es hat mehr Ver-
kehrsleistung gegeben und zu deutlichen Kos-
tenreduktionen von 27 % gefihrt. Das ist etwas,
was wir gerade auch im landlichen Raum brau-

chen. Wir brauchen mehr Kosteneffizienz, weil
wir sonst das Angebot in dieser Form nicht mehr
aufrechterhalten kénnen und das damit zum
Nachteil fir die gesamte Bevolkerung ist.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Brohm, Herr
Kollege Doring.

Abg. Patrick Doring (FDP): Ich will ohne lange
Vorrede an Herrn Dr. Brohm und Frau Leonard
eine Frage stellen. In einigen Stellungnahmen,
insbesondere auch von Herrn Dr. Brohm und
Herrn Kiepe, wird darauf verwiesen, dass es
einer Klarstellung zum Thema Direktvergabe —
Sie haben das hier auch angesprochen — im
Gesetzestext bedurfe. Nach meiner Auffassung
gilt die Verordnung als bindendes européaisches
Recht, in der ist alles geregelt. Warum wiinschen
Sie sich, dass wir das, was in der Verordnung
steht, einfach nochmal doppeln und ins PBfG
schreiben, obwohl es ja geltendes européaisches
Recht ist. Und wirden Sie mir zustimmen, dass
man dann mindestens auch eine Vorabbe-
kanntmachung und ein Interessenbekundungs-
verfahren regeln misste, wenn man denn ein
Direktvergabeverfahren zusatzlich im PBfG
regelt, dass dann auch zu regeln wére, dass
vorab bekanntgemacht werden muss, dass
direkt vergeben wird und dass jedermann sein
Interesse an dieser Vergabe bekunden kénnen
muss? Ware das in lhrem Sinne oder nicht?

Christiane Leonard (bdo): Zunachst zur ersten
Frage, die zielte auf das ausschlie3liche Recht.
Man kann grundsatzlich der Auffassung sein,
dass die EU-Verordnung dazu alles regelt.
Gleichwohl gibt es Bedenken, dass das mdogli-
cherweise durch einige Formulierungen im gel-
tenden PBfG und auch durch die Recht-
sprechung kritisch gesehen werden kénnte. Der
bdo hat sich in der gemeinsamen Stellungnahme
mit dem VDV dafir ausgesprochen, eine Er-
machtigungsgrundlage fir das ausschlief3liche
Recht bei einem Dienstleistungsauftrag aufzu-
nehmen. Aus unserer Sicht wird damit erstens
sichergestellt, dass im Unterschied zur Linien-
verkehrsgenehmigung, also zur eigenwirtschaft-
lichen Linienverkehrsgenehmigung, kein aus-
schlieBliches Recht vorhanden ist, wie das auch
breiter Konsens in Deutschland ist. Es wird damit
nochmal klargestellt. Und zum Zweiten ermdg-
licht es dann eben auch unter dem Punkt der
Rechtssicherheit die Direktvergabe auf der
zweiten Stufe im Rahmen des Dienstleistungs-
auftrags. Es ist aus unserer Sicht eine Klarstel-
lungsfunktion an dieser Stelle. Zur Frage der
Vorabbekanntmachung kann ich sagen, dass
das etwas Neues ist, was weder durch die
EU-Verordnung vorgegeben ist noch sich im
bisherigen PBfG wiederfindet und wir der Mei-
nung sind, dass es das Verfahren moglichweise
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unnétig erschwert. Vor diesem Hintergrund se-
hen wir das als nicht notwendig an.

Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Der Wunsch nach einer Klarstellung beruht
naturlich auf der Entscheidung zu den Minster-
land-Verkehren. Wir halten ihn rechtlich auch
deshalb fiir geboten, weil nach dem Regie-
rungsentwurf die Genehmigungsbehdrde nicht
nur neutraler Schiedsrichter ist, sondern ein
Spieler. Sie entscheidet letztlich selbst und an-
stelle des Aufgabentrdgers, was als ausrei-
chende Verkehrsbedienung anzusehen ist. Der
Regierungsentwurf geht davon aus, dass die
Aufgabentrager innerhalb der Verordnung
1370/07 handeln und die Genehmigungsbe-
horde aufRerhalb der Verordnung 1370/07, welil
sie ja rein gewerberechtlich handelt. Diese
Pramisse fallt in sich zusammen, wenn man der
Genehmigungsbehorde eine gestaltende Rolle
beimisst, wie das nach dem Regierungsentwurf
der Fall ist. Wenn sie an die Vorgaben der Auf-
gabentrager gebunden ware und sozusagen nur
die subjektiven Zulassungsvoraussetzungen,
aber nicht auch die Marktzuteilungsentschei-
dung treffen wirde, dann héatten wir alle kein
Problem. Aber dem ist nicht so! Und weil der
Genehmigungsbehdrde eine gestaltende Rolle
zukommt, sehen wir ein Problem bei der Erfil-
lung der Voraussetzungen der Direktvergabe,
denn diese setzt voraus, dass eine beherr-
schende Kontrolle tber den internen Betreiber
vorliegt. Die ist in Bezug auf die Genehmi-
gungsbehérde zwangslaufig nicht gegeben.
Wenn hier eine saubere Trennung der Befug-
nisse von Genehmigungsbehérden und Aufga-
bentragern stattfinden wirden, hatten wir alle
kein Problem. Aber da das nicht der Fall ist,
wirden wir das gerne zuséatzlich klargestellt
wissen.

Zu lhrer Frage der Vorabbekanntmachung einer
Direktvergabe: Die Direktvergabe ist vorab be-
kanntzumachen, und zwar schon nach der Ver-
ordnung selbst. Die darliber hinausgehende
Frage, was wir von einem Interessenbekun-
dungsverfahren halten, muss ich differenziert
beantworten. Die Frage ist, was dort zu be-
grunden ware, wenn ich einen privaten Anbieter
nicht berticksichtige, der sein Interesse bekun-
det, sondern mich fir die Direktvergabe ent-
scheide. Wenn ich dort nur Voraussetzungen fur
die Direktvergabe, die in der Verordnung
1370/07 vorgesehen sind, begriinden muss, also
darlegen muss, dass die Voraussetzungen fir
die Direktvergabe gegeben sind, habe ich kein
Problem mit dem Interessenbekundungsver-
fahren. Wenn aber infrage gestellt werden soll,
dass die Aufgabentrager die Mdglichkeit einer
Direktvergabe haben sollen und irgendwie da-
ruber hinaus irgendetwas Uber das Vorliegen der
Voraussetzungen hinaus begrinden sollen,

dann hatte ich damit ein Problem, denn das ist
nach EU-Vergaberecht nirgendwo vorgesehen.
Die Direktvergabe ist eine Form der Eigener-
bringung und muss deshalb als solche nicht
begriindet werden. Das sollte auch in einem
Interessenbekundungsverfahren nicht irgendwie
infrage gestellt werden. Das wirde jedenfalls
Uber das EU-Vergaberecht hinausgehen.

Abg. Thomas Lutze (DIE LINKE.): Es ist ein
bisschen schade, aber das war vorher nicht
genau so zu erkennen, dass wir heute doch die
beiden sehr spannenden und umfangreichen
Themen Fernbusse und OPNV-Fragen in einer
gemeinsamen Anhérung behandeln. Es ware
vielleicht gunstiger gewesen, sich ein bisschen
mehr Zeit zu nehmen und das zu trennen. Ei-
gentlich misste man fast die Bundesregierung
fragen, als Vorbemerkung, warum sie die Ge-
setzgebung hier &ndert, obwohl offensichtlich
Bundesrat, Birgermeister, Landrate, kommu-
nale Verbadnde und auch Teile der am Ver-
kehrswesen Beteiligten da doch der ganzen
Sache ablehnend bis zumindest kritisch ge-
geniiberstehen, mein Kollege von der SPD hat
das ja schon angedeutet, auch Mitglieder der die
Regierung tragenden Fraktionen. Trotzdem fand
ich es vorhin einigermalRen amisant, dass dann
die Vertreterin des bdo, Frau Leonard, schon in
der ersten Person Mehrzahl sprach, als es um
den Gesetzentwurf der Bundesregierung ging.
Ich denke, das hat dann vielleicht doch ein
leichtes Geschmackle. Meine Fragen richten
sich an Herrn Dr. Roske und Herrn Dr. Winnes,
von denen ich gerne nochmal zusammenfas-
send wissen mochte, welche Auswirkungen die
Gesetzesnovelle hat, gerade was den Bereich
Rechtssicherheit angeht oder was die Auswir-
kungen auch fur die Beschaftigten bedeuten.
Was passiert konkret, wenn die Bundesregie-
rung sich mit ihrer Gesetzesinitiative durchset-
zen wird? Was werden die konkreten Anderun-
gen und Auswirkungen, sowohl auf die Beschaf-
tigten wie auch auf diejenigen, die den Verkehr
vor Ort organisieren, sein? Einiges ist ja zu ei-
genwirtschaftlichen Verkehren schon gesagt
worden, aber in den anderen Bereichen z. B.
Rechtsicherheit oder Stichwort Auswirkungen
auf die Beschaftigten: Womit ist da zu rechnen?
Welche Risiken und Nebenwirkungen haben wir,
wenn der Deutsche Bundestag — davon gehe ich
mit meiner Erfahrung im Ausschuss fur Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung aus — das am Ende
mit der Mehrheit der beiden Regierungsfraktio-
nen durchwinkt? Was kommt dann konkret auf
uns zu?

Dr. Volker Rdske (ver.di): Ich konzentriere mich
auf die Frage der Auswirkungen auf die Be-
schaftigten. Die Rechtsunsicherheit ist insofern
schon erheblich, weil in den Betrieben derzeit
eine Art ,stilles Schweigen“, nenne ich es mal, zu
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beobachten ist, wo die Unternehmensleitungen
nicht genau wissen, was sie eigentlich machen
sollen. Das heif3t, die Unternehmen sind unsi-
cher, die Beschaftigten auch, aber gleichzeitig
wissen sie, und das hatte ich betont, dass Li-
niengenehmigungen auslaufen. Und solche
Argumente koénnen in den Betrieben unter-
schiedlich genutzt werden. Und teilweise werden
sie auch jetzt schon als Erpressung genutzt, um
beispielsweise, ich sage mal, die Pausenzeiten
noch mehr zu kirzen. Das gesamte Produkti-
onskonzept und die Vorstellungen, wie man ein
gutes Unternehmen auch fiuihrt, werden in den
Unternehmen sehr angegriffen und zerstort. Das
ist der eine Punkt. Dass das konkrete Auswir-
kungen hat, sieht man daran: Wenn das jetzt in
die Tat umgesetzt werden wirde, wirde das
bedeuten, dass Vorgénge, wie beispielsweise
Genehmigungen herauszubrechen, wie die Linie
831 (Rheinbahn) und NIAG, da schon kein Ein-
zelfall sein wirden, sondern das zu einer Kon-
kurrenz und zu einer Art Kannibalisierung unter
den Unternehmen fuhren wirde, dass namlich
einige Unternehmen versuchen, sich gute Linien
herauszubrechen und wir keine Maoglichkeit
haben — darauf hat Herr Dr. Brohm schon hin-
gewiesen — dem einen Riegel vorzuschieben.
Das bedeutet weniger Arbeitsplatze und einen
Kampf der Betriebe untereinander. Angesichts
der Situation, die Herr Vogel erwdhnt hat, dass
namlich alle bestrebt sind, einen guten Nahver-
kehr weiterhin zu betreiben und zu verbessern,
bedeutet dies, dass dieses Ziel eigentlich kon-
terkariert wird. Es ist dringend geraten, diese
Rechtsunsicherheit mdglichst bald aufzuheben
oder eine kluge L6sung zu finden, wie man bis
zum Jahre 2019 mit diesem Zustand noch wei-
terleben kdnnte.

Dr. Michael Winnes (BAG OPNV): Ich wiirde
die Antwort gerne in zwei Punkte gliedern. Das
eine ist die Fragestellung der Arbeithehmer-
rechte, die sehr erfreulich im Rahmen der
Wettbewerbsverfahren nach der Verordnung
1370/07 europarechtlich geregelt werden koén-
nen, die sehr weitreichend sind, viel weiterge-
hend als die in Deutschland bekannten, bei-
spielsweise in Landestariftreuegesetzen, nam-
lich dass man die Belegschaft konkret mit ihren
Arbeitsplatzen schitzen kann. Man kann vor-
geben in den Vergaben nach der Verordnung
1370/07, dass das bisherige Personal vom
neuen Betreiber, wer auch immer im Wettbewerb
gewinnt, zu Ubernehmen ist. Dies ist sehr weit-
reichend. Und die ganzen innovativen neuen
europarechtlichen Madglichkeiten fiir Vergabe-
verfahren, die wir im Kartellvergaberecht so
Uberhaupt nicht kennen, laufen im Regierungs-
entwurf fir den gesamten Bereich der eigen-
wirtschaftlichen Verkehre vollig leer, weil die
Genehmigungserteilung ja nach dem Regie-
rungsentwurf, leider auch im Zweifel nach dem

Fraktionsentwurf, nichts mit der Verordnung
1370/07 zu tun hat. Denn es wird hier ganz klar
unterschieden zwischen der Anwendung der
Verordnung 1370/07, wo der Aufgabentrager
einen Finanzierungsvertrag als Dienstleis-
tungsauftrag vergibt — da kann er dann Arbeit-
nehmerrechte im Vergabeverfahren entspre-
chend wirksam umsetzen - und einer gewerbe-
rechtlichen Personenliniengenehmigung, die
nichts mit dieser EU-Verordnung zu tun hat. Im
Genehmigungswettbewerb, der in diesem ei-
genwirtschaftlichem Bereich kinftig stattfinden
soll, laufen diese Mdéglichkeiten des Arbeitneh-
merschutzes vollig leer, weil die Verordnung
1370/07 nicht gilt; so wie die Direktvergabemdg-
lichkeit der Genehmigungsbehdérde nicht zur
Verfigung stehen, weil die Genehmigungser-
teilung eben im Wettbewerb zu erfolgen hat und
keine Direktvergaben mdglich sind. Die Mog-
lichkeiten nach der Verordnung 1370/07 gelten
ja fur die Genehmigungsbehoérde nicht, ein-
schlieBlich der Arbeitnehmerrechte. Sie kdnnen
im Genehmigungswettbewerb eben nicht vor-
geben, dass die Belegschaft des Altbetreibers zu
Ubernehmen ist, wenn ein neuer Betreiber
kommt und sagt, er macht das bessere Ver-
kehrskonzept. Denn dafir gibt es in beiden Ge-
setzentwirfen Uberhaupt keine Handhabe. Die
hatte man nur, wenn man sagt, die Linienge-
nehmigung ist ein Teil dieses Dienstleistungs-
auftrages nach der EU-Verordnung und wird von
einer zustandigen Behdrde in einem Verfahren
vergeben. Dann kodnnte sie auch fir diesen
Bereich, wo keine Zuschisse flieBen, die Ar-
beitsplatze der Belegschaft sichern.

Das ist der Komplex Arbeitnehmerrechte nach
der neuen EU-Verordnung. Der andere Bereich
ist die Problematik, dass sie gerade bei den
grof3stadtischen Verkehren, wo wir Uber die
Direktvergaben an die internen Betreiber, also an
die kommunalen und stadtischen Unternehmen
sprechen, sehr viel hdhere Tarifniveaus haben
als in den Flachentarifvertragen, die fir das
private Omnibusgewerbe hauptséchlich im land-
lichen Raum abgeschlossen wurden. Das liegt
auch voéllig auf der Hand. Ich habe natirlich bei
uns in Mannheim oder in Ludwigshafen oder in
Heidelberg ganz andere Lebenshaltungskosten,
ganz andere Anforderungen an die Qualifikation
des Personals, an die Belastung des Personals
im OPNV als wenn sie iiber Busleistungen und
Fahrer mit ihren Lebensbedingungen im
Main-Tauber-Kreis oder in der Westpfalz spre-
chen. Da hat sich natirlich im Tarifgeflige ein
unterschiedliches Tarifniveau entwickelt. Was
passiert nun dadurch, dass die Direktvergabe in
den Gesetzentwirfen nicht rechtssicher umge-
setzt wird, weil die Genehmigungsbhehérde nach
dem neuen 8§ 13 Absatz 2 b beider Gesetzent-
wirfe die Genehmigung im Wettbewerb zu ver-
geben hat? Es bringt der Kommune gar nichts,
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wenn sie ihren Dienstleistungsauftrag mit dem
eigenen Unternehmen dber die Finanzierung
abgeschlossen hat. Mit diesem Dienstleis-
tungsauftrag kann kein Verkehrsunternehmen
den Verkehr erbringen. Man braucht zusatzlich
eine Liniengenehmigung. Und diese Linienge-
nehmigung muss nach lhren Gesetzentwurfen
im Wettbewerb nach 8 13 Absatz 2 b vergeben
werden. Da gibt es keine Direktvergabemog-
lichkeit. Das heif3t, wenn ein konkurrierender
Genehmigungsantrag auf dem Niveau dieser
Tarifvertrage aus dem landlichen Raum gestellt
wird, wird damit Verkehrsleistung aus dem
kommunalen Bereich herausgebrochen, aus
diesen Direktvergabemdoglichkeiten herausge-
brochen. Und zwar letztlich wirtschaftlich auf der
Basis dieser erheblich niedrigeren, teilweise bis
zu 30 % niedriger liegenden Tarifniveaus. Das
heil3t, wir transferieren historisch gewachsene
Tarifbedingungen, Arbeitsbedingungen, auch
Pausenzeiten und Ahnliches, aus dem landli-
chen Raum in den Grof3stadtverkehr und er-
mdglichen es dadurch, dass die Direktvergabe
nicht rechtssicher ausgestaltet ist, dass die
kommunalen Unternehmen in diesem eigen-
wirtschaftlichen Genehmigungswettbewerb, der
durch den § 13 Absatz 2 b zwingend Uber die
kommunalen Unternehmen hereinbrechen wird,
Uberhaupt nicht wettbewerbsféhig sind, wenn
Sie nicht dafiir sorgen, dass die Liniengeneh-
migung dann, wenn der Aufgabentrager den
Verkehr finanziert, auch vom Aufgabentrager
kommt. Denn der hat dann die Mdglichkeit, den
Gesamtakt nach der Verordnung 1370/07 auch
sauber direkt zu vergeben.

Das Gleiche gilt naturlich fur die Mittelstéandler im
landlichen Raum. Da haben wir auch schon
Beispiele. Der erste Genehmigungswettbewerb,
der nach dem 03.12.2009 stattgefunden hat, war
im landlichen Raum. Da hat die Deutsche Bahn
AG versucht, dem letzten privaten Genehmi-
gungsinhaber in der Westpfalz im Linienblindel
Rodalben die Genehmigung abzunehmen, weil
sie einfach noch ein paar Fahrplankilometer im
eigenwirtschaftlichen Antrag obendrauf gelegt
haben, um zu sagen: ich fahre es eigenwirt-
schaftlich und die 5.000 Euro, die der Landrat per
Direktvergabe unter Schwellenwert dem Mittel-
standler gewahren wollte, die verkrafte ich als
groRer Konzern. Genau dieses Phanomen findet
ja statt, Frau Leonard, durch die Differenzierung,
den Dualismus. Es gibt ja zwei Behdrden: die
eine macht Verordnung 1370/07 und die andere
macht Gewerberecht. Und sie brauchen immer
diese gewerberechtliche Genehmigung, die nie
direkt vergeben werden kann. Dies konterkariert
die erfolgreichen Verhandlungen von Herrn
Tiefensee in Brissel, der diese Direktvergabe-
maoglichkeiten im deutschen Interesse fur die
deutschen Unternehmen dort ausgehandelt hat,
indem wir sie in Deutschland schlichtweg nicht

umsetzen konnen, weil es immer einer Geneh-
migung bedarf, die immer im Wettbewerb zu
vergeben ist. Das geht natirlich am Ende auch
zu Lasten der betroffenen Belegschaften.

Vorsitzender: Als nachstes Kollege Kiihn!

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Uns geht
es darum, dass die Kommunen verkehrspolitisch
handlungsfahig bleiben und die Aufgabentrager
dahingehend gestarkt werden, dass eine hohe
Qualitat des Angebots gesichert und durchge-
setzt werden kann, mit Angeboten mit entspre-
chenden Standards, Blick auf Taktdichte, Bar-
rierefreiheit etc., die eben so nicht eigenwirt-
schaftlich erbracht werden kénnen, andererseits
aber auch den Rahmen so zu setzen, dass in-
novative Angebote im eigenwirtschaftlichen
Bereich eine Chance haben, auf dem Markt zum
Zuge zu kommen — aber nicht so, dass da eine
.Rosinenpickerei* stattfindet. Ich habe zwei
Fragen an Herrn Dr. Werner: Sind die Versa-
gensgriinde, die sich in Bezug auf die eigen-
wirtschaftlichen Angebote im Regierungsentwurf
befinden, ausreichend, um ,Rosinenpickerei* zu
verhindern und wie weit starken diese Rabh-
mensetzungen im Gesetzentwurf die verkehrs-
politische Handlungsfahigkeit der Kommunen?
Sie haben in lhrer Stellungnahme davon ge-
schrieben, dass Newcomer mit Innovationen im
heutigen Markt keine Chance haben, eigenwirt-
schaftliche Verkehre anzubieten. Das haben Sie
auch kurz in lhrem Statement genannt. Gibt es
denn positive Beispiele, die dieses Potenzial,
was Sie beschrieben haben, belegen kénnen?

Dr. Jan Werner (VCD): Ich drehe mal die Fragen
in ihrer Reihung um. Newcomer mit Innovatio-
nen, gibt es positive Beispiele? Es gibt Beispiele,
wo OPNV in Deutschland positiv ist, durchaus.
Es gibt guten OPNV in Deutschland. Ich wiirde
es aber so formulieren: im Regelfall dann auf-
grund kommunalpolitischer, unternehmenspoli-
tischer oder rein personlicher Eigeninitiative. Im
Augenblick gestalten Personen und nicht der
institutionelle Marktrahmen einen guten OPNV.
Institutionell habe ich keine Absicherung, dass
sich gute Angebote und gute Produktideen auch
durchsetzen kénnen. Ich habe vorhin dargelegt,
warum dieses auch im eigenwirtschaftlichen
Bereich so ist. Eigenwirtschaftlich, da kénnte
man sich ja vorstellen, das heil3t Marktinitiative.
Habe ich eine gute Idee, dann kann ich auf den
Markt kommen. Das lasst der Regulierungs-
rahmen in Deutschland heute nicht zu und wirde
das bei Umsetzung des Regierungsentwurfes
auch in Zukunft nicht zulassen. Bin ich nicht
bereits Bestandsunternehmer, dann kann ich
nicht in den Markt hinein. Wenn ich eine neue
Idee habe, etwas ganz anders zu machen, dann
muss ich ja erst einmal die Genehmigungsbe-
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hérde davon Uberzeugen, dass das wesentlich
besser ist. Ist das bei einer laufenden Geneh-
migung der Fall und ist die Genehmigungsbe-
horde davon Uberzeugt, dass es besser ist, dann
wird erst mal der Altunternehmer gefragt, ob er
das nicht machen will. Das heifl3t, es ist ein in-
stitutionalisierter ldeenklau. Erst einmal, wenn
ich eine Idee habe, wird der Altunternehmer
gefragt: Willst du das nicht Gbernehmen? Das
schreckt so ab, dass dieser Fall praktisch nie
eingetreten ist. Das heif3t, die Versagungsgriinde
wirken wie eine absolute Sperre. Es kommt
keiner mit neuen Ideen in den Markt und setzt
sich gegen einen Platzhirsch durch. Daher kann
ich, obwohl es gute Angebote in Deutschland
gibt, nicht sagen, es gibt ein Uberzeugendes
Beispiel, dass man da mit Innovationen ge-
wonnen hat. Innovationen kann man momentan
in Schweden im Markt beobachten, da bin ich bei
Ihnen Frau Leonard. Man kann sogar in dem
Schreckbeispiel Gro3britannien Innovationen im
Markt beobachten, die dann im Regionalbus-
verkehr auch zu Angeboten kommen, die 24
Stunden am Tag im Halbstundentakt fahren, und
das sieben Tage die Woche, eigenwirtschaftlich.
Allerdings auch dort auf eine Weise kofinanziert,
dass es insbesondere fur altere Leute Tarifver-
gunstigungen durch die offentliche Hand gibt.
Das heilt, leider haben wir momentan keinen
Platz fur derartige Beispiele.

Ihre erste Frage bezog sich dann darauf, welche
Versagungsgrinde kennt der Regierungsentwurf
und wie sind die mit Blick auf ,Rosinenpickerei”
zu bewerten. Der Regierungsentwurf hat im
heutigen § 13 Absatz 2 PBfG einen — da gibt es
dann mehrere Beispielsversagungsgrinde -—
neuen weiteren Versagungsgrund mit Buchsta-
be d dort eingefugt. Ein solcher Versagungs-
grund, das hat die Rechtsprechung bisher re-
gelmaRig so ausgeurteilt und so steht es auch
systematisch im Gesetz, wirkt bei laufender
Genehmigung. Bei laufender Genehmigung stellt
sich die Frage, darf ein Newcomer dazu kommen
und zusatzlich auf dieser Linie fahren? Wie ich
gerade schon ausgefiihrt habe, ist das PBfG
heute schon so gestrickt, dass keiner dazu
kommen kann. Und dies haben Sie um einen
weiteren Marktzutrittsverhinderungsgrund er-
weitert. Das heif3t, fur 99,9 % Verkehre, wo
innerhalb des gesetzlichen und praktizierten
Rechtsrahmens heute bei laufender Genehmi-
gung keiner dazu kommen kann, ist das noch
einmal verstarkt worden. Das Problem der ,Ro-
sinenpickerei“ und das Problem ,Wie kdnnen
eigenwirtschaftliche Verkehre denn gemeinwirt-
schaftliche unterlaufen und ist die politische
Handlungsfahigkeit der Kommune gesichert?",
das findet leider auf einer etwas anderen Ebene
statt und genau da fehlt es im Regierungsent-
wurf. Die verkehrspolitische Handlungsfahigkeit
stelle ich mir so vor, dass eine Kommune sich

Uberlegen kann, und das auch im Nahverkehrs-
plan, auch unter Beteiligung der Unternehmen
und der Fahrgast- und Verbraucherverbéande,
einschatzen kann: Welches Angebot kann und
will ich mir leisten? Gleichzeitig macht sie eine
Abschatzung: Wird dieses Angebot aus dem
Markt heraus zu finanzieren sein oder muss ich
Geld in die Hand nehmen? Wenn sie zu dem
Ergebnis kommt, ich muss wohl Geld in die Hand
nehmen, dann muss sie nach heutigem
EG-Recht dazu eine Vorabbekanntmachung
machen. Wenn ich sage, ich moéchte einen Fi-
nanzierungsvertrag machen, Verkehrsvertrage
heiBen die, ich méchte also dariber einen 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrag, so nennt es
die EG-Verordnung, abschlie3en und mache das
ein Jahr bekannt, bevor ich ein Wettbewerbs-
verfahren starte oder bevor ich eine Direktver-
gabe abschlieRe, sieht der Regierungsentwurf
dann vor, dass Unternehmen drei Monate lang
Zeit haben, eigenwirtschaftliche Konkurrenzan-
trage zu stellen. Dieser eigenwirtschaftliche
Konkurrenzantrag geht an die Genehmigungs-
behoérde. Jetzt hat also die Genehmigungsbe-
hdrde — inzwischen ungeféhr neun Monate bevor
die Kommune agieren muss — Zeit, diesen Ge-
nehmigungsantrag entweder zu versagen oder
die Genehmigung zu erteilen. Im Regierungs-
entwurf fehlt jeder MaRstab, wann dieser zu
versagen ist. Sie kann ihn im o6ffentlichen Ver-
kehrsinteresse — ein schillernder, ganz offener
Betriff — versagen, sie muss es aber nicht. Jetzt
kann es sein, dass dieser Antrag sich nur auf
wenige lukrative Fahrten bezieht, das ist egal. Es
gibt keinen Maf3stab dafiir, den eigenwirtschaft-
lichen und ja vorrangigen Antrag nicht positiv zu
bescheiden. Genau da fehlt es jetzt an der ver-
kehrspolitischen Handlungsfahigkeit. Die Ver-
kehrspolitik hat gesagt, ich méchte hier einen
Zehnminutentakt, der Antrag kommt auf stiind-
liche Einzelfahrten. Das mag absurd erscheinen,
aber das ist rechtlich zulassig.

Wenn die Genehmigungsbehérde diesem An-
trag stattgibt, dann ist der Aufgabentrager ohn-
machtig. Er kann nicht agieren. Und das ist die
groRe Gefahr und damit werden ,Rosinen ge-
pickt‘. ,Rosine" bedeutet dabei nicht zwingend
eine einzelne Linie, es kann sich genauso gut auf
ein ganzes Linienbundel erstrecken, dann wird
halt ein eigenwirtschaftlicher Antrag in der min-
deren Qualitat fir ein ganzes Linienbindel ge-
stellt. Wenn Sie jetzt sagen, das Ganze ist un-
realistisch, so etwas wird nicht vorkommen und
eine Genehmigungsbehdrde wirde doch ,mit
dem Klammerbeutel gepudert® sein, wenn sie
einen solchen ...(Zwischenruf)... Herr Déring,
ich bin bei Ihnen, muss beriicksichtigt werden! ...
Und wenn Sie jetzt sagen, eine Genehmi-
gungsbehdrde muisste ,mit dem Klammerbeutel
gepudert” sein, wenn Sie in dieser Konstellation
dem eigenwirtschaftlichen Antrag stattgeben
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wirde und damit den offentlichen Dienstleis-
tungsauftrag verhindern wirde, dann schreiben
Sie das in das Gesetz. Da fehlt es momentan! ...
Nein, im Augenblick steht eben kein verbindli-
cher Versagungsgrund fur diesen Fall drin. Da
kann ich nur sagen, der Antrag, so, wie er vom
Bundesrat gestellt worden ist, und der Antrag so,
wie er hier von den Oppositionsfraktionen ge-
stellt ist, macht hier genau die richtige Messlatte.
Er sagt namlich: Was ist denn eigentlich die
Bestellabsicht des Aufgabentragers, was will er
denn jetzt hier finanzieren? Und wenn ich da-
hinter zurtickbleibe, dann gibt es das eben nicht.
Noch ein Hinweis an dieser Stelle sei mir ge-
stattet. Es gibt einen Vorwurf, der im Vorfeld oft
geaulert worden ist: Na ja gut, dann wird doch
der Aufgabentrager ,im Himmel ist Jahrmarkt"
bestellen wollen, aber hinterher das Geld nicht in
die Hand nehmen wollen. Auch da hat der Op-
positionsentwurf eine passende Gegenregel, die
allerdings nicht im Bundesrat beschlossen wor-
den ist und die daher nur im Oppositionsentwurf
momentan zu finden ist, die namlich sagt: Wenn
der Aufgabentrager erst die Messlatte hochlegt,
eigenwirtschaftliche Antrédge verhindert und
dann aber weniger bestellt als er vorher ange-
kindigt hat, dann haben eigenwirtschaftliche
Verkehre auch nachtraglich zeitlich noch Vor-
rang und kénnen gestellt werden. Das finde ich
angemessen. Damit ist auch der Aufgabentrager
in seiner Handlungsfreiheit eingeschrankt, wenn
er sich an seine Absichten nicht halt.

Vorsitzender: Sie haben jetzt etwas langer
sprechen dirfen, weil sie der einzige Experte
waren, der vom Kollegen Kiihn gefragt worden
ist. Damit kommen wir zum Kollegen Lange!

Abg. Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich darf zu-
nachst — um es kirzer zu machen — an die Ein-
leitung von Volkmar Vogel anschliel3en und auch
nochmals unterstreichen worum es uns geht. Um
Rechtssicherheit, dass wir es hier schaffen und
nicht im Vermittlungsausschuss, in diesem
breiten Bogen zwischen dem jetzigen Gesetz-
entwurf, der vorliegt, und den verschiedenen
Facetten des Bundesrates. Ich lasse das jetzt
einfach mal so stehen, stelle aber schon fest, als
jemand, der aus der Kommunalpolitik kommt,
dass wir gerade im kommunalen Bereich einen
inzwischen doch grofdtenteils — auch im landli-
chen Raum bei all der Beschrénktheit, die wir
dort haben — sehr guten o6ffentlichen Personen-
nahverkehr haben. Und auch dort mit den ei-
genwirtschaftlichen Verkehren sehr gut fahren.

Das gemeinsame Papier von VDV und bdo
begrif3t — wenn ich es richtig gelesen habe — die
eigenwirtschaftlichen Verkehre und stellt auch
die besondere Bedeutung des Nahverkehrs-
plans in diesem Zusammenhang heraus. Ich
hatte jetzt nochmal eine Frage, die stelle ich

dann an Frau Leonhard, zur Bewertung der
Neutralitdt der Genehmigungsbehdrde. Wenn
Sie dazu vielleicht nochmals etwas hier ausfuh-
ren konnten? Und eine zweite kurze Frage: Es
geht fur mich nochmals um das Nachbesse-
rungsrecht des Alteigentimers, auch dazu
nochmals kurz zur Bedeutung. Danke.

Vorsitzender: Das waren jetzt beide Fragen an
Frau Leonhard. Damit haben Sie sozusagen
auch etwas mehr Redezeit. Nur zur Klarstellung:
Die Abgeordneten kdnnen sich aussuchen, ob
sie einen oder zwei Experten fragen. Wenn sie
nur einen Experten fragen, hat der Experte na-
turlich etwas mehr Redezeit, als wenn zwei
gefragt werden.

Christiane Leonhard (bdo): Vielen Dank. Ich
mdochte vielleicht die erste Frage auch aufteilen.
Das zielte in die Richtung der Neutralitat der
Genehmigungsbehérden. Das hat formal-
juristisch auch sehr viel mit dem zu tun, was wir
eben von Dr. Werner gehdrt haben. Was wie-
derum verknipft ist mit dem Nahverkehrsplan als
Schnittstelle des Ganzen und dem Versa-
gungsgrund, wo ich wirklich komplett anderer
Meinung bin, was da die rechtliche Qualitat des
Regierungsentwurfs angeht. Der Entwurf des
Bundesrates sieht zwei wesentliche — aus un-
serer Sicht — gravierende Verschlechterungen
fur die eigenwirtschaftlichen Verkehre vor, indem
er zunachst den Nahverkehrsplan aufwertet und
bestimmte Qualitatsstandards erst mal G{ber-
haupt vorschreibt. Da geht es natirlich auch um
Arbeitnehmerschutzrechte und andere Dinge.
Wir stellen uns auch gar nicht dagegen. Wir
meinen nur an der Stelle, das gehdrt nicht in ein
Personenbefdrderungsgesetz hinein. Dazu gibt
es Tariftreuegesetze, dazu gibt es Arbeitszeit-
gesetze und andere Dinge. Es ist ja nicht so, als
wenn wir hier im luftleeren Raum waren. Auch
was die Arbeitnehmeriiberlassung angeht, da
gibt es auch den § 613 a BGB. Das ist also alles
geregelt und wir kdnnen da auch noch weitere
Regelungen treffen. Aber bitteschén nicht das
PBefG noch weiter verkomplizieren. Dann ver-
steht es irgendwann Uberhaupt niemand mehr.
Wir sind grundsatzlich dagegen, dass man den
Nahverkehrsplan so weit aufwertet. Aber das
eigentlich Wichtige ist, und Herr Dr. Werner hat
es eben angesprochen, man geht beim Nah-
verkehrsplan in dem Entwurf des Bundesrates
einen weiteren Schritt. Man vermischt also diese
Zweistufigkeit in dem man sagt: Der Aufgaben-
trager macht eine Vorabbekanntmachung. Durch
diese Vorabbekanntmachung sage ich, was ich
bei mir vor Ort haben will. Dann kdénnen eigen-
wirtschaftliche Antrage gestellt werden und die
missen sich an dieser Vorabbekanntmachung
messen lassen. Dann ist die Genehmigungs-
behdrde an diese Bekanntmachung gebunden.
Das heil3t, es gibt keine neutrale Behtrde mehr
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die sagen kann: Ja, aber das, was Du da alles in
deine Vorabbekanntmachung hineingeschrieben
hast, ist vielleicht viel mehr, als eine ausrei-
chende Bedienung und ist auch viel mehr, als
eigenwirtschaftliche Verkehre erbringen kénnen.
Sondern man vermischt diese beiden Stufen und
beginnt sozusagen mit der Vorabbekanntma-
chung des Aufgabentragers. Damit wiirde auch
nur jede geringfligige Abweichung — das muss
man einfach sehen — von dieser Vorabbe-
kanntmachung dazu fuhren, dass die eigenwirt-
schaftlichen Verkehre an der Stelle abgeschnit-
ten wéaren. Deswegen meinen wir, dass das
Ganze zu weit geht an der Stelle. Man kann ja
Uber den Nahverkehrsplan reden. Wir haben ja
auch ein Konsensangebot zu diesem Thema
gemacht. Wenn man das Thema Verbindlichkeit
des Nahverkehres plant, aber quasi noch weiter
anhebt auf diese Vorabbekanntmachung, dann
kann dies dazu fuhren, dass die Genehmi-
gungsbehorde, die dann nicht mehr neutral sein
kann und die nicht mehr ihr eigenes Ermessen
ausliben kann, diese eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre, die ja — ich habe es mitgeschrieben ein
.Randphanomen” sind oder eine ,Fata Morga-
na“, ich lerne also auch immer wieder etwas
dazu - beschneidet.

Ich will noch eines dazu sagen. Mich wundert,
dass man hier schon so viel Angst hat vor dieser
Randerscheinung. Es scheint ja doch irgendwie
etwas dran zu sein an diesen eigenwirtschaftli-
chen Verkehren. Zum Nachbesserungsrecht
mdchte ich noch etwas sagen. Das Nachbes-
serungsrecht ist in den Entwirfen bislang so
vorgesehen, findet aber keine ausdriickliche
Verfahrensregelung, bzw. im Referentenentwurf
war das noch vorgesehen, im Regierungsentwurf
dann nicht mehr. Wir finden das sehr bedauer-
lich. Denn man muss sehen, wie der Wettbewerb
vor Ort ist. Er unterscheidet sich vielleicht von
einem normalen Beschaffungsvorgang einer
Behorde, die Kugelschreiber bestellt. Der Ver-
kehrsunternehmer legt sein Angebot fir jeden
prasent auf den Tisch und jeder potenzielle
Konkurrent oder Mitbewerber sieht dieses Ver-
kehrsangebot. Der sieht also mit welchen Fahr-
zeugen gefahren wird, der sieht welche Takt-
zahlen gehalten werden, wie hoch die Preise
sind. Wir haben in der Vergangenheit erlebt,
gerade eben auch bei Ausschreibungswettbe-
werben, dass dies kopiert wird und damit jede
Chance des Alteigentumers — der ja diesen
Verkehr aufgebaut hat — und diesen Verkehr
jahrelang in guter Art und Weise fahrt, verbaut.
Also es fiuhrt in der Regel dazu, dass immer der
Neubewerber diesen Verkehr bekommt. Aus
unserer Sicht ist Wettbewerb sehr wichtig.
Wettbewerb heildt aber auch nicht zwangslaufig,
dass immer ein Neuer kommen muss. Sondern
Wettbewerb bedeutet, dass es ein gutes Ver-
kehrsangebot gibt. Welches Unternehmen

nachher fahrt, ist letztlich ja gleich. Es muss aber
eine faire Chance auch fir den Alteigentimer
geben, das was er offentlich macht, was er
préasentiert, nochmal zu verbessern, wenn es ein
anderer kopiert.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Bartol.

Abg. Séren Bartol (SPD): Am schonsten wére
es, wir hatten etwas mehr Diskussionscharakter,
weil wir jetzt keinen so richtigen Diskussionsfluss
haben, sondern immer nur einzelne Meinungen.
Das ist das Problem bei Anhdrungen. Deswegen
will ich aber versuchen aufzugreifen, was Herr
Dr. Werner gerade angesprochen hat. Was auch
ein wenig Frau Leonhard angesprochen hat.

Ich wiirde gerne eine Frage an Herrn Kiepe und
Herrn Dr. Brohm stellen. Der Regierungsentwurf
wird ja dafir kritisiert, dass er Rosinenpickerei
nicht wirklich verhindert. Er verhindert zwar, dass
einzelne ertragreiche Linien aus dem Gesamt-
netz herausgegriffen werden, nicht aber eine
Unterschreitung der Qualitat. Jetzt, um es
nochmal an einem Beispiel auch ein bisschen
konkret zu machen: Angenommen der Regie-
rungsentwurf wird Gesetz. Besteht dann aus
Ihrer Sicht eigentlich die Gefahr, dass auf einer
Linie die vom Aufgabentrager fur sinnvoll be-
fundene Verdichtung des Taktes in den Abend-
stunden nicht angeboten werden wird, weil die
vom Aufgabentrager geplante Vergabe eines
Verkehrsvertrages durch die Genehmigung
eines eigenwirtschaftlichen Antrags — wir hatten
das ja gerade schon — gestoppt worden ist, der
eben diese Taktverdichtung nicht vorsieht. Also
allgemeiner gefragt: Hat der Aufgabentrager
nach dem Regierungsentwurf die Handhabe,
den Fahrgésten in seinem Zusténdigkeitsbereich
— das war diese verkehrspolitische Debatte, die
vom Kollegen Kihn kam — ein hochwertiges,
integriertes Angebot aus einem Guss, mit abge-
stimmten Anschlussen, einheitlicher Kundenin-
formation, einheitlicher Sicherheitstechnik in den
Fahrzeugen etc., wirklich zu garantieren?

Folkert Kiepe (Deutscher Stadtetag): Herr
Bartol, die Frage muss man klar mit — nein —
beantworten. Frau Leonhard hat das gerade
deutlich ausgefuhrt. Vorabbekanntmachungen,
hat sie hier referiert, liegen auf dem Tisch. Es
gibt Angebote und die entsprechen nicht dem
Nahverkehrsplan, wie sie referiert hat. Es ent-
scheidet die Genehmigungsbehérde. Da sagen
wir, das kann doch wohl nicht richtig sein. Wenn
die Gesetzgeber aller Lander in ihren Gesetzen
festgeschrieben haben: Die ausreichende Ver-
kehrsbedienung wird von den kommunalen
Aufgabentragern definiert. Dann kann es nicht
richtig sein, dass die Genehmigungsbehdrde
davon abweicht. Ich verstehe tberhaupt nicht,
was hier zur rechtlichen Verbindlichkeit des
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Nahverkehrsplans gesagt wurde — es wird davon
gesprochen, dass er doch ,ein bisschen" starker
verbindlich ist — entweder es ist rechtlich ver-
bindlich oder es ist nicht rechtlich verbindlich,
das ist wie bei der Schwangerschaft. Wieso man
sich da so gegen wehrt gegen diesen Nahver-
kehrsplan, der nach unseren Vorstellungen mit
ausreichender Beteiligung bis zur Benehmens-
regelung mit den Unternehmen erarbeitet wor-
den ist, oder in dem Verfahren der Vorabbe-
kanntmachung — Herr Dr. Brohm hat das eben
auch nochmal erlautert und Herr Dr. Werner hat
den Prozess ja eben nochmal sehr anschaulich
dargestellt — erarbeitet wird. Dann ist es eine
politischen Entscheidung, was will ich ver-
kehrspolitisch, was kann ich mir finanziell leisten.
Dann muss der Nahverkehrsplan durch den
Aufgabentrager das letzte Wort in dieser Frage
haben. Die Verantwortung liegt ja auch bei dem
Aufgabentrager. Es geht nicht um die Neutralitat
und die Rolle der Genehmigungsbehorde in dem
Sinne. Die staatliche Behorde hat selbstver-
standlich — auch aus unserer Sicht — die Rolle
der Rechtsaufsicht. Sie hat auch alles zu Uber-
prufen, was an Kriterien vorher formuliert worden
ist — durch Sie im Gesetz — wenn ein Aufgaben-
trager, beispielsweise in dem Bereich von Herrn
Dr. Winnes, die Kooperationspflicht mit dem
Umland nicht in entsprechender Weise vorge-
nommen hat, oder Uberhaupt andere Dinge,
Vorgaben z.B. nicht beriicksichtigt hat. Dann
kann sie das beanstanden und sagen: Nahver-
kehrsplan nochmal machen. Das ist jetzt mal in
einfachen Worten. Das ist aber Giberhaupt nicht
zu kritisieren. Sie hat die Rechtsaufsicht.

Aber was wir kritisieren ist, wenn sie die Rolle
bekadme, gestaltende Verwaltung zu spielen. Sie
hat weder die Planungskompetenz noch die
organisationsrechtlichen Regelungen, noch hat
sie die Finanzierungspflicht. Deshalb legen wir
so grolRen Wert — ich habe das ja eben auch
betont — darauf, dass der Nahverkehrsplan auch
den Finanzteil enthalt. Weil er sowohl eine
Selbstbindung des Aufgabentrdgers zur Folge
hat, als auch klarstellt, fir den jeweiligen be-
werbenden Unternehmer, dass das, was der
Aufgabentrager im Nahverkehrsplan als ausrei-
chende Verkehrsbedienung definiert hat, dass er
auch selber in der Lage ist, das zu finanzieren.
Also nochmal ganz deutlich, ich verstehe nicht
die Angsthaltung, wenn gesagt wird: Der Nah-
verkehrsplan darf nicht ganz verbindlich sein, er
muss also ein bisschen verbindlich sein, aber
nicht rechtlich verbindlich sein. Wo ist die Sorge,
wenn das sowieso im Alltag eigentlich gar nicht
vorkommt, dass eine Genehmigungsbehorde
von verninftigen Vorstellungen des Aufgaben-
tragers abweicht? Nur das ist das Entschei-
dende, man will sich offensichtlich vorbehalten,
dass die Genehmigungsbehdrde dartber ent-
scheidet, ob die verkehrsplanerischen Vorgaben

eines Aufgabentragers verninftig oder nicht
vernlnftig sind. Das hat der Gesetzgeber aber
auch schon geregelt in den Landernahver-
kehrsgesetzen. Entscheidend ist der Begriff ,die
ausreichende Verkehrsbedienung®. Ich wieder-
hole mich, das entscheidet derjenige, der Auf-
gabentrager ist.

Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Ich kann lhre Frage auch nur mit — nein — be-
antworten. Die Genehmigungsbehérde ist an die
verkehrlichen Vorstellungen des Aufgabentra-
gers nicht gebunden. Sie kann versagen, aber
sie muss es eben nicht. Es ist nicht einmal als
intendiertes Ermessen formuliert, in den Versa-
gungsgrunden. Der Regierungsentwurf gestattet
insofern schon ein Rosinenpicken. Er erschwert
vielleicht ein geographisches Rosinenpicken,
aber ein Abweichen von den vom Aufgabentra-
ger vorgesehenen Bedienungsstandards, von
Taktdichten und dergleichen ist méglich. Herr
Kiepe hat es schon gesagt: Die Genehmi-
gungsbehdrde ist eben nicht neutraler Schieds-
richter, sondern sie stellt sich an die Stelle des
Aufgabentrédgers. Man muss schon die Frage
irgendwie stellen, warum die Genehmigungs-
behorde der bessere Aufgabentrager sein soll.
Sie finanziert auch nicht das Verkehrsangebot
und sie muss es vor allem auch nicht politisch
verantworten.

Die Aufgabentrager haben Ubrigens, weil es
heute auch schon angeklungen ist, tberhaupt
kein Interesse, einen Verkehr irgendwie aus der
Eigenwirtschaftlichkeit in die Gemeinwirtschaft-
lichkeit abzudréangen. Wenn ein eigenwirtschaft-
licher Verkehr den vorgesehenen Bedienungs-
standards entspricht, die der Aufgabentréager als
ausreichende Verkehrsbedienung definiert, dann
freuen wir uns ja. Wir sind ja froh, wenn wir nicht
noch zusétzlich finanzieren mussen. Aber die
Standards missen eben eingehalten werden
und die Aufgabentrager missen die Mdglichkeit
haben, diese ausreichende Verkehrsbedienung,
die eben ihrem Daseinsvorsorgeauftrag ent-
spricht — deswegen heil3en sie ja Aufgabentrager
— auch umzusetzen. Wenn eigenwirtschaftliche
Verkehre so zugelassen werden, wird es
schwierig fur die Aufgabentrager, Zubestellun-
gen zu machen und die Licke zwischen dem
eigenwirtschaftlichen Angebot und dem, was der
Aufgabentréger als ausreichende Verkehrsbe-
dienung ansieht, zu schlieBen. Denn diese Zu-
bestellungen erfordern auch einen 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag. Da miissten die Vorga-
ben der Verordnung 1370/07 eingehalten wer-
den. Abgesehen davon widerspricht es auch der
Vorstellung von eigenwirtschaftlichen Verkeh-
ren, die eben keinen zusétzlichen offentlichen
Dienstleistungsauftrag haben sollen. Den kénnte
ich dann auch nur mit dem Inhaber der Linien-
genehmigung vereinbaren. Das ist Uberhaupt
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nicht das, was die Verordnung 1370/07 eigent-
lich mit ihrem Marktzugangsverfahren regeln will.
Diese Vorgaben zwingen auch die Aufgaben-
trager entweder Uberhaupt nicht, ihre Vorstel-
lungen umzusetzen oder europarechtswidrig zu
finanzieren. Im Zweifel macht man vielleicht
sogar Letzteres, weil man politischen Druck hat.
Aber sinnvoll ist das sicherlich nicht.

Abg. Patrick Déring (FDP): Ich muss zugeben,
dass Teile der Darstellung — aus meiner Sicht —
sich in dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht
wiederfinden. Der § 8 Abs. 3 bleibt unverandert.
Es andert sich Uberhaupt nichts zum geltenden
Recht. Denn dann mussten all die Horrorszena-
rien, die hier an die Wand gemalt werden, ja
schon jetzt géngige Praxis sein, das findet aber
Uberhaupt nicht statt. Deshalb bin ich sehr er-
staunt, wenn man sich mal anschaut, was der
Gesetzentwurf dazu sagt, unter welchen Be-
dingungen Genehmigungen zu versagen sind.
Unter anderen ist zu versagen, wenn der bean-
tragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder
ein Teilnetz aus einem vorhandenen Verkehrs-
netz, oder aus einem im Nahverkehrsplan im
Sinne des § 8 Abs. 3 festgelegten Linienbiindel
herauslosen wirde. Wenn man diesen Satz liest,
dann ist Rosinenpickerei ausgeschlossen. Also
ich weil3 gar nicht, wie man es schoner formu-
lieren kann in einem Gesetzentwurf. Deshalb
glaube ich, sind manche Szenarien schlicht nicht
realistisch und real, die hier vorgetragen werden.
Soweit vorab.

Ich will aber eine Frage stellen, an Herrn Kra-
winkel und Frau Leonhard. In der Stellungnahme
der Verbraucherzentralen und auch in lhrem
Vortrag, Herr Krawinkel, haben Sie gesagt — ich
gebe es vielleicht nicht ganz wortlich wieder, was
immer schlecht ist, weil ich es nicht stenogra-
phiert habe — 90 Prozent des Angebotes wird
sich verschlechtern, wenn dieses Gesetz in Kraft
tritt. Ich finde verzweifelt keine Begrindung fir
diese Behauptung und wirde Frau Leonhard
aul3erdem bitten, ob Sie diese Einschatzung der
Verbraucherzentralen teilt.

Vorsitzender: War das jetzt eine Frage an Herrn
Krawinkel und Frau Leonhard? An beide? Dann
Herr Krawinkel, bitte.

Holger Krawinkel (vzbv): Das bezieht sich
darauf, dass diese als eigenwirtschaftliche Ver-
kehre heute aulRer den Tarifersatzleistungen fir
den Ausbildungsverkehr keine weiteren offent-
lichen Zuschiisse beziehen. Das sind etwa 5 bis
10 Prozent des Marktes und der restliche Markt
ist davon nicht betroffen. Daher gehen wir davon
aus, dass dann eine Verschlechterung eintritt.

Christiane Leonhard (bdo): Dariber bin ich
jetzt etwas Uberrascht. Also unsere Unterneh-

men in Deutschland machen seit vielen Jahren
Verkehre und die machen auch seit vielen Jah-
ren im grolRen Umfang Verkehre. Die fahren
ganze Stadtverkehre, ich kénnte lhnen jetzt ganz
viele aufzahlen, wo Stadte mit 25.000, mit 30.000
oder 70.000 Einwohnern auch von privaten
Unternehmen, eigenwirtschaftlich in grof3en
Teilen gefahren werden. Insofern handelt es sich
hier um kein Randphanomen. Aus meiner Sicht,
schafft es der Regierungsentwurf — bis auf kleine
Ausnahmen vielleicht — im Grof3en und Ganzen,
das jetzige Geflige zu erhalten. Es macht eine
sehr sanfte Anpassung und andert wirklich nur
da etwas, wo es erforderlich ist und dreht also an
keinen weiteren Stellschrauben. Ich kann daher
auch Uberhaupt nicht erkennen, wieso sich denn
hier etwas verschlechtern sollte. Es wird so
weitergehen wie bisher und es wird wahrschein-
lich auch noch besser gehen, weil die Unter-
nehmer natirlich immer auch an sich selber
arbeiten werden. Ich kann dberhaupt nicht er-
kennen, warum irgendetwas sich verschlechtern
soll, wenn man die Strukturen so belasst, wie sie
jetzt sind. Wir haben keinen schlechten OPNV.
Ich glaube das behauptet auch niemand. Diese
Szenarien die sich hier heute darstellen, die
gehen aus meiner Sicht einfach in eine andere
Richtung. Man will eine Systemumkehr. Man will
ein anderes System, man will eine staatlich
organisierte Planung des OPNV. Da kann man
herum diskutieren wie man will, das sieht die
Verordnung (EG) 1370/07 schlichtweg nicht vor.
Die Verordnung 1370/07 greift nicht in wettbe-
werbliche Verfahren ein, regelt keine Markte, die
schon wettbewerbliche Verfahren haben. Son-
dern sie gibt einen Dienstleistungsauftrag vor,
wenn gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen
gegeben werden, wenn Subventionen gezahlt
werden. Und hier ist mal wieder gesagt worden:
Es gibt keine eigenwirtschaftlichen Verkehre,
weil die Zuschisse bekommen. Das ist eine
weite Definition. Die Verordnung sagt aber ge-
nau, welche Zuschiisse unter die Verordnung
fallen. Darunter fallen namlich weder Schwer-
behindertenverkehrsleistungen noch Leistungen
fur den Schulerverkehr. Das sind keine Subven-
tionen, sondern das sind Ersatzleistungen, das
sind Surrogate fur die Befdorderung, weil diese
Menschen nicht mitfahren. Das sieht die Ver-
ordnung auch ausdriicklich vor, dass man diese
ausnimmt aus dem PBefG und aus der Verord-
nung. Insoweit kann ich mir nicht vorstellen,
warum es nur so wenige eigenwirtschaftliche
Verkehre gibt. Das ist immer eine Frage der
Definition. Wenn es naturlich Verbiinde gibt oder
Lander gibt, wo man § 45 a als Subvention be-
zeichnet und — anders als die Verordnung es
vorsieht — in die Gemeinwirtschaftlichkeit
hineindringt, dann mag das so sein. Fir den
grof3ten Teil des Landes ist es aber nicht so. Da
fahren viele Unternehmer eigenwirtschaftlich,
das heif3t mit Fahrgeldeinnahmen und mit diesen
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Ersatzleistungen. Ich kann mir nicht vorstellen,
dass es in Zukunft schlechter gehen soll.

Holger Krawinkel (vzbv): Vielleicht nochmal
kurz zur Ergédnzung. Es geht ja gar nicht darum,
dass es wirklich schlechter werden muss. Nur, so
wie der Gesetzvorschlag jetzt gestrickt ist, be-
steht die Moglichkeit, dass das passiert. Das soll
natirlich verhindert werden. Dann muss man es
klarer formulieren, dann kénnen Sie das genau
ausschlie3en.

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Frau
Leonhard, an Sie nochmal die Frage, wir haben
ja haufig und lange tber den Begriff der Eigen-
wirtschaftlichkeit gesprochen. Wir hatten von
einigen Experten gehort, dass die Trennschéarfe
offenbar nicht gegeben ist, weil teilweise trotz-
dem in der Durchfihrung der Dienste dann doch
Mittel flieBen. Fir mich ware aus lhrer Sicht
nochmal klarzustellen, was diesen Begriff der
Eigenwirtschaftlichkeit ausmacht, damit wir als
Gesetzgeber auch wissen, mit was wir da um-
gehen missen. Insbesondere auch bei der Be-
urteilung lhrer Forderung. Eine andere Frage an
Herrn Dr. Werner vom VCD. Sie haben eben, als
der Kollege Déring gesprochen hat — Wir haben
doch eine Vorlage und eine Bestimmung im
Gesetzentwurf, die genau das unmaéglich macht,
dass eben diese Versagungsgrinde nicht zum
Zuge kommen. — zumindest fur mich optisch
erkennbar dem widersprochen durch Kopf-
schitteln. Ich wirde ganz gerne den Grund fir
dieses Kopfschitteln von lhnen erfahren.

Christiane Leonhard (bdo): Sie hatten die
Definition der eigenwirtschaftlichen Verkehre
angesprochen. So wie ich die Entwirfe der
Bundesregierung und des Bundesrates sehe
und lese, gibt es da keinen Dissens. Das heif3t,
man hat da eine einvernehmliche Definition
aufgenommen, die im Grunde die Verordnung
auch 1:1 wiedergibt. Also die Verordnung regelt
ja nicht die eigenwirtschaftlichen Verkehre, weil
das in Brissel niemand kennt in der Form, aber
sie sagt eben, wann sie nicht gilt. Und logisch ist
im Umkehrschluss daraus hergeleitet worden:
Sie sagt, wann sie gilt und im Umkehrschluss
wird daraus hergeleitet, wann sie eben nicht gilt.
Insofern hat man die Definition, die die Verord-
nung in Art. 1 und 3 vorgibt, jetzt in diese Ge-
setzentwirfe aufgenommen. Ich denke dariber
besteht letztlich auch kein Streit. Das betrifft die
Beférderungserltse, die Ausgleichsleistung auf-
grund allgemeiner Vorschriften, die ja von der
EU-Verordnung vorgesehen sind, sowie die
Ausgleichsleistung fir Schilerbeférderung und
die Schwerbehindertenbeférderung und dann
die sonstigen Ertrage im handelsrechtlichen
Sinn, wenn sie nicht gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen erflillt. Also diese Definition gibt im
Grunde die Verordnung zutreffend wieder. Und

es ist, das muss man auch ganz fair sagen, eine
Einengung des jetzigen Begriffs. Das heif3t,
insofern gebe ich zu, dass die Eigenwirtschaft-
lichkeit, wie sie bislang vorhanden ist, durch
diese Definition sehr wohl eingeschrankt wird.
Dariiber sind wir nicht glicklich, aber damit
muissen wir leben, denn das sieht die Verord-
nung in der Tat so vor. Und wenn es um eine
Anpassung der Verordnung geht, dann muss
man die natirlich auch richtig anpassen. Das ist
aus meiner Sicht der Dinge hier sehr gut ge-
lungen.

Dr. Jan Werner (VDC): Daran kann ich, Frau
Leonhard, genau anschlieRen. Die eigentliche
Revolution, nach der gerade Herr Déring fragte:
Wo kommen denn die Horrorszenarien her? Die
kommen im Zusammenspiel eines geanderten
EG-Rechts mit einem an dieser Stelle unverén-
derten nationalen Recht. Das EG-Recht hat
gesagt: ,Ich definiere alles, was in meinen An-
wendungsbereich fallt extrem weit. Ausgleichs-
zahlungen jedweder Art mittelbar oder unmit-
telbar, die aus offentlichen Haushaltsmitteln
mittelbar oder unmittelbar, an 6ffentliche Unter-
nehmen gehen im Bereich Verkehr, unterfallen
meinen Regelungen“. Dann hat der deutsche
Gesetzgeber in § 8 Abs. 4 jetzt als Regie-
rungsentwurf reingeschrieben: Eigenwirtschaft-
lich ist nur das, was sich finanziert durch sonstige
Unternehmensertrage im handelsrechtlichen
Sinne, aul3er solchen, die Gber Auftragsverkehre
laufen. Das liest man erst mal und denkt sich
wahrscheinlich gar nichts Besonderes dabei.
Das Problem ist nur, alle Ausgleichszahlungen
des EG-Rechts sind da ausgeklammert aul3er
denen, die vorne erlaubt sind. Das sind Tarifer-
satzleistungen. Alle anderen Zahlungen sind
unzulédssig. Daher riuhrt das Horrorszenario.
Heute sind alle Verkehre — mit wenigen Aus-
nahmen — die ausgeschrieben werden, formal
eigenwirtschaftlich. Heute wiirde man sagen: Ja,
dann sind sie doch heute eigenwirtschaftlich und
in Zukunft auch. Aber die heute eigenwirtschaft-
lichen Verkehre sind zu mehr als 90 Prozent
gleichzeitig aus offentlichen Haushaltsmitteln
finanziert, was in Zukunft nur noch Uber Beauf-
tragung geht. Damit laufe ich in dieses Horror-
szenario rein: Indem ich ein Regelungswerk
schaffe, das nur fir ganz wenige Verkehre gilt
und dort faktisch zur Anwendung kommen sollte,
aber Kollateralschaden dadurch verursacht,
indem dann eigenwirtschaftliche Verkehre Vor-
rang haben, obwohl es eben nicht mehr die
typischen bisherigen eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre sind. Ein letztes Mal auch zu dem Aspekt —
also deswegen hat es mich praktisch gejuckt, als
Ihre Frage kam — das Horrorszenario richten Sie
schlicht dadurch an, weil sich an anderer Stelle
etwas geédndert hat und Sie hier dieses nicht
passend nachvollziehen. Und was den Buch-
staben d, den Sie ja auch eben nochmal erwéahnt
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haben, angeht: Einzelne ertragreiche Linien aus
einem vorhandenen Verkehrsnetz herausbre-
chen heil3t: Das Netz ist im Augenblick in Ge-
nehmigung. Das ist der Zutritt zur laufenden
Genehmigung. Die Frage ist doch: Was passiert
nach Ablauf einer Genehmigung? Da bleibt dann
das Linienbiindel. Aber es ist eben keinerlei
Vorsorge getragen, dass sich jemand mit einem
schlechten Angebot auf ein ganzes Linienbiindel
bewirbt, dieses eigenwirtschaftlich macht, es
aber nicht in erforderlicher Qualitat tun kann, weil
eben offentliches Geld fehlt und deswegen
trotzdem die Genehmigungsbehdrde hier wegen
Vorrang der eigenwirtschaftlichen Verkehre den
Verkehr genehmigt.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Jetzt ist die Frage, die ich eigentlich stel-
len wollte, schon abgeraumt. Insofern Herr Vor-
sitzender, die Frage, ob ich sozusagen noch eine
Frage zum Thema PBefG stellen kann und dann
Uberleiten kénnte mit einer zweiten Frage schon
auf den Bereich Fernbusse? Meine Befiirchtung
ist, wenn wir noch eine halbe Stunde haben,
dann komme ich nicht mehr dran.

Vorsitzender: Das bekommen wir schon hin.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Dann leite ich aber indirekt schon mal
trotzdem Uber und stellte noch eine Frage an Dr.
Jan Werner, bezilglich des Themas Barriere-
freiheit. Das ist ja auch Thema nicht nur bei den
Fernbussen. Im Regierungsentwurf sind, was die
eigenwirtschaftlichen Verkehre angeht, Uber-
gangsregelungen definiert worden. Wie bewer-
ten Sie die mit Blick auf das Thema ,Der Kunde
steht im Mittelpunkt?“.

Dr. Jan Werner (VDC): Ich glaube Barrierefrei-
heit an sich ist ein Ziel, was man nur mit langem
Atem erreichen kann. Das aber aus Sicht des
Kunden und dann auch wirklich fur alle Kunden,
hohe Vorteile hat. Also wenn in der Idealvor-
stellung der OPNV in Ganze barrierefrei ist, nutzt
das nicht nur denjenigen, die vordergriindig in
ihrer Mobilitat beeintrachtigt sind, sondern
letztendlich allen Nutzern. Bis dahin, dass ich
auch einen beschleunigten, zigigen und ver-
lasslichen OPNV nur dann bekomme, wenn ich
Haltestelle und Fahrzeug barrierefrei habe. Also
nicht nur das kundenschnelle Einsteigen, im
Regelfall fahrt dann auch Bus oder Bahn vor
allen Dingen aber der Bus umwegefreier an die
Haltestelle heran, wenn also die passende Inf-
rastruktur eingerichtet ist. Auf der Zeitachse kann
ich mir hingegen vorstellen, dass ein Ziel ver-
bindlich sein muss, damit ich auch die entspre-
chenden Anstrengungen machen kann. Dass ich
aber sehr wohl in den Blick nehmen muss, wie-
viel investive Téatigkeit ist erforderlich? Das heil3t,
in welchem Zyklus werden Fahrzeuge ausge-

tauscht? Oder in welchem Zyklus kann ich an
Haltestellen im kommunalen Bereich herange-
hen? Da halte ich die Regelungen im Oppositi-
onsantrag und insbesondere auch die Regelung,
dass man ein verbindliches Ziel hat auf der
Zeitachse im OPNV fiir richtig. Und dass, wenn
man hinterher feststellt, man kann es schlicht
nicht schneller erreichen, weil man nicht Investi-
tionszyklen extra deswegen antreiben kann, auf
Landeseben dennoch reagieren kann und es
nochmal etwas strecken kann. Langfristig bleibt
das Ziel dadurch unbenommen und so kann sich
auch die Fahrzeugindustrie darauf einstellen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Werner.
Jetzt ist mir noch signalisiert worden, die Frage
ging auch an Frau Witsch, Sie haben das Wort.

Heike Witsch (BSK): Freiheit im OPNV ist ge-
nauso wichtig wie im Fernbusbereich. Wenn
nicht noch aus anderen Griinden noch viel wich-
tiger. Wenn Sie Ihren langen Atem durchhalten
wollen und irgendwann in ferner Zukunft mal
Barrierefreiheit einfuhren, dann kann ich lhnen
mit ziemlicher Sicherheit versprechen, dass es
auf dem Land keine Bewohner mehr gibt. Ins-
besondere die Landbevdlkerung, ist auf Barrie-
refreiheit angewiesen. Weil namlich die Tau-
sender-Regelung im Bahnverkehr uns schon
einengt. Sie kennen die Regelung: Wenn weni-
ger als 1.000 Fahrgaste an einem Bahnhof pro
Tag gezahlt werden, dann muss nicht barrierefrei
umgebaut werden. Das heif3t, kleinere Bahnhofe
sind nicht barrierefrei und wenn dann der Bus-
verkehr nicht barrierefrei ist, dann gibt es Leute —
und ich kenne solche Menschen, ob Senioren die
mit Alterskrankheiten zu k&mpfen haben oder
behinderte Menschen — die seit 5 Jahren nicht
aus ihrem Dorf rausgekommen sind, aulRer
einmal in der Woche mit lieben Nachbarn im Pkw
zum Kaufmann in den nachst gréReren Ort und
zuriick. Das kann kein menschenwirdiges Le-
ben fir die altere Generation sein und auch nicht
fir behinderte Menschen. Ich kenne genauso,
insbesondere im Bereich der MS-Erkrankten,
behinderte Menschen die mit 40 Jahren in Rente
gehen mussten, weil sie ihren Arbeitsort nicht
erreichen konnen. Weil der OPNV nicht barrie-
refrei ist. Das sind Menschen, die noch 25 Jahre
Arbeitszeit vor sich haben. Wenn man jetzt das
Krankheitsbild mit einkalkuliert, lassen Sie es 15
Jahre sein. Jeder jammert, wir sollen langer
arbeiten und den Menschen nehmen Sie die
Gelegenheit, langer arbeiten zu kénnen. Das
kann so nicht laufen. AuRerdem, wir wollen ja
gerne helfen, Geld zu sparen. Wenn ich be-
denke, was die Krankenkassen an Geld aus-
geben, um Sonderfahrzeuge fir die Fahrten zum
Arzt zu zahlen! Nicht alle, es gibt Menschen, die
konnen nicht mit dem OPNV fahren — aber es
gibt genauso viele behinderte Menschen, die
genauso gern zum nachsten Facharzt mit dem
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OPNV fahren wiirden, wenn es denn ginge. Und
die Kosten waren gespart im Gesundheitswesen.
Ich sage lhnen, diese Arztfahrten sind nicht ohne
vom Preis her! Ich selbst mache es ja auch — ich
habe Pflegestufe Il, das hért sich schlimm an —
ich fahre trotzdem mit dem OPNV, da wo ich es
irgend erreichen kann. Ich denke, all diese Mog-
lichkeiten muss man im Blindel sehen, was Sie
damit insbesondere der Landbevdlkerung antun.
Im Stadtverkehr ist ja die Regelung jetzt mit
Barrierefreiheit schon weitgehend vom Tisch. Da
klappt es schon ganz gut. Aber im Uberland-
verkehr und wenn Sie dann jetzt den Fernbus
draufsetzen, da ist es unertraglich. Es kann nicht
angehen, dass die Landbevdlkerung da so in
den Hintergrund gedréngt wird.

Vorsitzender: Vielen Dank. Damit sind wir beim
OPNV durch und kommen jetzt zum Fernbus, ein
ganz anderer Themenkomplex. Der ist blof
zusammen hier in der Anhdrung, weil er im
gleichen Gesetz geregelt wurde und so wurde es
auch zwischen allen Fraktionen vorab be-
schlossen. Als nachstes hat sich der Kollege
Vogel zum Fernbus gemeldet.

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Ich will mich
kurz fassen, damit auch Herr Kiihn noch zum
Zuge kommt in dieser Runde. Wir wollen Fern-
busse. Wir denken Fernbusse sind eine sinnvolle
Ergdnzung zu dem bhisherigen System des
Fernverkehrs, insbesondere auch mit Blick auf
die steigenden Beftérderungszahlen, die wir auch
in den nachsten Jahren zu erwarten haben. Wir
sind auch der Meinung, Fernbus ist fir diejeni-
gen Leute mit kleinem Geldbeutel eine gute
Alternative. Auch insbesondere, damit sie auch
ihren  Mobilitdtserfordernissen  nachkommen
kénnen. Wir denken, dass Fernbusse auch ge-
rade fur Stadte und Regionen, die mit dem bis-
herigen Fernverkehr schlecht erschlossen sind,
eine sehr gute Ergédnzung sind, um hier auch an
die entsprechenden Netze im Fernverkehr An-
bindung zu haben. Ich habe zwei Fragen, eine an
Herrn Dr. Werner vom VCD und eine wirde ich
gerne an Herrn Metz stellen. Herr Dr. Werner,
anhand lhren Ausfiihrungen hétte ich vielleicht
noch folgende Erganzung. Inwieweit sehen Sie
ein Genehmigungsbedurfnis fur die Fernbusli-
nien? Und wenn ja, was ist tatsachlich an Ge-
nehmigungen fir die Fernbuslinien erforderlich?
Stichwort Fahrplan und andere Regelungen, die
dabei eine Rolle spielen. Die Frage an Herrn
Metz: Sie haben sich sicherlich mit lhrem Un-
ternehmen auch damit beschéftigt, welchen
Wegekostendeckungsgrad jetzt die Busse auf
dem Verkehrstrager Stra3e haben. Was halten
Sie von dem Vorschlag einer Bemautung fur den
Fernbus, auch insbesondere mit Blick auf die
Auswirkungen, die diese auf den Gelegenheits-
fernverkehr, auf den Reiseverkehr hétte? Dies
interessiert mich insbesondere, weil ja auch Ihre

Unternehmen sowohl Gelegenheitsverkehre als
auch OPNV bedienen, in der Abgrenzung jetzt
zwischen Fernverkehren, Gelegenheitsverkeh-
ren und OPNV, der ja nicht bemautet werden
sollte, nach den Vorschlagen, die von Seiten der
Opposition eingebracht worden sind. Danke.

Reiner Metz (VDV): Herr Abg. Vogel, also das
Thema Wegekosten, Deckungsgrad: Da sind wir
im Moment im OPNV ungeféahr bei 77 Prozent.
Das heif3t, da sind eingeschlossen auf der Ha-
ben-Seite die echten Fahrgeldertrage und die
von der Kollegin Leonhard schon angespro-
chenen Fahrgeldsurrogate. Also das, was fur
den Ausbildungsverkehr aus 6ffentlichen Kassen
flieRt, Uber allgemeine Vorschriften jetzt in der
neuen Diktion in der Verordnung 1370/07 und
der Schwerbehindertenausgleich. Wir haben uns
VDV-seitig zuriickhaltend zu dem Fernbusthema
geaulert, nicht weil wir dagegen sind, dass
zusatzliche Fahrgaste — so wie Sie es auch
formuliert haben — auf das System offentlicher
Verkehr geholt werden sollen, die sonst mit dem
Pkw fahren wirden oder die sonst vielleicht
Fahrten gar nicht antreten wirden. In dieser
Zielstellung stimmen wir voll mit lhnen tberein.
Wir sind allerdings mit den Einzelvorschlagen
etwas skeptisch, weil wir der Auffassung sind,
dass hier Kollateralschaden im o&ffentlichen
Personennahverkehr, aber auch im Eisenbahn-
verkehr mdoglich sind, weil die Determinanten
hier auch eine Kannibalisierung erméglichen. Wir
hatten uns dafur stark gemacht zu sagen, dass
wir eigentlich eine neue Rechtslage haben, nach
einem Grundsatzurteil, das das Bundesverwal-
tungsgericht gefallt hat vor einiger Zeit. Dass
namlich solche Verkehre zulédssig sind, selbst
wenn es eine Eisenbahnfernverkehrsverbindung
gibt, wenn sozusagen ein anderes Marktseg-
ment, weil es ein anderer Preis ist, abgearbeitet
werden soll. Insofern halten wir auf der Basis
einer solchen Rechtslage den Ausbau des o6f-
fentlichen Verkehrs fir méglich, aber wir wiirden
es nicht so gerne sehen, dass durch letztlich
nicht kontrollierbare Determinanten wie das 50
Kilometer Beférderungsverbot, hier der OPNV
durch geschicktes Schnitzen von Linien, von
Relationen und von Haltestellen dann eben doch
Beeintrachtigungen erfahren sollte. Ich denke,
dass es aus Griunden der Wettbewerbsgleichheit
—wenn man das dann macht entgegen unserem
Petitum — sinnvoll ist, hier die Anlastung der
Wegekosten denn auch gleichermalRen vorzu-
nehmen. Also ich sehe natirlich, dass man in
einem anderen Preissegment dann in Schwie-
rigkeiten kommt, im Hinblick auf Wettbewerbs-
gleichheit zur Eisenbahn, die ja ihre Wegekosten
selbst erwirtschaften muss Uiber Trassenentgelte
und Stationspreise. Hier sollte fiir eine Wettbe-
werbsgleichheit gesorgt werden. Insofern sind
wir an der Stelle etwas ndher bei dem Entwurf
der Bundesratsmehrheit.
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Dr. Jan Werner (VCD): Die Frage betrifft den
Genehmigungsbedarf im Bereich Fahrplan und
Tarif. Wie funktioniert eigentlich Marktinitiative?
Marktinitiative funktioniert eigentlich mit trial and
error. Kein Unternehmer weil3 heute, welches
Angebot fur acht Jahre genau das Passende ist.
Ich muss ein Angebot am Markt entwickeln
koénnen. Ich muss es wieder einstellen kénnen,
wenn es sich nicht rechnet und ich muss auch
den Preis variieren kdnnen. So funktioniert jeder
Einkauf im Supermarkt, aus Sicht des Anbieters.
Wo habe ich Genehmigungsbedarf im Fern-
busbereich, wenn wir keine Leistung haben, die
als Leistung der Daseinsvorsorge zu qualifizie-
ren ist, als Daseinsvorsorge im engeren Sinne.
Auf OPNV komme ich gleich. Da gehe ich wei-
terhin davon aus, dass das Fernverkehrsangebot
der Bahn ausreichend ist und ich kann jetzt nicht
einen Markt, wo es heute noch keine Angebote
gibt, schon im Vorhinein regulieren. Ich muss
also erst mal fragen: Welchen Regulierungsbe-
darf habe ich?

Ich komme jetzt auf die beiden Bereiche Fahr-
plantarif. Flr beide stelle ich mir ja erst mal die
Frage: Wenn ich eine Genehmigung dafur
brauche, dann muss die Genehmigungsbehorde
auch substanziell was zu prifen haben. Hat sie
nichts zu prifen, dann brauche ich auch keine
Genehmigung. Im Bereich Fahrplan, da muss ich
sicherstellen, dass es kein Wildern im Bereich
OPNV-Relationen gibt. Also egal, ob der Re-
gierungsentwurf mit seiner Regelung unterhalb
50 Kilometer oder der Oppositionsentwurf mit
den zwei anderen Regelungen zur Abgrenzung,
zum Schutz des o6ffentlichen Nahverkehrs sich
durchsetzt, in jedem Fall muss sichergestellt
sein, es sind keine — ich orientiere mich mal
einfach am  Regierungsentwurf -  zwei
OPNV-Halte dabei, die im Abstand von 20 Ki-
lometern einer OPNV-Relation konkurrenzieren.
Insoweit ist eine Fahrplankontrolle notwendig.
Da kann ich mir allerdings auch vorstellen, dass
das mit einer Anzeigepflicht sein Bewenden
haben kann, denn die Prifung ist relativ einfach.
Ich brauche dafir kein aufwendiges Genehmi-
gungsverfahren. Im Bereich Tarife kann ich mir,
wenn ich den Markt freigebe und das Wechsel-
spiel von Angebot und Nachfrage haben will,
eigentlich keine Genehmigungspflicht vorstellen.
Ich muss schnell agieren kénnen, wenn irgend-
ein Ereignis eintritt, das nicht geplant ist: Ich
mochte einen Sonderverkehr einrichten. Ich
mdochte Auslastungssteuerung haben, all das,
was man sich in GrofR3britannien oder in
Schweden anschauen kann, wo es Kombipakete
mit dem Wochenende gibt, wo die Busse dann
sonst leer sind und es dann besonders glinstig
ist. Daher kann ich mir in dem Fall eine Tarif-
genehmigungspflicht auch nicht vorstellen.

Im Ergebnis halte ich also eine Fahrplankontrolle
durch eine Genehmigungsbehdrde fur notwen-
dig, nicht in Form einer Genehmigungspflicht, da
geht auch eine Anzeige. Sichergestellt werden
muss nur, auch durch eine Genehmigungsbe-
horde im Zweifel, dass tatsachlich angebotene
Verbindungen auch realisiert werden. Dieses ist
in GroRbritannien im Ubrigen auch der Fall. Dort
haben wir einen freien Markt, aber es kontrolliert
die der Genehmigungsbehérde vergleichbare
Behorde, dass die Fahrten die angeboten wer-
den, auch tatsachlich stattfinden. Das wirde ich
mir auch hier wiinschen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann kommen wir
zum Kollegen Burkert.

Abg. Martin Burkert (SPD): Die
SPD-Bundestagsfraktion  aber auch die
A-Lander haben den Fernreisebusverkehr mit
aufgenommen. Wir halten das fiir eine mdgliche
sinnvolle Ergadnzung, die auch 0©kologisch
hochwertig sein kann, je nach Auslastung. Vor
allem, wenn von den Pkw umgestiegen wird auf
den Bus, was wir uns alle wiinschen wirden.
Unterschiedliche Gutachten gehen aber davon
aus, dass es wohl eher in Richtung Schiene
gehen wird. Ich habe deshalb zwei Fragen an
Herrn Kirchner. Zum einen zum Schienenper-
sonennahverkehrsschutz, was gerade auch
schon angesprochen wurde. Wenn Sie das
entfernungsabhangige Bedienverbot nach dem
Regierungsentwurf fir sinnvoll halten, ist die
Grenze von 50 Kilometer ausreichend oder ist
trotzdem noch der Schienenpersonennahver-
kehr gefahrdet? Das ist die erste Frage. Und die
zweite Frage geht nochmal in die Richtung Lohn-
und Sozialstandards. Nachdem mit der Offnung
des innerdeutschen Fernbusmarktes auch mit
neuen Marktteiinehmern aus dem Ausland zu
rechnen ist, fiir wie wahrscheinlich halten Sie es,
dass um die Preise dauerhaft niedrig zu halten,
bei Personalkosten gespart wird? Und reichen
hier die Regelungen im Regierungsentwurf aus,
um Lohn- und Sozialstandards im Fernbusge-
werbe zu sichern? Oder muissen weitere Malf3-
nahmen getroffen werden?

Alexander Kirchner (EVG): Eigentlich selbst-
redend, dass wir der Auffassung sind, dass die
50 Kilometer nicht ausreichen. Ob mit einer
Erhéhung oder einer anderen Regelung bewirkt
wird, dass es nicht zu einer Konkurrenz zum
OPNV kommt — Herr Werner hat vorhin dazu
Ausfiihrungen gemacht — muss man dann
nochmal diskutieren. Also der Stadtetag hat wohl
100 Kilometer als Grenze vorgeschlagen. Wir
befurchten aber, dass es zu einer Konkurren-
zierung des OPNV kommt. Ich méchte an der
Stelle auch nochmal darauf hinweisen, dass wir
grundsatzlich der Auffassung sind, dass eine
sinnvolle Kombination des Schienenfernver-
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kehrs mit Schienenfernbusverkehr durchaus
Sinn macht. Wir befirchten aber auch, dass es
Auswirkungen auf den Schienenfernverkehr
haben wird, weil zu beflirchten ist, dass insbe-
sondere die jetzige Bahn AG, die ja bis heute
einziger Unternehmer im Fernverkehr ist, hingeht
und ihre Schienenfernverkehrsleistungen redu-
zieren wird, in Randlagen, in raumlichen Rand-
lagen, in seitlichen Randlagen ausdinnen wird
und umstellen wird auf den Bus. Ich bin aber voll
bei Ihnen, dass letztendlich das auch von der
Bahn AG als positive Entwicklung gesehen wird
und die Bahn ja heute schon als Unternehmen im
Fernreisebus drin ist. Da braucht man nur durch
Berlin oder Frankfurt zu fahren, dann sieht man
die BEX-Busse, die ja jetzt schon hinten drauf-
stehen haben: 9,- Euro von Leipzig nach Dres-
den. Dann ist naturlich die Frage, ob irgendwann
mal das Angebot der Bahn sein wird zu sagen:
Wir fahren nur noch bis Leipzig und wer nach
Dresden will, der muss eben mit dem Fernrei-
sebus fahren. Solche Entwicklungen beflirchten
wir, die dann ganze Regionen vom Schienen-
fernverkehr auch dann abkoppelt oder ausdiinnt.

Zur zweiten Frage und das ist — glaube ich — der
Kernpunkt auch unserer Kritik an dem Gesetz:
Wir glauben sehr wohl, dass die jetzigen Rege-
lungen nicht ausreichen, die Arbeitsbedingungen
der dort schon zurzeit Beschéftigten und in Zu-
kunft Beschaftigten abzusichern. Denn das, was
wir heute schon im Markt sehen, sind Unter-
nehmen, die nicht mit eigenen Beschéftigten die
Leistungen erbringen, sondern mit Subunter-
nehmen. Wenn man mal die Touring nimmt, die
groéRter Player im Markt ist, ist es so, dass die nur
25 eigene Busse haben und sehr stark mit aus-
landischen Subunternehmern tatig sind und
zurzeit ihre Busfahrer bei einer externen Toch-
terfirma im Ausland rekrutieren, aus Portugal, die
dann auch hier fahren. Deshalb ist es notwendig,
dass wir hier Regelungen finden, die das ver-
hindern. Weil wir — glaube ich — dann die Situa-
tion haben, die ich vorhin angesprochen haben,
dass Schienenverkehrsunternehmen Busse
kaufen oder mit Subunternehmern Busleistun-
gen erbringen, und wir insbesondere aus dem
Ausland heraus dann Busleistungen hier in
Deutschland sehen werden im Fernreisebus.
Letztendlich ist es nur der Preis des Personals,
der als Stellschraube Ubrig bleibt. Denn ich kann
mir nicht vorstellen, dass man bei der Qualitat
der Busse sparen kann, darauf werden auch die
Reisenden — glaube ich — sehr stark achten, dass
der Komfort, dass die Standards bei den Bussen
vergleichbar sind und auch eingehalten werden.
Wer hier mit einem alten schlechten Bus mit
schlechter Sitzqualitat, mit schlechtem Service
aufwartet, der wird kaum eine Chance haben, in
diesem Markt zu bestehen. Im Gegensatz zum
OPNV, wo wir ja relativ lange Konzessionen
haben, haben wir hier mit dieser Konzessions-

vergabe natirlich die Schwierigkeit, dass in ganz
kurzen Absténden sich auf gewissen Relationen
dann derjenige durchsetzen wird, der mit dem
glnstigsten Preis ankommt. Ich habe vorhin ja
mal genannt: Die Bahn bietet zurzeit Dres-
den-Leipzig fur 9,- Euro an. Dann kommt der
Néachste und macht es fur 8,50 Euro und der
N&chste macht es dann fur 8,- Euro. So wird es
dann nach unten gehen und die Stellschrauben
sind letztendlich nur die Personalkosten. Des-
halb auch unsere Forderung, hier Regelungen
mit einzuziehen, die verhindern, dass wir diesen
Dumpingwettbewerb bekommen. Fir einen
Wettbewerb, der Uber Leistung und Qualitat
geht, dagegen haben wir Giberhaupt nichts, aber
er darf nicht auf dem Ricken der Beschaftigten
ausgetragen werden.

Abg. Werner Simmling (FDP): Ich habe eine
ganz kurze Frage an Frau Leonhard und Herrn
Meyer. Ist es denn Uberhaupt realistisch, dass
der SPNV durch den Busfernverkehr konkur-
renziert wird, vor allen Dingen teilweise im Preis,
aber vor allen Dingen in der Reisequalitat? Das
wurde ja gerade schon angesprochen: Bequem-
lichkeit und in der Schnelligkeit. Diese Kriterien
sprechen doch eindeutig fur den SPNV. Vielen
Dank.

Wolfgang Meyer (mofair): Ich denke, dass man
neue Kundensegmente anspricht, so wie das
hier eben auch schon mal erwéhnt worden ist,
dass diejenigen, die sich aufgrund ihrer person-
lichen Einkommensverhéltnisse ggf. einen
Fernreisezug nicht leisten kdnnen, den Bus
nutzen. Das ist das eine Thema, Pendler viel-
leicht auch, Wochenendpendler die man uber
diesen Weg erschlieBen kann, um auch eine
Veranderung im Mobilitdtsverhalten zu errei-
chen. Individualverkehr vs. entsprechender
Nutzung von 6ffentlichen oder quasi 6ffentlichen
Verkehrsmitteln. Das andere ist, dass man das
Thema tatsachlich nur Gber Qualitat erreichen
kann. Ich wirde eher behaupten, dass wenn
man einen verninftigen Service anbietet und
vernlnftige Voraussetzungen fir diese Verkeh-
re, man auch zusatzliche Kundengruppen er-
schlieBen kann. Da rede ich eben nicht tber den
Plastiksitz, sondern Uber den Ledersitz und
vielleicht auch Uber den WiFi-Anschluss im
Fernreisebus, damit man &hnliche Vorausset-
zungen schaffen kann. Ich denke, man wird auch
in den nachsten Monaten da einige Beispiele
sehen, dass das ganze Thema uber Qualitat und
nicht Gber Lohndumping oder Billigheimer ent-
schieden wird.

Christiane Leonhard (bdo): Der Bus ist sicher
umweltfreundlich, wirtschaftlich und eine sehr
gute Alternative zur Bahn und deswegen be-
gruRen wir natirlich den Vorschlag der Bun-
desregierung ganz besonders, dass man den
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Bahnvorrang endlich abschaffen méchte. Wir
sehen auch den Vorschlag des Bundesrates,
dass man in diese Richtung geht. Aber, meine
Damen und Herren, wir haben das Gefihl, dass
man diesen Vorschlag mit so hohen Hirden
Uberzogen hat: Maut, vollstandige Barrierefrei-
heit, dann den Schienenvorrang im Regional-
verkehr und dieses unternehmensubergreifende
Ticketing, dass de facto aus unserer Sicht kaum
einer — zumindest unsere mittelstandischen
GroRunternehmer — eine faire Chance in dem
Wettbewerb hatte, wenn denn die Vorschlage
des Bundesrates sich durchsetzen wirden.
Insofern meine Antwort. lhre Frage in diese
Richtung: Ganz schlechte Chancen. Wenn man
den Verkehr tatsdchlich liberalisiert, wie es der
Regierungsentwurf vorsieht, dann sehen wir
aber auch keine Abwanderungsszenarien und
Abwanderungswellen von der Bahn auf den Bus.
Das wirde ja bedeuten, dass wir ad hoc fla-
chendeckende Busliniennetze héatten, von einem
Tag auf den anderen und dann plétzlich alle von
der Bahn herabspringen und in den Bus steigen.
Das sehen wir nicht. Die Bahn selber hat mal
ausgesagt, dass sie von 2 Prozent ausgeht. Das
ist aus unserer Sicht auch realistisch. Es wird
sich so in diesem Spektrum wiederfinden. Es
kursiert ja diese Zahl von 60 Prozent. Da rege ich
wirklich an, dass man sich diese Studie mal
ansieht, denn die geht von verschiedenen Ver-
héaltnissen aus. Also man kann nicht sagen, dass
60 Prozent der Bahnkunden Buskunden sind,
sondern wir haben ja ganz andere Marktanteile.
Insofern haut es mit diesen 60 Prozent nicht hin.
Wenn man das mal durchspielen wirde, dann
wirde das bedeuten, dass der Bus aus dem
Stand 10 Prozent Marktanteil haben misste. Das
ist aus unserer Sicht vollig unrealistisch. Des-
wegen lassen Sie diese Liberalisierung zu, ge-
ben Sie sich mal einen Ruck, haben Sie mal Mut!
Es wird sich schon regeln, es wird alles gar nicht
so schlimm kommen, wie einige beflrchten.
Machen Sie nicht von vorn herein alles kaputt!

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich mdchte
an zwei Punkten ansetzen. Der erste Punkt ist
nochmal das Thema Barrierefreiheit. Sie haben
jetzt gesagt, dass ist Uberhaupt gar nicht mog-
lich, barrierefrei Bus zu fahren. Wir haben im
Vorfeld Fachgesprache gefiihrt, wir haben auch
Einzelgespréache gefihrt, unter anderem mit dem
Landesverband Verkehrsgewerbe Saarland, wo
sehr viele Busunternehmen organisiert sind. Der
Geschéftsfuhrer dort hat versichert, dass es
selbstverstandlich mdoglich ist, auch fur kleine
und mittelstandige Unternehmen barrierefreie
Busse einzusetzen, wenn — das ware die Vo-
raussetzung — eine gesetzliche Vorschrift da ist,
die es fur alle verbindlich macht. Damit kein
Konkurrenzvorteil fir die entsteht, die eben keine
Barrierefreiheit anbieten. Das leuchtet natirlich
unmittelbar ein. Dann soll es eine verlassliche

Regelung geben, die sagt, in absehbarer Zeit, in
gewissen Zeitabstdnden missen eben alle
Busse barrierefrei sein bzw. kein neu zugelas-
sener Bus darf nicht mehr nicht barrierefrei sein.
Das vorab. Ich méchte zu diesem Thema Frau
Witsch fragen: Sie haben vorhin kurz — irgend-
jemand hat hier auch in der Runde der Sach-
verstandigen gesagt, es gabe gar keine Mog-
lichkeiten Busse barrierefrei zu machen —und ich
wollte Sie fragen, Sie haben es vorhin schon
angedeutet, in den USA gibt es was. Was ware
ndtig und was ist méglich an barrierefreier Aus-
stattung von Bussen?

Der zweite Themenkomplex dreht sich um die
Frage, Gesamtkonzept und Regulierung und
was bezweckt man eigentlich mit der Liberali-
sierung an dieser Stelle? Herr Thiele von der
DIHK hat vorhin sehr programmatisch die
Grundausrichtung dargestellt, ich glaube auch
sehr treffend zusammengefasst, dass es namlich
darum geht, dass das, was im Flugverkehr mog-
lich ist, ndmlich Konkurrenz zur Bahn zu ma-
chen, auch auf der Stra8e herbeizufiihren. Das
ist genau der Ansatzpunkt, den wir massiv kriti-
sieren. Das ist keineswegs so, dass wir der
Meinung sind, dass Relikte aus den 30er Jahren
gehegt werden missen. Wir sind aber auch nicht
der Meinung, dass das Relikt der unbedingten
Liberalisierung aus dem letzten Jahrhundert
weitergepflegt werden muss. Denn das hat sich
genauso Uberlebt und Uberholt. Und notwendig
sind tatsachlich konzeptionelle Vorstellungen,
wie im Verkehrsbereich, dass mehr Verkehr weg
von der Stral3e kommt. Das ist einfach so, dass
tatsachlich durch die Liberalisierung im Flug-
verkehrsbereich wir ja eine véllig absurde Ent-
wicklung haben. Dass immer mehr Billigflieger
auf den Markt gekommen sind, die inzwischen
Ubrigens Uberhaupt nicht mehr billig sind, je-
denfalls in vielen Féllen. Dass wir eine Stagna-
tion, tendenziell einen Rickgang der Fahrgast-
zahlen im Schienenfernverkehr haben und das
angesichts der Tatsache, dass man eine véllig
andere Entwicklung braucht, wenn man die
CO,-Ziele einhalten will und so weiter. Das heif3t,
eigentlich braucht es erst mal ein Konzept, diese
Ziele zu erreichen.

Meine zweite Frage richtet sich deshalb an Herrn
Kirchner. Sie haben das nochmal thematisiert.
Das Thema ,Es fehlt ein Gesamtkonzept”. Meine
Frage ist, ob es Ansatze gibt, von solchen kon-
zeptionellen Ideen, wie tatsachlich auch im
Fernverkehrsbereich verniinftigere Mobilitats-
verhaltnisse geschaffen werden kénnen.

Heike Witsch (BSK): Es gibt sehr wohl geeig-
nete Busse sowohl fir den OPNV als auch fir die
Fernbuslinien. Wir haben in Schleswig-Holstein
einen Bus getestet im Rahmen des
LVS-Kongresses. Da war der Bordstein an der
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Haltestelle — es war gar keine Haltestelle son-
dern vor dem Tagungsort haben wir gehalten — 5
cm hoch und ich bin gerade rausgefahren. Weil
der eben weit runter abzusenken ging und die
Rampe etwas langer war, phantastisch, Uber-
haupt kein Problem. Zwei Rollstuhlplatze in dem
Bus sowohl eben fiir Rollstuhlfahrer als auch fur
Eltern mit Kinderwagen oder Rollatornutzer, die
ja auch Platz brauchen. Zum Fernbusbereich
habe ich lhnen zu der Stellungnahme Bilder
gegeben. Es ist sogar noch einfacher fir dieje-
nigen, die Gber den Lifter aussteigen. Es gibt
Rampen, die man bis auf den Boden runter
absenken kann. Also ob sie jemanden auf der
grinen Wiese absetzen oder an einem Hochbord
an der Haltestelle, es hangt nur davon ab, wann
derjenige der den Lifter bedient den Finger vom
Druckknopf lasst. Es geht in jedem Fall. Das ist
heute kein Problem mehr, nach Aussagen der
Bushersteller. Ich kann als Nichttechnikerin
nattrlich nicht sagen, ob das wirklich so ist.

Aber wir horen auf den Messen immer wieder,
dass selbst Niederflurbusse Uberall fahrbar sind,
wenn sie richtig ausgestattet sind, barrierefrei.
Es heildt immer wieder von denjenigen, die
Busse haben oder anschaffen wollen: ,Ja mit
Niederflur kann man nur im Stadtverkehr fahren!*
Ist inzwischen — laut Herstellern — weit Gberholt.
Und man sieht ja auch im Uberlandverkehr
schon sehr viele Niederflurbusse, leider noch
nicht vollstandig das Netz. Wenn es also dann
wirklich so wére, dass man damit nicht fahren
konnte, kénnte man sie auch nicht im Uber-
landverkehr fahren. Also auch die kénnte man
vielleicht in anderer Ausstattung, weil man ja
stundenlang darin sitzt und auch Qualitat dann
sein muss, einsetzen. Es gibt auf der Schiene
eine Parallele dazu, der Doppelstockzug, der
DosSto, ist auch fur den Nahverkehr ausgelegt. Er
wird jetzt fir den Fernverkehr bestellt. Er wird die
Ablosung fur den IC sein. Auch mit anderer
Ausstattung, aber das gleiche Grundmodell. Es
gibt in jedem Fall die Méglichkeit. Ich habe auch
bei Busunternehmern nachgefragt, wieviel der
Unterschied preislich ist. Das bedeutet fiir einen
Bus, der also in der Mindestausstattung umge-
baut wird, das heildst Rampe und Stellplatze mit
Sicherung fur Rollstihle bzw. Kinderwagen,
30.000 Euro, das wird gesagt. Das bitte unver-
bindlich, ich habe mir das nur so von verschie-
denen Busunternehmen sagen lassen. Es gibt
eine Firma, die wesentlich teurer umbaut, fir
100.000 Euro, aber die muss man ja dann auch
nicht unbedingt nehmen.

Alexander Kirchner (EVG): Die staatliche Da-
seinsflirsorge besteht nicht nur im Auftrag der
Politik daftir Sorge zu tragen, dass Nahverkehr
angeboten wird und eine Nahverkehrsversor-
gung da ist, sondern eine Gesamtversorgung der
Menschen mit Verkehrsinfrastruktur und Ver-

kehrsleistungen und deshalb natiirlich auch im
Fernverkehr. Dass wir das nach dem Jahre 1993
verstarkt reduziert haben auf den SPNV und den
OPNV ist klar. Bisher wird der Fernverkehr ei-
genwirtschaftlich erbracht. Ich halte das auch
nicht fur problematisch. Ich glaube, dass es sehr
wohl in Deutschland eine gute Verkehrsanbin-
dung gibt. Auch eine Fernverkehrsanbindung
und dass der Bus sehr wohl hier erganzend
eingesetzt werden kann, wenn es denn koordi-
niert und verzahnt passiert und nicht dazu fihrt,
dass der Bus die Schiene verdrangt. Ich bin fest
der Uberzeugung, dass der Bus nicht komplett
die Schiene verdrangen wird und sehe auch
keine Horrorszenarien, dass 60 Prozent der
derzeitigen Schienenverkehrskunden abwan-
dern werden auf den Fernbus. Das halte ich fur
unsinnig.

Die Zielrichtung muss nattirlich sein, den Pkw zu
entlasten und Verlagerung vom Pkw auf den Bus
zu machen, was 6kologisch natirlich sinnvoll ist
und vernlnftig. Nur es muss abgestimmt und
koordiniert passieren. Ich erinnere an die Dis-
kussion, als die Bahn AG angefangen hat, den
Interregio-Verkehr einzuschranken und abzu-
schaffen. Oder die Diskussion die jetzt lauft, mit
Anbindungen im ICE-Verkehr, nehmen wir mal
Bremen oder das Saarland, wo die Bahn sich
immer mehr zuriicknimmt. Dann ist die Frage zu
stellen, ob das unter den Begriff der staatlichen
Daseinsfirsorge fallt, wenn es ganze Regionen
gibt, die Gber den Schienenfernverkehr gar nicht
mehr angebunden sind, sondern nur noch tber
den Fernbus. Ich sehe zumindest tendenziell
auch bei der Bahn AG die Absicht, in diese
Richtung zu gehen. Mangelnde Ressourcen,
Kostendruck und der Wettbewerbsdruck fiihren
dann dazu, dass man hingeht und sagt: Warum
sollen wir dann noch mit den Fernziigen bis
dorthin fahren. Lassen wir doch den Zug in Zu-
kunft in Hannover stehen, dann muss der Rei-
sende umsteigen vom Zug in den Bus und fahrt
dann weiter nach Bremen oder Kiel oder sonst
irgendwo hin. Deshalb fordern wir ein integriertes
Konzept. Ein Konzept im Ubrigen, das in der
Koalitionsvereinbarung Uberschrieben ist mit
Deutschlandtakt. Dort ist ja auch hinterlegt, dass
eigentlich diese Koalition sich den Auftrag ge-
geben hat, innerhalb dieser Legislaturperiode zu
entscheiden, was mit diesem Deutschlandtakt
passieren soll. Er unterstellt zwei Dinge, einer-
seits daruber genau nachzudenken, wieviel
Verkehrsleistungen wollen wir oder brauchen
wir, um eine verninftige Anbindung der Bevol-
kerung in Deutschland zu erreichen. Und zum
zweiten, wie finanzieren wir das denn auch, oder
wie koénnen wir sicherstellen, dass Uber eine
solche Deutschlandtaktfestiegung dann auch
Infrastrukturinvestitionen zielgerichtet gestaltet
werden kdnnen? Also unter dem Gesichtspunkt,
dass es eine integrierte Verkehrsplanung gibt,
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wo Schiene und Bus miteinander verzahnt und
aufeinander abgestimmt werden, sind wir sehr
wohl der Auffassung, macht das Ganze Sinn.

Vorsitzender: Gut. Damit kommen wir doch
noch zum Kollegen Kihn und zwar zum Fern-
busverkehr, wie versprochen.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Ich mache es auch kurz. Wir haben ja
gesagt, wir wollen die Marktéffnung fir den
Fernbus haben, nicht in Konkurrenz, sondern als
Ergédnzung zur Bahn, um den Gesamtmarkt des
offentlichen Verkehrs zu verbreitern und neuen
Kundengruppen dort attraktive Angebote zu
machen, um sie beispielsweise eben vom Auto
weg auf den Fernbus zu locken. Da gibt es ein
paar Rahmenbedingungen, die aus Verbrau-
chersicht meines Erachtens relevant sind, wenn
man da erfolgreich sein will. Deshalb meine
Frage an Herrn Dr. Werner und den Herrn Kra-
winkel zu dem Thema ,Gemeinsame Fahrplan-
auskiinfte  und unternehmensibergreifender
Vertrieb®. Vorhin ist ja von Frau Leonhard gesagt
worden, man kann ja sozusagen auf der Website
von der Lufthansa keine Karten fir Air Berlin
buchen. Man kann aber naturlich sehr wohl im
Internet sich Vergleiche anschauen und dann auf
mehreren Portalen eben dann tatséchlich eine
Auswahl treffen, aus mehreren Angeboten. Im
Regierungsentwurf gibt es keine Regelung im
Bezug auf gemeinsame Fahrplanauskiinfte und
unternehmensibergreifenden Vertrieb. Als wie
wichtig beurteilen Sie diese beiden Instrumente
fur die Erfolgsaussichten von Fernbussen?

Holger Krawinkel (vzbv): Also anders als in
dem Bereich, wo wir ja eben uber den Stellen-
wert von eigenwirtschaftlichen Verkehren disku-
tiert haben, sehen wir beim Fernbusverkehr
schon die Notwendigkeit, dass dort das Potenzial
eigenwirtschaftlicher Verkehre — wenn ich den
Begriff mal benutzen darf — auch ausgeschopft
wird. Das heif3t, wir brauchen natirlich erst mal
relativ niedrige Marktzugangsbarrieren, damit
sich hier Wettbewerb und auch Netz usw. ent-
wickeln kénnen. Dazu ist ja schon einiges gesagt
worden. Dennoch — glaube ich — ist es wichtig,
dass Stuck fur Stuck die Anforderungen gestellt
werden, die auch fir die anderen Verkehrstrager
gelten. Ich hatte ja vorhin in meinem Eingangs-
statement gesagt, dass diese Dinge von unserer
Seite fur notwendig gehalten werden. Also die
Méglichkeit durchgehende Fahrausweise aus-
zustellen und transparente Verbraucherinforma-
tionen Uber Fahrplane usw. zu bekommen. Aber
es ist naturlich klar, das greift erst, wenn ich im
Prinzip ein etwas dichteres Netz habe. Am An-
fang ist das natirlich erst mal vielleicht weniger
bedeutend. Deswegen wirde ich mir vorstellen
das es so geregelt wird, dass die Zielbestim-
mungen aufgenommen werden, dass aber eine

regelmaRige Uberpriifung stattfindet und dann
Stuck fur Stiick — sozusagen — die Konkurrenz
gleichgestellt wird. Was wir sehr wichtig finden,
das ist ein Punkt, dass diese Fernverkehre auch
von Anfang an an der Schlichtungsstelle fur
offentlichen Personenverkehr teilnehmen, damit
— falls es wirklich ein Problem gibt — der Kunde
dann tatsachlich die Maéglichkeit hat, hier auch
sein Problem darzustellen und dann eben auch
unabhéngig vom Rechtsweg eine Schlichtung
stattfinden kann.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Krawinkel. Herr
Dr. Werner, Sie haben damit auch gleichzeitig
das Schlusswort.

Dr. Jan Werner (VCD): Solches maRe ich mir
nicht an, ich bleibe tatséchlich dann bei Fahr-
planauskunft und Vertrieb. So &hnlich, Herr
Kirchner, was Sie eben ausgefiihrt haben, jetzt
nicht auf der Ebene eines vollstandig integrierten
Angebotes, aber wenigstens auf der Ebene einer
vollstandigen Fahrplanauskunft. Das ist tatsach-
lich hilfreich, damit 6ffentlicher Verkehr als Netz
funktioniert. Auch dann als Netz und in seiner
Gesamtheit funktioniert, wenn ich uber ver-
schiedenste Betreiber hinweg etwas nutzen
mdochte. Wir haben momentan das Problem,
dass einzelne auch kleinere Fernbusanbieter,
die sich heute schon in den Markt gewagt haben
— oder inzwischen muss man sagen hatten —, die
Schwierigkeit hatten, dass ihre Angebote nicht
wirklich transparent geworden sind, weil Giber sie
nicht Ubergreifend informiert werden konnte. Das
ist dann schlicht auch eine GroRenfrage. Das
heif3t, als kleiner Anbieter bin ich darauf ange-
wiesen, dass auch andere tUber mein Angebot
mit berichten kénnen, oder der Kunde sich diese
Information holen kann. Hervorragend finde ich
das System wiederum in Schweden. Dort wer-
den alle Fahrplane eingespielt in eine schwe-
denweite Fahrplanauskunft. Diese kdnnen auch
alle nutzen, auch jede Internetplattform. Das
heif3t, Basis ist fir mich erst mal, dass Fahrplane
nicht —was ja zum Teil auch passiert — gehandelt
werden als Geheimware, sondern dass in einem
vorgesehenen Datenaustauschformat — was es
aber auch gibt — es jedem Dritten maoglich ist,
unternehmensuibergreifend zu beauskunften.
Schwieriger erscheint auf den ersten Blick die
Frage des Vertriebes. Warum soll ich fur die
Konkurrenz Uberhaupt Fahrkarten anbieten und
zu welchen Konditionen? Da ist es aber aus
meiner Sicht so: Normalerweise bietet jeder
Betreiber — oder die meisten — entweder per
Internetplattform oder auch tber Agenturen nicht
nur am eigenen Fahrzeug die Fahrkarten an,
sondern auch anderweitig. Diese Erlaubnis sollte
wechselseitig jedem mdoglich sein, damit insbe-
sondere ein Unternehmer, der startet, auch fur
den Anschlussverkehr Fahrkarten gleich mit
vertreiben kann. Auch daftr gibt es Vorbilder. Ich
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halte es aus Kundensicht fir hervorragend, wenn
ich gleich weil3, ich kann one-stop-shopping an
einer Stelle fur die gesamte Reisekette die
Fahrkarten erwerben. Es geht nicht darum, dass
an dieser Stelle eine Durchtarifierung oder Ahn-
liches etabliert werden soll. Das ist auch aus
Verbrauchersicht nicht erforderlich. Aus Ver-
brauchersicht kann ich nur sagen, an einer Stelle
Uber den gesamten Verkehr eine Fahrkarte
erwerben zu kénnen, ist hilfreich.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Werner!
Damit sind wir am Ende der Anhérung. Ich
mdchte mich bei allen Expertinnen und Experten
recht herzlich bedanken. Auch bei den Kollegen,
die die Geduld hatten. Kommen Sie gut nach
Hause.

Ende der Sitzung: 13.13 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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Dr. Michael Winnes
BAG OPNYV der kommunalen Spitzenverbdnde

Stellungnahme zu den Gesetzentwiirfen zur Novelle des PBefG im
Rahmen der éffentlichen Anhérung des Ausschusses fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung des Deutschen Bundestages,
Berlin, 29.Februar 2012

A Rechtsgrundlagen der Novelle

Die geplante Novelle des Personenbeforderungsgesetzes dient in erster Linie der
Anpassung des nationalen Rechtsrahmens an das seit dem 3.12.2009 geltende neue
europdische Personenverkehrsrecht in Form der Verordnung 1370/2007 (im Folgenden ,VO
1370%).

Die vorliegenden Gesetzentwiirfe der Bundesregierung (BT-DrS 17/8233 — im Folgenden
,Regierungsentwurf*) und der Fraktionen von SPD und Biindnis90/Die Griinen (BT-DrS
17/7046 — im Folgenden ,Fraktionsentwurf“) verfehlen beide das Ziel einer rechtssicheren
und klaren Adaption der VO 1370 in das nationale Recht. Grund hierflr ist ein
Missverstandnis in der Interpretation der zentralen Regelungen der VO 1370:

l. Marktintervention im Sinne der VO 1370

Beiden Gesetzentwiirfen liegt offensichtlich die Rechtsauffassung zu Grunde, eine
Marktintervention im Sinne der VO 1370 liege nur vor, wenn die éffentliche Hand monetare
Ausgleichsleistungen oder ausschlieliche Rechte gewéhrt, was wiederum gleichgesetzt
wird mit dem Betreiben von Daseinsvorsorge. Daseinsvorsorge ist dabei Sache des
kommunalen Aufgabentragers, der deshalb zusténdige Behérde nach der VO 1370 sein soll
(siehe § 8a Abs. 1 Regierungsentwurf/§ 8 Abs. 5 Fraktionsentwurf). Daneben steht die
gewerberechtliche  Regulierung des  Personenverkehrs  durch  die  staatliche
Genehmigungsbehérde, die nicht der VO 1370 unterfalien soll, weil sie aus Sicht des
Gesetzgebers keine Marktintervention darstellt.

Das Europarecht kennt den deutschen Begriff der Daseinsvorsorge nicht. Die europaischen
Regelungen zu den ,Dienstleistungen von allgemeinem Interesse” orientieren sich am
westeuropaischen Modell des ,service public’. Unter ,service public* versteht man nicht nur
die klassische deutsche Daseinsvorsorge der Leistungsverwaltung, sondern jedes staatliche
Handeln, das im &ffentlichen Interesse regulierend in einzelne Sektoren des Binnenmarktes
eingreift. Auch die gewerberechtliche Regulierung durch die PBefG-Genehmigungsbehérde
ist deshalb nach europdischer Rechtsauffassung staatliche Reglementierung zur
Sicherstellung bestimmter im o&ffentlichen Interesse liegender Qualitétsstandards der
Dienstleistung Personenbeférderung. Die Betriebspflicht gem. § 21 PBefG, die
Beférderungspflicht nach § 22 PBefG sowie die Tarifpflicht gem. § 39 PBefG beschranken
massiv die Berufsfreineit der Beférderungsunternehmer im  Interesse  der
Versorgungssicherheit fir die Fahrgéaste. Diese Grundlage des Genehmigungssystems nach
dem PBefG bleibt in beiden Gesetzentwiirfen unverandert. Der Genehmigungsvorbehalt ist
damit eine staatliche MaRnahme, die im Sinne des Art. 1 Abs. 1 VO 1370
Personenverkehrsdienste gewéhrieisten soll, die ,unter anderem ... zahlreicher, sicherer,
hoherwertiger oder preisgiinstiger sind als diejenigen, die das freie Spiel des Marktes
erméglichen wiirde“. Auch die gewerberechtliche Regulierung nach dem PBefG ist deshalb
eine der VO 1370 unterfallende Marktintervention. Die genannten gesetzlich zwingend mit
jeder Genehmigung verbundenen Verpflichtungen der Betreiber sind gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen im Sinne des Europarechts. Das haben bereits zahlreiche Gerichtsurteile
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(EuGH, BVerwG, hess. VGH, VGH BW, VG Karlsruhe, VG Halle) bestétigt. Diese
Rechtsprechung zu ignorieren, bedeutet, dass der Gesetzgeber bewusst ein PBefG
beschlieRen wiirde, das gegen die Vorgaben der VO 1370 verstét: denn
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Personenverkehr diirfen nach Inkrafitreten der VO
1370 nur noch im Rahmen der Handlungsinstrumente der VO 1370 (&ffentlicher
Dienstleistungsauftrag und allgemeine Vorschrift) ausgesprochen werden. Beide
Gesetzentwiirfe sehen hingegen vor, dass die Genehmigung nicht von der fiir die VO 1370
zusténdigen Behérde und nicht unter Beachtung der von der VO 1370 vorgegebenen
Anforderungen an einen &ffentlichen Dienstleistungsauftrag erteilt werden soll.

Die Marktintervention im Sinne der VO 1370 liegt im Ausspruch gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen, also in Vorgaben an Leistungsumfang und Leistungsqualitdt des
Verkehrsangebotes. Diese  Vorgaben fihren zu  wirtschaftichen  Einbuflen
(Mehrkosten/Mindereinnahmen) des Betreibers, die durch Ausgleichsleistungen kompensiert
werden diirfen. Markteingriff und Kompensation des Eingriffs dirfen nicht gleichgesetzt
werden. Die Gesetzentwiirfe basieren jedoch auf der Vorstellung, nach der VO 1370 misse
nur die Kompensation geregelt werden, ohne auf die verordnungskonforme Verpflichtung,
die Grundlage jeder Kompensation sein muss, einzugehen.

1. Behdérdendualismus

Die Vergabe offentlicher Dienstleistungsauftrédge nach der VO 1370 l8uft ins Leere, solange
ein Verkehrsunternehmen, das diesen Dienstleistungsauftrag erhalt, weiterhin einer
Genehmigung bedarf, um den Dienstleistungsauftrag erfillen zu koénnen. Beide
Gesetzentwiirfe sehen vor, dass die sich die Betriebspflicht des Unternehmers nicht aus dem
Dienstleistungsauftrag, sondern aus der Genehmigung ergeben soll. Damit legt nicht der
Aufgabentrager als zustandige Behorde fest, welches Verkehrsangebot im Sinne des Art. 1
Abs. 1 VO 1370 den Fahrgéasten anzubieten ist, sondern die staatliche
Genehmigungsbehérde. Dies fuhrt dazu, dass der Aufgabentrdger die ihm von den
Gesetzentwiirfen zugedachte Finanzierungsaufgabe nicht europarechtskonform erfiilen
kann: gem. Art. 1 Abs. 1 darf eine zustéandige Behérde nur einen Ausgleich flr
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen gewahren, die sie selbst ausgesprochen hat. Solange
jedoch die Festlegungen zum einzuhaltenden Fahrplan und zum anzuwendenden Fahrpreis
von der Genehmigungsbehérde und nicht vom Aufgabentrager getroffen werden, spricht der
Aufgabentrager keine gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen aus und ist infolgedessen nicht
zur Finanzierung der Fahrplan- und Tarifvorgaben berechtigt.

Ein europarechtskonformes System der Daseinsvorsorge im OPNV setzt hingegen voraus,
dass kinftig eine Behérdenebene einheitlich fur alle Belange der Regulierung zustandig ist
und sowohl die bisher in der Liniengenehmigung enthaltenen Festlegungen trifft als auch die
bisher in  Verkehrsvertragen gewadhrten  Ausgleichsleistungen  auskehrt.  Die
gewerberechtliche Genehmigung und der Finanzierungsvertrag sind kinftig als einheitlicher
offentlicher Dienstleistungsauftrag im Sinne der VO 1370 in einem Verfahren von der
zusténdigen Behérde zu vergeben und konnen nicht weiter bei zwei verschiedenen
staatlichen Stellen beheimatet bleiben.

1. ausschlieRliches Recht

Beide Gesetzentwiirfe gehen davon aus, dass der Aufgabentrager kinftig im Rahmen von
offentlichen Dienstleistungsauftragen berechtigt sein soll, ausschlieBliche Rechte zu erteilen.
Dies steht im offenkundigen Widerspruch zu den Regelungen des § 13 PBefG, die zur Folge
haben, dass bereits die Liniengenehmigung selbst den Tatbestand eines ausschliellichen
Rechts nach der VO 1370 erfullt. Nach gefestigter Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichtes beinhaltet der in beiden Entwiirfen diesbeziglich unverénderte
§ 13 Abs. 2 PBefG ein Verbot der Doppelbedienung. Dies bedeutet: besitzt ein Unternehmen
eine Liniengenehmigung, kann es verhindern, dass ein Konkurrenzunternehmen auf



Dr. Michael Winnes
BAG OPNV der kommunalen Spitzenverbénde

denselben Strecken und Relationen Verkehrsleistungen anbietet. Die erteilte Genehmigung
schlieft also fir Ihre Laufzeit Konkurrenz durch andere aus. Das VG Halle hat bereits
festgestellt, dass dies den Tatbestand des ausschlieBlichen Rechts nach der VO 1370 erfiillt.
Bereits im Anhang zum ersten Verordnungsentwurf fir die VO 1370 hat die EU-Kommission
das damalige und im Rahmen der vorliegenden Gesetzentwiirfe unveréndert bleibende
Genehmigungssystem des PBefG als kontrollierten Wettbewerb um ausschlieliche Rechte
eingestuft. Dass beide Gesetzentwiirfe am Verbot der Doppelbedienung nichts verandern
wollen, wird durch die vorgesehene Ergdnzung des § 13 um einen neuen Absatz 2b
eindriicklich unterstrichen: die Notwendigkeit, ein Auswahlverfahren fur den Fall zu schaffen,
dass mehrere Genehmigungsantrage fur denselben Verkehr gestellt werden, setzt voraus,
dass die Genehmigung nur an einen Antragsteller erteilt werden darf. Dies wiederum
bedingt, dass keine zwei Genehmigungen parallel existieren dirfen, sich also gegenseitig
ausschlieRen. Die gesamten Regelungen zum sogenannten ,Genehmigungswettbewerb®
ergeben also nur Sinn, wenn die Genehmigung ein ausschlielliches Recht enthalt. Ohne die
Exklusivitit der Genehmigung waren parallel gestelite Antrdge gleichzeitig
genehmigungsfahig, was wiederum ein Auswahlverfahren entbehrlich machen wirde.

Sofern die Genehmigung jedoch ein ausschlielliches Recht beinhaltet, erfiillt sie den
Tatbestand des offentlichen Dienstleistungsauftrages nach der VO 1370. Sie darf also nur
noch von der zusténdigen Behérde fir die VO 1370 unter Beachtung aller Vorgaben fir die
Vergabe 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage erteilt werden. Da Genehmigungsbehdrde und
zustdndige Behdrde in beiden Gesetzentwirfen ausdriicklich zwei verschiedene Behdrden
sein  sollen, zwingen die Gesetzentwirfe die Genehmigungsbehoérden  zur
europarechtswidrigen Erteilung ausschlieBlicher Rechte. Gleichzeitig lassen sie offen,
welchen Sinn und Zweck eigentlich die Regelung eines ausschliefllichen Rechts im Rahmen
eines Dienstleistungsaufirages des Aufgabentragers haben soll, wenn gleichzeitig die
Genehmigung daflr sorgt, dass keine Konkurrenz stattfinden kann.

B § 8 Abs. 4

Beide Gesetzentwiirfe sehen in § 8 Abs. 4 vor, dass die Verkehrsleistungen grundsétzlich
eigenwirtschaftlich zu erbringen sind und definieren, was man unter eigenwirtschaftlichem
Verkehr zu verstehen hat. Dem liegt eine falsche Vorstellung von der wirtschaftlichen
Situation im deutschen OPNV zu Grunde: es gibt hierzulande nahezu keine
Verkehrsleistungen mehr, die den Tatbestand eines eigenwirtschaftlichen Verkehrs erflillen,
nachdem Ausgleichsleistungen der zustdndigen Behorden, die nicht Gegenstand
allgemeiner Vorschriften sind, der Eigenwirtschaftlichkeit entgegenstehen. Insofern erhebt
das Gesetz eine Verkehrsform zum gesetzlichen Leitbild und Normalfall, der in der kiinftigen
Praxis den absoluten Ausnahmefall darstellen wird (was im Ubrigen auch bereits das OLG
Dusseldorf in seiner Mlnsterlandentscheidung festgestelit hat).

Auch die Definition des eigenwirtschaftlichen Verkehrs ist rechtlich bedenklich. Bereits im
bestehenden Gesetz hat das Tatbestandselement der ,sonstigen Unternehmensertrage im
handelsrechtlichen Sinn“ mehr Rechtsfragen aufgeworfen, als es gelést hat. Eindeutig durch
die Rechtsprechung und die VO 1370 geklart ist jedoch, dass der Hauptanwendungsfall
dieser Regelung, namlich die Vereinnahmung von Ausgleichsleistungen flr
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auerhalb des friheren européischen Sekundérrechts
Verordnung 1191/1969, mit Inkraftreten der VO 1370 hinféllig geworden ist. Vor diesem
Hintergrund wiirde es der Rechtsklarheit dienen, dieses Tabestandselement ersatzlos zu
streichen.

Weitere Rechtsunsicherheit droht aus der vorgesehenen pauschalen Aussage,
Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG seien von der Anwendung der VO 1370
ausgenommen. Richtig ist daran lediglich, dass Art. 3 Abs. 3 VO 1370 den Mitgliedstaaten
das Recht gibt, Ausgleichsleistungen fiir Hochsttarifvorgaben zugunsten Auszubildender in
aligemeinen Vorschriften aufterhalb der VO 1370 zu regeln — sofern sie diese Regelungen
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von der EU-Kommission notifizieren lassen. Dieses Recht wird durch die vorgeschlagene
Regelung in § 8 Abs. 4 letzter Satz nur unzureichend umgesetzt. Weder enthélt § 45a eine
gemeinwirtschaftliche Verpflichtung im Sinne einer konkreten Hochsttarifvorgabe, noch
wurde eine Notifizierung der Ausgleichsregelungen erfolgreich abgeschlossen. Damit droht
dem Flachenverkehr im deutschen OPNV eine der wichtigsten Ertragsséulen wegen Versto3
gegen die VO 1370 wegzubrechen.

C Losbildung

Die in § 8a Abs. 3 des Regierungsentwurfs vorgesehene obligatorische Losbildung bei
Vergaben 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage ist aus praktischen Griinden abzulehnen. Die
VergabegroRen im  Personenverkehr werden durch die Linie oder einen
Linienbiindelbeschluss im Rahmen des Nahverkehrsplanes vorgegeben. In beiden Féllen
bilden die Linie bzw. das Linienbiindel die verkehrlich und wirtschaftlich sinnvolle kleinste
Einheit zur Organisation des Linienverkehrs im Wettbewerb. Die Aufspaltung von Linien oder
Linienbiindeln in Einzellose und damit auf mehrere Betreiber ist deshalb volkswirtschattlich
von erheblichem Nachteil. Diese Regelung wird dazu fihren, dass die Aufgabentrager
zunachst sehr groRflachige Linienblindel verabschieden werden, um diese dann im Rahmen
der Vergabe wieder in Teillose aufspalten zu kénnen. Fir kieinere Unternehmen wére es
hingegen wichtiger, dass im Rahmen der Linienbtindelung frihzeitig Planungssicherheit Gber
den kunftigen Zuschnitt der Dienstleistungsauftrage geschaffen wird. Dem Mittelstand wirde
es deshalb mehr helfen, auf diese Regelung wiirde verzichtet und in den Bestimmungen zur
Erstellung der Nahverkehrspldne (Landesrecht) wiirden Maximalgréfien fir Linienbindel
festgelegt werden.

D Gefahrdung der Direktvergaben

Die von deutscher Seite erfolgreich in der VO 1370 verankerten Direktvergabemdglichkeiten
fir interne Betreiber (Art. 5 Abs. 2 VO 1370) und mittelstédndische Unternehmen (Art. 5 Abs.
4 VO 1370) drohen durch den Behérdendualismus und die Regelung des § 13 Abs. 2b im
nationalen Recht ausgehebelt zu werden. Zwar sehen die Regelungen zur Vergabe
offentlicher Dienstleitungsauftrage durch den Aufgabentrager vor, dass dieser alle
Vergabemdéglichkeiten nach der VO 1370 nutzen darf, dies reicht jedoch nicht aus, um im
Wege der Direktvergabe einen Verkehr rechtssicher zu organisieren. Der Inhaber eines
direkt vergebenen offentlichen Dienstleistungsauftrages ist nach beiden Gesetzentwirfen
nicht berechtigt, den vertraglich vereinbarten Verkehr auch tatsachlich durchzufiinren. Dazu
benétigt er neben dem Vertrag mit dem Aufgabentrager weiterhin eine Genehmigung von der
Genehmigungsbehérde. Diese Genehmigung ist nach § 13 Abs. 2b beider Entwirfe im
Wettbewerb zu erteilen. Stellt ein Unternehmen also in Konkurrenz zum Inhaber eines
offentlichen Dienstleistungsauftrages einen eigenen Genehmigungsantrag, wére die
Genehmigungsbehérde weder verpflichtet noch berechtigt, dem Antrag des Inhabers des
offentlichen Dienstleistungsauftrages den Vorzug zu geben, sondern muss eine
eigenstindige Auswahlentscheidung ohne Ricksicht auf die Regelungen des Art. 5 Abs. 2
und 4 VO 1370 treffen. Hinzu kommt, dass die Genehmigungsbehdrde selbst regelmalig
nicht die Tatbestandsvoraussetzungen fir eine Direktvergabe an einen internen Betreiber
erfulit und sich deshalb nicht auf Art. 5 Abs. 2 VO 1370 berufen kann.

Dieses Problem kénnte allenfalls im Fraktionsentwurf dadurch entscharft sein, dass dort § 13
Abs. 2 Nr. 2 einen Versagungsgrund vorsieht, sofern ein Antrag in Konkurrenz zu einem
ausschlieBlichen Recht im Rahmen eines Gffentlichen Dienstleistungsauftrages tritt. Ob diese
Regelung jedoch ausreichen wird, um das Wettbewerbsgebot des § 13 Abs. 2b zu
Uiberlagern, werden wohl Gerichte klaren missen. Hier sollte das Gesetz Klarheit schaffen.
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E Rechtsschutz

Die Unterscheidung in 6ffentlicne Dienstleistungsauftrage zur Finanzierung des Verkehrs
durch den Aufgabentrager und die gewerberechtliche Genehmigung flhrt zu doppeltem
Rechtsschutz. Nach beiden Entwiirfien ist bei der Vergabe des &ffentlichen
Dienstleistungsauftrages das Nachpriifungsverfahren des GWB zu beschreiten. Gleichzeitig
ist die Genehmigung jedoch weiterhin ein nur mit der Anfechtungsklage auf Grundlage der
VwGO angreifbarer Verwaltungsakt. Damit sind sowohl die Zivilgerichte als auch die
Verwaltungsgerichte berufen, Teilaspekte der Organisation und Finanzierung des Verkehrs
zu Uberprifen. Offen bleibt dabei, welche Themen welchem Rechtsweg zuzuordnen sind. Ist
beispielsweise die Frage, ob eigenwirtschaftiche Angebote eine ausreichende
Verkehrsversorgung sicherstellen im Nachprifungsverfahren (als Voraussetzung der
Vergabeberechtigung des Aufgabentragers) oder im Rahmen des Rechisstreit um die
Genehmigung zu kléren?

F Fazit und Empfehlung

Die seit der Novelle des PBefG im Rahmen der Bahnstrukturreform 1994 bestehende
Rechtsunsicherheit fiir die Planung und Finanzierung des OPNV wird durch die vorgelegten
Gesetzentwirfe nicht beseitigt, sondern nur auf neue Widerspriiche zum europarecht
verlagert.

Dies liegt vor allem an dem nachvollziehbaren Wunsch der Politik, an den gewachsenen
Zusténdigkeiten von Genehmigungsbehérden und Aufgabentragern nichts zu verdndern.

Fur den Bereich des nicht aus offentlichen Mitteln finanzierten Busfernverkehr ist der
gewerberechtliche Ansatz des Genehmigungssystems des PBefG nachvollziehbar und
sachgerecht.

Anders ist jedoch die Sachlage fiir alle Linienverkehre zu bewerten, die Gegenstand des
Sicherstellungsauftrages des OPNV-Aufgabentragers sind. Hier muss die gewerberechtliche
Regulierung der Liniengenehmigung und die &ffentliche Finanzierung des Verkehrs kiinftig
bei einer Stelle zusammenlaufen, um Widerspriiche zum Europarecht auszuschiielen.

Da die genannten Probleme hauptséchlich dadurch entstehen, dass mit der Genehmigung
und dem Finanzierungsvertrag faktisch zwel eigenstandige offentliche
Dienstleistungsauftrage neben einander existieren mussten, wére folgende Fassung des § 8
Abs. 5 Fraktionsentwurf bzw. § 8a Abs. 1 Regierungsentwurf geeignet, die gréBRten
Rechtsprobleme zu lésen, ohne die Genehmigungsbehdrden und das Konzessionssystem
des PBefG vdllig aufzugeben:

,Soweit eine ausreichende Verkehrsbedienung auf eigenwirtschaftlicher Basis nicht
sichergestellt ist, kann der Aufgabentrdger einen offentlichen Dienstleistungsauftrag nach
MaBgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vergeben. Dieser ©Gffentliche
Dienstleistungsauftrag gilt zugleich als Genehmigung i.S.d. §§ 2 Abs. 1, 9 Abs. 1 und § 13,
sofern die Genehmigungsbehdrde die Erfillung der subjektiven
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 13 Abs. 1 durch den ausgewdhiten Betreiber
bestétigt.”

Damit ware klargestellt, dass die Genehmigungsbehérde im Bereich der Daseinsvorsorge
ausschlieBlich die gewerberechtlichen Aspekte der fachlichen Eignung, Zuverlassigkeit und
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Unternehmen zu uberprifen hat, aber keine
Festlegungen tber den Umfang und die Qualitét der Leistung vornimmt, da dies Aufgabe der
zustandigen Behorde nach der VO 1370 ist. Gleichzeitig bliebe es beim bisherigen System,
sofern der Aufgabentrager nicht durch Vergabe von é&ffentlichen Dienstleistungsauftragen
initiativ wird. Diese Initiative wird wie von den Unternehmensverbanden gewiinscht dadurch
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beschriankt, dass eigenwirtschaftliche Verkehre Vorrang geniesen. Da im Falle der Vergabe
6ffentlicher Dienstleistungsauftrage die separate Genehmigung enffiele, entstiinde auch kein
Problem im Bezug auf den Rechtsweg, weil alle Fragen automatisch dem
Nachprifungsverfahren zuzuordnen wéren.

Mannheim, den 21.2.2012

Dr. Michael Winnes

Justitiar ~ Verkehrsverbund Rhein-Neckar und Mitglied im Lenkungskreis der
Bundesarbeitsgemeinschaft der OPNV-Aufgabentrager im Rahmen der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbsnde (BAG OPNV)
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Gemeinsame Stellungnahme

Zu dem

- Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung personenbeférderungsrechtlicher
Vorschriften
Drucksache 17/8233

- Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und BUNDNIS 90/Die GRUNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung personenbeférderungs- und maut-
rechtlicher Vorschriften
Drucksache 17/7046

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Keine Liberalisierung des Buslinienverkehrs — Fur einen Ausbau des Schie-
nenverkehrs in der Flache
Drucksache 17/7487

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. und der Bundesverband Deutscher
Omnibusunternehmen e.V. vertreten rund 3.500 o&ffentliche und private Verkehrsunter-
nehmen und damit nahezu die gesamte Branche des 6ffentlichen Personennahverkehrs,

des Busreise- und Fernlinienverkehrs in Deutschland.

Fahrgaste erwarten einen hochwertigen OPNV. Die Unternehmen stellen hohe Quali-
tatsanspriiche an sich selbst. Der deutsche OPNV kann sich weltweit sehen lassen. Dies
ist unbestritten.
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Rechtliche Grundlage fiir die Erfolgsgeschichte des OPNV sind das deutsche Personen-
beférderungsgesetz und die am 3. Dezember 2009 in Kraft getretene Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007. VDV und bdo begriuf3en die Absicht der Bundesregierung und des Bun-
desrates, die erforderliche Anpassung des nationalen Rechtsrahmens an die Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 vorzunehmen und so Rechtssicherheit zu schaffen.

Kernforderung der deutschen Verkehrsunternehmen ist, dass bei einer Anpassung des
deutschen Rechtsrahmens die europaischen Vorgaben umgesetzt werden, ohne den in
Deutschland bewahrten Ordnungsrahmen aus dem Gleichgewicht zu bringen. Nur so
kénnen auch in Zukunft die Mobilitatsbedurfnisse der Burgerinnen und Blrger auf hohem

Niveau erflllt werden.

Den drei divergierenden Bundestags-Drucksachen ist zu entnehmen, dass im politischen
Raum bislang keine gemeinsame Linie gefunden wurde, das in Deutschland seit vielen
Jahren bewahrte und ausgewogene System des Interessenausgleichs zwischen Ver-
kehrsunternehmen, Aufgabentragern und Genehmigungsbehdrden mit der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 rechtssicher in Einklang zu bringen und mit Augenmal® zu moderni-

sieren.

Vor diesem Hintergrund mochten wir unsere gemeinsamen konstruktiven Vorschlage
auch dem Deutschen Bundestag unterbreiten, weil wir denken, dass wir hiermit einen
wichtigen Beitrag im Sinne eines tragfahigen Kompromisses aller am OPNV Beteiligten
leisten konnen. Als Anlage zu dieser Stellungnahme finden Sie eine Synopse, der die

konkreten Gesetzestextvorschlage zu entnehmen sind.

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen (Alternativent-
wurf) stimmt in weiten Teilen mit den Beschliissen des Bundesrates vom 23. September
2011 Uberein. Wir beziehen unsere Ausfiihrungen redaktionell auf den Bunde srats-Ent-

wurf (BR-E) und bei Abweichungen ggf. auf den Alternativentwurf.
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l. Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre und Versagungsgriinde im OPNV

VDV und bdo begrufRen, dass sowohl der Regierungsentwurf (Reg-E) als auch der Bun-
desratsentwurf (BR-E) im Rahmen der vorgesehenen Regeln zum Genehmigungsverfah-
ren vom Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre ausgehen. Entsprechend den ge-
meinsamen Vorschlagen von VDV und bdo soll es in beiden Entwlrfen bei einem drei-
monatigen Zeitfenster fur eigenwirtschaftliche Antrage bleiben: Beabsichtigt die zustan-
dige Behorde eine Vergabe offentlicher Dienstleistungsauftrage, muss sie dies mindes-
tens ein Jahr vorher im EU-Amtsblatt verdffentlichen. AnschlieRend kdnnen innerhalb
von drei Monaten Genehmigungsantrage auf eigenwirtschaftliche Verkehre gestellt wer-
den (§ 12 Abs. 6 Reg-E/BR-E). Nur wenn die ausreichende Verkehrsbedienung nicht
durch eigenwirtschaftliche Angebote im Rahmen des Genehmigungswettbewerbs nach
PBefG sichergestellt werden kann (erste Stufe), ist der Aufgabentrager berechtigt, unter
den Voraussetzungen der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 einen o6ffentlichen Dienstleis-

tungsauftrag (ODLA) zu erteilen (zweite Stufe). Hierzu im Einzelnen:

1. Definition der Eigenwirtschaftlichkeit und Befugnisse der zustindigen Behor-
den
Die Definition des Begriffs ,,Eigenwirtschaftlichkeit® in § 8 Abs. 4 Satz 2 Reg-E und
BR-E entspricht inhaltlich dem gemeinsamen Vorschlag von VDV und bdo und wird
begrift.
Der mehrfach bundesverwaltungsgerichtlich festgestellte Vorrang eigenwirtschaftli-
cher Verkehre ergibt sich aus dem Wort ,,soweit”“ in § 8 Abs. 4 (PBefG jetzige Fas-
sung). Wahrend der Reg-E in § 8a Abs. 1 Satz 1 das Wort ,soweit® aufnimmt, findet
es sich im BR-E in § 8a Abs. 1 Satz 1 nicht wieder. Der beabsichtigte Vorrang ist da-
mit gesetzestechnisch durch den Bundesrat nicht unmissverstandlich aufgenommen
worden. Wir regen daher unbedingt an, die Formulierung des Reg-E aufzunehmen
(im VDV/bdo Vorschlag ist dies § 8 Abs. 5 Satz 1).

Allerdings fehlt im Regierungsentwurf anschlieBend die klare und bundesein-
heitliche Formulierung der Befugnisse der zustandigen Behorden. VDV und bdo

haben Formulierungen vorgeschlagen, in denen die Befugnisse der zustandigen Be-



2,

Seite 4 von 11

hérden zur Vergabe von ODLA — auch im Wege der Direktvergabe — klar und unmiss-
verstandlich formuliert sind. Insbesondere sind folgende Formulierungen zusatzlich
notwendig: ,Die zustandigen Behorden kénnen nach MalRgabe dieser Verordnung im
Rahmen offentlicher Dienstleistungsauftrdge Ausgleichsleistungen und/oder aus-
schliel3liche Rechte im Sinne von Art. 2 Buchstabe f der Verordnung gewahren. Di-
rektvergaben nach Artikel 5 Abs. 2 und 4 der Verordnung sind zulassig. Zustandige
Behoérden im Sinne dieser Verordnung sind insbesondere die Aufgabentrager und im
Rahmen ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz die Genehmigungsbehdrden.“ Insoweit
sind die Vorschlage des BR-E zu § 8a Abs. 3 (vgl. § 8 Abs. 5 Satz 2 Alternativentwurf)

zu begrufRen, weil sie die Vorschlage von VDV und bdo inhaltlich aufgreifen.

Verbot der ,,Rosinenpickerei*

Sowohl der Reg-E als auch der BR-E enthalten — Ubereinstimmend mit den Vorschla-
gen von VDV/bdo — den zwingenden Versagungsgrund der ,,Rosinenpickerei®. Er-
wahnt wird dabei u. a. auch das im Nahverkehrsplan festgelegte Linienblindel (vgl.
§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst d Reg-E/BR-E). Allerdings fehlt in beiden Entwurfen
entgegen dem Verbandevorschlag eine ausdruckliche gesetzliche Klarstellung, dass
nicht jedes, sondern nur ein ,rechtmafig“ festgelegtes Linienbuindel als Anknup-

fungspunkt fur eine Versagung in Betracht kommen kann.

Nahverkehrsplan — Vergabebekanntmachung des Aufgabentragers

Wahrend der Reg-E keine Anderungen beim Nahverkehrsplan (NVP) vorsieht, wer-
tet der BR-E diesen erheblich auf, in dem er ihm eine mafRgebliche Berucksichti-
gungswirkung bei der Genehmigung eigenwirtschaftlicher Verkehre im Hinblick auf
,Umfang und Qualitat des Verkehrsangebots, dessen Umweltqualitdt sowie die Vor-
gaben flr die verkehrsmittellibergreifende Integration und im Hinblick auf eine ,voll-
standige Barrierefreiheit® einraumt. Zudem soll der NVP nach dem BR-E auch als
verbindliche Grundlage fur Auflagen an Unternehmer dienen, in Bezug auf Arbeit-
nehmer bestimmte Sozialstandards einzuhalten, § 8 Abs. 3 BR-E. VDV und bdo leh-
nen diese im BR-E vorgeschlagene Erweiterung der Reichweite des NVP ab.
(zum Thema ,Barrierefreiheit® siehe unten VIIl.) VDV und bdo legen ausdrucklich

Wert darauf, dass Wettbewerb und Effizienzsteigerung im OPNV nicht auf dem R-
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cken der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erreicht werden; der Nahverkehrsplan

ist aber nicht der richtige Ort fir Regelungen zum Arbeitnehmerschutz.

Ebenfalls lehnen VDV und bdo die Vorschlage des BR-E in § 13 Abs. 2a PBefG
ab. Nach dieser Regelung sollen Genehmigungen von eigenwirtschaftlichen Verkeh-
ren dann versagt werden, wenn der Aufgabentrager beabsichtigt, einen 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag (ODLA) zu erteilen und der eigenwirtschaftliche Antrag nicht
den beschriebenen Anforderungen einer entsprechenden Vorabbekanntmachung im
EU-Amtsblatt entspricht.

Durch diese Regelung miusste jede auch geringfligigste Abweichung von der Vorab-
bekanntmachung des Aufgabentragers zur Ablehnung eines eigenwirtschaftlichen An-
trages fuhren. Im Ergebnis wurde hierdurch das bestehende zweistufige System mit
dem Vorrang der eigenwirtschaftlichen Verkehre umgekehrt. Auf der ersten Stufe
stande nicht mehr die Unternehmerinitiative, sondern die Entscheidung des Aufga-
bentrégers, einen ODLA zu erteilen. An dieser Entscheidung misste sich jeder ei-
genwirtschaftliche Antrag messen lassen. Auch die Genehmigungsbehorde ware da-
ran gebunden und hatte keinen Ermessensspielraum mehr. Durch dieses Instrument
kénnte der Aufgabentrager bisher eigenwirtschaftliche Verkehre in die Gemeinwirt-
schaftlichkeit drangen. Hieran andert auch der mit dem Alternativentwurf in § 12
Abs. 6 S. 3 und § 16 Abs. 2a unternommene Versuch, einen Korrekturmechanismus
fur den Fall einzuflhren, in dem der Aufgabentrager eine beabsichtigte Vergabe spa-
ter nicht — wie vorab bekannt gemacht — realisiert, wenig. Zum einen erdffnet er keine
wirksamen Rechtsschutz- und Sanktionsmdglichkeiten bei zu Unrecht abgelehnten
eigenwirtschaftlichen Antragen, sondern gibt nur die Mdglichkeit, nachtraglich einen
neuen Antrag zu stellen; zum anderen wurden in den Fallen, in denen der Aufgaben-
trager hohe Vorgaben in der Vorabbekanntmachung macht, unabhangig davon, ob er
seine Zusicherung im Nachhinein einhalt, Unternehmer von vornherein abgeschreckt,

eigenwirtschaftlichen Antrage zu stellen.

Der Vorschlag dient damit allein der Starkung der Rechte von Aufgabentragern und
fihrte zu einer Umkehr des bisherigen OPNV-Systems in Deutschland. Durch die
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Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist dies weder vorgesehen noch erforderlich. Es han-
delt sich vielmehr um einen politischen Streit dariber, ob der OPNV in Zukunft mehr
staatlich/hoheitlich organisiert werden soll oder es wie bisher bei einem unternehme-

risch gepragten OPNV bleiben soll.

VDV und bdo haben zu dieser seit Jahren bestehenden Auseinandersetzung ei-
nen Kompromissvorschlag unterbreitet, der darauf abzielt, etwaige Konflikte zwi-
schen den Vorstellungen des Aufgabentragers im Nahverkehrsplan und dem Antrag
des Unternehmers zu I6sen, indem die Genehmigungsbehorde als Schiedsrichterin
anhand der o6ffentlichen Verkehrsinteressen entscheidet. Als Grundregel soll es bei
den heutigen Regelungen zum NVP bleiben. Zusatzlich dazu sollen nach den Vor-
schlagen von VDV und bdo Rahmenvorgaben eines Nahverkehrsplans unter zwei Vo-

raussetzungen verbindlich sein:

1. Es wird vermutet, dass die vorhandene Verkehrsbedienung den Verkehrs-
bedurfnissen entspricht (Vermutungsregel).

2. Der Entwurf des NVP ist den vorhandenen Unternehmern zur Stellungnah-
me binnen einer Frist von 3 Monaten zu Ubermitteln. Erhebt ein Unterneh-
mer Einwendungen, fuhrt der Aufgabentrager einen o&ffentlichen Erorte-

rungstermin mit dem Ziel einer Einigung durch.

Liegen diese zusatzlichen Voraussetzungen vor, ist eine Liniengenehmigung, die den

Rahmenvorgaben des NVP widerspricht, in der Regel zu versagen.

Il. Faire ,,Spielregeln” fur Genehmigungswettbewerb

1. Im Hinblick auf die allgemeinen ,Spielregeln“ des Genehmigungswettbewerbs um
eigenwirtschaftliche Verkehre (insbesondere Fristen, Entscheidungskriterien fur
Auswahlentscheidung der Genehmigungsbehdrde, verbindliche Zusicherungen
von Standards, die einzuhalten sind [§ 12 Abs. 1a, § 13 Abs. 2b und § 21 S. 2
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Reg-E], vgl. jedoch zu § 21 S. 2 BR-E unten VIII. zur Barrierefreiheit), orientieren

sich der Reg-E und der BR-E an den Verbandevorschlagen.

2. Das von den Verbanden vorgeschlagene und noch im Referentenentwurf enthal-
tene Nachbesserungsrecht des bisherigen Betreibers im Genehmigungswettbe-
werb (vgl. § 12 Abs. 6 Verbandevorschlag) ist aber leider weder im Reg-E noch im
BR-E enthalten. Auch wird keinerlei Ersatzregelung vorgeschlagen. Da im Ge-
nehmigungswettbewerb das ,Angebot” des Alteigentimers stets ,auf der Stralle
sichtbar” ist, sind auch seine ihm zur Verfigung stehenden Mittel dem Konkurren-
ten sichtbar. Anders herum ist dies nicht der Fall. Der Alteigentumer ware ohne ein

einmaliges Nachbesserungsrecht damit immer benachteiligt.

lll. Neue Regelung zur Unternehmerintervention gegen beabsichtigte Direktverga-

be (Interessenbekundungsverfahren)

VDV und bdo lehnen die Regelung in § 8a Abs. 4 Reg-E ab. Danach durften Unterneh-
mer innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Veroffentlichung einer beabsich-
tigten Direktvergabe nach der Verordnung 1370 (Selbsterbringung, interner Betreiber
oder Bagatellvergabe an KMU) ihr Interesse bekunden, den Verkehr ganz oder zum Teil
(!) durchzufihren. Die Behorde musste dann diesen Unternehmen — soweit sie nicht zum
Zuge kommen — die ,Grlnde fur die Nichtberucksichtigung“ mitteilen, andernfalls ware
die Entscheidung Uber die beabsichtigte Direktvergabe schwebend unwirksam (dies
ergibt sich aus dem Verweis auf die §§ 101a und 101b GWB in Satz 3 des § 8a Abs. 4
Reg-E). Der Sache nach soll hier also im nationalen Recht - konstitutiv - neben den
Rechtsschutz gegen Direktvergaben und dem Petitionsrecht eine zusatzliche juristisch

Uberprifbare Hirde aufgestellt werden.

VDV und bdo begrifien insoweit den BR-E, der das Interessenbekundungsverfahren als

zusatzliche Hirde nicht enthalt.
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IV. AusschlieBliche Rechte und mehrpolige Betrauungsakte

VDV und bdo begrifRen den Vorschlag des BR-E, der eine bundeseinheitliche Ermachti-
gungsgrundlage fur die Gewahrung ausschlieRlicher Rechte in § 8 Abs. 5 (bzw. § 8a
Abs. 6) und § 13 Abs. 2 Nr. 2 vorsieht. Die von den Verbanden gemeinsam vorgeschla-
genen Bestimmungen, die insbesondere der Absicherung mehrpoliger Betrauungsakte
und der Sicherstellung der ,Kontrolle wie Uber eine eigene Dienststelle dienen sollten
(vgl. § 8 Abs. 5 Satz 4 und Abs. 5a des Verbandevorschlags), wurden dagegen leider
weder vom Reg-E noch vom BR-E aufgenommen. Daher missen auch weiterhin die von
den Verbanden vorgeschlagenen Formulierungen zu den zustandigen Behorden und zu
Gruppen von Behdrden in das Gesetz aufgenommen werden: (§ 8 Abs. 5a) ,Offentliche
Dienstleistungsauftrage der zustandigen Behorden oder Gruppen von Behdrden kdénnen
gemal Artikel 2 Buchstabe i der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 auch aus mehreren
Rechtsakten bestehen, zu denen auch Genehmigungen nach den §§ 9 bis 45 gehoren

konnen.*®

Daruber hinaus muss auch § 21 Abs. 3 (Auflagen durch die Genehmigungsbehdrde) auf
eigenwirtschaftliche Verkehre beschrankt werden. Andernfalls konnte diese Vorschrift bei
gemeinwirtschaftlichen Verkehren gegen die ,Kontrolle wie Gber eine eigene Dienststelle®

durch den Aufgabentrager interpretiert werden.

V. ,,Mittelstandsklausel“

VDV und bdo begrifien, dass bei der Vergabe eines offentlichen Dienstleistungsauftra-
ges nach Art. 5 Abs. 3 und 4 der Verordnung 1370 mittelstandische Interessen ange-
messen zu berucksichtigen sind. Allerdings wird der im Reg-E neu angeflugte § 8a Abs. 3
Satz 2 als irrefihrend eingeschatzt. Er lautet: ,Leistungen sind in Lose aufgeteilt zu ver-
geben.” Dieser zusatzliche Satz kdonnte, da er bei Bagatellvergaben, wie z. B. der Verga-
be einer einzigen Linie, nicht sinnvoll angewendet werden kann und nicht etwa durch ein
Semikolon mit dem vorhergehenden Satz verbunden ist, in der Zusammenschau mit der

ausschweifenden amtlichen Begrindung (vgl. BR-Drs. 462/11, Seite 27) so interpretiert
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werden, dass er auch bei Direktvergaben an interne Betreiber anzuwenden ist. Dies ist

vermutlich nicht so beabsichtigt.

VI. Rechtsschutz

VDV und bdo treten weiterhin dafur ein, den Rechtsschutz gegen Vergaben offentlicher
Dienstleistungsauftrage nicht bei den Vergabekammern und Oberlandesgerichten anzu-
siedeln, sondern bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit, soweit nicht bereits nach heutiger
Rechtslage Vergaberecht und —rechtsschutz nach dem GWB gelten.

Es handelt sich um 6ffentlich-rechtlich gepragte Streitigkeiten. Im Ubrigen sind im verga-
berechtlichen Rechtsschutz die Kosten fir Antragsteller sehr viel hoher als auf dem Ver-

waltungsrechtsweg; dies erschwert gerade kleineren Unternehmen den Rechtsschutz.

VIl. Fernbusverkehr

VDV und bdo haben zum Fernbusverkehr keine gemeinsame Auffassung und werden

daher zu diesem Punkt gesonderte Stellungnahmen abgeben.

VIIl. Barrierefreiheit

Die Verkehrsunternehmen begrif3en grundsatzlich weitere Schritte zur Verbesserung der
Barrierefreiheit im offentlichen Verkehr. Handlungsbedarf sehen wir allerdings nicht in

gesetzgeberischer Hinsicht, sondern bei der Finanzierung.

Das geltende PBefG, das im Zusammenwirken mit dem Bundesgesetz zur Gleichstellung
behinderter Menschen maoglichst weitreichende Barrierefreiheit im Nahverkehr als Ziel
hat, stellt eine ausreichende Rechtsgrundlage dar. Mit diesen Regelungen genlgt der
Bundesgesetzgeber auch den Anforderungen der UN-Konvention Uber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen, denn auch diese steht unter dem Grundsatz der Verhalt-
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nismafigkeit. Der Begriff der ,vollstandigen Barrierefreiheit wirde demgegenuber Er-

wartungen wecken, die weder rechtlich noch tatsachlich erflllt werden kénnen.

Auch die Verpflichtung der Unternehmen auf einen ,barrierefreien Betrieb® verkennt die
Tatsache, dass das Mal} an Barrierefreiheit nicht allein vom Fahrzeug, sondern vor allem
auch von der baulichen Infrastruktur abhangig ist. Im Ubrigen sind Reisebusse, die —
selbst bei Vorhandensein entsprechender baulicher Infrastruktur — eine ,vollstandige Bar-

rierefreiheit” ermoglichen, am Markt nicht erhaltlich.

IX. Berechtigung zum Verkauf fremder Fahrausweise

Nach dem vom BR-E vorgesehenen § 39 Abs. 8 sollen Unternehmen berechtigt sein,
Anschlussfahrausweise anderer Unternehmen zu Ublichen Konditionen zu vertreiben und
entsprechend verpflichtet sein, dies anderen zu gestatten. Das Anliegen, den Fahrgasten
einen moglichst einfachen Zugang zu Fahrausweisen flr durchgehende Reiseketten zu
bieten, wird von uns zwar grundsatzlich unterstutzt. Die vorgeschlagene gesetzliche Re-
gelung lehnen wir aber aus rechtlichen und praktischen Grinden ab, denn damit wirde
zwangsweise die Anerkennung eines Vertrags zu Lasten Dritter vorgegeben. Dies ist un-
serer Rechtsordnung fremd und geht weit Uber die aus guten Grinden im Nahverkehr
bestehende Beforderungspflicht, die auch eine Pflicht zum Abschluss des Beforderungs-
vertrags impliziert, hinaus. Ein Vertrieb fremder Fahrausweise ist auch praktisch nur

dann maoglich, wenn sich die beteiligten Unternehmen zuvor — freiwillig — geeinigt haben.

X. Pflichten bei Fahrplandaten und Auskunft

Die vom BR-E in § 40 Abs. 4 vorgesehene Pflicht der Unternehmen, elektronische Fahr-
plandaten weiterzugeben, ist in dieser Form nicht erforderlich und nicht zumutbar. Soweit
es um eine Kontrolle durch die Genehmigungsbehdrde geht, wird man eine Verpflichtung
der Unternehmen, die Fahrplane, die ohnehin anzeige- bzw. zustimmungspflichtig sind,
der Behorde auch elektronisch vorzulegen, nicht grundsatzlich ablehnen konnen. Diese
darf sich dann aber nur auf das ,vorhandene” elektronische Format beziehen. Die Pflicht
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zur Weitergabe fur den Zweck eines unternehmensubergreifenden Auskunftssystems ist
nicht erforderlich. Die Unternehmen beteiligen sich schon aus eigenem Interesse an
Auskunftssystemen. Wenn sie dies im Einzelfall nicht oder nicht in einer bestimmten

Form tun, hat dies gute Grunde. Eine gesetzliche Verpflichtung ist hier nicht hilfreich.

Was die vorgesehene Pflicht betrifft, in elektronischen Auskunftssystemen auch tUber An-
gebote anderer Unternehmen zu informieren, so ist dies im Nahverkehr Uberfllssig, da
es in den allermeisten Verblinden schon solche Systeme gibt. Zum Fernverkehr dirfte an
dieser Stelle der Hinweis genlgen, dass eine solche Pflicht, Uber Angebote der Konkur-
renz zu informieren, nicht nur gro3e Unternehmen betrafe, sondern auch kleine, die ge-

rade versuchen, neu in den Markt zu kommen. Die Regelung ist daher abzulehnen.
AbschlieRend mochten wir noch einmal an alle Abgeordneten des Deutschen Bundesta-
ges appellieren, zu einer gemeinsamen, auch fur die Bundeslander konsensfahigen Lo6-
sung zu kommen. Die gemeinsamen Vorschlage von VDV und bdo bieten sich daflr an.

Fur weitere Details verweisen wir auf die beigefiigte Synopse.

Ko6ln und Berlin, den 23. Februar 2011

AREY

Ass. jur. Oliver Wolff RA’in Christiane Leonard
Hauptgeschaftsfiihrer VDV Hauptgeschaftsflihrerin bdo

Anlage: Synopse



Synoptische Darstellung:

Anlage zur gemeinsamen Stellungnahme von VDV und bdo vom 23. Februar 2012

Regierungsentwurf einschl. GegenauBerung — VDV/bdo - Stellungnahme Bundesrat/Alternativentwurf — Anmerkungen

Grun markiert: Zustimmung Bundesregierung, Bundesrat und VDV/bdo, also allgemeines Einvernehmen

Gelb markiert: Zustimmung Bundesrat und VDV/bdo, aber nicht Bundesregierung

ROBREIREH Zustimmung Bundesregierung und Bundesrat, aber nicht VDV/bdo, bzw. VDV/bdo-Forderung, die weder von Bundesregie-
rung noch vom Bundesrat aufgegriffen wurde. D. h. bei rot markierten Passagen besteht die Gefahr, dass Bund und Lander sich gegen

VDV/bdo einigen.

VigIStlimarkiert Zustimmung Bundesregierung und VDV/bdo, aber nicht Bundesrat

Keine Markierung bei fett gedruckten Anderungen: Streitig zwischen allen Akteuren oder noch keine VDV/bdo-Position o. &.

Auszug aus geltendem PBefG

Regierungsentwurf vom
August 2011 mit den in der Ge-
genduBerung vom Dez. 2011
akzeptierten BR-Vorschlagen

Unterstrichen: Anderungen zum
geltenden PBefG

VDV/bdo-Vorschlige und -
kommentierungen
Unterstrichen: Anderungen zum
geltenden PBefG
Fett und Unterstrichen: Ande-

Stellungnahme Bundesrat
Fett und unterstrichen: Abwei-

chungen vom Regierungsentwurf

Soweit der Alternativentwurf der

rungen zum Regierungsentwurf
und zum geltenden PBefG
Kommentierungen in kursiver
Schrift

Fraktionen SPD/B’90 Griine vom
Bundesratsbeschluss abweicht:
Fett unterstrichen und Kursiv

Anmerkungen
sowie Hinweise
auf die Gegen-
duBerung der
Bundesregie-
rung (BReg)

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich

(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht
Beférderungen

1. mit Personenkraftwagen, wenn
das Gesamtentgelt die Betriebskos-
ten der Fahrt nicht Ubersteigt;

(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht

Beforderungen

1. mit Personenkraftwagen, wenn
das

Gesamtentgelt die Betriebskosten

VDV und bdo lehnen den Erweite-
rungsvorschlag ab. Sie sind der Auf-
fassung, dass sich der vorhandene
Freistellungskatalog in der Praxis
bewdhrt hat und keiner weiteren

Bundesrat: wie Regierungsentwurf
Alt.-E: Keine Anderung




2. mit Krankenkraftwagen (...)

der Fahrt nicht Ubersteigt;
2. mit Krankenkraftwagen (...)

Offnung bedarf, zumal die vorge-
schlagene Regelung kaum miss-
brauchssicher kontrollierbar wire.

§ 8 Forderung der Verkehrsbedie-
nung und Ausgleich der Verkehrsin-
teressen im 6ffentlichen Personen-

nahverkehr

§ 8 Forderung der Verkehrsbedie-
nung und Ausgleich der Verkehrsin-
teressen im o6ffentlichen Personen-

nahverkehr

(3) Die Genehmigungsbehorde hat im
Zusammenwirken mit dem Aufgaben-
trager des 6ffentlichen Personennah-
verkehrs (Aufgabentrédger) und mit
den Verkehrsunternehmen im Inte-
resse einer ausreichenden Bedienung
der Bevolkerung mit Verkehrsleistun-
gen im offentlichen Personennahver-
kehr sowie einer wirtschaftlichen
Verkehrsgestaltung fiir eine Integra-
tion der Nahverkehrsbedienung,
insbesondere fiir Verkehrskooperati-
onen, fur die Abstimmung oder den
Verbund der Beforderungsentgelte
und fir die Abstimmung der Fahrpla-
ne, zu sorgen. Sie hat dabei einen
vom Aufgabentrager beschlossenen
Nahverkehrsplan zu bericksichtigen,
der vorhandene Verkehrsstrukturen
beachtet, unter Mitwirkung der vor-
handenen Unternehmer
zustandegekommen ist und nicht zur
Ungleichbehandlung von Unterneh-
mern fuhrt. Der Nahverkehrsplan hat
die Belange behinderter und anderer
Menschen mit Mobilitatsbeeintrach-
tigung mit dem Ziel zu bericksichti-
gen, fiir die Nutzung des 6ffentlichen

§ 8 Forderung der Verkehrsbedie- BReg lehnt BR-
nung und Ausgleich der Verkehrsinte- | Antrag in Uber-
ressen im 6ffentlichen Personennah- schrift ab.

verkehr
Anderungsvorschlag im Reg-E ent- (3) Fiir die Sicherstellung einer aus- BReg lehnt BR-
spricht inhaltlich dem Verbéndevor- reichenden Bedienung der Bevol- Antrag ab.

schlag. Deshalb kénnen VDV und bdo
hier dem Regierungsentwurf zustim-
men.

kerung mit Verkehrsleistungen im
offentlichen Personennahverkehr
sind die von den Landern benannten
Behdrden (Aufgabentrédger) zustdn-
dig. Der Aufgabentréger definiert
dazu die Anforderungen an Umfang
und Qualitdt des Verkehrsangebo-
tes, dessen Umweltqualitdt sowie
die Vorgaben fiir die verkehrsmittel-
iibergreifende Integration der Ver-
kehrsleistungen in der Regel in ei-
nem Nahverkehrsplan. Der Nahver-
kehrsplan soll beschreiben, welche
Standards im 6ffentlichen Verkehrs-
interesse zur Genehmigungsfihig-
keit des Verkehrs verbindlich zugesi-
chert werden sollen. Der Nahver-
kehrsplan hat die Belange behinder-
ter und anderer Menschen mit
Mobilitatsbeeintrachtigung mit dem
Ziel zu beriicksichtigen, fir die Nut-
zung des offentlichen Personennah-
verkehrs von Ausnahmen im Einzel-
fall abgesehen eine volistandige
Barrierefreiheit zu erreichen. Bei der

Aufstellung des Nahverkehrsplans




Personennahverkehrs eine moglichst
weitreichende Barrierefreiheit zu
erreichen; im Nahverkehrsplan wer-
den Aussagen Uber zeitliche Vorga-
ben und erforderliche MaBnahmen
getroffen. Bei seiner Aufstellung sind
Behindertenbeauftragte oder Behin-
dertenbeirdte der Aufgabentrager
soweit vorhanden anzuhoren. Dieser
Nahverkehrsplan bildet den Rahmen
flr die Entwicklung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs. Die Aufstel-
lung von Nahverkehrspldnen sowie
die Bestimmung des Aufgabentragers
regeln die Lander. Fir Vereinbarun-
gen von Verkehrsunternehmen und
flr Beschlisse und Empfehlungen
von Vereinigungen dieser Unterneh-
men gilt § 1 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen nicht,
soweit sie den Zielen des Satzes 1
dienen. Sie bedirfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Anmeldung bei der Ge-
nehmigungsbehdrde. Fiir Vereinigun-
gen von Unternehmen, die Vereinba-
rungen, Beschlisse und Empfehlun-
gen im Sinne von Satz 7 treffen, gilt §
20 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen entspre-
chend. Verfligungen der Kartellbe-
horde, die solche Vereinbarungen,
Beschliisse oder Empfehlungen be-
treffen, ergehen im Benehmen mit
der zustdandigen Genehmigungsbe-
horde.

sind Vertreter der Verkehrsunter-
nehmen, der in ihrer Mobilitdt oder
sensorisch eingeschrankten Fahrgds-
te sowie von Fahrgastverbinden
anzuhoéren und ihre Interessen an-
gemessen und diskriminierungsfrei
zu beriicksichtigen. Der Nahver-
kehrsplan kann der gemaR § 8a Ab-
satz 1 zustdndigen Behérde vorge-

ben, von den Optionen des Artikels 4
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.

1370/2007 des Europiischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Okto-
ber 2007 iiber 6ffentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und
StraBe und zur Aufhebung der Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI.
EU Nr. L 315, S. 1) in der jeweils
geltenden Fassung zum Schutz der
Arbeitnehmer, die zuvor zur Erbrin-
gung der Dienste eingestellt wurden,
Gebrauch zu machen, und dem von
ihr ausgewdhlten Unternehmer
aufzuerlegen, in Bezug auf diese
Arbeitnehmer bestimmte Sozial-
standards einzuhalten. Die Aufstel-
lung von Nahverkehrspldanen sowie
die Bestimmung des Aufgabentragers
regeln die Lander. Der Genehmi-
gungsbehoérde sind die Sicherheit
und die Leistungsfahigkeit des Be-
triebs sowie die Zuverlassigkeit und
die fachliche Eignung des Unter-
nehmers im Rahmen der Erteilung
von Liniengenehmigungen nachzu-




treffen, ergehen im Benehmen mit
der zustandigen Genehmigungsbe-
horde.

weisen. Bei der Genehmigung ei-
genwirtschaftlicher Verkehre hat sie
einen vom Aufgabentréager beschlos-
senen Nahverkehrsplan bei ihrer
Bewertung der 6ffentlichen Ver-
kehrsinteressen maRgeblich zu be-
riicksichtigen. Verbundorganisatio-
nen sollen, soweit diese entspre-
chende Aufgaben fiir die Aufgaben-
tridger und/oder Verkehrsunterneh-
men wahrnehmen, fiir eine Integra-
tion der Nahverkehrsbedienung,
insbesondere fiir Verkehrskoopera-
tionen, fiir die Abstimmung oder
den Verbund der Beférderungs-
entgelte und fiir die Abstimmung
der Fahrpldne sorgen. Fiir Vereinba-
rungen von Verkehrsunternehmen
und fir Beschlisse und Empfehlun-
gen von Vereinigungen dieser Unter-
nehmen gilt § 1 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen nicht,
soweit sie den Zielen des Satzes 6d
dienen. Sie bedirfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Anmeldung bei der Ge-
nehmigungsbehoérde. Fir Vereinigun-
gen von Unternehmen, die Vereinba-
rungen, Beschliisse und Empfehlun-
gen im Sinne von Satz 7 treffen, gilt §
20 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen entspre-
chend. Verfigungen der Kartellbe-
horde, die solche Vereinbarungen,
Beschliisse oder Empfehlungen be-
treffen, ergehen im Benehmen mit
der zustdandigen Genehmigungsbe-

(Zu beachten: Die
Freistellung vom
Kartellverbot
durch Satz 7 wird
durch die Ande-
rung der Verwei-
sung auch im
Wortlaut gedn-
dert.)




horde.

§ 8 (4) Verkehrsleistungen im offent-
lichen Personennahverkehr sind
eigenwirtschaftlich zu erbringen.
Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleis-
tungen, deren Aufwand gedeckt wird
durch Beférderungserlose, Ertrage
aus gesetzlichen Ausgleichs- und

Verbénde sind mit dem ersten Teil der
Formulierung im Abs. 4 Satz 2 Reg-E
einverstanden. Der letzte Teil des
Satzes 2 muss aber um die unten
eingefiigten und markierten sechs
Worte ergdnzt werden, weil die Ver-
bdnde eine ausdriickliche Ermdchti-

§ 8 (4) Verkehrsleistungen im offent-
lichen Personennahverkehr sind
eigenwirtschaftlich zu erbringen.
Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleis-
tungen, deren Aufwand gedeckt wird
durch Beférderungserlose, Aus-
gleichsleistungen auf der Grundlage

In § 8 Abs. 4 ist
nur noch der
Halbsatz zum
ausschlieflichen
Recht streitig.
BReg lehnt wei-
terhin Vergabe

Erstattungsregelungen im Tarif- und gungsgrundlage zur Gewdhrung von allgemeinen Vorschriften nach ausschlieflicher

Fahrplanbereich sowie sonstige Un- ausschlieflicher Rechte in § 8 Abs. 5 Artikel 3 Abs. 2 und 3 der Verordnung | Recht ab.

ternehmensertrage im handelsrecht- fordern (vgl. auch dort). (EG) Nr. 1370/2007 des Européischen

lichen Sinne. Soweit eine ausreichen- Parlaments und des Rates vom 23.

de Verkehrsbedienung nicht entspre- Oktober 2007 liber &ffentliche Per-

chend Satz 1 moglich ist, ist die Ver- sonenverkehrsdienste auf Schiene

ordnung (EWG) Nr. 1191/69 des und StralRe und zur Aufhebung der

Rates vom 26. Juni 1969 (iber das (4) Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69

Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit ..., soweit diese keine Ausgleichsleis- | und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates

dem Begriff des 6ffentlichen Dienstes tungen fir die Erfillung gemeinwirt- | (ABI. Nr. L 315 vom 3.12.2007, S. 1)

verbundenen Verpflichtungen auf schaftlicher Verpflichtungen nach und sonstige Unternehmensertrage

dem Gebiet des Eisenbahn-, StralRen- Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) im handelsrechtlichen Sinne, soweit

und Binnenschiffsverkehrs (ABI. EG Nr. 1370/2007 darstellen und keine diese keine Ausgleichsleistungen fiir

Nr.L 156 S. 1) in der jeweils gelten- ausschlieBlichen Rechte gewahrt die Erfillung gemeinwirtschaftlicher

den Fassung maligebend. Wer zu- werden. Ausgleichszahlungen fiir die | Verpflichtungen nach Artikel 3 Abs. 1

standige Stelle im Sinne dieser Ver- Beférderung von Personen mit Zeit- der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

ordnung ist, richtet sich nach Landes- fahrausweisen des Ausbildungsver- darstellen und keine ausschlieBli-

recht; sie soll grundsatzlich mit dem kehrs nach § 45a sind aus dem An- chen Rechte gewahrt werden. Aus-

Aufgabentrager nach Absatz 3 iden- wendungsbereich der Verordnung gleichszahlungen fiir die Beférderung

tisch sein. Die Vorschrift des § 21 (EG) Nr. 1370/2007 ausgenommen. von Personen mit Zeitfahrausweisen

Abs. 3 Satz 1 bleibt unberihrt. des Ausbildungsverkehrs nach § 45a
sind aus dem Anwendungsbereich
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
ausgenommen.
(5) Die zustéindige Behérde im Sinne | Inhaltlich iden-
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 | tisch mit
(zustiindige Behorde) kann in dem VDV/bdo-
offentlichen Dienstleistungsauftrag | Vorschlag (§ 8




ein ausschlieBliches Recht im Sinne
von Artikel 2 Buchstabe f der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 gewih-
ren. Das ausschlieBliche Recht darf
sich nur auf den Schutz der Ver-
kehrsleistungen beziehen, die Ge-
genstand des o6ffentlichen Dienst-
leistungsauftrages sind. Die zustdn-
dige Behorde bestimmt hierbei den

raumlichen und zeitlichen Geltungs-
bereich sowie die Art der Personen-

verkehrsdienstleistungen, die unter
Ausschluss anderer Betreiber zu
erbringen sind. Dabei diirfen solche
Verkehre, die das Fahrgastpotenzial
der geschiitzten Verkehre nur uner-
heblich beeintrachtigen, nicht aus-
geschlossen werden.

Neuer § 8a Vergabe offentlicher
Dienstleistungsauftrage

Abs. 6 in Verbin-
dung mit § 8

Abs. 58. 2).

Vom Bundesrat
doppelt beschlos-
sen, siehe § 8a
Abs. 6. BReg lehnt
weiterhin Verga-
be ausschliefli-
cher Rechte ab.
Im Alternativent-
wurf als § 8 Abs.
6 enthalten.

Neuer § 8a Vergabe offentlicher
Dienstleistungsauftrage

(im Alternativ-
entwurf teilweise
an § 8 angefiigt)

[bisher Abs. 4 S. 3]

Wer zustandige Behorde

VDV und bdo fordern klare bundesge-
setzliche Regeln zur Zulédssigkeit von
Direktvergaben und mehrpoliger
Betrauungsakte. Deshalb sind die
nachstehend markierten Ergénzun-
gen in § 8 Absiitze 5 bis 8 unerldss-
lich; auf die Einfiigung eines neuen §
8a, wie im Reg-E vorgeschlagen, ist
zu verzichten.

§ 8 (5) Soweit eine ausreichende
Verkehrsbedienung nicht entspre-
chend Absatz 4 Satz 1 moglich ist, ist
die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

(1) Die zustidndigen Behérden im
Sinne der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 (zustindige Behorde)
konnen zur Sicherstellung einer

mafRgebend. Die zustdndigen Behor-

ausreichenden Verkehrsbedienung

BReg meint, die
Handlungsoptio-
nen der zustdndi-
gen Behérden
ergdben sich aus

6




im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 (zustdndige Behérde) ist,
richtet sich nach dem Landesrecht;
die zustdndige Behdrde soll grund-
satzlich mit dem Aufgabentrager
nach § 8 Absatz 3 identisch sein. Bie
Vorschrift des§ 21 Absatz 3 Satz 1

den kdnnen nach MaRgabe dieser
Verordnung im Rahmen o6ffentlicher

allgemeine Vorschriften im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Dienstleistungsauftrage Ausgleichs-
leistungen und/oder ausschlieBliche

Rechte im Sinne von Art. 2 Buchsta-

erlassen oder, wenn eine ausrei-
chende Verkehrsbedienung nicht
entsprechend § 8 Absatz 4 Satz 1

be f der Verordnung gewahren.

moglich ist, 6ffentliche Dienstleis-

Direktvergaben nach Artikel 5 Abs. 2

und 4 der Verordnung sind zulﬁssigl

tungsauftrage nach MalR3gabe der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
erteilen. Wer zustandige Behorde fiir
die Erteilung 6ffentlicher Dienstleis-
tungsauftrige und den Erlass allge-
meiner Vorschriften ist, richtet sich
nach Landesrecht; sie soll grundsatz-
lich identisch mit dem Aufgabentra-
ger nach § 8 Absatz 3 sein.

(Im Alternativentwurf als § 8 Abs. 5 S.
1und3)

der Verordnung
1370, auf die der
Regierungsent-
wurf verweise.

§ 8 (6) Das ausschlieBliche Recht
darf sich nur auf den Schutz der
Verkehrsleistungen beziehen, die
Gegenstand eines offentlichen
Dienstleistungsauftrages sind. Die
zustindige Behorde bestimmt hier-
bei den rdumlichen und zeitlichen

Geltungsbereich sowie die Art der

Inhaltlich iden-
tisch mit § 8
Abs. 5 bzw. § 8a
Abs. 6 des Bun-
desratsverkehrs-
ausschusses,
Ablehnung durch
BReg.




Personenverkehrsdienstleistungen,
die unter Ausschluss anderer Betrei-
ber zu erbringen sind. Dabei diirfen
solche Verkehre, die das Fahrgastpo-
tential der geschiitzten Verkehre nur
unerheblich beeintrichtigen, nicht
ausgeschlossen werden.

§ 8a (2) Sind offentliche Dienstleis-

§ 8 (8) Die Veroffentlichung nach

tungsauftrdge im Sinne der Verord-

Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung (EG)

nung (EG) Nr. 1370/2007 fur den
Verkehr mit StraRenbahnen, Obussen

1370/2007 hat den Hinweis zu ent-
halten, dass Antrage auf eigenwirt-

oder mit Kraftfahrzeugen zugleich
offentliche Auftrage im Sinne des §

schaftliche Verkehrsleistungen in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten

99 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschriankungen, gilt der Vierte

nach Veroffentlichung gestellt wer-
den diirfen.

Teil des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschriankungen. Die zustdndi-

Die Veroéffentlichung darf bei Linien-
verkehren mit Kraftfahrzeugen in

ge Behorde ist auch in diesem Fall zur

der Regel nicht friiher als 27 Monate

Veroffentlichung nach Artikel 7 Ab-

vor Beginn des vorgesehenen Be-

satz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 verpflichtet; die Versf-
fentlichung soll nicht friiher als 27
Monate vor Betriebsbeginn erfolgen

triebsbeginns erfolgen, es sei denn,
der Aufgabentrager hat die vorhan-
denen Unternehmer gesondert liber
die Veréffentlichung informiert.

und hat den Hinweis auf die Antrags-

Die Veroéffentlichung ist auch erfor-

frist in § 12 Absatz 6 zu enthalten.

derlich, wenn die zustdndige Behér-
de einen 6ffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag im Sinne von Artikel 3
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 nach Artikel 5 Abs. 1 Satz
2 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 vergeben will.

Bundesrat: Kein Anderungsantrag
zum Regierungsentwurf

(Im Alternativentwurf ist der erste
Satz von § 8a Abs. 2 nicht enthalten,
er widerspricht ihm aber auch nicht.
Der zweite Satz ist teilweise als § 8
Abs. 8 enthalten.)

Hinweis: Inhaltli-
che Unterschiede
von BReg/BRat zu
VDV/bdo beste-
hen im Ergebnis
nur im Hinblick
auf die Frage, ob
die 27-
Monatsfrist eine
Soll- oder eine
Regelfrist ist.
Auflerdem ist die
Regelfrist bei
VDV/bdo sinn-
vollerweise nur
fiir Bus-Antréige
vorgesehen.

§ 8a (3) Die zustandige Behdrde ist
befugt, Verkehrsleistungen im Nah-
verkehr selbst zu erbringen, gemaR

Klare Zuldssigkeit
der Direktverga-
be. Inhaltlich wie
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Artikel 5 Absatz 2 und 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 direkt zu
vergeben oder in wettbewerblichen
Vergabeverfahren nach Artikel 5
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 durchzufiihren. Der Vier-
te Abschnitt des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschriankungen findet
keine Anwendung soweit nicht Ab-
satz 5 etwas anderes bestimmt.

VDV/bdo. BReg
hdlt die Regelung
in S. 1 fiir ,nicht
erforderlich” und
in S. 2 fiir evt.
irreftihrend.

S. 1ist etwas
abgewandelt im
Alternativentwurf
als §8Abs. 552
enthalten.

§ 8a (3) Bei der Vergabe eines 6ffent-

§ 8 (7) Bei der Vergabe eines 6ffentli-

§ 8a (4) Bei der Vergabe eines 6ffent-

lichen Dienstleistungsauftrages nach

chen Dienstleistungsauftrages nach

lichen Dienstleistungsauftrages nach

Artikel 5 Absatz 3 und 4 der Verord-

Artikel 5 Absatz 3 und 4 der Verord-

Artikel 5 Absatz 3 und 4 der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 fiir den
Verkehr mit StralRenbahnen, Obussen

nung (EG) Nr. 1370/2007 sind mittel-

nung (EG) Nr. 1370/2007 fiir den

standische Interessen angemessen zu

Verkehr mit Stralenbahnen, Obussen

oder mit Kraftfahrzeugen sind die
Interessen des Mittelstandes ange-
messen zu beriicksichtigen. Leistun-
gen sind in Lose aufgeteilt zu verge-
ben.

berticksichtigen.

Die Anfiigung des Satzes , Leistungen
sind in Lose aufgeteilt zu vergeben.
wird von VDV und bdo abgelehnt. Der
Satz kbnnte zu erheblicher Rechtsun-
sicherheit in den praktischen Anwen-
dung fiihren.

oder mit Kraftfahrzeugen sind die
Interessen des Mittelstandes ange-
messen zu bericksichtigen.

Satz 1: Allgemei-
ner Konsens, nur
redaktioneller
Unterschied.

Satz 2 (Losbil-
dung) nurim
Regierungsent-
wurf und in der
GegendufSerung.

Satz 1 ist im Alt.-E
als § 8 Abs. 7
enthalten

(4) Beabsichtigt die zustdndige Be-
horde, Verkehrsleistungen im Nah-
verkehr selbst zu erbringen oder nach

Artikel 5 Absatz 2 oder 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 direkt zu
vergeben, kénnen Unternehmen
innerhalb einer Frist von sechs Mona-

ten nach der Veréffentlichung geman
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung

Die in § 8a Abs. 4 bis 6 Reg-E vorge-
schlagenen Vorschriften zum Interes-
senbekundungsverfahren werden von
VDV und bdo abgelehnt. Zur Siche-
rung des von der Verordnung 1370
verlangten effektiven Rechtsschutzes
gegen Direktvergaben innerhalb einer
gesetzlich zu fixierenden Frist schla-
gen die Verbdnde anstelle der im

Interessebekundungsverfahren ist
nach dem Beschluss des Bundesrates
nicht vorgesehen.

BReg meint, ent-
sprechende An-
spriiche interes-
sierter Unter-
nehmen bestiin-
den schon nach
EU-Primdrrecht.




(EG) Nr. 1370/2007 oder Absatz 2
Satz 2 ihr Interesse bekunden, den
Verkehr ganz oder zum Teil durchzu-
fihren. Die zustandige Behorde hat
Unternehmen, die nicht beriicksich-
tigt werden sollen, vor der Vergabe
lber den Namen des ausgewdhlten
Unternehmens, tiber die Griinde fiir
ihre Nichtbericksichtigung und Gber
den frihesten Zeitpunkt der Beauft-
ragung unverziglich zu informieren.
Die §§ 101a und 101b des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschriankungen
gelten entsprechend.

Reg-E vorgesehenen Formulierungen
den unten stehenden markierten § 8
Abs. 9 vor.

(5) Die Unternehmen kénnen verlan-

gen, dass die zustdndige Behoérde die

VDV und bdo lehnen diesen Ergdn-
zungsvorschlag ab, weil sich der Dritt-

Regelung ist nach dem Beschluss des
Bundesrates nicht vorgesehen.

BReg meint, Klar-
stellung sei wich-

Bestimmungen Uber die Vergabe rechtsschutz bereits unmittelbar aus tig fiir den
offentlicher Dienstleistungsauftrage der Verordnung 1370 sowie aus dem Rechtsschutz.
einhalt. nachfolgend vorgeschlagenen § 8
Abs. 9 ergibt
§ 8a (5) Die Vergabe eines éffentli- Rechtsschutz:
chen Dienstleistungsauftrages gemaR | Ubereinstim-

Absatz 3 unterliegt der Nachprifung
nach dem Zweiten und Dritten Ab-
schnitt des Vierten Teils des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen.
Die Prifungsmoglichkeiten der Auf-
sichtsbehorde der zustandigen Be-
horde bleiben unberiihrt.

(Alternativ-Entwurf enthdilt in § 8
Abs. 9 dhnliche Regelung.

mung zwischen
Regierungsent-
wurf und Bundes-
rat. Unterschiede
sind nur redakti-
onell.
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§ 8a (6) Die zustindige Behorde im
Sinne der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 kann in dem éffentlichen

Dienstleistungsauftrag ein aus-
schlieBliches Recht im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe f der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 gewihren.
Das ausschlieBliche Recht darf sich
nur auf den Schutz der Verkehrsleis-
tungen beziehen, die Gegenstand
des 6ffentlichen Dienstleistungsauf-
trages sind. Die zustindige Behérde
bestimmt hierbei den rdumlichen
und zeitlichen Geltungsbereich so-
wie die Art der Personenverkehrs-
dienstleistungen, die unter Aus-
schluss anderer Betreiber zu erbrin-
gen sind. Dabei diirfen solche Ver-
kehre, die das Fahrgastpotential der
geschiitzten Verkehre nur unerheb-
lich beeintrachtigen, nicht ausge-
schlossen werden.

Neuer § 8 b Wettbewerbliches Ver-
gabeverfahren

Beachte: Vom
Bundesrat dop-
pelt beschlossen
vgl. § 8 Abs. 5,
unterschiedlich
ist nur die hier
fehlende Klam-
merdefinition.
BReg lehnt wei-
terhin ab.

Im Alt.-E als § 8
Abs. 6 enthalten.

(Im Alt.-E. nicht
enthalten)
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Wie Regierungsentwurf
(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

§ 8b (2) Die Bekanntmachung lber
das vorgesehene wettbewerbliche
Vergabeverfahren muss allen in Be-
tracht kommenden Bietern zugéng-
lich sein. Sie kann auf der Internetsei-

te www.bund.de veréffentlicht wer-
den. Die Bekanntmachung muss alle
flr die Teilnahme an dem Vergabe-
verfahren erforderlichen Informatio-
nen enthalten, insbesondere Infor-
mationen lber

1. den vorgesehenen Ablauf des
wettbewerblichen Vergabeverfah-
rens,

2. vorzulegende Nachweise der Fach-
kunde, Zuverlassigkeit und Leistungs-
fahigkeit (Eignungsnachweise),

3. Anforderungen an die Ubermitt-
lung von Unterlagen sowie

4, Zuschlagskriterien einschlieRlich
deren vorgesehener Gewichtung.

(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

BReg libernimmt
Formulierungs-
vorschlag BRat.

(Wie Regierungsentwurf, jedoch ohne
dessen urspriinglichen Satz 1)

§ 8b (3) Die Dienstleistungen sind
eindeutig und umfassend zu be-
schreiben, so dass alle in Betracht
kommenden Bieter die Beschreibung
im gleichen Sinne verstehen miissen
und miteinander vergleichbare An-
gebote zu erwarten sind. Fristen sind

BReg akzeptiert
Streichung des
Satzes 1.
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unter Bericksichtigung der Komplexi-

tat der Dienstleistungen angemessen
Zu setzen.
(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

§ 8b (4) Die Teilnehmer an dem
wettbewerblichen Vergabeverfahren
sind gleich zu behandeln. Der Zu-
schlag ist auf das unter Berticksichti-
gung aller Umsténde wirtschaftlichs-
te Angebot zu erteilen.

Ablehnung (Begriindung s. o.)

Absatz 4 im Regierungsentwurf ist zu
streichen.

(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

BReg meint, ,,we-
gen gleicher Inte-
ressenlage” miis-
se die Zuschlags-
erteilung auf das
wirtschaftlichste
Angebot iiber-
nommen werden.

Alle wesentlichen Entschei-
dungen sind zu begriinden.

Die §§ 101a und 101b des Gesetzes

gegen Wettbewerbsbeschrankungen
gelten entsprechend.

Wie Regierungsentwurf
(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

(6) Das Vergabeverfahren ist vom
Beginn fortlaufend zu dokumentie-
ren. (Kein Satz 2)

(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

BReg weiter fiir
Satz 2.

(7) Der Aufgabentrager hat die nicht
bericksichtigten Bieter (iber den
Namen des ausgewahlten Unter-
nehmens, liber die Griinde fir ihre
Nichtbericksichtigung und Gber den
frihesten Zeitpunkt der Beauftra-
gung unverziglich zu informieren.
(Kein Satz 2)

(§ 8b im Alt.-E. nicht enthalten)

Streichung Satz 2
bedeutet: Keine
Geltung der

§§ 101a und 101b
GWB im wettbe-
werblichen Ver-
gabeverfahren.
BReg weiter fiir
Satz 2.
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§ 12 Antragstellung

§ 12 Antragstellung

(1) Der Antrag auf Erteilung der Ge-
nehmigung soll enthalten

1. in allen Fallen

a) Namen sowie Wohn- und Betriebs-
sitz des Antragstellers, bei natirli-
chen Personen aufRerdem Geburtstag
und Geburtsort,

b) Angaben dariber, ob der Antrag-

steller bereits eine Genehmigung fir
eine Verkehrsart besitzt oder beses-
sen hat,

c) eine Darstellung der MaBnahmen
zur Erreichung der moglichst weitrei-
chenden barrierefreien Nutzung des
beantragten Verkehrs entsprechend
den Aussagen im Nahverkehrsplan (§
8 Abs. 3 Satz 3);

den Nachweis

Vorschlag zu Buchstabe d) wird von
VDV und bdo unterstiitzt.

VDV und bdo schlagen folgende ab-
weichende Formulierung im Buchsta-
ben e) vor, damit der Eindruck ver-
mieden wird, die Genehmigungsbe-
hérde priife im Genehmigungsverfah-
ren auch das Beihilferecht:

e) gegebenenfalls

Uber einen
offentlichen Dienstleistungsauftrag
im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Bundesrat: Wie Regierungsentwurf,
jedoch ohne den letzten Satz: ,Bei
einem Personenfernverkehr ...“ (Dies
betrifft die mit dem Antrag vorzule-
genden Unterlagen)

BReg weiter fir
den letzten Satz
zu den Antrags-
unterlagen im
Fernverkehr.
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Bei einem Personenfernverkehr

(§ 42a Satz 1) geniigt abweichend
von Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a
eine Ubersichtskarte, in der die bean-

tragte Strecke mit Haltestellen einge-
zeichnet ist und abweichend von Satz
1 Nummer 3 Buchstabe d der Fahr-

plan.

also auch den nebenstehenden
Satz. Der bdo begriifst die Fernbusli-
beralisierung.

VDV und bdo stimmen diesem Vor- Wie Regierungsentwurf Allgemeiner Kon-
schlag zu. sens

VDV und bdo stimmen diesem Vor- Wie Regierungsentwurf Inhaltlich allge-
schlag zu. (Alternativentwurf: Redaktionelle meiner Konsens

Unterschiede)
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VDV und bdo fordern zur Herstellung
von Rechtssicherheit in Deutschland
die bundeseinheitliche Festschreibung
eines Nachbesserungsrechts zuguns-
ten des bisherigen Betreibers wie

folgt:

§ 12 (7) Beabsichtigt die zustidndige

§ 12 (6) Beabsichtigt die zustédndige

Behorde die Vergabe eines 6ffentli-

Behorde die Vergabe eines 6ffentli-

chen Dienstleistungsauftrages nach

chen Dienstleistungsauftrages nach

Artikel 5 Absatz 1 bis 4 der Verord-

Artikel 5 Absatz 2 bis 4 der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007, ist der

nung (EG) Nr. 1370/2007 oder nach

Antrag auf Erteilung einer Genehmi-

dem Vierten Teil des Gesetzes gegen

gung fir einen eigenwirtschaftlichen

Wettbewerbsbeschriankungen, ist der

Verkehr mit StraRenbahnen, Obussen

Antrag auf Erteilung einer Genehmi-

und Kraftfahrzeugen im Linienver-

gung fir einen eigenwirtschaftlichen

kehr spatestens drei Monate nach

Verkehr mit StraRenbahnen, Obussen

Hinweis: Der

unterschiedliche
Wortlautin S. 1
ist nur redaktio-
nell; streitig der
Klammerzusatz in
S. 1 des VDV/bdo-

Entwurfs. Satz
des Alternativ-

3
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der Veroffentlichung nach Artikel 7

oder Kraftfahrzeugen im Linienver-

Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.

1370/2007 zu stellen _

Die Genehmigungsbehdrde

kehr spatestens drei Monate nach
der Veroffentlichung nach § 8a Ab-
satz 2 Satz 2 und Artikel 7 Absatz 2

kann im Einvernehmen mit dem Auf-

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

gabentrager verspatete Antrége

zu stellen. Die Genehmigungsbehor-

zulassen.

de kann im Einvernehmen mit dem
Aufgabentrager verspatete Antrage
zulassen.

[Alternativentwurf zusdtzlich:]

Das Einvernehmen gemdf Satz 2 gilt
als erteilt, wenn der von dem Aufqa-
bentréiger beauftragte Verkehr den
im Rahmen der Vorabbekanntma-
chung gesetzten Anforderungen
gemdf § 13 Abs. 2a Satz 3 und 4

nicht entspricht.

entwurfs wird als
nicht ausreichend
abgelehnt, vgl.
Stellungnahme,
Seite 5.

VDV und bdo stimmen diesem Vor-
schlag mit der Mafigabe zu, den Satz-
teil ,,§ 8a Absatz 1 Satz 1“ durch ,§ 8
Absatz 5 Satz 1” zu ersetzen (Folge-
dnderung aufgrund der Ablehnung
des § 8a).

Wie Regierungsentwurf

Alternativentwurf: Lediglich redakti-
onelle Unterschiede

Allgemeiner Kon-
sens, lediglich
redaktionelle
Unterschiede

Wie Regierungsentwurf

Alternativentwurf:
Absatz 5 gilt nicht fiir den Linienver-

kehr mit Kraftfahrzeugen, der nicht

17




zum 6bffentlichen Personennahver-
kehr im Sinne des § 8 Absatz 1 ge-
hért und auch keine Sonderform des
Linienverkehrs nach § 43 darstellt
(Personenfernverkehr).”

§ 13 Voraussetzung der Genehmi-
gung

§ 13 Voraussetzung der Genehmi-
gung

(2) Beim StraRenbahn-, Obusverkehr
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen ist die Genehmigung zu versagen,
wenn

1. der Verkehr auf StralRen durchge-
flhrt werden soll, die sich aus Griin-
den der Verkehrssicherheit oder
wegen ihres Bauzustandes hierfir
nicht eignen, oder

(2) Beim StraRenbahn-, Obusverkehr
und Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen ist die Genehmigung zu versagen,
wenn

1. der Verkehr auf StraRen durchge-
flihrt werden soll, die sich aus Griin-
den der Verkehrssicherheit oder
wegen ihres Bauzustandes hierfiir
nicht eignen,

VDV und bdo fordern eine Erweite-
rung der Versagungsgriinde zur Absi-
cherung von Verkehren, die Gegen-
stand eines ausschliefllichen Rechtes
sind wie folgt:

2. der beantragte Verkehr ein aus-
schlieBliches Recht im Sinne von

(2) Beim StraRenbahn-, Obusverkehr
und Linienverkehr mit Kraft-
fahrzeugen ist die Genehmigung zu
versagen, wenn

1. der Verkehr auf StralRen durchge-
flihrt werden soll, die sich aus Griin-
den der Verkehrssicherheit oder
wegen ihres Bauzustandes hierfiir
nicht eignen,

2. der beantragte Verkehr ein aus-
schlieBliches Recht im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe f der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt,

Artikel 2 Buchstabe f Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 verletzt, das von

das von der zustindigen Behorde
nach § 8a Absatz 1 in einem o6ffentli-

der zustdndigen Behdrde in einem
offentlichen Dienstleistungsauftrag

chen Dienstleistungsauftrag nach
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung

nach Artikel 3 Absatz 1 der Verord-

(EG) Nr. 1370/2007 unter Beachtung

nung (EG) Nr. 1370/2007 unter Be-

der in § 8a Absatz 6 genannten Vo-

achtung der in § 8 Absatz 6 genann-
ten Voraussetzungen gewahrt wur-
de,

Im Hinblick auf den Personenfernver-
kehr fordert der VDV (nicht der bdo)
die zusdtzliche Einfiigung des folgen-

raussetzungen gewdhrt wurde,

3. im Eisenbahnverkehr,

a) der beantragte Verkehr ein aus-
schlieBliches Recht im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe f der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt,

BReg weiter fur
ihre Fassung von
Abs. 2. Grund-
satzlich abgelehnt
wird Vergabe
ausschliefRlicher
Rechte im Eisen-
bahnverkehr.
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2. durch den beantragten Verkehr die
offentlichen Verkehrsinteressen
beeintrachtigt werden, insbesondere
wenn

a) der Verkehr mit den vorhandenen
Verkehrsmitteln befriedigend bedient
werden kann,

b) der beantragte Verkehr ohne eine
wesentliche Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung Verkehrsaufgaben
wahrnehmen soll, die vorhandene
Unternehmen oder Eisenbahnen
bereits wahrnehmen,

c) die fur die Bedienung dieses Ver-
kehrs vorhandenen Unternehmer
oder Eisenbahnen die notwendige
Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb
einer von der Genehmigungsbehérde
festzusetzenden Frist und soweit es
sich um offentlichen Personennah-
verkehr handelt, unter den Voraus-
setzungen des § 8 Abs. 3 selbst
durchzufiihren bereit sind.

2. durch den beantragten Verkehr die
offentlichen Verkehrsinteressen
beeintrachtigt werden, insbesondere
wenn

a) der Verkehr mit den vorhandenen
Verkehrsmitteln befriedigend bedient
werden kann,

b) der beantragte Verkehr ohne eine
wesentliche Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung Verkehrsaufgaben
wahrnehmen soll, die vorhandene
Unternehmen|oder Eisenbahnen
bereits wahrnehmen,

c) die fur die Bedienung dieses Ver-
kehrs vorhandenen Unternehmen
oder Eisenbahnen bereit sind, die
notwendige Ausgestaltung des Ver-
kehrs innerhalb einer von der Ge-
nehmigungsbehorde festzusetzenden
Frist und, soweit es sich um 6ffentli-
chen Personennahverkehr handelt,
unter den Voraussetzungen des § 8
Absatz 3 selbst durchzufiihren, oder

den Versagungsgrundes:

3. der beantragte Verkehr auf den

das von der gemaR § 4 des
Regionalisierungsgesetzes zustandi-
gen Behorde in einem 6ffentlichen

betreffenden Teilstrecken Personen-

Dienstleistungsauftrag nach Artikel 3

verkehrsdienste mit Eisenbahnen im

Absatz 1 der Verordnung (EG)

Hinblick auf das Fahrgastpotential

Nr. 1370/2007 im Schienenperso-

mehr als nur unerheblich beein-

nennahverkehr nach § 2 Absatz 5

trachtigen wiirde, fiir die im Rahmen

des Aligemeinen Eisenbahngesetzes

eines Dienstleistungsauftrages Aus-

unter Beachtung der in § 8a Absatz 6

gleichsleistungen fiir gemeinwirt-

genannten Voraussetzungen ge-

schaftliche Verpflichtungen im Sinne

wahrt wurde oder

von Artikel 2 Buchstabe g der Ver-

b) der beantragte Verkehr auf den

ordnung (EG) Nr. 1370/2007 ge-

betreffenden Teilstrecken Personen-

wadhrt werden

4. durch den beantragten Verkehr die
offentlichen Verkehrsinteressen
beeintrachtigt werden, insbesondere
wenn

a) der Verkehr mit den vorhandenen
Verkehrsmitteln befriedigend bedient
werden kann,

b) der beantragte Verkehr ohne eine
wesentliche Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung Verkehrsaufgaben
wahrnehmen soll, die vorhandene
Unternehmen oder Eisenbahnen
bereits wahrnehmen,

c) die fiir die Bedienung dieses Ver-
kehrs vorhandenen Unternehmen
oder Eisenbahnen bereit sind, die
notwendige Ausgestaltung des Ver-
kehrs innerhalb einer von der Ge-

verkehrsdienste mit Eisenbahnen
beeintrachtigt, fiir die im Rahmen
eines Dienstleistungsauftrages Aus-
gleichsleistungen fiir gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtungen im Sinne
von Artikel 2 Buchstabe g der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 ge-
wahrt werden,

4. durch den beantragten Verkehr die
offentlichen Verkehrsinteressen im
offentlichen Personennahverkehr
beeintrachtigt werden, insbesondere
wenn

a) der Verkehr mit den vorhandenen
Verkehrsmitteln befriedigend bedient
werden kann,

b) der beantragte Verkehr ohne eine
wesentliche Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung Verkehrsaufgaben
wahrnehmen soll, die vorhandene
Unternehmen ederEisenbahnen
bereits wahrnehmen,

c) die fiir die Bedienung dieses Ver-




d) der beantragte Verkehr einzelne
ertragreiche Linien oder ein Teilnetz
aus einem vorhandenen Verkehrs-
netz oder aus einem im Nahver-
kehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3
festgelegten Linienbiindel herauslo-

nehmigungsbehdérde festzusetzenden
Frist und, soweit es sich um 6ffentli-
chen Personennahverkehr handelt,
unter den Voraussetzungen des § 8
Absatz 3 selbst durchzuftihren, oder

VDV und bdo stimmen dem Ande-
rungsvorschlag zum Buchstaben d)
mit der hervorgehobenen Ergdnzung
um das Wort ,,rechtmdfig” zu:

d) der beantragte Verkehr einzelne

kehrs vorhandenen Unternehmer
oderEisenbahnen die notwendige
Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb
einer von der Genehmigungsbehorde
festzusetzenden Frist uwhd-soweit-es
verkehr-handelt; unter den Voraus-
setzungen des § 8 Absatz 3 selbst
durchzufihren bereit sind, oder

d) weil er einzelne ertragreiche Li-
nien oder ein Teilnetz aus einem im

sen wirde.

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht fiir den
Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).

ertragreiche Linien oder ein Teilnetz

Nahverkehrsplan im Sinne des § 8

aus einem vorhandenen Verkehrs-

Absatz 3 festgelegten Linienblindel

netz oder aus einem im Nahver-

oder vorhandenen Verkehrsnetz

kehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3

herauslésen wiirde.

_ festgelegten Linienbin-

del herauslésen wiirde.

der bdo begriifit sie.

(Alternativentwurf: Buchstabe c) mit

der Formulierung ,,und, soweit es sich
um 6ffentlichen Personennahverkehr
handelt”)

(Beachte:
Abweichende
Reihenfolge in

d)

(2a) Im offentlichen Personennahver-
kehr kann die Genehmigung versagt
werden, wenn der beantragte Ver-
kehr mit einem Nahverkehrsplan im
Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 und 3
nicht in Einklang steht.

(2a) Im offentlichen Personennahver-
kehr kann die Genehmigung versagt
werden, wenn der beantragte Ver-
kehr mit einem Nahverkehrsplan im
Sinne des § 8 Abs. 3 nicht in Einklang
steht.

VDV und bdo fordern eine weiterge-
hende Reichweite des Nahverkehrs-
plans im Genehmigungsverfahren wie

folgt:

(2a) Im offentlichen Personennahver-
kehr kann die Genehmigung versagt
werden, wenn der beantragte Ver-
kehr mit einem Nahverkehrsplan im
Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 und 3
nicht in Einklang steht; die Genehmi-

(2a) Im offentlichen Personennahver-
kehr kann die Genehmigung versagt
werden, wenn der beantragte Ver-
kehr mit einem Nahverkehrsplan im
Sinne des § 8 Absatz 3 nicht in Ein-
klang steht. Die Genehmigung ist zu
versagen, wenn ein in der Frist nach
§ 12 Absatz 6 gestellter Antrag die in

gung ist in der Regel zu versagen,

wenn sie mit den Rahmenvorgaben

der Vorabbekanntmachung nach §
8a Absatz 2 beschriebenen Anforde-

BReg lehnt ,rigo-
rose Bindung an

den geplanten

Dienstleistungs-
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eines Nahverkehrsplans nicht in rungen nicht erfillt oder sich nur auf | auftrag” ab.
Einklang steht, der unter Beachtung | Teilleistungen bezieht. In der Vorab-
der folgenden Satze zustande ge- bekanntmachung sind die mit dem
kommen ist (verbindlicher Nahver- beabsichtigten Dienst-
kehrsplan). Es wird vermutet, dass leistungsauftrag verbundenen An-
die vorhandene Verkehrsbedienung | forderungen fiir Fahrplan, Befor-
den Verkehrsbediirfnissen ent- derungsentgelt und Standards anzu-
spricht. Der Entwurf des Nahver- geben. Es kann angegeben werden,
kehrsplans ist den vorhandenen inwieweit eine Vergabe als Gesamt-
Unternehmern zur Stellungnahme leistung beabsichtigt ist (Netz, Teil-
binnen einer Frist von 3 Monaten zu | netz, Linienbiindel). Die Angaben
libermitteln. Erhebt ein Unterneh- konnen auch durch Verweis auf
mer Einwendungen, fiihrt der Auf- bestimmte Inhalte des Nahver-
gabentrdger einen offentlichen Erér- | kehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3
terungstermin mit dem Ziel einer oder durch Verweis auf andere 6f-
Einigung durch. Das Verfahren kann | fentlich zugdngliche Dokumente
sich auf rdaumliche und inhaltliche geleistet werden.
Teile des Nahverkehrsplans bezie-
hen. (Alternativentwurf: Lediglich redakti-
onelle Unterschiede)
(2b) Werden im o6ffentlichen Perso- VDV und bdo stimmen diesem Ergén- | (2b) Werden im 6ffentlichen Perso- Lediglich redakti-

nennahverkehr mehrere Antrige
gestellt, die sich ganz oder zum Teil
auf die gleiche oder eine im Wesent-
lichen gleiche Verkehrsleistung im
offentlichen Personennahverkehr
beziehen, ist der Unternehmer aus-
zuwahlen, der die beste Verkehrsbe-
dienung anbietet. Hierbei sind insbe-
sondere die Festlegungen eines Nah-

verkehrsplans im Sinne des § 8 Ab-
satz 3 zu bericksichtigen.

zungsvorschlag zu.

nennahverkehr mehrere Antrage
gestellt, die sich ganz oder zum Teil
auf die gleiche oder im Wesentlichen
gleiche Verkehrsleistung beziehen, so
ist die Auswahl des Unternehmers
danach vorzunehmen, wer die beste
Verkehrsbedienung anbietet. Im
offentlichen Personennahverkehr
sind hierbei insbesondere die Festle-
gungen eines Nahverkehrsplans im
Sinne des § 8 Absatz 3 zu beriicksich-
tigen."

onelle Unter-
schiede. BReg

akzeptiert Formu-

lierung des

BRates zu Satz 1.

(2c) Auf Antrag des Aufgabentragers
ist die Genehmigungsbehoérde ver-

VDV und bdo stimmen Satz 1 als
Verfahrensvereinfachung zu.

(2c) Auf Antrag des Aufgabentragers
ist die Genehmigungsbehorde ver-

BReg libernimmt

Satz 1.
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pflichtet, die Erfullung derin § 13
Absatz 1 sowie Absatz 2 Nummer 1
genannten Voraussetzungen bereits
im Verfahren der Vergabe eines 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrages
zu prifen.

(Neu durch GegendufSerung aufge-
nommen.)

Satz 2 ist abzulehnen, denn es han-
delt sich nicht nur um eine Verfah-
rensregelung, sondern um eine Be-
schrénkung des materiellen Prii-
fungsumfangs im Genehmigungsver-
fahren.

pflichtet, die Erfiillung derin § 13
Absatz 1 sowie Absatz 2 Nummer 1
genannten Voraussetzungen bereits
im Verfahren der Vergabe eines 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrages
zu prifen. Das Landesrecht kann
vorsehen, dass die Liniengenehmi-
gung bei Vorliegen der Vorausset-
zungen mit dem Abschluss des 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftrages

fiir dessen Laufzeit als erteilt gilt."

§ 13a Voraussetzung der Genehmi-
gung bei gemeinwirtschaftlichen
Verkehrsleistungen

§13a-Voraussetzung-derGenehmi-
. wirtsehaftlict
Verkehrsleistungen

(1) Die Genehmigung ist zu erteilen,
soweit diese fur die Umsetzung einer
Verkehrsleistung aufgrund einer
Auferlegung oder Vereinbarung im
Sinne der Verordnung (EWG) Nr.
1191/69 des Rates erforderlich ist
und dabei diejenige Losung gewahlt
worden ist, die die geringsten Kosten
fir die Allgemeinheit mit sich bringt.
§ 13 Abs. 1 und 2 Nr. 1 sowie § 14
sind anzuwenden. Als geringste Kos-
ten fiir die Allgemeinheit im Sinne
dieser Vorschrift gelten die von der
nach Landesrecht zustdndigen Be-
horde nach den Vorschriften einer
vom Bundesministerium fir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung nach § 57
Abs. 1 Nr. 7 erlassenen Verordnung
ermittelten Kosten der zu beurteilen-
den Verkehrsleistung.

Streichung

VDV und bdo stimmen dem Strei-
chungsvorschlag zu.

Streichung

Konsens: Strei-
chung

(2) Die Genehmigung ist zu versagen,

Streichung

VDV und bdo stimmen dem Strei-

Streichung
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wenn fiir die Umsetzung der Ver-
kehrsleistung im Sinne des Absatzes 1
nicht diejenige Losung gewahlt wor-
den ist, die die geringsten Kosten fiir
die Allgemeinheit mit sich bringt,
oder bei der Auferlegung oder Ver-
einbarung der Grundsatz der Gleich-
behandlung verletzt worden ist.

chungsvorschlag zu.

§ 14 Anhorverfahren

§ 14 Anhorungsverfahren

(1) Vor der Entscheidung Gber den
Antrag auf Erteilung der Genehmi-
gung fiir die Beférderung von Perso-
nen mit StraRenbahnen, Obussen
oder mit Kraftfahrzeugen im Linien-
verkehr hat die Genehmigungsbe-
horde

1. die Unternehmer, die im Einzugs-
bereich des beantragten Verkehrs
Eisenbahn-, StraBenbahn-,
Obusverkehr oder Linienverkehr mit
Kraftfahrzeugen betreiben, zu héren;
2. die Stellungnahmen der im Ein-
zugsbereich des beantragten Ver-
kehrs liegenden Gemeinden, bei
kreisangehorigen Gemeinden auch
der Landkreis, der 6rtlich zustéandigen
Trager der StraBenbaulast, der nach
Landesrecht zustandigen Planungs-
behérden und der fir die Gewerbe-
aufsicht zustéandigen Behdrden sowie
anderer Behorden, deren Aufgaben
durch den Antrag beriihrt werden,
einzuholen;

Anderungsvorschlag in der Nr. 2 des
Reg-E entspricht inhaltlich dem Ver-
bdndevorschlag. Deshalb kénnen VDV
und bdo hier zustimmen.
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3. die Industrie- und Handelskam-
mern, die betroffenen Fachgewerk-
schaften und die Fachverbinde der
Verkehrtreibenden gutachtlich zu
horen; sie kann auch weitere Stellen
horen.

(3) Die Genehmigungsbehorde kann
von der Durchfiihrung des Anhorver-
fahrens absehen, wenn sie aus eige-
ner Kenntnis der Sachlage dem An-
trag nicht entsprechen will oder in
den Féllen des & 2 Abs. 2 die Durch-
fihrung des Anhorverfahrens nicht
zur Sachverhaltsaufklarung erforder-
lich ist. Wird bei einem Gelegenheits-
verkehr mit Kraftfahrzeugen ein
Kraftfahrzeugaustausch beantragt, ist
davon abzusehen.

VDV und bdo erkléren sich mit dem
Anderungsvorschlag mit der Mafga-
be einverstanden, dass die Formulie-
rung ,Antragsfrist in § 12 Absatz 5
oder 6“ durch die Formulierung ,, Fris-
tenin § 12 Absatz 5, 6 oder 7“ ersetzt
wird.

(Hier nur Folgeénderung)

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.
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(5) Bei Antragen auf Erteilung einer
Genehmigung fir grenziberschrei-
tende Gelegenheitsverkehre oder fiir

BReg-Formulierung ist Folgeregelung
zur Fernbusliberalisierung.

(5) Bei Antragen auf Erteilung einer
Genehmigung flr grenziber-
schreitende Gelegenheitsverkehre

BReg lehnt BRat-
Formulierung ab,
da auch bei Fern-

Transitverkehre sind die Absatze 1 bis oder fur Transitverkehre sind die verkehrsantrag
4 nicht anzuwenden. Bei Antrdgen der bdo begriift sie. Absatze 1 bis 4, bei Antragen auf Nahverkehrs-
auf Erteilung einer Genehmigung fiir Erteilung einer Genehmigung fiir unternehmer
einen Personenfernverkehr (§ 42a einen Personenfernverkehr (§ 42a beeintrdchtigt
Satz 1) sind nach Absatz 1 Satz 1 Satz 1) ist Absatz 1 Nummer 1 nicht sein kann.
Nummer 1 nur die Unternehmer zu anzuwenden.
hoéren, deren Rechte nach § 13 Ab-
satz 2 beriihrt sein kénnen.
§ 15 Erteilung und Versagung der § 15 Erteilung und Versagung der
Genehmigung Genehmigung

(1) Die Entscheidung liber den Antrag Inhaltlich allge-

erfolgt schriftlich; sie ist den Antrag- meines Einver-

stellern und, soweit diese Einwen- nehmen

dungen erhoben haben, auch denin
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten
Personen und Stellen zuzustellen.
Uber den Antrag ist innerhalb von 3
Monaten nach Eingang bei der Ge-
nehmigungsbehdrde zu entscheiden.
Kann die Prifung des Antrags in die-
ser Zeit nicht abgeschlossen werden,
ist die Frist vor ihrem Ablauf in einem
den Antragstellern mitzuteilenden
Zwischenbescheid um den Zeitraum
zu verlangern, der notwendig ist, um
die Priifung abschliefen zu kénnen.
Die Verlangerung der in Satz 2 be-

VDV und bdo erkldren sich mit dem
Anderungsvorschlag mit der Mafga-
be einverstanden, dass die Formulie-
rung ,Antragsfrist in § 12 Absatz 5
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zeichneten Frist darf hochstens 3
Monate betragen. Die Genehmigung
gilt als erteilt, wenn sie nicht inner-
halb der Frist versagt wird.

oder 6” durch die Formulierung ,, Fris-
tenin § 12 Absatz 5, 6 oder 7“ ersetzt
wird.

(Hier nur Folgednderung, daher nicht
gesondert markiert.)

(Satz 2 durch Gegenduferung iiber-
nommen.)

(3) Die Genehmigung kann unter
Bedingungen und Auflagen erteilt
werden, sofern sich diese Nebenbe-
stimmungen im Rahmen des Geset-
zes und der auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen
halten. Wurden dem Genehmigungs-
antrag weitere Bestandteile im Sinne

(3) Die Genehmigung kann unter
Bedingungen und Auflagen erteilt
werden, sofern sich diese Nebenbe-
stimmungen im Rahmen des Geset-
zes und der auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen
halten. Wurden dem Genehmigungs-
antrag weitere Bestandteile im Sinne

von § 12 Absatz 1a hinzugefligt, so ist

von § 12 Absatz 1a hinzugefligt, so ist

deren Einhaltung durch eine Auflage

deren Einhaltung durch eine Auflage

zur Genehmigung abzusichern.

(Satz 2 ohne zweiten Halbsatz)

zur Genehmigung abzusichern, in
deren Kontrolle der Aufgabentrager
auf dessen Wunsch eingebunden
werden soll.

BReg stimmt

Satz 2 des BRates

zu.

§ 16 Geltungsdauer der Genehmi-
gung

§ 16 Geltungsdauer der Genehmi-
gung

(1) Die Geltungsdauer der Genehmi-
gung fir StraRenbahn- und
Obusverkehr ist so zu bemessen, daf
sie mindestens der gewdhnlichen

VDV und bdo stimmen diesen Ande-
rungsvorschldgen zu.

(Keine Anderungen)
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Nutzungsdauer der Betriebsanlagen
entspricht. Bei Wiedererteilung der
Genehmigung ist die Geltungsdauer
so zu bemessen, dal’ sie mit Verein-
barungen und Entscheidungen tber
die Benutzung offentlicher StralRen
nach § 31 Abs. 2 und 5 in Einklang
steht; sie betrdgt hochstens 25 Jahre.

(2) Die Genehmigungsdauer der Ge-
nehmigung fir Linienverkehr mit
Kraftfahrzeugen ist unter Bericksich-
tigung der 6ffentlichen Verkehrsinte-
ressen zu bemessen. Sie betragt
héchstens acht Jahre. Im Offentlichen
Personennahverkehr ist § 8 Abs. 3 zu
beachten.

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.

(Keine Anderungen)
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tungsauftrages nicht Giberschreiten.
Im 6ffentlichen Personennahverkehr
ist § 8 Absatz 3 zu beachten.

Alternativentwurf zu § 16 Abs 2a
entspricht nicht VDV/bdo-Vorschlag.

[Alternativentwurf zusdtzlich:]

§ 16 (2a) Steht im 6ffentlichen Per-
sonennahverkehr ein Genehmi-
gungsantraqg im Sinne von § 8 Absatz
4 mit den Vorgaben eines Nahver-
kehrsplans im Sinne von § 8 Absatz 3
nicht in Einklang und sichert die
nach § 8 Absatz 5 zustéindige Behér-
de der Genehmigungsbehérde den
Abschluss eines den Vorgaben des
Nahverkehrsplans entsprechenden
Offentlichen Dienstleistungsauftra-
ges zu, so ist die Geltungsdauer der
Genehmiqung so zu bemessen, dass
sie zu dem Zeitpunkt endet, den die
zustdndige Behdrde als Zeitpunkt
der geplanten Betriebsaufnahme des
zugesicherten Verkehrs angibt. Setzt
die zustéindige Behérde ihre Zusiche-
rung nicht um, so ist die Geltungs-
dauer der Genehmigung unter Be-
achtung der Abséitze 1 und 2 neu

festzusetzen.

§ 17 Genehmigungsurkunde

§ 17 Genehmigungsurkunde

(1) Die Genehmigungsurkunde muss
enthalten:

1, Name , Wohn- und Betriebssitz des
Unternehmers

VDV und bdo schlagen eine Ergdn-
zung zur Absicherung des Zusammen-
spiels zwischen Genehmigung und
offentlichem Dienstleistungsauftrag
wie folgt vor:

(1) Die Genehmigungsurkunde muss
enthalten:
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8. ...Kraftfahrzeuge

neu:

§18

§ 18 Informationspflicht der Ge-

nehmigungsbehérde

(weggefallen)

VDV und bdo stimmen diesen Ande-
rungsvorschlégen inhaltlich zu; aller-
dings miissen die §§-Verweise redak-
tionell an die Verbdndevorschldge
angepasst werden.

Alternativentwurf: nur andere §§-
Verweise

Inhaltlich allge-
meines Einver-
nehmen
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§ 20 Einstweilige Erlaubnis

(3) Die einstweilige Erlaubnis erlischt
nach sechs Monaten, soweit sie nicht
vorher widerrufen wird. Sie begriin-
det keinen Anspruch auf Erteilung
einer Genehmigung. § 15 Abs. 3 und
5 gilt entsprechend.

§ 20 Einstweilige Erlaubnis

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.

Wie Regierungsentwurf

Allg. Einverneh-
men

§ 21 Betriebspflicht

§ 21 Betriebspflicht

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet,
den ihm genehmigten Betrieb aufzu-
nehmen und wahrend der Geltungs-
dauer der Genehmigung den offentli-
chen Verkehrsinteressen und dem
Stand der Technik entsprechend
aufrechtzuerhalten.

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag in der Fassung des
Regierungsentwurfs zu. Satz 2 in der
Fassung des Bundesrates zur Barrie-
refreiheit wird abgelehnt.

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet,
den ihm genehmigten Betrieb aufzu-
nehmen und wahrend der Geltungs-
dauer der Genehmigung den o6ffentli-
chen Verkehrsinteressen und dem
Stand der Technik entsprechend
aufrechtzuerhalten.

Der Betrieb ist barrierefrei zu orga-
nisieren, soweit nicht nach MaR3gabe
der Genehmigung im begriindeten
Einzelfall Einschrinkungen der Bar-

rierefreiheit gestattet sind.
Gegenstand der Betriebspflicht sind

alle Bestandteile der Genehmigung
und die nach § 12 Absatz 1a zugesi-
cherten Bestandteile des Genehmi-

BReg lehnt Vor-
schlag zur Barrie-
refreiheit ab und
hdlt umfassende
Priifung auch im
Hinblick auf EU-
Fahrgastrechte-
VO und UN-
Behinderten-
rechtskonvention
fiir erforderlich.

30




gungsantrages.

§ 21 (3) Die Genehmigungsbehorde
kann dem Unternehmer auferlegen,
den von ihm betriebenen Verkehr zu
erweitern oder zu dndern, wenn die
offentlichen Verkehrsinteressen es
erfordern und es dem Unternehmer
unter Beriicksichtigung seiner wirt-
schaftlichen Lage, einer ausreichen-
den Verzinsung und Tilgung des An-
lagekapitals und der notwendigen
technischen Entwicklung zugemutet
werden kann. Fir das Verfahren
gelten die §§ 14, 15 und 17 entspre-
chend.

§ 21 (4) Die Genehmigungsbehérde
kann den Unternehmer auf seinen
Antrag von der Verpflichtung nach
Absatz 1 fir den gesamten oder ei-
nen Teil des von ihm betriebenen
Verkehrs voriibergehend oder dau-
ernd entbinden, wenn dem Unter-
nehmer die Erfullung der Betriebs-
pflicht nicht mehr moglich ist oder
ihm unter Beriicksichtigung seiner
wirtschaftlichen Lage, einer ausrei-
chenden Verzinsung und Tilgung des
Anlagekapitals und der notwendigen

VDV und bdo schlagen folgende For-
mulierung vor, um Rechtsunsicherheit
im Hinblick auf das Kontrollelement
bei mehrpoligen Betrauungsakten zu
vermeiden:

(3) Die Genehmigungsbehdorde kann
dem Unternehmer auferlegen, den
von ihm betriebenen eigenwirt-
schaftlichen Verkehr zu erweitern
oder zu andern, wenn die 6ffentli-
chen Verkehrsinteressen es erfordern
und es dem Unternehmer unter Be-
ricksichtigung seiner wirtschaftlichen
Lage, einer ausreichenden Verzinsung
und Tilgung des Anlagekapitals und
der notwendigen technischen Ent-
wicklung zugemutet werden kann.
Fir das Verfahren gelten die §§ 14,
15 und 17 entsprechend.

Wie Regierungsentwurf

Alternativentwurf: nur redaktioneller
Unterschied

VDV und bdo stimmen diesen Ande-
rungsvorschlégen zu.

Bundesrat wie Regierungsentwurf.
Alternativentwurf lediglich mit redak-
tionellen Unterschieden
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technischen Entwicklung nicht mehr
zugemutet werden kann. Steht das
offentliche Verkehrsinteresse einer
Entbindung entgegen, so gilt § 8 Abs.
4 entsprechend. Bis zur Entscheidung
Uber den Antrag hat der Unterneh-
mer den Verkehr aufrechtzuerhalten.

der bdo begriifit sie.

Bundesrat wie Regierungsentwurf.
Alternativentwurf: Wohl nur redakti-
oneller Unterschied zu Regierungs-
entwurf

§ 21 (5) Der Unternehmer ist fiir
Verkehre des 6ffentlichen Personen-
fernverkehrs verpflichtet, den ihm

genehmigten Betrieb aufzunehmen
und wihrend der Geltungsdauer der
Genehmiqung aufrechtzuerhalten.
Will der Unternehmer den Verkehr
einstellen, so hat er dies der Geneh-
miqungsbehdrde anzuzeigen. In
diesem Fall endet die Betriebspflicht
drei Monate nach der Anzeige.
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§ 25 Widerruf der Genehmigung

§ 25 Widerruf der Genehmigung

(1) Die Genehmigungsbehorde hat
die Genehmigung zu widerrufen,
wenn nicht mehr alle Voraussetzun-
gen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 vorlie-
gen. Die erforderliche Zuverlassigkeit
des Unternehmers ist ins-besondere
nicht mehr gegeben, wenn in seinem
Verkehrsunternehmen trotz schriftli-
cher Mahnung die der Verkehrssi-
cherheit dienenden Vorschriften
nicht befolgt werden oder den Ver-
pflichtungen zuwidergehandelt wird,
die dem Unternehmer nach diesem
Gesetz oder nach den auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften obliegen.

(1) Die Genehmigungsbehorde hat
die Genehmigung zu widerrufen,
wenn nicht mehr alle Voraussetzun-
gen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer
1 bis 3 vorliegen, wenn bei Verkehren

nach § 8 Absatz 4 Satz 1 die Betriebs-
pflichten nachhaltig nicht erfillt wer-
den oder wenn bei Verkehren nach §
8a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit

VDV und bdo lehnen den Anderungs-
vorschlag in Absatz 1 ab, weil es bei
dem bewdhrten Prinzip bleiben muss,
dass nicht die Genehmigungsbehér-
den, sondern die den éffentlichen
Dienstleistungsauftrag gewdhrenden
zustdndigen Behérden fiir die Priifung
des Beihilferechts zusténdig und ver-
antwortlich sind. Die Verbdnde schla-
gen deshalb folgende Fassung vor:

(1) Die Genehmigungsbehorde hat
die Genehmigung zu widerrufen,
wenn nicht mehr alle Voraussetzun-
gen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer
1 bis 3 vorliegen oder wenn bei Ver-
kehren nach

kein wirksamer 6ffentlicher Dienst-

(1) Die Genehmigungsbehdérde hat
die Genehmigung zu widerrufen,
wenn nicht mehr alle Voraussetzun-
gen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer
1 bis 3 vorliegen, wenn bei Verkehren

nach § 8 Absatz 4 Satz 1 die Betriebs-
pflichten nachhaltig nicht erfillt wer-
den oder wenn bei Verkehren nach §
8a Absatz 1 Satz 1 2. Alternative kein

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 kein wirksamer

leistungsauftrag im Sinne von Artikel

wirksamer 6ffentlicher Dienstleis-

3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.

tungsauftrag im Sinne von Artikel 3

offentlicher Dienstleistungsauftrag
mehr besteht. Die erforderliche Zu-
verldssigkeit des Unternehmers ist
insbesondere nicht mehr gegeben,
wenn in seinem Verkehrsunterneh-
men trotz schriftlicher Mahnung die
der Verkehrssicherheit dienenden
Vorschriften nicht befolgt werden
oder den Verpflichtungen zuwider-
gehandelt wird, die dem Unterneh-
mer nach diesem Gesetz oder nach
den auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften obliegen.

1370/2007 mehr besteht. Die erfor-

derliche Zuverlassigkeit des Unter-
nehmers ist insbesondere nicht mehr
gegeben, wenn in seinem Verkehrs-
unternehmen trotz schriftlicher
Mahnung die der Verkehrssicherheit
dienenden Vorschriften nicht befolgt
werden oder den Verpflichtungen
zuwidergehandelt wird, die dem
Unternehmer nach diesem Gesetz
oder nach den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsvorschriften
obliegen

Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 mehr besteht.
(Weiter wie BReg)

(Redaktioneller Unterschiede in der
letzten Alternative ist nicht markiert.)

Wegfall des GDA
als Widerrufs-
grund ist dem
Grunde nach
unstreitig.

BReg libernimmt
den Widerrufs-
grund der nach-
haltigen Nichter-
fiillung der Be-
triebspflicht.
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Der vom Ver-
kehrsausschuss
des BRates be-
schlossene § 28b
zu Baubeschrin-
kungen und
Schutzmafinah-
men entlang von
Strafienbahntras-
sen wurde nicht
bestditigt.

§ 30a Entschadigungsverfahren

Soweit der Unternehmer auf Grund
eines Planfeststellungsbeschlusses
oder einer Plangenehmigung ver-
pflichtet ist, eine Entschadigung in
Geld zu leisten, und Uber die Hohe
der Entschidigung keine Einigung
zwischen dem Betroffenen und dem
Unternehmer zustande kommt, ent-
scheidet auf Antrag eines der Betei-
ligten die nach Landesrecht zustidndi-

ge Behorde; fur das Verfahren und
den Rechtsweg gelten die Enteig-
nungsgesetze der Ldnder entspre-
chend.

(Nicht im Alternativentwurf enthal-
ten.)

BReg libernimmt
Vorschlag des
BRats.

§ 39 Beférderungsentgelte und
-bedingungen

§ 39 Beférderungsentgelte und
-bedingungen

(1) Die Beforderungsentgelte und
deren Anderung bediirfen der Zu-
stimmung der Genehmigungsbehor-
de. Mit der Zustimmung sind die

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.

Allg. Einverneh-
men
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Beforderungsentgelte allgemein
verbindlich.

(2) Die Genehmigungsbehorde hat
die Beforderungsentgelte insbeson-
dere daraufhin zu prifen, ob sie un-
ter Berticksichtigung der wirtschaftli-
chen Lage des Unternehmers, einer
ausreichenden Verzinsung und Til-
gung des Anlagekapitals und der
notwendigen technischen Entwick-
lung angemessen sind. Wird den
Beforderungsentgelten aus Griinden
des offentlichen Verkehrsinteresses
oder des Gemeinwohls nicht wie
beantragt zugestimmt, gilt § 8 Abs. 4
entsprechend.

(6) Die Beforderungsbedingungen
sind vor ihrer Einfihrung der Ge-
nehmigungsbehdrde zur Zustimmung
vorzulegen, soweit sie von den All-
gemeinen Beforderungsbedingungen
(§ 57 Abs. 1 Nr. 5) fur das Unterneh-
men im Einzelfalle abweichen (Be-

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.

Allgemeines Ein-
vernehmen

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag (Sétze 1 —4) zu.

(6) Die Beférderungsbedingungen
sind vor ihrer Einfihrung der Ge-
nehmigungsbehdrde zur Zustimmung
vorzulegen, soweit sie von den All-
gemeinen Beforderungsbedingungen
(§ 57 Abs. 1 Nr. 5) fur das Unterneh-
men im Einzelfalle abweichen (Be

Allgemeines Ein-
vernehmen zu
Sdtzen 1 —-4.

BReg lehnt weite-
ren Anderungs-
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sondere Beférderungsbedingungen).
Das gleiche gilt fiir Anderungen der
Besonderen Beforderungsbedingun-
gen. Die Genehmigungsbehorde kann
eine Anderung der Beférderungsbe-
dingungen verlangen, wenn die fiir
ihre Festsetzung mafRRgebenden Um-
stande sich wesentlich gedndert
haben oder sich fir die bessere Aus-
gestaltung des Verkehrs in einem
Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben,
denen durch eine Anderung der Be-
sonderen Beférderungsbedingungen
Rechnung getragen werden kann.

(Kein weiterer Satz vorgesehen.)

Ablehnung des Satzes 5.

sondere Beforderungsbedingungen).
Das gleiche gilt fir Anderungen der
Besonderen Beforderungsbedingun-
gen. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2
Satz 2 gelten entsprechend. Die Ge-
nehmigungsbehérde kann eine Ande-
rung der Beférderungsbedingungen
verlangen, wenn die fiir ihre Festset-
zung mallgebenden Umstdnde sich
wesentlich gedndert haben oder sich
flr die bessere Ausgestaltung des
Verkehrs in einem Gebiet neue Ge-
sichtspunkte ergeben, denen durch
eine Anderung der Besonderen Be-
forderungsbedingungen Rechnung
getragen werden kann.

Die Geltung der Artikel 19 bis 23 der
Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des
Europdischen Parlaments und des
Rates vom 16. Februar 2011 iiber die

Fahrgastrechte im Kraftomnibusver-
kehr und zur Anderung der Verord-
nung (EG) Nr. 2006/2004 wird auf
alle Linienverkehre im Personen-
fernverkehr ausgeweitet; die Betrei-
ber solcher Linienverkehre sind ver-
pflichtet, sich an der Schlichtungs-
stelle fiir den Offentlichen Verkehr

(sop) zu beteiligen.

vorschlag des
BRates betreffend
Kundenrechte
und Schlichtungs-
stellen ab.

VDV lehnt Vorschldge zur Fernbusli-
beralisierung weitgehend ab.

bdo begriifst § 45 des Regierungsent-
wurfs.

Alternativentwurf: Neuer § 39 Abs. 8
(8) Die Absiitze 1, 2 und 4 gelten
nicht fiir den Personenfernverkehr.
Absatz 3 gilt mit der Maf3gabe, dass
die Zustimmung der Genehmigungs-
behérde nicht erforderlich ist.

Beachte: Eine
etwas unter-
schiedliche Rege-
lung findet sich in
§ 45 Abs. 2Reg-E
bzw.BR-E
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VDV und bdo lehnen die Regelung ab.

(8)/9] Der Unternehmer ist berech-
tigt, zu liblichen Konditionen An-
schlussfahrausweise anderer Unter-
nehmen zu deren Regeltarif zu ver-
treiben. Er ist seinerseits verpflich-
tet, anderen Unternehmen zu iib-
lichen Bedingungen den Vertrieb
von Anschlussfahrausweisen zu
seinem Regeltarif zu gestatten. Im
Personenfernverkehr haben die
Unternehmer sicherzustellen, dass
bei Nutzung der Angebote mehrerer
Unternehmen durchgehende Fahr-
ausweise vertrieben werden und
Dritte zu iiblichen Konditionen einen
unternehmensiibergreifenden Ver-
trieb im Internet organisieren kén-
nen.

Ablehnung durch
BReg.

§ 40 Fahrplane

§ 40 Fahrplane

(2) Fahrplane und deren Anderungen
bediirfen der Zustimmung der Ge-
nehmigungsbehoérde. Ausgenommen
sind Fahrplananderungen, die wegen
voribergehender Stérungen des
Betriebs oder aus besonderen Anlas-
sen vorgenommen werden und fiir
einen Zeitraum von nicht langer als
einen Monat gelten, sowie andere
geringfigige Fahrplananderungen.
Werden durch Fahrplandanderungen
die Interessen anderer Verkehrsun-
ternehmen berihrt, so sind diese vor
der Zustimmung zu hoéren. Die in Satz
2 genannten Fahrplananderungen
sind der Genehmigungsbehoérde

(2) Fahrplane und deren Anderungen
bedirfen der Zustimmung der Ge-
nehmigungsbehoérde. Ausgenommen
sind Fahrplandanderungen, die wegen
voribergehender Stérungen des
Betriebs oder aus besonderen Anlas-
sen vorgenommen werden und fir
einen Zeitraum von nicht langer als
einen Monat gelten, sowie andere
geringfuigige Fahrplananderungen.
Werden durch Fahrplandanderungen
die Interessen anderer Verkehrsun-
ternehmen berihrt, so sind diese vor
der Zustimmung zu hoéren. Die in Satz
2 genannten Fahrplandnderungen
sind der Genehmigungsbehdrde

(2) Fahrplane und deren Anderungen
bediirfen der Zustimmung der Ge-
nehmigungsbehoérde. Ausgenommen
sind Fahrplandanderungen, die wegen
voribergehender Stérungen des
Betriebs oder aus besonderen Anlas-
sen vorgenommen werden und fir
einen Zeitraum von nicht langer als
einen Monat gelten, sowie andere
geringflgige Fahrplandnderungen.
Werden durch Fahrplandanderungen
die Interessen anderer Verkehrsun-
ternehmen berihrt, so sind diese vor
der Zustimmung zu hoéren. Die in Satz
2 genannten Fahrplandnderungen
sind der Genehmigungsbehoérde

BReg libernimmt
BRats-Vorschlag
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anzuzeigen. Die Genehmigungsbe-
horde kann den angezeigten Fahr-
plandnderungen innerhalb einer Frist
von zwei Wochen widersprechen,
wenn die Voraussetzungen des Sat-
zes 2 nicht vorliegen; die Fahrplanan-
derungen diirfen dann nicht in Kraft
treten.

anzuzeigen. Die Genehmigungsbe-
horde kann den angezeigten Fahr-
plandnderungen innerhalb einer Frist
von zwei Wochen widersprechen,
wenn die Voraussetzungen des Sat-
zes 2 nicht vorliegen; die Fahrplanan-
derungen dirfen dann nicht in Kraft
treten. Soweit die Fahrplane Gegen-
stand eines 6ffentlichen Dienstleis-
tungsauftrages sind, hat die zustdn-
dige Behorde diese der Genehmi-
gungsbehorde anzuzeigen; in diesem
Fall gilt die Zustimmung als erteilt.
Abweichend von Satz 1 genigt bei
Fahrplandnderungen im Personen-
fernverkehr eine Anzeige bei der
Genehmigungsbehdrde, soweit sie
nicht der Genehmigungspflicht nach
§ 2 Absatz 2 Nummer 1 unterliegen.
Sofern die Genehmigungsbehdérde
den angezeigten Fahrplandnderun-
gen innerhalb von zwei Wochen wi-
derspricht, diirfen diese nicht in Kraft

treten.
(Ubernommen vom BRat)

anzuzeigen. Die Genehmigungsbe-
horde kann den angezeigten Fahr-
plandnderungen innerhalb einer Frist
von zwei Wochen widersprechen,
wenn die Voraussetzungen des Sat-
zes 2 nicht vorliegen; die Fahrplanan-
derungen diirfen dann nicht in Kraft
treten. Soweit die Fahrpldne Gegen-
stand eines 6ffentlichen Dienstleis-
tungsauftrages sind, hat die zustén-
dige Behorde diese der Genehmi-
gungsbehorde anzuzeigen; in diesem
Fall gilt die Zustimmung als erteilt.
Abweichend von Satz 1 geniigt bei
Fahrplandnderungen im Personen-
fernverkehr eine Anzeige bei der
Genehmigungsbehdrde, soweit sie
nicht der Genehmigungspflicht nach
§ 2 Absatz 2 Nummer 1 unterliegen.
Sofern die Genehmigungsbehdérde
den angezeigten Fahrplandnderun-
gen innerhalb von zwei Wochen wi-
derspricht, dirfen diese nicht in Kraft

treten.

(2a) Die Zustimmung zu einer Fahr-
plandnderung wird in der Regel nicht
erteilt, wenn diese einer verbindli-
chen Zusicherung nach § 12 Absatz

la widerspricht.

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.

Allgemeines Ein-
vernehmen

VDV und bdo stimmen dem Ande-
rungsvorschlag zu Satz 1 ebenso zu
wie der Streichung des Satzes 2. Im
Hinblick auf den letzten Satz schlagen
die Verbdnde eine etwas weniger

Bundesrat: Wie Bundesregierung

Alternativentwurf: wie VDV/bdo
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(3) Die Genehmigungsbehorde kann
Anderungen des Fahrplans verlangen,
wenn die maRgebenden Umstande
sich wesentlich gedndert haben oder
sich fur die bessere Ausgestaltung
des Verkehrs in einem Gebiet neue
Gesichtspunkte ergeben, denen
durch eine Anderung des Fahrplans
Rechnung getragen werden kann. § 8
Abs. 4 gilt entsprechend.

werden kénnen.

nicht zugemutet

scharfe Formulierung vor. Hieraus
ergibt sich folgender neuer Abs. 3 aus
Sicht von VDV und bdo:

(3) Die Genehmigungsbehdrde kann
fiir einen eigenwirtschaftlichen Ver-
kehr Anderungen des Fahrplans ver-
langen, wenn die malRgebenden
Umstande sich wesentlich gedndert
haben oder sich fir die bessere Aus-
gestaltung des Verkehrs in einem
Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben,
denen durch eine Anderung des
Fahrplans Rechnung getragen wer-
den kann. §8-Abs4-git-entspre-
chend: Die Genehmigungsbehdrde
hat hiervon abzusehen, wenn die
Anderungen unter Beriicksichtigung
der wirtschaftlichen Lage des Unter-
nehmers, einer ausreichenden Ver-
zinsung und Tilgung des Anlagekapi-
tals und der notwendigen techni-
schen Entwicklung nicht angemessen

sind.

(4) Fahrpldne und Fahrplandnderun-
gen sind vom Unternehmer ortsiib-
lich bekanntzumachen. Ferner sind
die giiltigen Fahrpléne in den zum
Aufenthalt der Fahrgaste bestimmten
Rdaumen anzubringen. An den Halte-
stellen sind mindestens die Abfahrts-
zeiten anzuzeigen.

VDV und bdo lehnen die vom Bundes-
rat geforderten Anderungen ab.

(4) Fahrplane und Fahrplandnderun-
gen sind vom Unternehmer ortsib-
lich bekanntzumachen. Ferner sind
die giiltigen Fahrpldne in den zum
Aufenthalt der Fahrgaste bestimmten
Raumen anzubringen. An den Halte-
stellen sind mindestens die Abfahrts-
zeiten anzuzeigen. Der Unternehmer
ist verpflichtet, der Genehmigungs-
behbérde oder einer von ihr benann-
ten Stelle auf Anforderung die Fahr-

Pflichten bzgl.

Fahrplandaten
und Fahrplan-

auskunft

BReg will BRats-
Vorschlége zu-
ndichst ,,zuriick-
stellen” und im
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plandaten in geeignetem elektroni-
schen Format zur Kontrolle der Ein-
haltung der Fahrplanpflichten sowie
zur Nutzung in unternehmensiiber-
greifenden Auskunftssystemen zeit-
gerecht und unentgeltlich bereitzu-
stellen. Informiert der Unternehmer
iliber seine Angebote in einem elekt-
ronischen Auskunftssystem, so hat
er auch iiber alternative oder ergan-
zende Bedienungsangebote anderer
Unternehmen Auskunft zu erteilen.
Die Auskunftserteilung muss unter-
nehmensneutral erfolgen, auf objek-
tiven Merkmalen wie Schnelligkeit,
Preis und Umsteigehaufigkeit basie-
ren und iiber Fahrplan und Regelta-
rif informieren.

Rahmen der
Anpassung des
nationalen
Rechts an die
Kundenrechte-VO
181/2011 priifen.

§ 42a Personenfernverkehr

Personenfernverkehr ist der Linien-
verkehr mit Kraftfahrzeugen, der
nicht zum 6ffentlichen Personennah-
verkehr im Sinne des § 8 Absatz 1
und nicht zu den Sonderformen des
Linienverkehrs nach § 43 gehort. Die
Beférderung von Personen zwischen
zwei Haltestellen mit einem Abstand
bis zu 50 km ist nicht zuldssig. In der
Genehmigung sind auf Antrag fir
einzelne Teilstrecken Ausnahmen zu
gewdhren, wenn auf diesen kein
ausreichendes Nahverkehrsangebot
besteht.

der bdo begriift sie.

(Keine Anderung zu Regierungsent-
wurf)

(Im Alternativentwurf nicht enthal-
ten)

Bundesrat iiber-
nimmt Beférde-
rungsverbot fiir
Fernbusse bis 50
km. Zusdtzlich
sollen die Versa-
gungstat-
bestéinde des § 13
Abs. 2 gelten.

§ 45 Sonstige Vorschriften

§ 45 Sonstige Vorschriften

(2) Auf den Linienverkehr mit Kraft-

(2) Auf den Linienverkehr mit Kraft-

Wie Regierungsentwurf
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fahrzeugen sind die §§ 39 und 40
entsprechend anzuwenden.

fahrzeugen sind die §§ 39 und 40 mit
folgenden MalRgaben anzuwenden:

1. § 39 Absatz 1 bis 5 und 7 gilt nicht
fiir den Personenfernverkehr,

2. § 40 Absatz 3 gilt nicht fiir den
Personenfernverkehr; abweichend
von § 40 Absatz 2 Satz 1 genigt bei
Fahrplandnderungen im Personen-
fernverkehr eine Anzeige bei der
Genehmigungsbehorde, soweit die
Fahrplandnderungen nicht der Ge-
nehmigungspflicht nach § 2 Absatz 2
Nummer 1 unterliegen; sofern die
Genehmigungsbehdrde den ange-
zeigten Fahrplandnderungen inner-
halb von einem Monat widerspricht,
dirfen diese nicht in Kraft treten.

(3) Die Genehmigungsbehorde kann
bei den Verkehrsformen nach § 43
auf die Einhaltung der Vorschriften
Uber die Betriebspflicht (§ 21), die
Beforderungspflicht (§ 22), die Befor-
derungsentgelte und —bedingungen
(8 39) sowie Uber die Fahrplane (§
40) ganz oder teilweise verzichten.
Bei den Sonderformen des Linienver-
kehrs (§ 43) ist § 13 Abs. 2 Nr. 2 so
anzuwenden, daR insbesondere den
Belangen von Berufstatigen und Ar-
beitgebern sowie von Schilern und
Lehranstalten Rechnung getragen
wird.

der bdo begriifit sie.

VDV und bdo stimmen diesem Ande-
rungsvorschlag zu.
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§ 48 Ausflugsfahrten und Ferienziel-
reisen

§ 48 Ausflugsfahrten und Ferienziel-
reisen

(3) Es ist unzulassig, unterwegs Fahr-
gaste aufzunehmen. Dies gilt nicht

fir benach-barte Orte oder in landli-
chen Raumen fir bis zu 30 km vonei-

der bdo begriifit sie.

Wie Regierungsentwurf

Alternativentwurf:

(3) Bei innerértlichen Ausflugsfahr-

nander entfernte Orte. Im Ubrigen nanderentfernte Ortetm-tibrigen ten ist es unzuldissig, unterwegs

kann die Genehmigungsbehorde kann-die-Genehmigungsbehdrde Fahrgdste aufzunehmen. [Streichung

Ausnahmen gestatten, wenn dadurch | Ausnahmen-gestatten-wenn-dadureh S. 2] Im Ubrigen kann die Genehmi-

die 6ffentlichen Verkehrsinteressen die-6ffentlichenVerkehrsinteressen gungsbehérde Ausnahmen gestatten,

nicht beeintrachtigt werden. nicht-beeintrdchtigt-werden: wenn dadurch die éffentlichen Ver-
kehrsinteressen nicht beeintrdchtigt
werden.

§52

2) ..

Wadhrend der Herstellung des Be-
nehmens ruht die Frist fir die Ent-
scheidung Gber den Antrag nach § 15
Abs. 1 Satz 2 bis 5.

VDV und bdo halten die Anderung
nicht fiir erforderlich, da § 15 hinrei-
chende Mdglichkeiten enthdlt, per
Zwischenbescheid notwendige Ver-
ldngerungen der Bearbeitungsfrist zu
erreichen.

(Alternativentwurf nur geringfiigige
Unterschiede)

§ 57 Rechtsverordnungen

§ 57 Rechtsverordnungen

(1) Das Bundesministerium fiir Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung er-
|asst mit Zustimmung des Bundesra-
tes durch Rechtsverordnung die zur
Durchfiihrung dieses Gesetzes, inter-
nationaler Abkommen sowie der
Verordnungen des Rates oder der
Kommission der Europdischen Ge-
meinschaften erforderlichen Vor-
schriften

VDV und bdo stimmen der vorge-
schlagenen Streichung zu.

Allg. Einverneh-
men
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7. Gber den Anwendungsbereich und
die Durchfihrung der Verordnung

(EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26.

Juni 1969 in der Fassung der Verord-
nung (EWG) Nr. 1893/91 des Rates
vom 20. Juni 1991 (iber das Vorgehen
der Mitgliedstaaten bei mit dem
Begriff des 6ffentlichen Dienstes
verbundenen Verpflichtungen auf
dem Gebiet des Eisenbahn-, StralRen-
und Binnenschiffsverkehrs, soweit
diese Verordnung es zulasst;

(5) In der Rechtsverordnung nach
Absatz 1 Nr. 7 kann vorgesehen wer-
den, dass die zustandige Landesbe-
horde die in der Rechtsverordnung
des Bundesministeriums fir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung genannten
Unternehmen vom Anwendungsbe-
reich dieser Verordnung durch
Rechtsverordnung ausnehmen kann.

VDV und bdo stimmen der vorge-
schlagenen Streichung zu.

§ 62 Ubergangsbestimmungen

§ 62 Ubergangsbestimmungen

Genehmigungen fir Gelegenheits-
verkehre, die vor dem 1. September
2007 erteilt worden sind, bleiben bis
zum Ablauf der in der Genehmi-
gungsurkunde enthaltenen Geltungs-
dauer wirksam.

VDV und bdo stimmen der vorge-
schlagenen Anderung in Sétzen 1 - 4
im Grundsatz zu. Zur Findung eines
Kompromisses im Gesetzgebungsver-
fahren kénnen sich beide Verbdnde
auch vorstellen, den bis Dezember
2019 eréffneten Zeitrahmen der Ver-
ordnung 1370 noch weiter auszu-
schépfen. Zur Barrierefreiheit vgl.
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(tibernommen durch Gegenduferung)

Stellungnahme

Zur Barrierefreiheit: vgl. gemeinsame
Stellungnahme

BRat und BReg
haben VDV/bdo-
Vorschlag zu
bestehenden
Rechtsverhdltnis-
sen libernommen.

Vom BRat ange-
fligte Sdtze zur
Barrierefreiheit
werden nicht von
der BReg (iber-
nommen.

§ 63 Abweichungsrecht

§ 63 Ausschluss abweichenden Lan-

desrechts

§63
Abweichungsrecht
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(weggefallen)

Von folgenden Regelungen des Ver-
waltungsverfahrens kann durch Lan-
desrecht nicht abgewichen werden:

VDV und bdo halten eine redaktionel-
le Anpassung an die Verbéndevor-
schldge fiir erforderlich, z. B. wie
folgt:

Vondenin §5, .,§ 9,811 Absatz 4,

(1) Vondenin §5,8§ 8 Absatz 2 [?], §
8a Absatz 2 Satz 2, Absatz6,§9, 8§11
Absatz 4,812, 8§ 15,8 16, § 17 Absatz
1und 2, § 20, 25, § 29 Absatz 1a und
2, 8§52 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung
mit § 11 Absatz 4, § 52 Absatz 2 Satz

§12,§15,816,817 Absatz1 und 2,

1, § 53 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung

§20,8§25,§29 Absatz laund 2, § 52

mit § 11 Absatz 4 und § 53 Absatz 2

Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit §

Satz 1 getroffenen Regelungen des

11 Absatz 4, § 52 Absatz 2 Satz 1, §

Verwaltungsverfahrens kann durch

53 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit

Landesrecht nicht abgewichen wer-

§ 11 Absatz 4 und § 53 Absatz 2 Satz

den.

1 getroffenen Regelungen des Ver-
waltungsverfahrens kann durch Lan-
desrecht nicht abgewichen werden.

(Alt.-E.: teilweise abweichend)

BReg iibernimmt
Anderungen
durch BRat nicht,
da es sich um
materielles Recht
handle.

VDV und bdo sind fiir ein bundesein-
heitliches PBefG und lehnen daher
diese Regelung ab.

(2) Die Linder kénnen fiir Beférde-
rungsarten, die nicht alle Merkmale
einer Verkehrsart oder Verkehrs-
form dieses Gesetzes erfiillen und
die im Rahmen des Gesamtverkehrs
nicht besonders ins Gewicht fallen,
durch Landesrecht Abweichungen im

Genehmigungsverfahren regeln. Die
Vorschriften des § 13 Absatz 1 blei-
ben davon unberiihrt.

Vorschlag des
BRates zu flex.
Bedienweisen
wird von BReg
nicht iibernom-
men.

§ 65 Ausnahmen fiir StraBenbahnen

Diese Vorschlidge wurden auf Initiati-
ve des VDV eingefiigt und werden
vom bdo akzeptiert.

Wird vom Bundesrat durch Entschlie-
Bung begriift.

Allgemeines Ein-
vernehmen
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Im Alternativentwurf als § 64b ent-
halten.

Hinweis: § 65 des Alternativentwurfs
ist identisch mit § 62 S. 3 und 4 Bun-
desratsstellungnahme
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§ 66 Geltung im Land Berlin

§ 66 Verkiindung von Rechtsverord-
nungen

Dieses Gesetz gilt nach MaRgabe des
§ 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. |
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver-
ordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im
Land Berlin nach § 14 des Dritten
Uberleitungsgesetzes.

VDV und bdo stimmen diesen Ande-
rungsvorschldgen zu.

Allg. Einverneh-
men
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Art. 2 des Gesetzentwurfs:

§6a AEG

Allg. Einverneh-
men

Art. 3 des Gesetzentwurfs:

§ 145 SGB IX

Allg. Einverneh-
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men

Art. 4 des Gesetzentwurfs:

§ 4 RegG Gemeinwirtschaftliche
Verkehrsleistungen

Fir die Sicherstellung einer ausrei-
chenden Verkehrsbedienung im 6f-
fentlichen Personennahverkehr ist
die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 23. Oktober 2007 Gber

offentliche Personenverkehrsdienste
auf Schiene und StralRe und zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr.
1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des
Rates (ABI. L 315 vom 03.12.2007, S.
1) maRgeblich. Zustdndig sind die
nach Landesrecht bestimmten Stel-
len.”

VDV/bdo: Keine Einwdnde gegen § 4
in der Fassung des Regierungsent-
wurfs.

B-Rat: Wie Regierungsentwurf

Alternativ-Entwurf:

Zur Sicherstellung einer ausreichen-
den Verkehrsbedienung im dffentli-
chen Personennahverkehr sind die
nach Landesrecht bestimmten zu-
stéindigen Behérden befugt, nach
Mafgabe der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 allgemeine Vorschriften
zu erlassen, éffentliche Dienstleis-
tungsauftréiige zu vergeben, aus-
schliefliche Rechte zu gewéhren und
die Ubernahme gemeinwirtschaftli-
cher Pflichten aufzuerlegen.”

Allgemeines Ein-
vernehmen
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(Art. 6 Bekanntmachungserlaubnis)

(Nur Formalie)

Vgl. Stellungnahmen der Verbénde
zum Bus-Fernverkehr

Alternativentwurf:
Art. 6 Anderung des Bundesfern-
straflenmautgesetzes

Art. 7 Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der
Verkindung in Kraft.

Wie Regierungsentwurf

Alternativentwurf als Art. 8 Abs. 2:
(2) Bis zum 1. Januar 2017 leqt das
Bundesministerium fiir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung dem Deut-
schen Bundestagq einen Bericht da-
riiber vor, ob die mit diesem Gesetz
ausweislich seiner Begriindung ver-
folgten Ziele erfiillt wurden. Insbe-

sondere sind die Auswirkungen der
Marktéffnung im straengebunde-
nen Personenfernverkehr daraufhin
zu iiberpriifen, ob und wie sich der
Markt fiir diese Verkehre im Ver-
héiltnis zum Verkehrstréger Schiene
entwickelt. Bei Bedarf sind geeigne-
te gesetzliche KorrekturmafSinahmen

vorzuschlagen.
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Per E-Mail an: verkehrsausschuss@bundestag.de

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) - KamekestraRe 37-39 - 50672 KéIn Ihr Zeichen:
Deutscher Bundestag Ihr Ansprechpartner:
Ausschuss fur Verkehr, Bau und Telefon-Durchwahl:
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Platz der Republik 1 Datum:

11011 Berlin
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RA Reiner Metz
0221 57979 154
0221 57979 8154
metz@vdv.de
23. Februar 2012

Ergadnzende Stellungnahme des VDV zum Fernbus anlasslich der dffentlichen Anho-
rung am 29. Februar 2012 u. a. zum Gesetzentwurf der Bundesregierung , Entwurf
eines Gesetzes zur Anderung personenbeférderungsrechtlicher Vorschriften -

Drucksache 17/8233¢

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir nehmen Bezug auf Ziffer VII unserer heutigen gemeinsamen Stellungnahme mit dem
bdo und Ubersenden lhnen hiermit eine ergdnzende VDV-Stellungnahme zur Liberalisie-
rung des Buslinienverkehrs mit der Bitte um Kenntnisnahme und Bertcksichtigung.

Mit freundlichen Grif3en

Rechtsanwalt Reiner Metz
Geschaéftsfiihrer OPNV VDV

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. (VDV) Telefon +49 221 57979-0 So erreichen Sie uns: Commerzbank K&ln - 8Lz 370 400 44 - k7o 1 300 227 Prisident:
Kamekestrafle 37-39 - 50672 Kéln Fax +49 221 57979-8000 Stadtbahn bis Friesen- 18AN DE13 3704 0044 0130 0227 00 - sWIFT-BIC COBADEFF Jirgen Fenske
Vereinsregister VR 4097 AG Kéln E-Mail info@vdv.de platz, Regionalziige Sparkasse KélnBonn - gLz 370 501 98 - k7o 99 002 958 Hauptgeschifsfihrer:

UsST-IDNR. DE 814 379 852 Internet www.vdv.de bis Bahnhof Kéln West AN DE12 3705 0198 0099 0029 58 - swirT-8ic coLspe33 Oliver Wolff


verlietzma
Textfeld
B E R A T U N G S U N T E R L A G E	 Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
           Bitte aufbewahren!	            AUSSCHUSSDRUCKSACHE 17. WP
	                                                                          Nr. 17(15)340-C




Seite 2 von 2

Anlage



VERBAND DEUTSCHER VERKEHRSUNTERNEHMEN

Erganzende Stellungnahme des VDV zum Fernbus
anldsslich der Anhérung im Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages
am 29. Februar 2012

Koéln, den 23. Februar 2012

In Erganzung unserer heutigen gemeinsamen Stellungnahme mit dem bdo nehmen wir zur
Frage der Liberalisierung des Fernbusses wie folgt Stellung:

Der VDV halt die vorhandene Rechtslage fur ausreichend, da das vorhandene PBefG
seit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Juni 2010 — Az. 3 C 14.09 —
hinreichende Mdglichkeiten zur Einrichtung sinnvoller zuséatzlicher Fernverkehrs-
angebote mit dem Bus bietet.

Wir weisen darauf hin, dass durch die im Regierungsentwurf vorgesehene vollstandige
Freigabe aller Fahrten mit einer Reiseweite des Fahrgastes (!) von mindestens 50 km er-
hebliche Kannibalisierungseffekte zu Lasten vorhandener Angebote des OPNV und
des Eisenbahnfernverkehrs drohen.

Denn nach dem Regierungsentwurf fiele kiinftig bei Fernbussen jegliche Prifung weg, ob
offentliche Verkehrsinteressen beeintrachtigt sind. Dies ist keinesfalls akzeptabel.

Falls das PBefG entgegen unserem Petitum im Hinblick auf Fernbusse doch geéndert
werden sollte, missten mindestens die vorhandenen Versagungsgriunde in § 13 Abs. 2
Nr. 2 PBefG bei einer Beeintrachtigung offentlicher Verkehrsinteressen im dffentlichen
Personennahverkehr zur Anwendung kommen (dies gilt entsprechend fir den neu einzu-
fuhrenden Versagungsgrund der ,Rosinenpickerei®). Aul3erdem bliebe dann mindestens
noch die folgende vom VDV als § 13 Abs. 2 Nr. 3 vorgeschlagene Schutzklausel fur
denjenigen Eisenbahnverkehr erforderlich, der im Rahmen von Verkehrsvertragen er-
bracht wird:

[Beim Strafenbahn-, Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Geneh-
migung zu versagen, wenn] ... ,3. der beantragte Verkehr auf den betreffenden Teilstre-
cken Personenverkehrsdienste mit Eisenbahnen im Hinblick auf das Fahrgastpotential
mehr als nur unerheblich beeintrachtigen wirde, fur die im Rahmen eines Dienstleistungs-
auftrages Ausgleichsleistungen fur gemeinwirtschatftliche Verpflichtungen im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gewahrt werden*.

Zu einzelnen Regelungsvorschlagen des Bundesrates:

8§ 13 Abs. 2 Nr. 3 b) in der Fassung des Bundesratsbeschlusses ist grundsatzlich zu be-
gruRen, denn damit sollen Antrage fir Busverkehre abgelehnt werden kdnnen, die Eisen-
bahnverkehre im Rahmen o6ffentlicher Dienstleistungsauftrage beeintrachtigen. Allerdings
schlagt der VDV eine etwas prazisere Formulierung vor, die eine ,im Hinblick auf das
Fahrgastpotenzial mehr als nur unerheblich[e]* Beeintrachtigung als Versagungsgrund
vorsieht.



Seite 2 von 2

§ 13 Abs. 2 Nr. 3 a) in der Fassung des Bundesratsbeschlusses sieht die Gewahrung
ausschliel3licher Rechte fur Eisenbahnverkehre vor. Ausschliel3liche Rechte sind dem
deutschen Eisenbahnverkehr fremd, daher ist die Vorschrift so abzulehnen. Wenn es al-
lerdings aus Rechtsgriinden fir erforderlich gehalten werden sollte, dass ein wirksamer
Schutz von Eisenbahnen gegenuber Fernbuslinien nur durch die Gewahrung eines aus-
schlie3lichen Rechts moglich ware, dann musste dieses dahingehend sachlich beschrankt
werden, dass es nicht im Verhaltnis der Eisenbahnen untereinander gilt.

Der Bundesrat schlagt vor, in den ,herkbmmlichen* Versagungsgrinden in 8§ 13 Abs. 2
Nr. 2 [dort als Nr. 4] bei den vorhandenen Unternehmen die , Eisenbahnen” zu streichen.
Hier sehen wir die Gefahr, dass im ,alten* Gesetzestext der Schutz der Eisenbahnen (der
durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Juni 2010 — Az. 3 C 14.09 — oh-
nehin schon stark reduziert wurde) gestrichen wird, ohne dass eine ausreichende Ersatz-
regelung zum Schutz insbesondere von Verbundverkehren geschaffen wird. Die urspring-
lich im BLFA StraRenpersonenverkehr erdrterte Textfassung sah vor, nur ,im 6ffentlichen
Personennahverkehr* einzufligen und so die Versagungsgrinde zu beschranken. Wenn
dies mit der Streichung von ,Eisenbahnen“ kombiniert wiirde, entstande eine doppelte Off-
nung, die an anderer Stelle nicht hinreichend kompensiert wird.

Zur Busmaut: Bei einer Liberalisierung des Fernbusverkehrs ist die Forderung nach einer
Busmaut naheliegend. Hier ist indes eine Folgeabschatzung fur den Nah- und Fernverkehr
erforderlich.

Ass. jur. Oliver Wolff
Hauptgeschaftsfuhrer VDV
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AUSSCHUSSDRUCKSACHE 17. WP
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zur Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs

- Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung personenbeférderungsrechtlicher bdo
Vorschriften (Drucksache 17/8233)

- Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und BUNDNIS 90/Die GRUNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung personenbeférderungs- und mautrechtlicher
Vorschriften (Drucksache 17/7046)

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Keine Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs — Fir einen Ausbau des
Schienenverkehrs in der Flache (Drucksache 17/7487)

Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Omnibusunternehmer e.V.
(bdo) zur Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs

Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V. (bdo) ist der Spitzenverband
des deutschen Omnibusgewerbes in der Bundesrepublik Deutschland. Er vertritt auf
Bundesebene und im internationalen Bereich die gewerbepolitischen und fachlichen
Interessen der privaten deutschen Busbranche. Rund 3.000 Busunternehmer, die im
Offentlichen Personennahverkehr und in der Bustouristik engagiert sind, haben sich unter
dem Dach des bdo zusammengeschlossen.

A. Allgemeines

In Deutschland nutzen jahrlich mehr als funf Milliarden Menschen den Bus als
Verkehrsmittel. Damit ist der Omnibus nach dem Pkw das zweitwichtigste
Beforderungsmittel im Personenverkehr. Den Reisebus, der mit einem relativ konstanten
Marktanteil von 9 Prozent bei den Urlaubsreisen eine feste Grof3e neben den wichtigen
Verkehrstragern Bahn, Flugzeug und Pkw darstellt, nutzen jahrlich tGber 80 Millionen
Fahrgaste. Mit dem Bus entscheidet sich der Reisende fir ein modernes Verkehrsmittel,
kompletten Service, umfassenden Komfort, qualifizierte, gut ausgebildete Fahrer und
entspanntes Reisen.

Mobilitat dient der freien Entfaltung der Personlichkeit. Sie muss 6konomisch effizient,
Okologisch vertraglich und sozial ausgewogen organisiert werden. Hierzu bedarf es eines
fairen Wettbewerbs der verschiedenen Verkehrstrager. Nur so konnen diese Ziele
gleichzeitig unter Nutzung der relativen Vorteile der Verkehrstrager erreicht werden. Seit
Jahrzehnten unterliegt jedoch der Schienenfernverkehr einem besonderen Schutz des

Tel 030.24 08 93 00 . Fax 030.24 08 94 00 . www.bdo-online.de
Prasident W. Steinbriick . Hauptgeschaftsfiihrerin RA C. Leonard

Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V.
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PBefG. D.h. Busfernlinienverkehre wurden nur sehr restriktiv genehmigt. Dieser Schutz

hat sich jedoch Uberlebt. Die Deutsche Bahn macht mit dem Schienennetz massive

Gewinne, die sie fur ihre geschaftliche Expansion einsetzt. Es sollte nicht die Aufgabe des hdo
Staates sein, einen privatwirtschaftlichen, weltweit agierenden Konzern vor Wettbewerb

zu schutzen.

Zudem lasst sich feststellen, dass die Bahn in den vergangenen Jahren dort, wo sie
Fernbahnleistungen erbringt, Genehmigungen fir Fernbusverkehr massiv bekampft. Wo
sie hingegen Verkehrsleistungen auf der Schiene verliert, etabliert sie unverziiglich
Fernbusverkehre in eigener Regie. AuRerdem betreibt sie den grofRten Teil der derzeit
aufgrund besonderer Umstéande genehmigten Fernbusverkehre in Deutschland selbst.

Der Buslinienfernverkehr hat erwiesenermalien seine Berechtigung im o6ffentlichen
Fernverkehr und ergénzt dieses Verkehrssegment um ein weiteres Angebot und férdert
so den Modal-Split vom motorisierten Individualverkehr hin zum klimaschonenden
offentlichen Verkehr. In Summe gewinnt so das ganze Segment, wie die Relation
Hamburg-Berlin zeigt. Hier fahren Bus und Bahn mit kurzen Takten parallel und gewinnen
zusatzliche Fahrgaste.

Vor diesem Hintergrund begruf3t der bdo die mit dem Regierungsentwurf zum PBefG
beabsichtigte weitreichende Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs in
besonderem Mal3e.

Die mit dem Entwurf vorgenommene Liberalisierung entspricht auch der bestehenden
Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 3 C 14.09 vom 24.06.2010), dass
preisgunstige Verkehrsangebote eine bessere Verkehrsbedienung darstellen und deshalb
schon heute genehmigt werden kdnnen, wenn die Deutsche Bahn keine &hnlich giinstigen
Preise anbietet.

Fernbusverkehre sind in der Regel mindestens um ein Drittel glnstiger als
Fernbahnverkehre. Damit ist der Fernbus das Verkehrsmittel fir preissensible
Bevolkerungsgruppen. Die Nachfrage nach einem Niedrigpreisangebot im Fernverkehr in
Deutschland existiert, wie die zahlreichen Mitfahrzentralen zeigen. Hierdurch erhalten
gerade einkommensschwachere Beviélkerungsgruppen eine gute Mobilitatsalternative.
Untersuchungen zeigen, dass der Buslinienfernverkehr seine Fahrgéste vor allem vom
Pkw-Verkehr und von den Mitfahrzentralen, des Weiteren von den sogenannten
Grauverkehren (ungenehmigte Linienverkehre mit Kleinbussen, insbesondere durch
osteuropaische ,Unternehmen®) gewinnen wirde. Vor diesem Hintergrund ist eine
»~Abwanderung“ der Fahrgaste von der Schiene auf den Bus nicht in nennenswertem
Umfang zu beflrchten.

Die Deutsche Bahn selbst geht Medienberichten zufolge davon aus, dass in ihrem
Fernverkehr ein Risiko fir etwa eine Mrd. Personenkilometer besteht. Dies bedeutet bei
der jahrlichen Beftrderungsleistung der Deutschen Bahn weniger als 2%. Diese Zahl
deckt sich bzw. liegt Uber den Angaben in Studien der Technischen Universitdt Dresden

Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V.
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sowie der Zeppelin Universitat Friedrichshafen. In der vergangenen Diskussion um die
Verlagerungseffekte wurde die Zahl der Kunden, die von der Bahn zum Fernbus
abwandern, irreflhrend mit 60% kommuniziert. Dies ist falsch und beruht nach
Uberzeugung des bdo auf einer schlichten statistischen Verwechslung. Laut einem
Gutachten der Intraplan GmbH wirden angeblich 60% der Bahnkunden zum Bus
wechseln. Richtig ist, dass laut Intraplan moéglicherweise 60% der zuklinftigen Buskunden
vormals SPV Nutzer waren. Aufgrund der stark unterschiedlichen Marktgréf3en ist der
Umkehrschluss nicht zuldssig und irrefihrend. Bei einem Marktanteil der Bahn im
Fernverkehr von etwa 18% (Modal Split der INVERMO Studie) wirde diese Annahme
dazu fuhren, dass der Fernbus aus dem Stand etwa 10% Marktanteil im Deutschen
Fernverkehr erreichen musste und dabei keine Kunden aus dem Pkw-Segment anziehen
wirde, obwohl die Mehrheitsmeinung der Verkehrswissenschaft davon ausgeht, dass
aufgrund der Preissensibilitat zukiinftige Fernbuskunden Uberwiegend aus dem Bereich
des motorisierten Individualverkehrs kommen. Die Bahn wird ihren Marktanteil halten und
muss lediglich um 0,87% der Fahrgdste im Fernverkehr flrchten. Ein realistisches
Szenario der TU Dresden geht von 5,3% Marktanteil aus.

B. Kernpunkte

Der Regierungsentwurf  schafft  verlassliche Bedingungen far  den
Buslinienfernverkehr und wird von uns begruft.

Die Vorschlage des Bundesrates, der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN sowie der Faktion DIE LINKE lehnt der bdo ab, weil

- eine Bemautung des Busfernlinienverkehrs zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen
fuhrt; dies schadet sowohl dem mittelstandischen Busgewerbe, dem Verbraucher
und dem Tourismusgewerbe und héatte negative Auswirkungen auf den
Umweltschutz

- die Forderung nach vollstandiger Barrierefreiheit nach derzeitigem Stand der
Technik nicht darstellbar ist und zwingend vollstandige Barrierefreiheit auch der
baulichen Infrastruktur  voraussetzt; eine nationale Ausdehnung der
Fahrgastrechteverordnung filhrt zu Wettbewerbsverzerrung im europaischen
Verkehrsmarkt

- der Schutz des Eisenbahnverkehrs zu ungerechtfertigt hoher Versagungsquote fiir
Antrage auf eigenwirtschaftliche Fernlinienverkehre fihrt und auch
subventionierte, teure Regionalbahnverkehre schitzt - auf Kosten des
Steuerzahlers

- die Forderung nach anbietertibergreifendem Ticketvertrieb und Fahrplanauskunft
nicht rechtskonform erfullbar ist und fir kleine und mittelstdandische Unternehmen
blrokratische und finanzielle Hirden aufbaut, die durch den mit der Forderung
verbundenen Nutzen fir den Verbraucher nicht gerechtfertigt werden

kco
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C. Zu den Gesetzentwirfen

Wie eingangs dargestellt befurwortet der bdo sdmtliche mit dem Regierungsentwurf
vorgeschlagenen Regelungen zur Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs.

Auch begruf3t der bdo die Vorschlage des Bundesrates (BR-E) und der Fraktionen der
SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Alternativvorschlag), soweit sie das grundsatzliche
Ziel haben, in Zukunft eigenwirtschaftliche Fernbusverkehre im nationalen Linienverkehr
in einem wettbewerblich orientierten Rahmen zu ermdglichen. Den Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE lehnen wir entschieden ab, da dieser sich gegen die Liberalisierung des
Busfernlinienverkehrs stellt und so Mobilitat fir Menschen mit geringerem Einkommen
oder ohne eigenen Pkw verhindern will.

Die mit den Gesetzentwirfen des Bundesrates und der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ebenfalls vorgebrachten folgenden Vorschlage

1. Einbeziehung des Omnibusses in die Schwerverkehrsabgabe (Busmaut)

2.Nationale Ausdehnung und Erweiterung der européaischen Fahrgastrechteverord-
nung (EU) 181/2011 (vollstandige Barrierefreiheit)

3. Schutz des Eisenbahnnahverkehrs

4. Verpflichtung zu anbieteribergreifender Fahrplanauskunft, Vertrieb und
Ticketausstellung

werden diesseits ebenfalls als tGberaus kritisch gesehen und entschieden abgelehnt. Sie
beinhalten so umfangreiche Auflagen und Beschrankungen, dass die damit verbundenen
hohen System-, Transaktions-, Investitions- und Burokratiekosten im Ergebnis kein
eigenwirtschaftliches Fernbus-Angebot ermdglichen und damit letztlich die Entstehung
eines Fernbusnetzes in Deutschland verhindern.

Das Ziel, durch die Liberalisierung des Fernbusverkehrs umweltfreundliche Mobilitat auch
im Bereich des Fernverkehrs fiir jedermann zu ermdéglichen, damit Verkehr aus dem
motorisierten Individualverkehr in den Fernbus zu verlagern und auch den sozial
Schwéacheren eine angemessene Mobilitdt zuzugestehen, wird durch diese
unverhaltnismafig reglementierte Freigabe des Fernbusverkehrs nicht erreicht werden.

Darlber hinaus wirden diese Vorschlage dazu fihren, dass der gesamte
Reisebusmarkt in eine Schieflage gerat, denn die Forderungen nach einer Busmaut und
der barrierefreien Beforderung beziehen sich nicht nur auf den neuen Markt des
Buslinienfernverkehrs, sondern neben dem OPNV auch auf den gesamten Reise-,
Ausflugs- und Gelegenheitsverkehr. Dies hat seine Ursache darin, dass die meisten

kco
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Unternehmen sich sowohl im OPNV als auch im Reiseverkehr betatigen und nicht in der
Lage sind, flachendeckend Fahrzeuge anzuschaffen, die sie nur fir das neue Segment
.Fernlinienverkehr® nutzen. Die meisten Unternehmen werden fur den Markteinstieg
vorhandene Reisebusse nutzen. Uberzogene Anforderungen an Barrierefreiheit wirken
sich damit unmittelbar auf den Gelegenheitsverkehr aus.

Durch diese Vorschlage werden nahezu alle ca. 4.500 privaten Busunternehmen in
Deutschland in ihrer Existenz bedroht. Die gesamte mittelstandische Busbranche
stiinde damit vor dem ,,Aus*.

Hierzu im Einzelnen:

1. Einbeziehung des Omnibusses in die BundesfernstraRenmaut
(Artikel 6 des Alternativvorschlags)

a) Maut fuhrt zu weiterer Wettbewerbsverzerrung zu Lasten des Omnibusses

Bereits heute zahlen deutsche Omnibusunternehmer fir die Nutzung der
Bundesautobahnen durch ihre Fahrzeuge mehr als das Dreifache dessen, was sie an
Wegekosten verursachen. Laut der Wegekostenberechnung 2009 des Deutschen Instituts
fur Wirtschaftsforschung (DIW) brachten die deutschen Omnibusse im Jahr 2007 dem
Staat Wegeeinnahmen in Form von MineralOlsteuer, Kraftfahrzeugsteuer und
Parkgebiihren in H6he von 454 Mio. Euro. Fiir die Benutzung der Bundesautobahnen liegt
der Wegekostendeckungsgrad fur deutsche Busse bei 312 Prozent. Sogar auslandische
Busse weisen hier einen Kostendeckungsgrad von 134 Prozent auf. Der Fernverkehr der
Bahn deckt hingegen laut DIW seine Wegekosten nur zu 56 Prozent. Somit finanziert der
StralRenverkehr die Schienen in Deutschland.

Kein Verkehrstrager erhélt eine vergleichbare staatliche Unterstiitzung wie die Bahn.
Jahrlich muss der Bund ca. 10 Milliarden Euro fir den Schienenverkehr aufbringen.
Demgegentiber wird der Busfernverkehr in keiner Weise vom Staat bezuschusst. Im
Gegenteil: Der umweltfreundliche Reisebusverkehr wird durch Mineraldl- und
Stromsteuer, Kraftfahrzeug- und Umsatzsteuer voll belastet. Die Subventionierung des
Flugverkehrs hat das Umweltbundesamt mit Gber acht Milliarden Euro pro Jahr beziffert
(u.a. Mineral6l- und Mehrwertsteuerbefreiung). Dem im August 2011 vorgelegten 23.
Subventionsbericht der Bundesregierung ist zu entnehmen, dass der innerdeutsche
Flugverkehr mit 640 Mio. Euro und der Schienenverkehr mit 110 Mio. Euro alleine bei der
Energiesteuer entlastet werden. Diese Zahlen fiihren jedem Betrachter klar vor Augen,
dass die Forderung nach der Einfihrung einer Busmaut aus Wettbewerbsgrinden weder
nachvollziehbar noch gerechtfertigt ist.

b) Maut schadet dem Verbraucher
Praktisch von Haustir zu Haustir bieten Omnibusbetreiber Menschen jeden Alters und

sozialer Schichten eine flexible, bequeme, preiswerte und klimaschonende Mdoglichkeit,
um in den Urlaub zu kommen. Den Verbrauchern kdnnte auch im Fernlinienverkehr diese
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gunstige und umweltfreundliche Reisealternative ertffnet werden. Dies wirde allerdings
durch die Einfihrung einer Busmaut und der damit einhergehenden kinstlichen
Verteuerung verhindert. Bei Anwendung des aktuellen Mautsatzes fur Lkw wiirde sich z.B.
eine Klassenfahrt von Aschaffenburg nach Bad Reichenhall (hin und zuriick ca. 1000 km)
um 160,- Euro verteuern. Die Fahrgaste von Busreisen sind keine Geschaftsreisenden
wie bei der Bahn, sondern éltere Menschen (Rentner) oder junge Menschen (Schulkinder,
Studenten, Auszubildende), die preisbewusst verreisen wollen und muassen. In
Deutschland waren Uber 80 Mio. Busfahrgaste betroffen.

c) Maut benachteiligt Mittelstand

Die Uberwiegend familiengefiihrten privaten Omnibusunternehmen in Deutschland wirde
eine Busmaut erheblich belasten. Im Gegensatz zum hochsubventionierten
Schienenverkehr  haben private  Busunternehmen keine  Mdglichkeiten, die
Mehrbelastungen mittels Quersubventionen auszugleichen. Die aus der Maut
resultierende finanzielle Mehrbelastung ware vergleichbar mit einer Verdopplung der
Mineraldlsteuer. Diese schlagt selbst bei modernen Fahrzeugen mit sparsamen
Verbrduchen mit etwa 17,- Euro zu Buche. Die Maut fur den grofRten Teil der derzeit
eingesetzten Reisebusse lage nach den aktuellen Lkw-Mautsatzen zwischen 16,90 Euro
und 19,00 Euro. Fahrpreiserhthungen wirden im hochst preissensiblen Bussegment zu
Fahrgastverlusten und Umsatzriickgangen fihren, die mittelstandische private Betriebe in
den Ruin treiben.

d) Maut verhindert Umweltschutz

Im Vergleich zu Bahn, Pkw und Flugzeug hat der Reisebus sowohl beim
Kraftstoffverbrauch als auch beim Schadstoffausstof? die besten Werte: Der
Durchschnittsverbrauch eines Reisebusses liegt je nach Auslastung zwischen 0,5 und 0,9
Liter Diesel pro 100 Kilometer und Fahrgast. Dagegen verbraucht die Bahn im
Fernverkehr auf 100 Kilometer umgerechnet 2,5 Liter Diesel pro Person. Das Flugzeug
liegt unter Beriicksichtigung aller klimawirksamen Effekte bei 5,6 Liter Diesel und der Pkw
(gKat) bei 6,0 Litern. Mit 3,1 kg Kohlendioxidausstol3 je Person haben Reisebusse im
Vergleich zu Bahn, Pkw und Flugzeug mit Abstand auch den geringsten Abgasausstol3.
Die Bahn im Fernverkehr kommt hier auf 4,6 kg CO, pro Person und 100 Kilometer, das
Auto auf 13,8 kg. Das Flugzeug liegt unter Bertcksichtigung aller klimawirksamen Effekte
bei 35,6 kg CO, pro Person und 100 Kilometer. Eine Busmaut wirde unmittelbar zu
hoheren Fahrpreisen fihren und den Busverkehr z.B. auch gegenuber dem Billigflieger
und dem Pkw unattraktiver machen und somit die Abwanderung auf umweltschadlichere
Verkehrsmittel férdern.

e) Maut schadet dem Wirtschafts- und Tourismusstandort Deutschland
Der umweltfreundliche Bustourismus generiert laut einer Studie des Deutschen

Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts fir Fremdenverkehr an der Universitat Miinchen
(dwif) pro Jahr bundesweit einen Umsatz von 10,5 Mrd. Euro und sichert allein in
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Deutschland rund 205.000 Arbeitsplatze. Das Beherbergungsgewerbe zahlt 30 Mio.
Ubernachtungen durch den Bustourismus in Deutschland. Buskunden zahlen bei
Ubernachtungsreisen im Inland pro Reisetag ca. 100 Euro, hinzukommen pro Tag
Zusatzausgaben in Hohe von 28,30 Euro. Der grof3te Anteil (57%) der Zusatzausgaben
wird im Gastgewerbe ausgegeben, 28,7% flielen in den drtlichen Einzelhandel. Eine
Mautpflicht fir Fern- und Reisebusse wirde das gesamte deutsche Tourismusgewerbe,
wie Hotellerie und Gastronomie, treffen. Wird das Reisen mit dem Bus flr sein
preissensibles Klientel derart verteuert, wirde dies zu deutlichen Umsatzriickgangen
fuhren und eine Schwéchung des Wirtschafts- und Tourismusstandorts Deutschland
bedeuten.

2. Nationale Ausdehnung und Erweiterung der europdischen
Fahrgastrechteverordnung (EU) 181/2011 - (vollstandige Barrierefreiheit)

Die in den letzten Jahren verstarkt zu verzeichnende Entwicklung zur Barrierefreiheit hat
langst auch die Tourismuswirtschaft und damit auch die Busbranche erreicht. Gerade
auch vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und des stetig wachsenden
Mobilitdtsanspruchs élterer und behinderter Menschen kommt dem Thema ,barrierefreies
Reisen“ eine grof’e und noch wachsende Bedeutung zu. Auf diese Entwicklung haben
viele Busunternehmer bereits reagiert und bieten inzwischen Reisen an, die die speziellen
Bedirfnisse von Menschen mit Mobilitdtseinschréankungen bericksichtigen und diesen
somit die gleiche Teilhabe an touristischen Angeboten ermdéglichen wie allen anderen
Reisenden.

Der europdische Gesetzgeber hat sich veranlasst gesehen, die Mobilitdtsanspriiche von
Menschen mit eingeschrankter Mobilitdit besonders zu schitzen; die Verordnung
181/2011 uber Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr, die ab dem 1. Marz 2013
verbindlich und unmittelbar in allen europdischen Mitgliedstaaten gilt, stellt klar, dass
behinderte Menschen und Personen mit eingeschrankter Mobilitat das gleiche Recht auf
Freizligigkeit, Entscheidungsfreiheit und Nichtdiskriminierung haben wie alle anderen
Birger und daher unabhdngig von der Ursache der Beeintrachtigung
Busreisemdglichkeiten haben sollten, die denen anderer Biirger vergleichbar sind.

Die Verordnung stellt dabei aber auch klar, dass dabei der Grundsatz der
Verhéltnismagiigkeit gewahrt bleiben muss und Grinde der Sicherheit, der
Fahrzeugkonstruktion oder der Infrastruktur der Gleichstellung dieser Personen Grenzen
setzen kdnnen.

Dies vorangestellt muss hier deutlich gemacht werden, dass es ,vollstandige
Barrierefreiheit* — zumindest nach dem derzeitigen Stand der technischen Entwicklungen
— im Fernbuslinienverkehr nicht geben kann. Fande diese Forderung Eingang in das
PBefG, wirden nicht nur die Beforderer Uber die MalRen belastet; bei behinderten, auf
preiswerte Mobilitdt angewiesenen Menschen wirden dadurch Erwartungen geweckt
werden, die weder rechtlich noch tatsachlich erfullt werden kénnten und letztlich nur die
Gerichte beschéftigen.
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a) technische Bedingungen fur Barrierefreiheit nicht gegeben

Bislang sind am Markt keine ,vollstandig barrierefreien® Reisebusse erhaltlich. Es gibt
derzeit nicht einmal eine Definition fur einen barrierefreien Reisebus. Dies aber muss
nach Auffassung des bdo der erste Schritt sein, um hier langfristig und fur alle Beteiligten
sinnvoll den Zustand ,Barrierefreiheit* zu erreichen. Denn nur dadurch ist es moglich,
serienmallig und damit fir kleine und mittelstdndische Unternehmen finanzierbar
entsprechende Fahrzeuge zu entwickeln und auf den Markt zu bringen. Hierfir halten wir
es flr unumganglich, zunachst die entsprechenden Rahmenbedingungen — mindestens
auf europdischer Ebene — zu schaffen. Wirde Deutschland eigene Anforderungen
definieren, bestiinde eine Notifizierungspflicht. Zudem ist davon auszugehen, dass kein
Bushersteller Fahrzeuge nur flr den deutschen Markt entwickeln wirde. Letztendlich
hatten solche nur fir deutsche Reisebusse (geltenden  Anforderungen
wettbewerbsverzerrenden Charakter.

b) unternehmensspezifische Bedingungen

Die bislang im Einsatz befindlichen behindertengerechten Reisebusse sind ausnahmslos
kostspielige Sonderanfertigungen. Allein der Lift zum Verbringen eines Rollstuhls in einen
Reisebus schlagt mit 20.000 — 30.000 € zu Buche. Hinzu kommen weitere notwendige
Ausriistungsgegenstande wie Spezialgurte und Anker, um den Rollstuhl am
Fahrzeugboden sicher zu befestigen. Die Unternehmer und ihre Fahrer sind hierbei
tagtaglich mit vielgestaltigen praktischen Problemen konfrontiert, da es eine solche
Bandbreite von Rollstihlen gibt, dass sich deren sichere Befestigung bislang nicht
normen lasst. Hinzu kommt, dass fir jeden Rollstuhlplatz vier Sitzplatze wegfallen. Fur
den Einbau eines behindertengerechten WC fallen ca. acht Sitzplatze dauerhaft weg.

Die Betrachtung dieser unternehmensspezifischen Bedingungen ergibt, dass die
Uberwiegend kleinen und mittelstdandischen Busunternehmen, die sich im
Fernlinienverkehr engagieren bzw. dies kinftig beabsichtigen, wirtschaftlich kaum in der
Lage waren, die mit der Forderung nach ,vollstdndiger Barrierefreiheit® verbundenen
enormen finanziellen Belastungen zu tragen.

¢) Infrastruktur nicht barrierefrei

Die Problematik der Barrierefreiheit darf auch nicht isoliert nur fahrzeugbezogen
betrachtet werden. Weder dem mobilitdtseingeschrankten Fahrgast noch dem
Busunternehmer ist weitergeholfen, wenn kiinftig zwar barrierefreie Reisebusse am Markt
erhaltlich sind, die bauliche Infrastruktur aber das sichere Ein- und Aussteigen und
weitere Fortkommen der Fahrgdste nicht ermoglicht. Die Verordnung 181/2011
verpflichtet die Mitgliedstaaten, bis zum 1. Marz 2013 Busbahnhdtfe zu benennen, an

Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V.




Seite 9 von 13

denen eine umfangreiche Hilfeleistung fur behinderte Menschen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitat gewahrleistet werden kann.

Die vom Bundesverkehrsministerium dazu durchgefihrte Abfrage in den einzelnen
Bundeslandern hat zu dem Ergebnis geflihrt, dass einige Bundeslander keinen einzigen
derartigen Bahnhof benennen konnten. Es liegt auf der Hand, dass sich die Schaffung
einer barrierefreien Infrastruktur nicht von heute auf morgen realisieren lasst, sondern viel
Zeit und den Einsatz umfangreicher Finanzmittel erfordert. Ohne die dringend gebotene
Weiterentwicklung der baulichen Infrastruktur (Busbahnhdofe, Haltestellen etc.) kdnnen die
Anstrengungen der Industrie und Beforderer diesbeziglich zwangslaufig nicht zu
zufriedenstellenden Ergebnissen fuhren.

d) nationale Ausweitung der FahrgastrechteVO nicht verhéaltnismaRig

Der BR-E schlagt in § 39 Abs. 6 S. 5 die Einbeziehung aller Linienverkehrsdienste in den
Anwendungsbereich der Art. 19 bis 23 der VO 181/2011 vor. Dies lehnen wir ab. Der
europaische Gesetzgeber war unter dem Gesichtspunkt der VerhaltnismafRigkeit darauf
bedacht, die mit dieser Verordnung den Beférderern auferlegten Pflichten je nach
Reiseweite zu differenzieren. Die Informations- und Entschédigungspflichten der Art. 19
bis 23 der VO 181/2011 sind an das Vorhandensein einer bestimmten Infrastruktur
geknupft (von den Mitgliedstaaten zuvor benannte Busbahnhofe, die mit Personal besetzt
und mit Abfertigungsschaltern, Warteraumen oder Fahrscheinschaltern ausgestattet sind).
Da zum gegenwartigen Zeitpunkt in mehreren deutschen Bundeslandern noch kein
solcher Busbahnhof existiert, lauft der Vorschlag auf Erweiterung der o.g. Informations-
und Entschadigungspflichten aus Praktikabilitatsgriinden ins Leere. Die von der EU-
Verordnung vorgenommene Unterscheidung ist sachgerecht und muss beibehalten
werden.

e) Ubergangsfristen zu kurz

Der BR-E sieht in § 62 vor, dass der Betriecb gemall § 21 Abs. 1 S. 2 BR-E im
Personenfernverkehr ab dem 1. Januar 2017 barrierefrei erfolgen muss. Damit wird ein
Zeitraum von weniger als finf Jahren als ausreichend angesehen, die Fahrzeugflotte auf
,oarrierefreie Investitionsalternativen® umzustellen. Diese Vorstellung ist mit den
praktischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht vereinbar. Auch ist die
Unterscheidung in einen fiinfjahrigen Ubergangszeitraum fiir den Personenfernverkehr
einerseits und in einen zehnjahrigen Ubergangszeitraum fur den OPNV nicht
nachvollziehbar. Wahrend es fur den Einsatz im OPNV bereits barrierefreie Busse gibt
(Busrichtlinie 2002/85/EG i.V.m. § 30 d IV StVZO), fehlt es wie oben (2.a) erwahnt fur
Reisebusse noch an einer Definition der Barrierefreiheit. Nach hiesiger Auffassung ist
daher entsprechend dem Verfahren zur Definition von technischen Anforderungen im
Stadtbuslinienverkehr erforderlich, unter Einbeziehung aller Beteiligten — sowohl der
Behinderten und ihrer Verbande als auch der Beforderer und ihrer Verbande — solche
technischen Anforderungen zu erarbeiten und der Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen in Europa (UN-ECE) vorzulegen, so dass hier ein europaweit geltender
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Standard gesetzt werden kann. Ubergangsfristen durfen erst dann zu laufen beginnen,
wenn geeignete Fahrzeuge serienmdalig am Markt erhaltlich sind. Hier halten wir die fur
den OPNV vorgeschlagene Frist von zehn Jahren fir den Fernlinienverkehr fiir ebenso bdo
erforderlich. Busse werden (ublicherweise Uber acht Jahre steuerlich abgeschrieben;
zumindest fir diesen Zeitraum braucht der Unternehmer die Gewissheit, mit seinem
Investitionsgut wirtschaften zu konnen. Verringert sich dieser Zeitraum durch zu kurze
Ubergangsfristen, kommt es zur Vernichtung von Wirtschaftsgiitern. Ein vergleichbares
Szenario bietet die gegenwartige Umweltzonenproblematik: steuerlich noch nicht
abgeschriebene Busse (Euro lll, Baujahr 2006) dirfen nicht mehr in Umweltzonen der
Stufe 3 einfahren (Bsp. Berlin, Frankfurt, Stuttgart) und kénnen somit nicht mehr effizient
genutzt bzw. missen mit stark verringertem Wiederverkaufswert verauf3ert werden.

f) Zwangsmitgliedschaft in s6ép widerspricht Schlichtungsgedanken

Der bdo engagiert sich in der Schlichtungsstelle fir den 6ffentlichen Personenverkehr seit
deren Bestehen und unterstitzt den Grundansatz der aul3ergerichtlichen Streitbeilegung,
denn dies dient der Verbesserung der Beziehungen zwischen Verkehrsunternehmen und
Kunden. Eine Schlichtung setzt allerdings die Mitwirkung der Beteiligten und die
Mitgliedschaft der Verkehrsunternehmen in der Schlichtungsstelle voraus. Dies sollte nicht
gesetzlich erzwungen werden, da es dem Schlichtungsgedanken diametral
entgegensteht. Die Schlichtungsempfehlung ist nicht verbindlich und kann nur Wirkung
entfalten, wenn beide Seiten mit dieser Empfehlung einverstanden sind.

Es besteht auch keine Notwendigkeit fir einen gesetzlichen Zwang zur Schlichtung, da
die ab nachstem Jahr geltende Verordnung 181/2011 sowohl den Beftrderern als auch
den Mitgliedstaaten fiir Beschwerdefélle ausdrtickliche Pflichten auferlegt. Gemaf Art. 26
und 27 dieser Verordnung missen Beforderer ein System zur Bearbeitung von
Beschwerden unterhalten und haben die Beschwerden ihrer Fahrgéste innerhalb von drei
Monaten zu bescheiden. Jeder Mitgliedstaat muss zudem nationale Durchsetzungsstellen
einrichten, bei denen Fahrgaste Beschwerden lber mutmafliche VerstbRe gegen die
Verordnung 181/2011 einreichen kénnen. Im Ubrigen steht den Beschwerdefiihrern
jederzeit der Gang zu den ordentlichen Gerichten offen.

3. Schutz des Eisenbahnnahverkehrs

Der BR-E sieht in § 13 Abs. 2 Nr. 3 vor, dass eine Liniengenehmigung dann zu versagen
ist, wenn ,der beantragte Verkehr auf den betreffenden Teilstrecken
Personenverkehrsdienste mit Eisenbahnen beeintrachtigt, fir die im Rahmen eines
Dienstleistungsauftrages Ausgleichsleistungen fur gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
(...) gewahrt werden®. Diese besondere Schutzklausel allein zu Gunsten des
Schienenverkehrs lehnt der bdo ab. Der unbestimmte Rechtsbegriff ,beeintrachtigt” ist
sowohl zu weit gefasst als auch zu unkonkret. Er fuhrt in der Genehmigungspraxis zu
einer nicht gerechtfertigt hohen Versagungsquote bei Fernbuslinienverkehren.
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Zudem ergibt sich aus dieser Formulierung auch keine Beschrankung auf den Schutz des
Nahverkehrs (50 km Grenze). Abgestellt wird vielmehr auf den Schutz subventionierter
Schienenverkehre, gleich welche Reichweite sie haben. Somit wirden auch
subventionierte und teure Regionalverkehre einseitig vor eigenwirtschaftlichen
Fernbuslinienverkehren geschitzt. Die Spielrdume fir Fernbusse wirden ohne
nachvollziehbare Griinde unverhaltnismafig stark eingeschrankt.

Der bdo hélt daher das in 8 42 a des Reg-E neu eingefuhrte Beférderungsverbot bei einer
Reiseweite des Fahrgastes bis 50 km flr geeignet und ausreichend, eine
Beeintrachtigung des 6ffentlichen Personennahverkehrs durch Fernverkehr zu vermeiden.
Versto3t der Unternehmer gegen das Beforderungsverbot fir Reiseweiten bis 50 km, so
stellt dies zudem eine Ordnungswidrigkeit nach 8 61 Abs. 1 Nr. 1 da.

4. Verpflichtung zu anbieterlibergreifendem Ticketvertrieb und Fahrplanauskunft
a) Ticketvertrieb

Nach dem vom BR-E vorgesehenen § 39 Abs. 8 sollen Unternehmen berechtigt sein,
Anschlussfahrausweise anderer Unternehmen zu ublichen Konditionen zu vertreiben und
entsprechend verpflichtet sein, dies anderen zu gestatten. Das Anliegen, den Fahrgasten
einen maoglichst einfachen Zugang zu Fahrausweisen fir durchgehende Reiseketten zu
bieten, wird von uns zwar grundsatzlich unterstiitzt. Die vorgeschlagene gesetzliche
Regelung lehnen wir aber aus rechtlichen und praktischen Griinden ab, denn damit wirde
zwangsweise die Anerkennung eines Vertrags zu Lasten Dritter vorgegeben. Dies ist
unserer Rechtsordnung fremd und geht weit Uber die aus guten Grinden im Nahverkehr
bestehende Beférderungspflicht, die auch eine Pflicht zum Abschluss des
Beforderungsvertrags impliziert, hinaus. Ein Vertrieb fremder Fahrausweise ist auch
praktisch nur dann mdglich, wenn sich die beteiligten Unternehmen zuvor — freiwillig —
geeinigt haben.

Im Bereich des Fernbusverkehrs fuhrt ein solcher Zwang zur vertrieblichen
Zusammenarbeit privater mittelstandischer und grofRer konzerngebundener Unternehmen,
die teilweise oder vollstdndig im Wettbewerb zueinander stehen, dartber hinaus zu
erheblichen Problemen und Wettbewerbsverzerrungen. Niemand kéame ernsthaft auf die
vergleichbare Idee, der Lufthansa vorzuschreiben, Tickets von Air Berlin oder
anderen Fluggesellschaften zu vertreiben.

Fernbusanbieter, die sich in ihren Angeboten erganzen, werden sich auch ohne
gesetzlichen Zwang zu Kooperationen zusammenschlieRen und aus eigenem Interesse
gemeinsame Angebote vertreiben. Kernunterschied einer freiwiligen Zusammenarbeit
gegenlber einer gesetzlichen Verpflichtung ist, dass im Rahmen der Kooperation
Qualitatsstandards und Beforderungsbedingungen harmonisiert werden. Es werden
eindeutige Ansprechpartner fir den Kunden definiert. Die Kooperationspartner haben ein
Interesse ein einer  gemeinsamen Kundenbindung. Hierdurch kénnen
Schnittstellenverluste und Uberbuchungen vermieden werden.
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b) Fahrplandaten und Auskunft

Die vom BR-E in § 40 Abs. 4 vorgesehene Pflicht der Unternehmen, elektronische hdo
Fahrplandaten weiterzugeben, ist in dieser Form nicht erforderlich und nicht zumutbar.
Der Vergleich mit dem Auskunftsportal der Deutschen Bahn hinkt, weil diese nicht in ihrer
Eigenschaft als Verkehrsunternehmen, sondern in ihrer Rolle als monopolistischer
Herausgeber des einzigen nationalen Auskunftsmediums fur
Schienenverkehrsverbindungen verpflichtet wurde, dort auch Konkurrenzangebote zu
listen. Bislang ist es weder der Deutschen Bahn noch anderen gelungen, einen
unternehmens- und verkehrsverbundibergreifenden Ticket-Vertrieb fir Deutschland zu
entwickeln. Projekte in dieser Richtung gibt es zahlreiche. Sie haben Unsummen an
Geldern verschlungen. Kosten-Nutzen-Analysen haben diese Art von Vorhaben immer
wieder in Frage gestellt.

Nunmehr gerade kleine und mittlere Unternehmen, die versuchen wollen, neu in den
Markt zu kommen, mit dem Aufbau einer solchen ,Hirde“ zu Uberziehen, die sie weder
finanziell noch technisch leisten kdnnen, ist Uberhaupt nicht nachvollziehbar. Die
Regelung ist daher abzulehnen.

C. Keine Wettbewerbsnachteile im Binnenmarkt

Mit dem Wirksamwerden des sog. Road Package (EU-Verordnungen 1071/2009 und
1073/2009) am 4. Dezember 2011 ist es auslandischen Busunternehmen méglich, im
Rahmen von grenziiberschreitenden Reisen in Deutschland Fahrgaste aufzunehmen, in
andere Stadte zu befordern und so faktisch Fernlinienverkehr zu betreiben, was
deutschen Busunternehmen bislang verwehrt ist. Dadurch kommt es zu
Wettbewerbsnachteilen fir die hiesige Busbranche. Dies ist ein weiterer Aspekt, der
aufzeigt, dass die Liberalisierung des Busfernlinienverkehrs in Deutschland dringend
geboten ist. Sie darf jedoch nicht dazu fiihren, dass durch nationale Auflagen europaweit
geltende Standards zu Barrierefreiheit und Fahrgastrechten verscharft werden, da dies zu
Wettbewerbsverzerrungen auch gegeniber auslandischen Busunternehmen fiihren
wirde.

D. Fazit

Der bdo begrift die mit dem Reg-E beabsichtigte Liberalisierung des
Buslinienfernverkehrs. Die unter 1l 1 bis 3 dargestellten Forderungen des BR-E und der
Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Alternativvorschlag) nach Busmaut,
Barrierefreiheit, Vertrieb, Fahrplanauskunft usw. stellen jedoch so hohe wirtschaftliche wie
birokratische Anforderungen an die Unternehmen, dass damit kaum ein privates kleines
oder mittelstandisches Unternehmen ernsthaft und nachhaltig Fernbuslinienverkehre wird
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betreiben konnen. NutznieBer werden allein internationale Grof3konzerne sein.
Mittelstandische Strukturen werden verhindert bzw. sogar vernichtet.

Dies noch nicht genug, sollen auch die im Reise-, Ausflugs- und Gelegenheitsverkehr
tatigen mittelstandischen Busunternehmer mit weiteren Wettbewerbsnachteilen
Uberzogen werden. Dies wirde zu Verlagerungen von umweltfreundlichem Busverkehr
auf weniger umweltfreundliche Verkehrsmittel fihren. Fahrgasten wirde eine sichere,
umweltfreundliche und ginstige Alternative zu reisen genommen. Insgesamt ware die
gesamte Bustouristik gefahrdet und damit der Wirtschaftsstandort Deutschland bedroht.
Dies kann und darf nicht das Ergebnis eines novellierten Personenbeférderungsgesetzes
sein.

Berlin, den 23.02.2012

Bundesverband Deutscher
Omnibusunternehmer ( bdo) e. V.

AL/

RA Christiane Leonard
Hauptgeschéftsfihrerin
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Mit der Anderung des Personenbeférderungsgesetzes soll der
Fernbuslinienverkehr weitgehend liberalisiert werden. Die
Bundesregierung geht in ihrer Begriindung zum Gesetzentwurf davon
aus, dass damit fir die Verbraucher eine attraktive
Beforderungsalternative eroffnet wird.

Als Bundesverband Selbsthilfe Korperbehinderter e.V. (BSK) kénnen
wir diese Meinung keinesfalls teilen. Beide vorliegenden
Gesetzentwiirfe sehen die verbindliche Einfilhrung von Barrierefreiheit
nicht mit der Einfilhrung des neuen Verkehrsangebotes vor, sondern
verschieben das ,,Problem* auf einen spateren Zeitpunkt ( 5-10 Jahre).
Damit werden alle mobilitatsbehinderten Fahrgaste, aber auch
mobilitatseingeschrankte Fahrgaste wie z.B. Eltern mit Kleinkindern im
Kinderwagen oder Senior/innen mit altersbedingten
Bewegungsbeschwerden, von der Nutzung der Fernbuslinien
ausgegrenzt. Das bedeutet gleichzeitig, dass diese Personengruppen
auf ein weniger kostengiinstiges Reiseangebot auf der Schiene
ausweichen miissen, das derzeit auch noch Probleme im Bereich der
Barrierefreiheit aufweist (selbstandige Nutzung ohne fremde Hilfe nicht
moglich, eingeschrankte Servicezeiten).
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In beiden Entwirfen wird die Chance nicht wahrgenommen, ein neues
Verkehrsangebot fiir alle Biirger zu schaffen und damit den
veranderten gesellschaftlichen Bedingungen Rechnung zu tragen. Der
nicht mehr zu ubersehende Demografiewandel zeigt taglich in der
Offentlichkeit z.B. eine groBe Zahl von Senior/innen mit Rollator, die
zwar mobilitatseingeschrankt sind, aber trotzdem am
gesellschaftlichen Leben teilhaben wollen. Noch offensichtlicher wird
das Bediirfnis nach Mobilitat bei behinderten Menschen. Durch
technisch ausgereifte Hilfsmittel sind korperbehinderte Menschen
heute oftmals in der Lage selbstiandig Reisen zu absolvieren: dienstlich
oder privat und nicht weniger haufig als nichtbehinderte Menschen!

Inklusion heiBt das Zauberwort, dass allen Biirgern gleiche Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben ermoglichen soll. Trotz Gesetz zur
Gleichstellung behinderter Menschen (BGG) , insbesondere § 4 und §
8, und UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), insbesondere Art.4
allgemeine Verpflichtungen und Art. 9 Zuganglichkeit, wird das Thema
Barrierefreiheit immer wieder auf ,spater® verschoben. Wenn
Fernlinienbusse nicht durch entsprechende Genehmigungen
barrierefrei sein missen, dann wird das zur Folge haben, dass die fiir
neue Fernlinien beschafften nicht barrierefreien Fahrzeuge ca. 10
Jahre im Einsatz sind. Das sind mindestens 10 Jahre aktiver
Ausgrenzung der oben beschriebenen Gruppen!

Barrierefreiheit gibt es leider nicht zum Nulltarif. Die Mehrkosten fiir die
Beschaffung barrierefreier Reisebusse miissen finanziert werden. Der
BSK sieht dazu folgende Moglichkeiten:

a) Fur Fernlinienbusse wird eine Mautgebiihr erhoben. Wenn
Eisenbahnverkehrsunternehmen Trassen- und
Stationsgebuhren fur die Nutzung der Verkehrswege zahlen
mussen, dann ist auch fiir Busunternehmen eine Gebiihr fiir die
Nutzung der Verkehrswege nicht ungewohnlich. Sie wire im
Sinne einer Gleichbehandlung aller Verkehrsunternehmen nur
gerecht. Im SPNV gibt es sogar schon Verkehrsvertrage, die
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Barrierefreiheit verbindlich vorschreiben und bei Versto gegen
das Gebot der Barrierefreiheit Malusgebiihren vom jeweiligen
EVU fordern. Einnahmen aus Mautgebiihren kdonnten fiir eine
Anschubfinanzierung zur Deckung der Mehrkosten bei der Be-
schaffung barrierefreier Reisebusse eingesetzt werden.

b) Es werden den Busunternehmen zur Beschaffung barrierefreier
Reisebusse giinstige Kredite uber die KfW angeboten.

Fazit: Ein neu geschaffenes Verkehrssystem ohne Barrierefreiheit von
Anfang an ist kein Angebot fir alle Fahrgaste! An der Entwicklung bei
der Deutschen Bahn ist deutlich zu erkennen wie schwer es ist,
nachtraglich Barrierefreiheit herzustellen. Obwohl positive Ansatze zu
erkennen sind ist der Weg zur vollstandigen Barrierefreiheit immer
noch sehr weit. Ein barrierefreier Einstieg in den neuen
Fernbusverkehr ist aber auch dringend erforderlich um behinderten
Menschen zu vermitteln, dass Abgeordnete Gesetze nicht nur
beschlieBen sondern deren Inhalte auch umsetzen! Hierzu besteht die
einmalige Chance auf Barrierefreiheit fiir alle.

[V / Y v A
Heike Witsch )
BSK-Expertin OPNV

Hohenwestedt, 22.2.2012

Anlagen



Anlage zur Stellungnahme BSK

Ein Bus fiir alle Fahrgaste




Platz zur Einfahrt in den Bus

F

Nach Bedarf konnen Sitze fiir Rollstuhlplatze ausgebaut
werden (erfordert Platzbuchung fiir Rollstuhlnutzerlnnen)
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Deutscher Industrie- und Handelskammertag

Stellungnahme zu den Gesetzentwiirten zur Anderung personenbeférderungsrechtlicher
Vorschriften und zum Antrag , Keine Liberalisierung des Buslinienverkehrs — Fir einen Aus-
bau des Schienenverkehrs in der Flache*

I. Grundséatzliche Anmerkungen

Die geplante Anderung personenbeforderungsrechtlicher Vorschriften befasst sich einerseits mit der
Anpassung des PBefG an die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 und andererseits mit der Umsetzung
der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag zur Liberalisierung des Marktes flr Buslinienfernver-

kehr.

1. Anpassung des PBefG an die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Der Offentliche Personennahverkehr ist Teil der Daseinsvorsorge. Wirtschaft und Bevélkerung sind
auf einen qualitativ hochwertigen OPNV zu bezahlbaren Preisen angewiesen. Ohne leistungsfahi-
gen OPNV konnten die Mobilitatsbedirfnisse vieler Biirger nicht befriedigt werden. Der OPNV stellt
insbesondere die Mobilitdt von Menschen ohne Pkw sicher. Mit Blick auf die alternde Gesellschaft
wird die Bedeutung des OPNV in den nachsten Jahren eher noch zunehmen.

Damit hochwertiger OPNV zu bezahlbaren Kosten dauerhaft bereitgestellt werden kann, miissen
folgende Voraussetzungen erfillt sein:

- Leistungen des SPNV mussen grundsatzlich im Wettbewerb vergeben werden,

- Inhousevergabe nur unter den engen Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 insbesonde-
re das Verbot von Beteiligungen an Ausschreibungen auf3erhalb des durch die Inhousevergabe
geschitzten Bereichs,

- Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre,

- OPNV-Anbieter miissen ihre Kompetenz in die Erarbeitung von Nahverkehrsplanen einbringen
kénnen,

- Trennung zwischen Aufgabentragern und Genehmigungsbehorden muss sichergestellt werden,
- Vergabeverfahren muss unternehmerische Kreativitat unterstiitzen,

- Vergabeverfahren missen Altunternehmern faire Chance gewahren,
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- wettbewerbsfahige mittelstandische Strukturen im Busgewerbe sollten erhalten werden.

Anderungen gesetzlicher Regelungen zum OPNV missen die genannten Punkte unterstiitzen, sie
sollten sie keinesfalls konterkarieren.

2. Umsetzung der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag zur Liberalisierung des Marktes fiir Bus-
linienfernverkehr

Der DIHK unterstiitzt eine Offnung des Marktes fiir Buslinienverkehr. Die derzeitigen Beschrankun-
gen stellen das letzte Relikt der Verkehrsmarktregulierung aus den 1930er Jahren dar. Busunter-
nehmen sollten die gleichen Rechte wie Fluggesellschaften haben; auch im Luftverkehr kénnen
Verkehre nicht wegen mdglicher Auswirkungen auf den Schienenverkehr verhindert werden. Zu-
dem steht die Schiene in einem intensiven Wettbewerb mit dem motorisierten Individualverkehr.
Da Fernbusse zur Erreichung akzeptabler Reisezeiten aber nur wenige Unterwegshalte werden
einlegen kdnnen, durften sich die beflrchteten Verlagerungen vom Schienenpersonenverkehr auf
den Bus in engen Grenzen halten. Fernbuslinien werden vor allem neue Kunden im preissensiblen
Bereich gewinnen.

Um den Wettbewerb langfristig zu sichern, ist eine Betreibervielfalt anzustreben. Mittelstandische
Unternehmen missen reelle Chancen fiir einen Markteintritt erhalten. Die Reform sollte nicht da-
rauf hinauslaufen, dass der Fernbusmarkt unter wenigen GroRRanbietern aufgeteilt wird. Zugleich
sollte darauf geachtet werden, dass die Genehmigungsverfahren méglichst einfach und unburokra-
tisch gestaltet werden.

Il. Anmerkungen zu den Gesetzentwirfen / Antragen

1. Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Anderung personenbeférde-
rungsrechtlicher Vorschriften

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist im Wesentlichen gelungen. Mit ihm wird sowohl die notwendige

Anpassung des PBefG an die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, als auch die Offnung des Marktes

fir Buslinienfernverkehr erreicht.

Im OPNV kann der Gesetzentwurf dazu beitragen,

- das Nebeneinander kommunaler und privater Anbieter,

- die Betreibervielfalt im Busgewerbe und

- einen angemessenen Interessenausgleich zwischen Aufgabentragern, Nutzern und Anbietern
zu wahren.

Folgende Punkte sind besonders hervorzuheben:
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81 Abs. 2 Nummer 1 PBefG soll nach dem vorliegenden Gesetzentwurf wie folgt gefasst werden:
»L. mit Personenkraftwagen, wenn diese unentgeltlich sind oder das Gesamtentgelt die Betriebs-
kosten der Fahrt nicht Ubersteigt;”. Mit dieser Formulierung wirde ein Teil der gewerblichen Perso-
nenbefdérderung nicht mehr vom Gesetz erfasst werden. Dies erscheint inkonsistent. Die gesetzliche
Schutzfunktion fur die gewerbliche Personenbeférderung wirde ins Leere laufen und die gesetzli-
che Restriktion nur noch einen Teil der gewerblich/geschaftsmafigen Unternehmer treffen. Die ge-
setzliche Schutzfunktion ist nur dann wirksam, wenn sich jeder, der gewerblich Personen beférdern
lasst, der Genehmigungspflicht unterziehen muss.

8 8 Abs. 4 schreibt eindeutig den Vorrang der eigenwirtschaftlichen Verkehre fest. Diese Formulie-
rung wird ausdriicklich begruft.

8 8b Abs. 2 Satz 3 Nummer 2: Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrats zu, das
Wort ,Eignung” durch das Wort ,Leistungsfahigkeit” zu ersetzen und den Klammerzusatz ,(Eig-
nungshachweise)" anzufligen. Diese Zustimmung ist zwar zutreffend, da tatséchlich nicht erkenn-
bar ist, welche Form der Eignung neben der Fachkunde noch vorgelegt werden soll. Die Frage, was
sich unter dem Begriff ,Eignung” verbirgt, wird jedoch auch aus der Gegenauf3erung nicht deutlich.
Da im urspriinglichen Entwurf der Bundesregierung die Leistungsfahigkeit, die Gblicherweise im Be-
reich der Auftragsvergabe eingefordert wird, nicht explizit genannt wird, kdnnte man den Schluss
ziehen, dass diese gemeint sein sollte. Das misste aber deutlich gemacht werden.

8 13 Abs.2 Nr. 4 d): Der DIHK pladiert fur eine Streichung, weil der Aufgabentrager selber durch
eine entsprechende Definition des Netzes ertragreiche und defizitéare Strecken sinnvoll biindeln
kann.

8 13 Abs 2b: Der Absatz ist entbehrlich, weil das Vergaberecht die Auswahlkritereien regelt.

8 21 Abs. 4: Der DIHK plédiert fur die Streichung der Worte ,oder einen Teil des” in Satz 1, um das
Aushebeln des Genehmigungswettbewerbs durch von vornherein Giberzogene Angebote zu verhin-
dern.

8 21 Abs. 5: Eine Betriebspflicht ist das Pendant zum ausschlie3lichen Recht, um eine Linie im
Rahmen eines OPNV-Gesamtangebotes zu bedienen. Daraus folgt fiir kiinftige Fernbuslinien, dass
dort — da es sich nicht um ausschlieRliche Rechte handeln wird — keine Basis flr eine Betriebs-
pflicht wie im OPNV besteht. Der Fernbusmarkt ist ener mit dem Luftverkehr vergleichbar.

8 42 a: Die Regelung schafft klare Voraussetzungen fir die Aufnahme von Buslinienfernverkehr.
Die 50-km-Grenze mit der Méglichkeit von Ausnahmen bei unzureichenden Nahverkehrangeboten
erscheint akzeptabel.
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88 45 ff.: 2006 wurden die Regelungen zur Genehmigung von Gelegenheitsverkehren an das euro-
paische Recht angepasst. Seitdem kann die Erteilung der Genehmigung auch durch die Gemein-
schaftslizenz nachgewiesen werden, wenn sie den Zusatz erhalt: "Gilt auch als Genehmigung flr
die Beforderung im innerdeutschen Gelegenheitsverkehr". Die Novellierung des PBefG sollte zum
Anlass genommen werden, die Unterscheidung des Gelegenheitsverkehrs in die Formen ,Ferien-
ziel-Reisen®, ,Ausflugsfahrten” und ,Mietomnibusverkehr* aufzugeben und einheitlich als Gelegen-
heitsverkehr zu regeln. Dieser Punkt wird im vorliegenden Gesetzentwurf bedauerlicherweise nicht
aufgegriffen.

Zur Diskussion um die Abgrenzung zwischen Buslinienfernverkehr und Gelegenheitsverkehr ist
daran zu erinnern, dass dies in Art. 2 der VO 1073/2009 geregelt ist.

2. Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Der Gesetzentwurf stellt gegeniiber dem Regierungsentwurf keine Verbesserung dar. Eine Ande-
rung des § 8 Abs. 3 PBefG im Sinne des Gesetzentwurfs der Fraktionen der SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN erscheint problematisch. Es stellt sich die Frage, wie stark das Gewicht und die
Regelungstiefe von Nahverkehrsplanen kiinftig sein sollten. Es besteht die Gefahr, dass auf be-
stimmte Unternehmen maf3geschneiderte Anforderungen formuliert werden kénnten, die hinterher
nur durch diese erfillt werden kénnten. Eigenwirtschaftliche Leistungen kénnten dadurch einge-
schrankt werden. Als einziger Vorteil einer erhdhten Bindungswirkung von Nahverkehrsplanen blie-
be, dass die Nahverkehrsplane keine unbezahlbaren Wunschzettel wirden, weil die Bindung zur
Folge hatte, dass die festgeschriebenen Vorgaben auch bestellt und bezahlt werden missten.

Die Einbeziehung von Kraftomnibussen in die Maut sollte nicht als ,Preis” fiir eine Markt6éffnung
des Buslinienfernverkehrs erfolgen. Eine Ausweitung der Maut auf weitere Nutzergruppen sollte
vielmehr im Rahmen eines Konzeptes zum Infrastrukturausbau mit verbindlichen Ausbauzielen

und entsprechender Finanzierung erfolgen. Die isolierte Einfihrung einer Busmaut wird unter dem
Aspekt der Infrastrukturfinanzierung keinen nennenswerten Beitrag leisten kdnnen. Auch wird sie
als Instrument zur Verbesserung der Wettbewerbsposition der Bahn wenig hilfreich sein: Bei einer
angenommenen Maut von 15 Cent/km und 30 Fahrgasten wirden sich die Kosten bei einer Fahrt
tber 200 km um einen Euro je Fahrgast erhdhen. Im Wettbewerb zur Schiene wéaren diese zusatzli-
chen Kosten keine relevante GroRRe, konnten aber im besonders preissensiblen Marktsegment des
Gelegenheitsverkehrs zu Problemen flihren.

3. Antrag der Fraktion DIE LINKE: Keine Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs — Fiir einen
Ausbau des Schienenverkehrs in der Flache

Der Antrag erscheint nicht zielfihrend. Im Antrag wird darauf hingewiesen, dass die geplante Libe-
ralisierung des Buslinienfernverkehrs nicht in ein Gesamtkonzept eingebettet sei. Dies ist richtig, ein

solches Konzept ist fir den Personenfernverkehr aber auch nicht vorgesehen. Der Schienenperso-
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nenfernverkehr wird seit der Bahnreform eigenwirtschaftlich durchgefuhrt und steht hierbei im Wett-
bewerb mit dem motorisierten Individualverkehr und dem Luftverkehr. Die DB AG entscheidet, auf
welcher Strecke sie welchen Schienenpersonenfernverkehr durchfiihrt. Der Staat macht dem Un-
ternehmen keine Vorgaben fiir den Fernverkehr; er setzt allenfalls tiber die Investitionen im Rah-
men des Bundesverkehrswegeplans Akzente. Eine Verpflichtung des Staates zur Planung des
Fernverkehrs erscheint nicht erforderlich. Wollte der Bund zusatzliche Fernverkehrsangebote auf
der Schiene, misste er diese analog der Vorgehensweise im SPNV finanzieren. Der Markt funk-
tioniert derzeit aber auch ohne staatliche Lenkung und im Grundsatz auch ohne 6ffentliche Bezu-
schussung. Vor diesem Hintergrund ist es nur konsequent, wenn private Busunternehmer — wie
auch die Eisenbahnverkehrsunternehmen und die Fluggesellschaften — ihre Marktchancen suchen.

Fernbuslinien werden weder den hochwertigen Nahverkehrsangeboten (Regionalexpress) noch den
Fernverkehrsangeboten (IC, ICE) nennenswerte Konkurrenz machen. Sie werden sich vielmehr auf
den Relationen ihre Marktnischen suchen, wo die bisherigen Angebote unzureichend sind. Sofern
Fernbuslinien auf Relationen eingerichtet werden sollten, auf denen ein direkter Wettbewerb zum
Schienenpersonenverkehr besteht, ist nicht mit nennenswerten Kannibalisierungseffekten zu rech-
nen. Untersuchungen, wonach 60 Prozent der Kunden im Fernbusverkehr Verlagerungen von bis-
herigen Kunden des Schienenpersonenfernverkehrs seien, erscheinen zweifelhaft. Fernbusse wer-
den vor allem die Mobilitat von Personengruppen mit geringem Einkommen und ohne eigenen Pkw
verbessern. Konsequenzen sind allenfalls fir Mitfahrzentralen zu erwarten.
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Stellungnahme

- zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Anderung
personenbeférderungsrechtlicher Vorschriften (Drs. 17/8233),

- zum Gesetzentwurf der Bundestagsfraktionen der SPD und Biindnis 90/DIE
GRUNEN (Drs. 17/7046) und

- zum Antrag der Bundestagsfraktion DIE LINKE (Drs. 17/7487)

Sehr geehrter Herr Dr. Hofreiter,
sehr geehrte Damen und Herren,

fur die Einladung zur Verbandeanhdrung am 29.2.2012 bedanken wir uns. VVon der Mdglich-
keit, Ihnen vorab eine schriftliche Stellungnahme zu schicken, machen wir gerne Gebrauch.
Wir konzentrieren uns dabei auf die zentralen Punkte. Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (Drs. 17/8233) wird dabei im Folgenden als ,,Regierungsentwurf* (RegE), der
Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion der SPD und Biindnis 90/Die Griinen (Drs. 17/7046)
als ,,Fraktionsentwurf* (FrakE) bezeichnet.

1. Allgemeine Vorbemerkung und grundséatzliche Kritik am Regierungsentwurf

Die Novellierung des Personenbeforderungsrechts und seine Anpassung an die VVorgaben der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind fir die kommunalen Spitzenverbdnde ein zentrales Ge-
setzgebungsverfahren.

Nach dem Regionalisierungsgesetz und den OPNV-Gesetzen der Lander tragen die Kreise
und Stadte als Aufgabentrager die Gewahrleistungsverantwortung fur eine ausreichende Ver-
kehrsbedienung der Bevolkerung — planerisch, organisatorisch und vor allem auch finanziell.
Das Bundesverwaltungsgericht rechnet diese Aufgabe ausdriicklich ,,zum Kreis der pflichti-
gen Selbstverwaltungsaufgaben®, die der Garantie des Art. 28 Abs. 2 GG unterfallen
(BVerwG 3 C 1.09 und 2.09 vom 29.10.2009). Um diese Aufgaben rechtssicher und kostenef-
fizient erflllen zu kénnen, bendtigen die Aufgabentrager allerdings auch die dazu
erforderlichen Instrumente und Steuerungsmaoglichkeiten.
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Seitens der kommunalen Spitzenverbande miissen wir insoweit jedoch mit Bedauern feststel-
len, dass der Regierungsentwurf zur PBefG-Novelle hinter diesen Anforderungen deutlich
zurlckbleibt: Statt die Kommunen bei der Erflllung der ihnen vom Staat Giberantworteten
Aufgaben zu unterstitzen, erschwert ihnen der Gesetzentwurf der Bundesregierung die Auf-
gabenwahrnehmung unter dem neuen Ordnungsrahmen der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007,
indem er einseitig den wirtschaftlichen Eigeninteressen eines Teils des Verkehrsgewerbes
groleres Gewicht beimisst als den Belangen der kommunalen Daseinsvorsorge und der Siche-
rung ihrer Finanzierbarkeit. Das gilt im Besonderen fur landliche Raume, wo die
demografischen Herausforderungen die Situation bereits heute zusatzlich verschérfen, es gilt
aber auch bereits fur Angebote in stadtischen Ballungsraumen. Wird der Ausgleich der wider-
streitenden Interessen nicht anders austariert als im Regierungsentwurf bislang vorgesehen,
wird ein angemessenes Nahverkehrsangebot fur die gesamte Bevolkerung von den Kommu-
nen vielerorts nicht mehr finanzierbar sein. Damit wiirde die Bundesregierung auch ihren
eigenen Anspriichen im Koalitionsvertrag nicht gerecht, der die Interessen einer kommunal
verantworteten Daseinsvorsorge in diesem Bereich ausdriicklich anerkennt.

Die kommunalen Spitzenverbande haben wiederholt darauf aufmerksam gemacht, dass es
insoweit nicht um die z. T. ideologisch aufgeladene Systemfrage ,,Privat oder Staat* geht,
sondern vielmehr um den verantwortungsvollen und sorgsamen Umgang mit Steuergeldern in
Aufgabenbereichen, in denen der Markt Daseinsvorsorgefunktionen nicht in vollem Umfang
allein — d. h. vollstandig, in autonomer Organisation und bei eigenstandiger Finanzierung —
erfullt und in denen zur Sicherung eines angemessenen Niveaus der Mobilitéts-
Daseinsvorsorge in erheblichem Umfang 6ffentliche Gelder aufgewandt werden missen. In
diesen Fillen muss der Gefahr des ,,Rosinenpickens durch private Anbieter begegnet wer-
den, wenn man nicht will, dass Steuerzahler und Kommunen nur noch den ,,defizitaren Rest*
des Leistungsspektrums — unter noch héherem Mitteleinsatz — als Ausfallbiirgen verwalten
und bezahlen mussen.

Auch der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf — parteitibergrei-
fend — eine Reihe von Anderungen eingefordert, die in diesem Sinne die Befugnisse der
Aufgabentrager starken, um eine ausreichende Verkehrsbedienung der Bevdlkerung sicherzu-
stellen. Diese Anderungen greifen die Kernforderungen der kommunalen Spitzenverbénde
zwar nicht zu 100 % auf, werden von uns aber gleichwohl als tragfahige Kompromissrege-
lung bewertet und stellen in weiten Teilen eine merkliche Verbesserung der
Aufgabentragerbelange dar, die wir ausdrtcklich begrufRRen.

Nachdem bereits 2008 ein erster Novellierungsversuch scheiterte, appellieren wir dringend an
den Deutschen Bundestag, die berechtigten Forderungen der Lander und der kommunalen
Spitzenverbande aufzugreifen und den Gesetzentwurf der Bundesregierung unter Beruicksich-
tigung der Belange einer bedarfsgerechten und kosteneffizient finanzierbaren kommunalen
Daseinsvorsorge neu auszutarieren. Andernfalls besteht die konkrete Gefahr, dass die langst
uberfallige Anpassung des deutschen Personenbeférderungsrechts an die VVorgaben der seit
dem 3.12.2009 unmittelbar geltenden EU-Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 auch im zweiten
Anlauf nicht gelingt. Ein Scheitern der Novelle wére dabei fiir alle Beteiligten — Genehmi-
gungsbehoérden, Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen — gleichermal3en nachteilig, denn
trotz des Vorrangs des EU-Rechts wiirden ohne eine Anpassung des nationalen Personenbe-
forderungsrechts grol’e Rechtsunsicherheiten verbleiben, die bereits heute zu erheblichen
Mehraufwendungen bei allen Beteiligten (nicht zuletzt fir umfangreiche Rechtsberatungsleis-
tungen) fuhren und 6ffentliche Gelder binden, die damit nicht fir die Verkehrsbedienung der
Bevolkerung zur Verfligung stehen.
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2. Rechtssicherheit nur durch umfassende Anwendung der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007

Die kommunalen Spitzenverbédnde kommen nicht umhin, zunachst nochmals nachdrticklich
darauf hinzuweisen, dass sie angesichts der Rechtswirkungen, die von einer PBefG-
Liniengenehmigung ausgehen, in Deutschland eine umfassende Anwendung der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 auf samtliche Linienverkehre fur europarechtlich zwingend geboten hal-
ten. Dabei ist gleichgiiltig, ob die Verkehre ,,eigenwirtschaftlich® oder ,,gemeinwirtschaftlich®
finanziert werden: In Gestalt der Betriebs-, der Beforderungs- und der Tarifpflicht (88 21, 22,
39 und 45 PBefG) enthélt jede Liniengenehmigung ,,Verpflichtungen des 6ffentlichen Diens-
tes* im Sinne der Vorgéngerverordnung Nr. 1191/69/EWG (vgl. BVerwG 3 C 1.09 und
BVerwG 3 C 2.09, jeweils Rn. 29) und damit gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Sin-
ne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (vgl. nur EuGH Rs. C 504/07 vom 5.7.2009, Rn. 18).
Als Kompensation fur diese gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erhalt der Inhaber einer
Liniengenehmigung nach dem deutschen Personenbeférderungsrecht im Gegenzug ein linien-
bezogenes Monopol (sog. Verbot der Doppelbedienung). Dieses ist als ,,ausschlie8liches
Recht“ nach Art. 2 f) VO 1370/2007, jedenfalls aber als sonstige, nicht-finanzielle Aus-
gleichsleistung im Sinne von Art. 2 g) VO 1370/2007 zu qualifizieren (,,jeder Vorteil,
insbesondere finanzieller Art*) und darf daher — ebenso wie etwaige zusétzliche finanzielle
Ausgleichsleistungen — nur nach Maligabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vergeben
werden. Auch das BVerwG hat in den zitierten Entscheidungen klargestellt, dass eigenwirt-
schaftliche Verkehre, ihr Vorrang und ihre Finanzierung auf3erhalb der Verordnung
1191/69/EWG bislang nur deshalb zuldssig waren, weil sie vom Anwendungsbereich der
Verordnung 1191/69/EWG ausgenommen werden konnten (vgl. Art. 1 Abs. 1 VO
1191/69/EWG in der seit 1992 geltenden Fassung). Eine solche Bereichsausnahmemaglich-
keit ist mit dem Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 jedoch entfallen.

In dieser Rechtsauffassung werden die kommunalen Spitzenverbénde durch das Schreiben der
Europaischen Kommission vom 25.6.2009 an die Republik Osterreich nachdriicklich bestarkt,
in dem die Kommission deutlich macht, dass die Verordnung immer dann anzuwenden ist,
wenn finanzielle Ausgleichsleistungen und/oder ,,marktzugangsrelevante Vorteile* gewéahrt
werden: Eine Liniengenehmigung gewahrt angesichts des sog. ,,Verbots der Doppelbedie-
nung” ohne Zweifel einen solchen ,,marktzugangsrelevanten Vorteil*. Auch die geplante
,Liberalisierung des Busfernverkehrs bestatigt dies und lasst keinen anderen Schluss zu.

Insofern verkurzt die vorgesehene Anerkennung so bezeichneter ,,eigenwirtschaftlicher* Ver-
kehre, die auRerhalb der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 genehmigt werden, den
Geltungsanspruch dieses neuen Ordnungsrahmens in europarechtlich unzuléssiger Weise und
beschneidet zugleich die Steuerungsinstrumente der OPNV-Aufgabentriger als zustandige
Behorden im Sinne dieser Verordnung.

Denin § 8 Abs. 4 RegE bzw. 8 8 Abs. 4 FrakE postulierten VVorrang eigenwirtschaftlicher
Verkehre, die auRerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zuge-
lassen werden, lehnen die kommunalen Spitzenverbande daher ausdriicklich ab. Sie bedauern
insoweit, dass sowohl der Gesetzesentwurf der Bundesregierung wie auch die Anderungsan-
trage des Bundesrates und der Gesetzesentwurf der Bundestagsfraktionen SPD und Blindnis
90/Die Griinen die iiberkommene Unterscheidung zwischen so bezeichneten ,,eigenwirtschaft-
lichen* Verkehren und gemeinwirtschaftlichen (Aufgabentriger-)Verkehren — trotz
begriindeter europarechtlicher Bedenken — fortschreiben und fiir beide Arten der Finanzierung
unterschiedliche Marktzugangsregeln vorzusehen — unter Inkaufnahme von Rechtsrisiken fir
die Zulassung von Verkehren und deren Finanzierung.
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3. Missverhaltnis zwischen den Befugnissen der Genehmigungsbehdrden und der Auf-
gabentrager erschwert Aufgabenwahrnehmung und gefahrdet Rechtssicherheit

Dariiberhinaus ist es fiir die kommunalen OPNV-Aufgabentrager essentiell, dass sie ihrer
Gewahrleistungsverantwortung flr einen bedarfsgerechten, umwelt- und sozialvertraglichen
OPNV, den sie im Rahmen der Daseinsvorsorge organisatorisch, planerisch und finanziell
sicherzustellen haben, auch tatsachlich und rechtssicher nachkommen kénnen. Angesichts
knapper offentlicher Haushalte mussen sie dies auch kosteneffizient tun konnen.

a) Bewertung des Regierungsentwurfs

Der Regierungsentwurf wird diesen Anforderungen jedoch nicht gerecht. Vielmehr erschwert
er den Aufgabentrégern die Erfullung ihrer Aufgaben der Daseinsvorsorge unter dem neuen
Ordnungsrahmen der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, weil das Verhaltnis zwischen Aufga-
bentragern und Genehmigungsbehdérden in zentralen Punkten unzureichend gel6st ist und
diverse Regelungen den unterschiedlichen Aufgaben- und Verantwortungsbereichen von
Aufgabentragern (Planung, Organisation und Finanzierung des OPNV) und Genehmigungs-
behorden (Gewerberecht) nicht Rechnung tragen, sondern den Genehmigungsbehdrden eine
gestaltende Rolle sowohl bei der Zulassung eigenwirtschaftlicher wie auch gemeinwirtschaft-
licher Verkehre einrdumen.

Es war daher von Beginn an eine zentrale Mindestforderung der kommunalen Spitzenverban-
de, dass der Nahverkehrsplan — als einzig verbleibendes Steuerungsinstrument der
demokratisch legitimierten kommunalen Aufgabentréger — fiir alle an der Durchfiihrung des
OPNV vor Ort beteiligten kommunalen und privaten Verkehrsunternehmen, staatlichen Ge-
nehmigungsbehdrden und kommunalen Aufgabentrager mit Blick auf die im Nahverkehr
enthaltenen Festlegungen rechtlich verbindlich werden muss (z. B. hinsichtlich Linienfiihrung
und -blndelung, Fahrplanangebot und Taktung, behinderten- und umweltgerechten Fahrzeug-
standards, VVorgaben zur Gewdhrleistung der Sicherheit im OPNV wie Videotiberwachung
und Haltestellenausstattung etc.). Nur so kénnen die Kommunen als OPNV-Aufgabentriger
den von der Offentlichkeit und der Politik an sie gestellten Erwartungen in Bezug auf Mobili-
tdt, Umwelt- und Klimaschutz sowie Sicherheit im OPNV gerecht werden.

Die im Regierungsentwurf zu Kkritisierenden Regelungen und ihre negativen Folgen fur die
Aufgabentrager lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen:

- Keine ,,volle* Verbindlichkeit des Nahverkehrsplans:

Mit der Regelung in § 13 Abs. 2 Nr. 2 d) RegE erschwert der Regierungsentwurf besten-
falls nur das finanziell motivierte ,,Rosinenpicken® einzelner ertragreicher Linien oder
Teilnetze aus einem vorhandenen Verkehrsnetz oder einem im Nahverkehrsplan festgeleg-
ten Linienbilindel. In allen anderen Falle einer Abweichung des beantragten
eigenwirtschaftlichen Verkehrs von den VVorgaben des Aufgabentragers ist die Genehmi-
gungsbehdrde nach § 13 Abs. 2a PBefG dagegen nicht zur Ablehnung des Antrags
verpflichtet; die derzeitige Kann-Vorschrift bedeutet juristisch nicht einmal ein intendier-
tes Ermessen (,,soll... versagen*). Moglich bleiben damit ein Unterschreiten der Vorgaben
des Nahverkehrsplans in quantitativer Hinsicht (z. B. Fahrplan und Taktung) und qualita-
tiver Hinsicht (z. B. behindertengerechte Fahrzeugspezifikationen, VVorgaben zur
Sicherheit im OPNV) ebenso wie insbesondere auch ein ,,zeitliches* Rosinenpicken durch
das selektive Bedienen zu bestimmten lukrativen Hauptzeiten (Berufsverkehrs-
/Stolzeiten, Fokussierung auf Schulbeginn und -ende). Rentabel bedienbare Linienbe-
standteile werden so im Einzelfall privatisiert und der ,,unrentable Rest* — zulasten der
Offentlichen Haushalte und des Steuerzahlers — kommunalisiert, obwohl der betreffende
Verkehr eigentlich genligend Ertrége fiir eine Bedienung auch der Randzeiten erbringen
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wirde bzw. die Ertrage kostendampfend flr eine ausreichende Verkehrsbedienung der
Bevolkerung eingesetzt werden konnten.

Konnen aber eigenwirtschaftliche Verkehre von der Genehmigungsbehdrde selbst dann
genehmigt werden, wenn sie hinter den quantitativen und qualitativen VVorgaben des Nah-
verkehrsplans zuriickbleiben, so wird einer ineffizienten Finanzierung des OPNV zulasten
der offentlichen Haushalte Vorschub geleistet: Die ,,Liicke* zur ausreichenden Verkehrs-
bedienung im Sinne des Nahverkehrsplans ist nur durch finanziell ungunstige
Vereinbarungen mit dem Inhaber der jeweiligen Linienkonzession zu schliel3en, der den
Aufgabentragern hierbei jedoch — mangels Wettbewerb — schon heute vielfach die Preise
diktiert.

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass solche nachtréglichen finan-
ziellen Betrauungen, Uber die die Aufgabentrager auch die angeblich
»eigenwirtschaftlichen® Verkehre in grolem Umfang mitfinanzieren, beihilferechtliche
Schwierigkeiten nach sich ziehen: Da die Aufgabentréger regelmaRig keinen Einblick in
die tatsachliche Finanzierungsstruktur eines Verkehrs haben (scil.: Die § 45a PBefG-
Mittel werden im Regelfall von den Landern direkt an die Verkehrsunternehmen ausge-
schiittet ebenso wie die in einzelnen Bundeslédndern existierende Bus- und
Infrastrukturforderung), haben die Aufgabentrager kaum Maglichkeiten, den tatsachlichen
Zuschussbedarf eines Verkehrs zu ermitteln. Dies filhrt zu Uberkompensationen und zu
Finanzierungsineffizienzen, die spatestens mit der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bei-
hilfe- und vergaberechtlich nicht mehr mit européischem Recht in Einklang sind und die
sich die Aufgabentrager zudem angesichts der kommunalen Finanzlage kiinftig nicht mehr
leisten konnen.

- Auch kein Einvernehmenserfordernis bei anderen zentralen Entscheidungen:

Nach § 13 Abs. 2b RegE sind zwar bei Vorliegen mehrerer Antrdge im Rahmen des Ge-
nehmigungswettbewerbs der Bewerber mit der ,,besten Verkehrsbedienung® zu
beriicksichtigen, wobei ,,insbesondere die Festlegungen des Nahverkehrsplans zu bertick-
sichtigen® sind; die verkehrliche Bewertung iibernimmt insoweit jedoch letztlich die
Genehmigungsbehorde allein. In gleicher Weise kann die Genehmigungsbehdrde etwa im
Rahmen von § 21 Abs. 3 und 4 RegE fiir Entscheidungen iiber die Erweiterung, Anderung
oder Entbindung genehmigter Verkehre sowie in 8 40 Abs. 2 und 4 RegE fur Entschei-
dungen uber den Fahrplan ebenfalls allein entscheiden, ohne ein Einvernehmen mit dem
Aufgabentrager herzustellen zu missen, der die politische Verantwortung flr die Erful-
lung der offentlichen Verkehrsinteressen trégt.

In vergleichbaren Fallen eines Auseinanderfallens von Planungs- und Genehmigungsin-
stanz wird dagegen in anderen Gesetzgebungsbereichen — etwa im Baurecht — ein
Einvernehmenserfordernis normiert. Auch hinsichtlich der verkehrlichen Bewertung im
Rahmen des Genehmigungswettbewerbs und bei den tbrigen angesprochenen Entschei-
dungen halten es die kommunalen Spitzenverbé&nde deshalb fiir erforderlich, dass die
Genehmigungsbehorde hier jeweils ausdriicklich nur ,,im Einvernehmen mit dem Aufga-
bentrdger* handeln kann.

Die kommunalen Spitzenverbande sehen in diesen Regelungen insgesamt ein deutliches
Missverhaltnis zwischen den Befugnissen der Aufgabentrager und der Genehmigungsbehor-
den und einen eklatanten Widerspruch zur Daseinsvorsorgeverantwortung der
Aufgabentriger, die den OPNV organisatorisch, planerisch und finanziell sicherzustellen ha-
ben. So haben die von der Genehmigungsbehdrde letztlich im Alleingang getroffenen
Entscheidungen unmittelbare Folgewirkungen fur die Planungssicherheit der Aufgabentrager
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und ihre Planungen des Gesamtverkehrsangebots einschlieBlich der Integration der einzelnen
Verkehrsleistungen.

Dieses Missverhéltnis der Befugnisse zeigt sich nicht zuletzt auch darin, dass die kommuna-
len OPNV-Aufgabentrager infolge der rechtlichen Unverbindlichkeit des Nahverkehrsplans
— bereits mangels Klagebefugnis — nicht einmal die Moglichkeit haben, eine gerichtliche Ent-
scheidung herbeizufiihren, wenn die Genehmigungsbehorde von Vorgaben des
Nahverkehrsplans abweicht (vgl. nur OVG Munster, Beschluss vom 12.9.2008, AZ: 13 B
929/08, Rn. 9 ff.).

Die kritisierten Regelungen begriindet die Bundesregierung damit, dass die Genehmigungs-
behorde ,,als Schiedsrichter fungieren miisse und daher nicht an die verkehrlichen
Vorstellungen des Aufgabentragers gebunden sein diirfe. Die Genehmigungsbehérde ist je-
doch nach dem Regierungsentwurf keinesfalls nur ein ,,neutraler Schiedsrichter, sondern
Ubernimmt eine ,,gestaltende Rolle*: Ohne eine Bindung an die verkehrlichen Vorstellungen
der Aufgabentrager setzt sie sich ndmlich selbst an die Stelle der Aufgabentrager und ent-
scheidet damit selbst {iber die ,,ausreichende Verkehrsbedienung*, obwohl hierfiir nach dem
Regionalisierungsgesetz und den OPNV-Gesetzen der Lander ausdriicklich die Aufgabentra-
ger zustandig sind. Die Genehmigungsbehdrde wird mithin selbst zum maRgeblichen Akteur.

Mit ihrer Aussage, dass die Genehmigungsbehdrde bei der Zulassung von eigenwirtschaftli-
chen und gemeinwirtschaftlichen Verkehren nicht lediglich Gber die subjektiven (rein
gewerberechtlichen) Zulassungsvoraussetzungen, sondern auch iiber die ,,ausreichende Ver-
kehrsbedienung* befinden konnen misse, setzt sich die Bundesregierung zudem in einem
zentralen Punkt in eklatanten Widerspruch zu ihrer eigenen Argumentation: So hat die Bun-
desregierung immer argumentiert, die Rolle der Genehmigungsbehdrden bei der Zulassung
von eigenwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Verkehren unterfalle deshalb nicht der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, weil sie ,,rein gewerberechtlich® sei; lediglich die Marktin-
tervention des Aufgabentrégers falle in den Anwendungsbereich der Verordnung. Diese
Auffassung ist jedoch — unabhdngig von den bereits angesprochenen rechtlichen Streitpunk-
ten, ob nicht bereits jede Liniengenehmigung ,,gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen® und
»ausschliefliche Rechte® im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 begriindet — tiber-
haupt nur dann in sich schlissig, wenn die Genehmigungsbehérden an die verkehrlichen
Vorstellungen des Aufgabentragers gebunden sind und nicht selbst an Stelle des Aufgaben-
tragers Aufgaben der gestaltenden Verwaltung wahrnehmen, indem sie abschlieend tber die
»ausreichende Verkehrsbedienung® und damit {iber die Marktinvention entscheiden.

Fur eine Gber die subjektiven Zulassungsvoraussetzungen hinausgehende Priifungs- oder Ent-
scheidungskompetenz der Genehmigungsbehdrden besteht zudem kein Anlass: Soweit es im
demokratischen Rechtstaat eines neutralen ,,Schiedsrichters® bedarf, fallt diese Rolle den Ge-
richten zu. Auch im Bereich der Bestellung von SPNV-Leistungen gibt es neben dem
Aufgabentrager keine zusétzliche Genehmigungsbehorde, die tiber die Marktintervention mi-
tentscheidet.

c¢) Bewertung des Fraktionsentwurfs

Der Fraktionsentwurf enthélt demgegenuber in Gestalt von § 8 Abs. 3 FrakE eine — ausdrtick-
lich zu begriiRende — Klarstellung der unterschiedlichen Zustandigkeiten und
Verantwortungsbereiche von Aufgabentrdgern und Genehmigungsbehorden.

Dariber hinaus flhrt der Fraktionsentwurf — der auch insoweit den im Bundesrat parteitiber-
greifend beschlossenen Anderungsantrigen entspricht — auch inhaltlich zu einer spiirbaren
Verbesserung der Steuerungsbefugnisse der Aufgabentréger. Zwar sieht er ebenfalls keine
Verbindlichkeit des Nahverkehrsplans vor, wéhlt mit § 13 Abs. 2a Satz 2 FrakE aber eine
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gangbare regelungstechnische Alternative: Einheitlicher und fur die Genehmigungsbehérde
verbindlicher Mal3stab zur Bewertung von Genehmigungsantragen ist nicht der Nahverkehrs-
plan selbst, sondern Mal3stab sind die verkehrlichen Vorstellungen, die der Aufgabentréger in
der Vorabbekanntmachung fur seine eigenen Vergabeabsichten publiziert hat. Soweit bei der
Vorabbekanntmachung — wie in § 13 Abs. 2a Satz 5 FrakE vorgesehen — Verweise auf be-
stimmte Inhalte des Nahverkehrsplans zuléssig sind und nicht bereits ein Jahr vor der
eigentlichen Ausschreibung oder Direktvergabe umfangreiche Vergabeunterlagen beigefligt
werden mussen, stellt § 13 Abs. 2a Satz 2 FrakE insofern eine regelungstechnische Alternati-
ve zur geforderten Verbindlichkeit des Nahverkehrsplans dar, die aus kommunaler Sicht im
Ergebnis weitgehend gleichwertig und als tragfahiger Kompromiss anzusehen ist.

Der vom Bundesrat und im Fraktionsentwurf gewahlte Regelungsansatz hat zudem den
,Charme*, dass er auf einfache und praktikable Weise der wiederholt geduBerten Sorge der
privaten Verkehrswirtschaft Rechnung tragt, die Aufgabentrager konnten in einem verbindli-
chen Nahverkehrsplan tiberzogene Anforderungen aufstellen und auf diese Weise
eigenwirtschaftliche Verkehre gezielt verhindern, um sich dann anschlieBend bei der Beauft-
ragung eigener kommunaler Verkehre selbst nicht an diese VVorgaben zu halten. Die
kommunalen Spitzenverbande haben selbst wiederholt Regelungsvorschlége unterbreitet, die
diesen unterstellten Missbrauch verhindert hatten, die aber beim Verkehrsgewerbe dennoch
keine Akzeptanz fanden. Mit § 13 Abs. 2a Satz 2 FrakE wird u.E. nun auf einfache und nach-
prufbare Weise sichergestellt, dass nur die tatsdchlichen Vergabeabsichten zum MaRstab flr
eigenwirtschaftliche Verkehre gemacht werden. Die kommunalen Spitzenverbande untersttit-
zen diese Regelung daher ausdricklich.

Um die Regelung im Interesse des privaten Verkehrsgewerbes zu flexibilisieren, kdnnten sich
die kommunalen Spitzenverbande sogar vorstellen, dass ein eigenwirtschaftlicher Verkehr —
im Einvernehmen mit dem Aufgabentréger — unter bestimmten Umstanden selbst dann ge-
nehmigt werden kann, wenn er von den VVorgaben in der Vorabbekanntmachung abweicht.
Voraussetzung ist allerdings, dass der Aufgabentréger diesen Abweichungen ausdricklich
zustimmt und die Genehmigungsbehdrde hieruber nicht alleine befindet, da anderenfalls wie-
der eine Vermischung der unterschiedlichen Verantwortungsbereiche eintreten wirde.

d) Fazit

Im Ergebnis halten die kommunalen Spitzenverbande eine Bindung der Genehmigungsbehor-
de an die verkehrlichen Vorstellungen des Aufgabentragers, wie dargestellt, als
Mindestforderung fur eine sachgerechte Wahrnehmung und Erfillung ihrer Aufgaben der
Daseinsvorsorge flr unabdingbar.

Dies gilt fiir die Zulassung der so bezeichneten ,,eigenwirtschaftlichen* Verkehre (§ 13 Abs.
2a Satz 2 FrakE) ebenso wie flr die vom Aufgabentrager beauftragten gemeinwirtschaftlichen
Verkehre: Hier sollte im Gesetz zumindest klargestellt werden, dass die Genehmigungsbehor-
de bei ihrer Entscheidung an den 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag des Aufgabentragers
gebunden ist. Vorzugswurdiger ware es jedoch, dem 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag des
Aufgabentragers selbst genehmigungsrechtliche Wirkung zukommen zu lassen. Damit wirde
sichergestellt, dass die Beibehaltung des Dualismus zwischen Genehmigungsbehérde und
Aufgabentrager die europarechtskonforme Umsetzung der Direktvergaben nach Art. 5 Abs. 2
VO 1370/2007 nicht etwa deshalb gefahrdet, weil die Genehmigungsbehdrde Gber den inter-
nen Betreiber keine beherrschende Kontrolle haben kann.

Eine zusatzliche Einbeziehung der Genehmigungsbehdrden ist insoweit nicht erforderlich —
auch nicht zur Vermeidung unterstellter Interessenkollisionen bei der Prifung durch den Auf-
gabentrdger. So besteht nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gegen samtliche
Vergabeentscheidungen des Aufgabentragers Rechtschutz. Zudem widerspricht eine Einbe-
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ziehung der Genehmigungsbehdérde auch der Vorgabe aus Art. 5 Abs. 7 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007, dass Vergaben ,,wirksam und rasch* zu iiberpriifen sind, da die Zulassungs-
entscheidung der Genehmigungsbehorde als Verwaltungsakt ihrerseits in einem selbststandi-
selbststandigen — dann verwaltungsgerichtlichen — Verfahren anfechtbar ist und birgt Giberdies
die Gefahr sich widersprechender Entscheidungen.

Zumindest erforderlich ist daher die Regelung in § 13 Abs. 2c Satz 2 FrakE, die denjenigen
Landern, die der Rechtsauffassung der kommunalen Spitzenverbande folgen und eine rechts-
sichere Umsetzung der Direktvergaben nach Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 sicherstellen
wollen, die Mdglichkeit einrdumt, den 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag des Aufgabentré-
gers mit genehmigungsrechtlicher Wirkung auszustatten.

4. Klarstellung der Aufgabentragerbefugnisse im Hinblick auf Direktvergaben und die
Gewihrung ,,ausschlie8licher Rechte*

Klarstellung der Direktvergabemdglichkeiten

In welcher Weise eine ausreichende Verkehrsbedienung vor Ort am besten zu gewéhrleisten
ist, bestimmt sich insbesondere nach den jeweiligen Ortlichen Gegebenheiten und Mdglichkei-
ten. Es war gerade ein Verdienst der Bundesrepublik Deutschland, dass diese Maglichkeiten
der Direktvergabe — auch im Sinne konkreter Wirtschaftsforderung zugunsten von kleinen
und mittelstandischen Busunternehmen in der Flache — in der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 verankert worden sind. Insoweit bedarf es aber einer rechtlichen Klarstellung im
Regierungsentwurf, dass die kommunalen Aufgabentrager im Interesse einer sachgerechten
Aufgabenerfiillung auch von allen Handlungsoptionen Gebrauch machen kénnen, die die
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hierflr vorsieht. Diese umfassen neben der Vergabe im
wettbewerblichen Verfahren auch die Mdglichkeiten der Direktvergabe an kleine und mittel-
standische Unternehmen (KMU-Privileg) oder an einen internen Betreiber (Inhouse-Privileg),
die durch den Regierungsentwurf bislang nicht hinreichend gesichert sind.

In ihrer GegendulRerung vom 20.12.2011 geht die Bundesregierung zwar davon aus, dass die
Direktvergabemdglichkeiten auch im Regierungsentwurf implizit vorausgesetzt wiirden. VVor
dem Hintergrund jlingst ergangener vergaberechtlicher Entscheidungen (vgl. z. B. Beschluss
des OLG Dusseldorf vom 2.3.2011, VII — Vergabe 48/10) ware es insoweit jedoch nicht
nachzuvollziehen, wenn 8§ 8 Abs. 5 FrakE — wie auch vom Bundesrat vorgeschlagen — nicht
zur Klarstellung bernommen wirde.

Gewdhrung ,,ausschliefflicher Rechte “

Um die wirtschaftlichen Grundlagen der so beauftragten Verkehre zu schiitzen, ist es in die-
sem Zusammenhang ferner unabdingbar, dass die Aufgabentréger fur die beauftragten
Verkehre nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 auch ein ,,ausschlieBliches
Recht* gewidhren konnen, welches dann auch im PBefG-Genehmigungsrecht einen zwingen-
den Versagungsgrund fur konkurrierende eigenwirtschaftliche Verkehre darstellt. Ohne eine
solche Verzahnung wirden die Befugnisse der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 teilweise
leerlaufen.

Insofern fordern die kommunalen Spitzenverbande nachdriicklich auch die Ubernahme der in
8 13 Abs. 2 Nr. 2 FrakE enthaltenen Regelung, die mit gleichem Inhalt auch bereits im Bund-
Lander-Fachausschuss Personenverkehr erarbeitet worden ist und vom Bundesrat in seiner
Stellungnahme vom 23.9.2011 neuerlich eingefordert wurde.



5. Keine pauschale legislative Bevorzugung von Eisenbahnverkehren

8 13 Abs. 2 Nr. 3 b) FrakE sieht einen besonderen VVorrang von Schienenverkehren vor. Die
kommunalen Spitzenverbande lehnen diese Regelung nachdricklich ab, weil sie Eisenbahn-
verkehre faktisch kraft Gesetzes mit einem ,,ausschlieBlichen Recht* ausstattet. Praktisch alle
Genehmigungsantrage fir Buslinienverkehre, die auch nur teilweise Relationen parallel zu
offentlich geforderten Eisenbahnverkehren bedienen, waren danach pauschal und ohne Ab-
wégung im Einzelfall von den staatlichen Genehmigungsbehdrden zwingend zu versagen.
Sachgerechte Ldsungen flr Fragen, die mit sog. Parallelverkehren von Bahn und Bus verbun-
den sind, mussen jedoch vor Ort und — ohne legislative VVorfestlegung auf Bundesebene —
gesondert fiir jeden Einzelfall gefunden werden.

Zudem bestehen bereits erhebliche rechtliche Zweifel, ob ausschlieRliche Rechte, wie sie § 13
Abs. 2 Nr. 3 b) FrakE vorsieht, kraft Gesetzes gewéhrt werden kénnen, da die Erteilung aus-
schlielicher Rechte nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 nur im Rahmen eines
offentlichen Dienstleistungsauftrags zur Kompensation konkreter gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen erfolgen darf. Zudem ist die Ungleichbehandlung zwischen OPNV und
SPNV ein systematischer Bruch. Nicht zuletzt bleibt unklar, wie und auf welcher Grundlage
die nach der Regelung notwendige ,,Beeintrachtigung* beurteilt und nachgewiesen werden
soll.

Bei einer Ubernahme von § 13 Abs. 2 Nr. 2 FrakE, der die Beriicksichtigung von im Einzel-
fall erteilten ,,ausschlieBlichen Rechten im PBefG-Genehmigungsrecht vorsieht, besteht
zudem keine Notwendigkeit flr eine pauschale Ausschliellichkeitswirkung.

6. Ubergangsregelung in § 62

Sowohl der Regierungsentwurf als auch der Fraktionsentwurf sehen eine Anwendung der
vergaberechtlichen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bereits ab dem 1.1.2014
vor.

Seitens der kommunalen Spitzenverbande weisen wir insoweit nochmals nachdriicklich da-
raufhin, dass auf der Grundlage eines Personenbefdrderungsgesetzes, das friihestens Mitte
2012 in Kraft treten wird, Vergaben nach der Verordnung fur die Jahre 2014/2015 kaum
rechtssicher vorzubereiten sind: Das gilt namentlich mit Blick auf die notwendigen Vorarbei-
ten flr kosteneffiziente Vergabeverfahren (ggf. Linienbiindelung und Linienerlésrechnung)
sowie insbesondere auch im Hinblick auf die Notwendigkeit einer VVorabbekanntmachung
nach Art. 7 VO 1370/2007, die mindestens ein Jahr vor der eigentlichen Ausschreibung bzw.
Direktvergabe und mindestens zwei Jahre vor der eigentlichen Betriebsaufnahme erfolgen
muss.

Die kommunalen Spitzenverbénde fordern Bundestag und Bundesrat daher auf, von den um-
fangreichen Gestaltungsspielrdumen, die Art. 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
dem nationalen Gesetzgeber im Hinblick eine ,,schrittweise Anwendung* der vergaberechtli-
chen Vorschriften bis 2019 einrdumt, Gebrauch zu machen und die vergaberechtlichen
Vorschriften der Verordnung frihestens zwei Jahre nach Inkrafttreten der PBefG-Novelle in
Kraft zu setzen.

7. Liberalisierung des Fernbuslinienverkehrs

Gemaél § 42a Satz 1 RegE soll der Fernbuslinienverkehr liberalisiert werden. Die Fernbusli-
beralisierung als solche muss dabei von kommunaler Seite nicht bewertet werden. Sie wird
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neutral bis positiv bewertet und ist im Grundsatz akzeptabel — allerdings auch nur dann —,
wenn sich keine Konkurrenz zu dem mit kommunalen Haushaltsmitteln finanzierten Nahver-
kehrsangebot auf der Stral3e und der Schiene ergibt.

Mit seinem ,,Kurzstreckenverbot® flir Distanzen unter 50 km ist § 42a RegE insofern im An-
satz zu begriRen, wenngleich die vorgesehene Distanzregelung nicht als ausreichend
angesehen wird. Gerade in polyzentrischen Ballungsrdumen (wie z. B. dem Ruhrgebiet)
scheinen uns Konstellationen denkbar, in denen zwar formal das Beférderungsverbot unter 50
km eingehalten wird, gleichwohl aber bestehende Personennahverkehrsleistungen beeintrach-
tigt werden. Hier bedarf es u.E. weiterer Sicherungen gegen eine Konkurrenzierung des
Nahverkehrsangebots.

Nachdricklich abgelehnt wird dagegen 8§ 42a Satz 3 RegE, der der Genehmigungsbehérde
Ausnahmen vom ,,Kurzstreckenverbot® gestattet. Um Beeintridchtigungen des von den Aufga-
bentragern verantworteten Nahverkehrsangebots auszuschlieRen, sind solche Ausnahmen nur
in Abstimmung mit dem jeweiligen Aufgabentrager akzeptabel. Ausnahmen mussen insofern
von einem Einvernehmen mit dem Aufgabentréger abhangig gemacht werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, die kommunalen Spitzenverbénde appellieren nachdrticklich
an Sie als Abgeordnete des Deutschen Bundestages, den Regierungsentwurf unter Beriick-
sichtigung der oben beschriebenen Belange der OPNV-Aufgabentrager neu auszutarieren und
den Kommunen als OPNV-Aufgabentragern die erforderlichen Instrumente in die Hand zu
geben, damit sie ihrer Gewahrleistungsverantwortung fur eine ausreichende Verkehrsbedie-
nung der Bevolkerung auch tatséchlich, kosteneffizient und rechtssicher nachkommen
kdnnen.

Mit freundlichen GriiRen
In Vertretung

L,\/;/M wg&o@«/

Folkert Kiepe Dr. Ralf Bleicher
Beigeordneter Beigeordneter
des Deutschen Stadtetages des Deutschen Landkreistages
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Stellungnahme von ver.di

zu der 6ffentlichen Anhdérung zu den Gesetzentwiirfen zur Anderung des Personen-

beforderungsgesetzes

» Gesetzentwurf der Bundesregierung Drucksache Nr. 17/8233

+ Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache Nr. 17/7046

» Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE Drucksache Nr. 17/7487

Allgemeine Bemerkungen

Die Umsetzung der am 3. Dezember 2009 in Kraft getretenen Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 (VO 1370) in das nationale Recht hat nach Auffassung von ver.di eine um-
fassende Novellierung des bestehenden Personenbeférderungsgesetzes (PBefG) zur
Folge. Dabei sind die bundesrechtlichen Normen verlasslich und rechtssicher an das
unmittelbar geltende EU-Recht anzupassen, damit das erfolgreiche deutsche Nahver-
kehrsmodell mit seinen rd. 200.000 Beschaftigten in 2.600 Unternehmen weiterhin sei-
ner Rolle als Teil der Daseinsvorsorge gerecht werden kann. Getragen wird dieses er-
folgreiche deutsche Nahverkehrsmodell von einer Vielzahl kleiner privater Unterneh-
men im Liniennahverkehr, die weniger als 250.000 Fahrgéaste pro Jahr beférdern und
63% aller Nahverkehrsunternehmen ausmachen und rd. 390 offentlichen, meist kom-
munalen, Nahverkehrsunternehmen, die 88% aller Fahrgaste befordern. Die Verkehrs-
leistungen des Nahverkehrsmarktes unterliegen nach dem bisherigen PBefG gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen mit ausschlie3lichen Rechten.

Die VO 1370 schreibt den ,zustandigen Behoérden® in diesem Nahverkehrsmarkt eine
entscheidende Rolle zu, ,um die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinen
Interesse zu gewahrleisten, die unter anderem zahlreicher, sicherer, hbherwertig oder
preisgunstiger sind als diejenigen, die das freie Spiel des Marktes ermdglicht hatte.”
Faire und transparente Marktregeln sind deshalb fir ver.di gleichermal3en ein An-
spruch, den die EU-rechtlichen und bundesrechtlichen Vorgaben bei einer Vergabe
unter wettbewerblichen Anforderungen erfillen muissen. Dies sichert einerseits den
Unternehmen Wettbewerbsgerechtigkeit und ist zum anderen bei einer Vergabe 6ffent-
licher Dienstleistungsauftrage unter wettbewerblichen Anforderungen eine wichtige
Voraussetzung zur Vermeidung von Sozialdumping fir die Beschaftigten.

Deshalb hat die VO 1370 den ,zustandigen Behorden® vorgegeben, ,unter welchen
Bedingungen die zustandigen Behdrden den Betreibern eines 6ffentlichen Dienstes ei-
ne Ausgleichsleistung fir die ihnen durch die Erfullung der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen verursachten Kosten und/oder ausschlie3liche Rechte im Gegenzug fur
die Erfullung solcher Verpflichtungen gewahren, wenn sie ihnen gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen auferlegen oder entsprechende Auftrage vergeben.”



Da andererseits eine gemeinwirtschaftliche Verpflichtung ,eine von der zustandigen
Behorde festgelegte oder bestimmte Anforderung im Hinblick auf die Sicherstellung
von im allgemeinen Interesse liegenden offentlichen Personenverkehrsdiensten® ist
bzw. ,ein ausschliel3liches Recht® dazu berechtigt, ,bestimmte 6ffentliche Personen-
verkehrsdienste auf einer bestimmten Strecke oder in einem bestimmten Streckennetz
oder Gebiet unter Ausschluss aller anderen solcher Betreiber zu erbringen®, sind nach
Auffassung von ver.di die Vorgaben der VO 1370 fur die Umsetzung der
bundeseinheitlichen Regeln fir die Vergabe von offentlicher Dienstleistungsauftragen
und der Erteilung von Linienverkehrsgenehmigungen eindeutig.

Eine zuséatzliche Vergaberegelung von Personenverkehrsdiensten auf3erhalb der VO
1370 unterlauft nicht nur die EU-Verordnung und konterkariert gewissermalf3en ihren
marktregulierenden Ansatz, sondern vergrof3ert vor allem die Unsicherheit aller Markt-
teilnehmer und dadurch auch die der Beschéftigten.

Der Entwurf der Bundesregierung hat die Ausschliel3lichkeit der Geltung der VO 1370
fir den OPNV nicht hinreichend und klarstellend beriicksichtigt. Somit besteht die be-
rechtigte Vermutung, dass die bisherige rechtliche Unsicherheit durch die Nichtanpas-
sung des PBefG sich in weiten Teilen fortsetzt und anstatt eines geregelten und fairen
Wettbewerbs ,durch die Hintertr“ die Gefahr droht, in Zukunft einen ungeregelten frei-
en Wettbewerb auf Kosten der Fahrgaste, der Beschéftigten im OPNV und aller Steu-
erzahler zu bekommen. Dass diese Erwartung zutreffend sein kann, belegen Erfahrun-
gen in Grol3britannien, wo die Umsetzung von sog. ,Qualitatsauftragen® im Personen-
nahverkehr durch den Local Transport Act von 2009 zwar mdglich, aber trotz erhebli-
cher finanzieller staatlicher und kommunaler Zusatzférderung in England auf3erhalb
von London am Widerstand der marktbeherrschenden Nahverkehrsunternehmen bis-
her gescheitert ist (vgl. Sheffield City Region: Transport Strategy 2011-2026, Sheffield,
2011, S. 96, und ETF (Hg.): A tutorial for trade union activists in urban public transport,
Anhang Landerberichte, S. 1 - 3, 2011; http://www.itfglobal.org/files/extranet/-
75/30330/Brochure%?20tutorial%20EN.pdf ) .

Fur die Gewerkschaft ver.di sind deshalb prazise, einfache und transparente Normie-
rungen fur den geregelten Wettbewerb im Personennahverkehr der Kern einer umfas-
senden Novellierung des bestehenden Personenbeférderungsgesetzes als bundesein-
heitliche Vorgabe fur die Lander. Der Schwerpunkt in dieser Stellungnahme ist der
Personennahverkehr mit Bus, Stadt- und StraRenbahn sowie U-Bahn (OPNV). Ver.di
geht aber davon aus, dass die fiir den OPNV geltenden Regelungen sachgerecht auch
im SPNV (Schutz des Nahverkehrs auf der Schiene) und dem Fernbuslinienverkehr
(leistungsfahige Kontrollinstanzen tber die Einhaltung von Sozial- und Tarifstandards)
zur Anwendung kommen.
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Bezogen auf den Schwerpunkt in dieser Stellungnahme sind die folgenden Anforde-
rungen die mafdgeblichen Prifpunkte bei der Beurteilung der vorliegenden Gesetzes-
entwarfe:

« Der OPNV muss vollstandig der VO 1370 unterliegen, deshalb darf es keine
Vergabe aullerhalb der VO 1370 geben. Dies dient der Vermeidung von
Rosinenpickerei und dadurch entstehende zusatzliche finanzielle Belastungen fur
die offentlichen Haushalte.

« Die Liniengenehmigung im neuen PBefG soll der VO 1370 entsprechend eindeutig
sowohl ausschlie3liche Rechte als auch gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
enthalten.

+ Die Liniengenehmigung als ausschliel3liches Recht dient der Absicherung des
unternehmerischen Konzeptes der Nahverkehrsunternehmen und dient so auch
der Sicherung der Arbeitsplatze.

« Das kommunale Selbstverwaltungsrecht und die damit verbundene Wahl der
alternativen Wettbewerbsarten im OPNV darf nicht durch vergaberechtliche
Ausnahmen im PBefG unterlaufen werden, so auch das ausdricklicher Recht der
Aufgabentrager der Direktvergabe an das eigene, kommunale Unternehmen.

* Zur Sicherung eines fairen Wettbewerbs ist die Erlaubnis der VO 1370 der
Vorgabe von qualitats- und sozialen Standards (Schutz vor Sozialdumping und der
Arbeitneh-merschutzrechte bei einem moglichen Betreiberwechsel) in die
bundeseinheitliche Regelung des PBefG zu integrieren.

- Wegen der grossen Anzahl der Aufgabentrager fiur den OPNV soll die
bundeseinheitliche Regelung im PBefG die Rechssicherheit bei der Vergabe
Offentlicher Dienstleistungsauftrdge und Liniengenehmigungen erh6éhen und fir
die politischen Entscheid-ungen einfache und klare Entscheidungsregeln
vorgeben.

I. Im Einzelnen

Aufgabentrager

Die VO 1370 hat die ,zustandige Behorde® als die Institution festgelegt, ,die zur Interven-
tion im offentlichen Personenverkehr in einem bestimmten geografischen Gebiet befugt
ist“. Der Entwurf der Bundesregierung nutzt nicht die mit der Verordnung maogliche Verwal-
tungsvereinfachung fur die Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung, sondern baut die
bestehende Genehmigungsstruktur mit einem klaren Vorrang der Genehmigungsbehorde
vor den rund 500 Aufgabentragern in 8 8 Absatz 3 Satz 1 aus. Die Genehmigungsbe-
hoérde soll daneben ,weiterhin als ,Schiedsrichter’ fungieren®. Insofern ist der ablehnenden
Gegenaul3erung der Bundesregierung zu dem Vorschlag des Bundesrates (zu 8 8 Absatz
3) nicht zu zu stimmen, da die notwendige Aufgabenklarheit und -abgrenzung von Aufga-
bentragern, Genehmigungsbehdrden und Verkehrsverbiinden ein wichtiges Transparenz-
instrument in einem geregelten Nahverkehrsmarkt ist.



Der Verweis, dass sich ,die bisherigen Regelungen in der Praxis bewahrt haben® kann
sich nur auf die Zeit vor dem Inkrafttreten der VO 1370 beziehen und ist ein zweifelhafter
Beleg, da die Aufgabentrager erst mit der VO 1370 ihre herausragende Rolle bekommen
haben und allein dies die Rollenverteilung der etablierten OPNV-Handlungsfeld erheblich
verandert hat. Aus der Sicht von ver.di gibt der Bundesratsvorschlag zu 8 8 Absatz 3 den
Unternehmen in diesem Handlungsfeld klarere Handlungsstrukturen vor und wirde
Entscheidungsprozesse nicht nur fir Beschaftigte und deren Interessenvertreter bei der
Vergabe offentlicher Dienstleistungsauftrage transparenter machen. Zudem ist der
Feststellung in dem gemeinsamen Gesetzentwurf von SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN zu zustimmen, dass ,dariiber hinaus gemeinwirtschaftliche Anforderungen an
Qualitat und Integration des Angebots nur der Aufgabentrager (durchsetzen kann), denn
nur er kann Ausgleichszahlungen und aus-schlie3liche Rechte gewahren® (S.12). Insofern
halt ver.di eine Starkung der Aufgabentrager im PBefG, wie im gemeinsamen
Gesetzentwurf von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vorgesehen, fiir erforderlich und
sachdienlich.

Nahverkehrsplan

Der Nahverkehrsplan ist mehr als ein politisches Steuerungs- und Kontrollinstrument. In
ihm werden die Rahmendaten fir die unternehmerischen Konzepte vorgegeben und da-
raus lassen sich wichtige Orientierungspunkte fir das Produktions- und Investitionspro-
gramm (u.a. Einsatz von Kapital, Betriebsmittel und Personalbedarf) ableiten. Ein Verzicht
auf die vom Bundesrat vorgesehene detaillierte Regelung fur den Nahverkehrsplan in § 8
Abs. 3 Satz 2 - 6d geht - gerade wegen der unterschiedlichen Regelungen in den Nahver-
kehrsgesetzen der Lander - nicht, wie die Bundesregierung in ihrer Gegenaul3erung kund
tut, weit Uber die VO 1370 hinaus, sondern ist eine Umsetzung seiner notwendigen Ver-
bindlichkeit (siehe auch § 13 Absatz 2a - 2¢ des Gesetzentwurf von SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN). Denn nur so wird es moglich sein, ,zuvor in objektiver und transparent-
ter Weise" i.S. des Art. 4 Abs. 1 der VO 1370 klar zu stellen, ,flir welche Standards eine
verbindliche Zusicherung seines der Betreiber erwartet wird“ (Gesetzentwurf von SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, S. 12).

Diese Verbindlichkeit erst kurz vor dem eigentlichen Vergabeverfahren ungeregelt, etwa
mit den Vergabeunterlagen herstellen zu wollen, UberlieBe das wichtige
Transparenzpostulat praktischen Zuféllen, wie etwa der Kompetenz der mit der
Ausschreibung haufig betrauten externen Dienstleister. Dadurch kdnnte beispielsweise die
,zustandige Behodrde® in ihrer Aufgabenverantwortung Ubergangen oder beschnitten
werden.

Unverstandlich ist auch die Position der Bundesregierung, warum das von ihr als
~.gewerberechtlich gepragte“ PBefG (Drucksache Nr. 17/8233, S. 32) bei der Vergabe im
wettbewerblichen Verfahren nach Art. 5 Abs. 3 der VO 1370 eine ,konkretisierende
Ausgestaltung® erfahrt. So wird mit dem Hinweis auf ,Anwenderfreundlichkeit ausfihrlich
begrundet, ,um in der Praxis einheitlich ein wirklich transparentes und wettbewerbliches
Verfahren bei der Vergabe von Verkehrsdienstleistungen nach der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 sicherzustellen“ (Drucksache Nr. 17/8233, S. 14).



Eine ahnlich ,konkretisierende Ausgestaltung” dagegen bei den Standards, die von den
Betreibern offentlicher Personenverkehrsdienste verbindlich zugesichert werden sollen,
wird von der Bundesregierung in Bezug auf den Nahverkehrsplan als nicht erforderlich
abgelehnt.

Die Gewerkschaft ver.di begruf3t deshalb die ,konkretisierende Ausgestaltung“ im Gesetz-
entwurf von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in § 8 Abs. 3, im Nahverkehrsplan aus-
dricklich die Erlaubnis der Vorgabe von Sozial- und Tarifstandards als wirkungsvolle
Schutzmaflinahme aufgenommen zu haben. Solche Vorgaben des Arbeithnehmerschutzes
gehoren fiur die Gewerkschaft ver.di zu einem geregelten Wettbewerb im
Nahverkehrsmarkt. Ohne solche Vorgaben ist fur die rd. 200.000 Beschaftigten im
Liniennahverkehrsmarkt die Gefahr grof3, dass sie bei einem mdglichen Betreiberwechsel
ihren Arbeitsplatz und/oder ihre arbeits- oder tarifvertraglichen Ansprtiche verlieren. Auch
besteht die Gefahr, wenn nicht bestimmte Tarifvertrdge in den Vergabeprozeduren
vorgegeben werden, in die Angebotskalkulationen tarifvertragsfreie oder abgesenkte
Entgeltstrukturen  eingerechnet werden. Um  hier faire und einheit-liche
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, ist ein Hinweis auf den allgemeinen Erlaub-
nistatbestand der VO 1370 in Art. 4 Abs. 5 und Abs. 6 nicht ausreichend, sondern hier fillt
die ,konkretisierende Ausgestaltung® im Gesetzentwurf von SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN in § 8 Abs. 3 aus Sicht von ver.di eine wichtige bundeseinheitliche Regelungslii-
cke des Regierungsentwurfes fir die Sicherung der sozialen Belange der Beschaftigten.

Eigenwirtschaftliche Verkehre

Die Gegenaul3erung der Bundesregierung zu 8§ 8 Abs. 4 Satz 2 unterstellt ein wirtschaft-
lich effizienteres Wettbewerbsmodell zu verfolgen. Wenn dies zutrafe und - wie im Vor-
schlag der Bundesregierung vorgesehen, neben die Vorschriften zur Vergabe von offentli-
chen Dienstleistungsauftragen nach der VO 1370 die allgemeinen Vorschriften des Ver-
gaberechtes im Vierten Abschnitt des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
(GWB) Anwendung finden, dann musste der Anteil der Subventionen fir den Personen-
nahverkehr in England oder Schweden deutlich niedriger sein als derzeit in der Bundesre-
publik Deutschland. In England sind beispielsweise in der Region South Yorkshire mehr
als 50% der Aufwendungen fir den dortigen 6ffentlichen Personenverkehr staatliche Bei-
hilfen.

Auch wirde die von der Bundesregierung vorgeschlagene Vergaberegelung im Prinzip
dazu fuihren, dass Betreiber versuchen, sich aus der Anwendbarkeit der VO 1370 zu ver-
abschieden und mit dem Hinweis auf das allgemeine Vergaberecht ohne ,ausschlieldliche
Rechte“ Personenverkehrsleistungen ohne vom Aufgabentrager festgelegte und kontro-
lierbare Qualitats- und Sozialstandards durchzufiihren. Dies wirde den beabsichtigten
Zweck der VO 1370 eines einheitlich regulierten Wettbewerbs konterkarieren.



Es geht nicht um eine weitere Eingrenzung des ,begrenzten Spielraumes fur
eigenwirtschaftliche Verkehre® wie die Bundesregierung in ihrer Gegenaulerung zu § 13
Absatz 2a behauptet, sondern - im Gegenteil - um eine notwendige gesetzestechnische
Konkretisierung, um eigenwirtschaftliche Verkehre auf dem Hintergrund allgemein
verbindlicher Qualitats- und Sozialstandards im Sinne des OPNV als Daseinsvorsorge
durchfiihren zu kénnen. Ver.di befurchtet in diesem Punkt durch den Gesetzesentwurf der
Bundesregierung nicht nur Mif3brauch und insbesondere Rosinenpickerei, sondern auch
eine zusatzliche finanzielle Belastung fur die Aufgabentrdger bei der Durchfiihrung der
noch verbleibenden gemeinwirtschaftliche Anforderungen im OPNV. Zudem tragt dieser
Umstand nicht zu fairen Wettbewerbsregeln bei und stof3t insbesondere bei den
Beschaftigten und ihren Interessenvertretungen auf grosses Unverstandnis. Ver.di sieht
deshalb in den erweiteren Regelungen des Bundesrates zu 8 8 Absatz 3 und Absatz 4
einschlie3lich der erganzenden Regelungen in 8 8a Absatz 6 und 8§ 13 Absatz 2 eine
transparente und konkretisierende Ver-fahrens- und Regelungsstruktur, die den Spielraum
fur eigenwirtschaftliche Verkehre nicht einengt, sondern eine zusatzliche, neben der VO
1370 liegende Regelungsstruktur vermeidet. Diese Planungssicherheit nutzt dem
beauftragten Verkehrsunternehmen und gibt den dort Beschaftigten ebenso eine
Arbeitsplatzsicherheit.

Direktvergabe und wettbewerbliches Verfahren

Die Mdglichkeit der Direktvergabe von Verkehrsleistungen im Nahverkehr ist fur ver.di
nicht nur eine Verankerung des Subsidiaritatsprinzips als Handlungsoption in der VO
1370, die damit die erfolgreiche Struktur des deutschen Nahverkehrsmodells ausdriicklich
einbezieht, sondern ihre ausdrickliche Verankerung in 8 8a Absatz 3 (vgl. Stellungnahme
des Bundesrates) im PBefG ist angesichts der bisherigen Rechtsunsicherheit (vgl. OLG zu
Direktvergabe Minsterland) eine notwendige, klarstellende bundeseinheitliche Regelung,
die den Beschéftigten vor und wahrend der Vergabeprozeduren Sicherheit gibt und unné-
tige Verunsicherungen bei den Beschaftigten vermeidet.

Dies betrifft auch die Regelungen in 8 8b zum wettbewerblichen Verfahren. Hier greifen
die Schutzregelungen fir die sozialen Belange der Beschaftigten (Qualitats-, Sozial- und
Tarifstandards) erst, wenn sichergestellt ist, dass diese als Uberprifbare gemeinwirtschaft-
liche Anforderung vom Aufgabentrdger gewollt und mit der Vergabe ausschlief3licher
Rechte verbunden ist, wie dies im gemeinsamen Gesetzentwurf von SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN vorgesehen ist (vgl. die Ausfuhrungen zum Aufgabentrager und
Nahverkehrsplan).



Ver.di kann im Zusammenhang mit den vorgesehenen Vergabeformen Direktvergabe und
wettbewerbliches Verfahren die Gegenaul3erung der Bundesregierung zu 8 8a Absatz 3
der Stellungnahme des Bundesrates nicht teilen. Es liegt nicht an der Unvollstandigkeit
der aufgefuhrten Vergabeformen, wie die Bundesregierung meint, sondern der Bundesrat
hat in seiner Stellungnahme zu § 8a Absatz 3 nur deutlich gemacht, dass ein neu zu
schaffender Ausnahmetatbestand im PBefG zur Umsetzung einer nationalen
Sonderregelung zur Umsetzung der Ausnahmeregelung nach Art. 5 Absatz 1 Satz 2 nicht
erforderlich ist, im Gegenteil: der Bundesrat hat mit dieser Regelung die Moglichkeit der
Um-gehung der VO 1370 mit seinen Schutzregelungen fir die Nahverkehrsunternehmen
und ihre Beschaftigten weitestgehend eingeschrénkt und nicht wie der Entwurf der
Bundesregierung ausgeweitet.
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Auf einen Blick

1. Wo die Kommunen im Verbraucherinteresse Anforderungen an Quantitat und
Qualitat des OPNV-Angebots vorgeben, miissen sie auch die Mdglichkeit haben,
diese in der Praxis zu realisieren. Eigenwirtschaftliche Verkehre dirfen nur
zugelassen werden, wenn sie diesen Anforderungen entsprechen.

2. Der Vorschlag von VDV und bdo, die Genehmigungsbehdrde starker an den
Nahverkehrsplan zu binden, schitzt nur bestehende Verkehre und l6st nicht das
Problem, dass die Qualitdtsvorgaben des Aufgabentragers durch
eigenwirtschaftliche Verkehre durchkreuzt werden kénnen.

3. Der Gesetzentwurf des Bundesrats setzt das EU-Recht konsequent um, der
Gesetzentwurf der Bundesregierung riskiert den Vorwurf der EU-Rechtswidrigkeit.

4. Der vzbv begrii3t die Liberalisierung des Fernbusverkehrs. Die Sorge, dass das
Angebot im Eisenbahnverkehr dadurch nachhaltigen Schaden nehmen wirde, teilt
der vzbv nicht.

5. Der vzbv unterstitzt die vom Bundesrat vorgeschlagenen flankierenden
Regelungen fir bessere Fahrgastrechte, Anschlussfahrausweise, und
tbergreifende Informationsmedien im Busfernverkehr.

6. Perspektivisch halt es der vzbv flr erforderlich, den Rechtsrahmen und die
Finanzierung des 6ffentlichen Nahverkehrs grundlegend neu zu regeln.
Unabhangige Verbraucherorganisationen sollten eine Rolle als Marktwéchter fir
einen kundenorientierten dffentlichen Verkehr iibernehmen.
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Im Einzelnen positioniert sich der vzbv zu den offenen Fragen zwischen Bundesregierung
und Bundesrat bei der Novellierung des Personenbeférderungsgesetzes wie folgt:

1. Wo die Kommunen im Verbraucherinteresse Anforderungen an Quantitat und
Qualitat des OPNV-Angebots vorgeben, miissen sie auch die Mdglichkeit haben,
diese in der Praxis zu realisieren. Eigenwirtschaftliche Verkehre dirfen nur
zugelassen werden, wenn sie diesen Anforderungen entsprechen.

Verbraucher erwarten vom OPNV eine gute Erreichbarkeit mit einem dichten Liniennetz
und einer hohen Taktfrequenz, eine gute Koordination, giinstige Umsteigeverbindungen
und Ubersichtliche Tarife. Um ein Gesamtangebot zu bieten, das diese Erwartungen
erfillt, sind in der Regel 6ffentliche Zuschiisse fiir den OPNV nétig.

Winschenswert ist es natiirlich, dass der OPNV, wo es denn maglich ist, ohne 6ffentliche
Zuschisse betrieben wird. Das ist die einleuchtende Logik hinter dem Vorrang
eigenwirtschaftlicher Verkehre. Dieser Vorrang darf aber nicht dazu fuhren, dass
minderwertige Verkehre, die ohne offentliche Zuschiisse betrieben werden, Vorrang
haben vor solchen Verkehrsleistungen, die den Qualitdtsanforderungen der Kommune
gerecht werden.

Genau das ware aber der Fall, wenn man dem Gesetzentwurf der Bundesregierung folgt.
Die Genehmigungsbehdrde kann danach die Genehmigung versagen, wenn der
beantragte Verkehr mit dem Nahverkehrsplan in Widerspruch steht, sie kann die
Genehmigung aber eben auch erteilen. Damit wird sehenden Auges das Risiko in Kauf
genommen, dass sich anstelle des von der Kommune geforderten Angebots ein
Verkehrsangebot durchsetzt, das eine geringere Taktfrequenz, schlechteres
Wagenmaterial oder schlechtere Umweltqualitéat aufweist. Die Kommune kdnnte sich nicht
dagegen wehren, dass die Genehmigungsbehdrde ein solches Angebot genehmigt, wenn
es als eigenwirtschaftlicher Verkehr beantragt wird.

Die als ,eigenwirtschaftlich* bezeichneten Verkehre, die heute aul3er den
Tarifersatzleistungen fur Ausbildungsverkehr (8 45a PBefG) keine weiteren offentlichen
Zuschiisse beziehen, lassen sich mit etwa 5 bis 10 Prozent des OPNV-Marktes
veranschlagen. Um diese Verkehre zu schiitzen, nimmt der Gesetzentwurf der
Bundesregierung in Kauf, dass sich in den tbrigen 90 Prozent des 6ffentlichen
Nahverkehrs das Angebot zulasten der Kunden verschlechtert.

Der Bundesrat hat demgegentber ein rationales Verfahren zur Abwagung zwischen dem
Interesse an einer moglichst wirtschaftlichen Erbringung von Verkehrsleistungen und dem
Interesse an der Wahrung von Qualitéatsstandards vorgeschlagen: Hiernach ist der
Bezugspunkt, nach dem Uber die Zulassung von eigenwirtschaftlichen Verkehren
entschieden wird, der Dienstleistungsauftrag des Aufgabentragers. Wenn der
Aufgabentrager seine Qualitatsanforderungen in einem solchen Dienstleistungsauftrag
verbindlich definiert hat und sich damit auch verpflichtet hat, ein solches Angebot
erforderlichenfalls finanziell zu unterstiitzen, dann sind eigenwirtschaftliche Verkehre nur
insoweit zulassig, als sie diesen Qualitdtsanforderungen entsprechen.
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2. Der Vorschlag von VDV und bdo, die Genehmigungsbehdrde starker an den
Nahverkehrsplan zu binden, schitzt nur bestehende Verkehre und l6st nicht das
Problem, dass die Qualitdtsvorgaben des Aufgabentragers durch
eigenwirtschaftliche Verkehre durchkreuzt werden kénnen.

Zum einen ist der Nahverkehrsplan nicht der richtige Bezugspunkt, um die Anforderungen
der Kommune an Quantitat und Qualitat des Angebots im OPNV festzulegen. Hierfur
bedarf es einer verbindlichen Vorgabe, wie sie der Dienstleistungsauftrag darstellt. Der
Nahverkehrsplan ist zu unkonkret, als dass sich hieraus die Anforderungen des
Aufgabentragers an das Verkehrsangebot in der Kommune hinreichend prézise ablesen
lassen konnten. Der Nahverkehrsplan wird zudem nur in groRen Abstanden aktualisiert
und bildet daher die Entwicklung der Verkehrsnachfrage nur unzureichend ab.

Zum anderen wirkt sich die von VDV und bdo vorgeschlagene Regelung zum Vorrang des
Nahverkehrsplans innovationshemmend aus. Geschiitzt werden durch den so
bezeichneten ,verbindlichen Nahverkehrsplan® nur bereits existierende Verkehre, nicht
aber innovative neue Angebote. Nach dem Vorschlag von VDV und bdo soll Grundlage
des ,verbindlichen Nahverkehrsplans* die Vermutung sein, ,dass die vorhandene
Verkehrsbedienung den Verkehrsbedirfnissen entspricht* (Vorschlag VDV und bdo fir
eine Neufassung des § 13 Abs. 2a PBefG). Weiter verstarkt wird der Vorrang bestehender
Verkehre durch den 6ffentlichen Erérterungstermin, der durchzufiihren sein soll, wenn ein
Unternehmen gegen den Entwurf des Nahverkehrsplans Einwendungen erhebt.

Nebenbei bemerkt, mutet es merkwirdig an, dass der Entwurf des verbindlichen
Nahverkehrsplans nur den Unternehmen vorab tbermittelt werden soll und dass auch nur
diese die Mdglichkeit haben sollen, einen Erérterungstermin herbeizufiihren; mindestens
ebenso wichtig als Zielgruppe des Nahverkehrsplans sind schliel3lich die Verbraucher,
denen das Angebot im Nahverkehr zugutekommen soll.

3. Der Gesetzentwurf des Bundesrats setzt das EU-Recht konsequent um, der
Gesetzentwurf der Bundesregierung riskiert den Vorwurf der EU-Rechtswidrigkeit.

Hintergrund der aktuellen Novelle des Personenbeférderungsgesetzes ist die Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007. Die Logik der Verordnung lasst eine klare und aus Verbrauchersicht
sinnvolle Rollenaufteilung zwischen unternehmerischer Initiative und politischer
Gestaltung erkennen: Wo offentlicher Verkehr ohne 6ffentliche Zuschlisse oder sonstige
Subventionen erbracht werden kann, soll Wettbewerb herrschen. Wo 6ffentliche Mittel
flieRen oder den Verkehrsunternehmen besondere Rechte eingerdumt werden, hat die
Politik das erste Wort. Sie muss definieren, welche Leistungen im Interesse des
Gemeinwohls die Unternehmen hierflir erbringen sollen, und sie muss sichern, dass
offentliche Mittel effizient eingesetzt werden.

Als Steuerungsmittel fuir die Politik sieht die Verordnung zwei Instrumente vor, namlich
den Dienstleistungsauftrag und allgemeine Vorschriften, die einen finanziellen Ausgleich
fur die Auferlegung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen gewahren.

Der Gesetzentwurf des Bundesrats folgt der Logik der Verordnung und fuhrt den
Dienstleistungsauftrag als zentrales Steuerungsinstrument ein, mittels dessen der
kommunale Aufgabentrager seine Anforderungen an den offentlichen Verkehr definiert
und durchsetzt.
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung vermeidet dagegen eine klare Entscheidung, ob
eine bestimmte Verkehrsleistung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 unterfallt oder nicht.
Dienstleistungsauftréage sollen fur ,eigenwirtschaftliche Verkehre* entbehrlich sein. Den im
Referentenentwurf noch enthaltenen Zusatz, dass ein eigenwirtschaftliche Verkehr nur
dann vorliege, wenn dem Betreiber kein ausschliel3liches Recht gewahrt werde, hat die
Bundesregierung im Kabinettsentwurf gestrichen (8§ 8 Abs. 4). Wenn im Umkehrschluss
die Liniengenehmigung fir einen eigenwirtschaftlichen Verkehr ein ausschliel3liches
Recht ist, verstoR3t dies klar gegen das EU-Recht. Nach Art. 3 der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 sind Dienstleistungsauftrage immer dann zu erteilen, wenn einem
Unternehmen ,ausschlie3liche Rechte und/oder Ausgleichsleistungen gleich welcher Art*
gewahrt werden.

4. Der vzbv begrii3t die Liberalisierung des Fernbusverkehrs. Die Sorge, dass das
Angebot im Eisenbahnverkehr dadurch nachhaltigen Schaden nehmen wirde, teilt
der vzbv nicht.

Bundesrat und Bundesregierung sind sich einig darin, dass der Verkehr mit Fernbussen
liberalisiert werden soll. Der vzbv unterstiitzt dieses Vorhaben. Der Fernbus stellt gerade
fur weniger zahlungskraftige Verbrauchergruppen ein attraktives Mobilitdtsangebot dar,
das zudem besonders klimaschonend ist. Die Potentiale dieses Marktes sollten im
Interesse der Verbraucher erschlossen werden.

Der vzbv hélt das so entstehende Konkurrenzverhaltnis von Bahn und Fernbus fur
produktiv fir beide Seiten. Bahn und Bus haben unterschiedliche Starken und richten sich
daher im Kern an unterschiedliche Kundengruppen. Die Bahn bietet mehr Komfort und
gute Arbeitsmdglichkeiten wéahrend der Fahrt; sie ist meist schneller, aber sie hat ihren
Preis. Der Fernbus ist durch das Staurisiko in Pinktlichkeit und Reisegeschwindigkeit
eingeschrankt, er ist aber deutlich preiswerter.

Wenn der Eisenbahnverkehr punktuell Fahrgaste an den Fernbus verliert, so kann das fur
die Bahnunternehmen auch ein Anreiz sein, das Angebot kundenorientierter auszurichten
oder die Fahrpreise zu senken.

Schliel3lich sollte nicht vernachlassigt werden, dass mit steigenden Energiepreisen die
Nachfrage nach den Angeboten des 6ffentlichen Verkehrs auf langerlaufenden
Verbindungen insgesamt steigen wird; auch um Engpasse bei der Bahn aufzufangen, ist
ein ergdnzendes Angebot im Busfernverkehr sinnvoll.
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5. Der vzbv unterstitzt die vom Bundesrat vorgeschlagenen flankierenden
Regelungen fir bessere Fahrgastrechte, Anschlussfahrausweise, und
Ubergreifende Informationsmedien im Busfernverkehr.

Der Bundesrat hat einige flankierende Regelungen vorgeschlagen, um die Fahrgastrechte
zu verbessern, um den Busfernverkehr in ein Gesamtangebot von Leistungen im
offentlichen Verkehr zu integrieren und um Auswirkungen auf den offentlich geférderten
Schienenverkehr zu minimieren. Der vzbv halt diese begleitenden Regelungen fir
sinnvoll:

o Der Bundesrat will die EU-Regelungen zu Fahrgastrechten im Kraftomnibusverkehr
auf alle Linienverkehre im Personenfernverkehr — und damit auch auf Reisen mit
weniger als 250 km Distanz — ausweiten. Au3erdem sollen die Betreiber von
Fernbuslinien verpflichtet sein, sich an der Schlichtungsstelle fiir den Offentlichen
Verkehr (SOP) zu beteiligen (8§ 39 Abs. 6 BR-E). Diese Vorschlage bringen klare
Verbesserungen fiir die Verbraucher und werden vom vzbv unterstiitzt.

e Fernbusunternehmen sollen nach dem Bundesrats-Entwurf berechtigt sein,
Anschlussfahrausweise anderer Unternehmen zu lblichen Konditionen zu vertreiben,
und sie sollen verpflichtet sein, anderen Unternehmen den Vertrieb von
Anschlussfahrausweisen des eigenen Unternehmens zu gestatten(8 39 Abs. 9 BR-
E). Aus Verbrauchersicht ist es ein wichtiges Anliegen, durchgehende Fahrausweise
bekommen zu kdnnen, wenn man bei einer Busreise Teilstiicke mit verschiedenen
Anbietern zuriicklegt. Insofern unterstitzt der vzbv auch diesen Vorschlag.

e Damit die Fahrgaste sich einen vollstandigen Uberblick iber das Angebot
verschaffen kdnnen und informierte Entscheidungen treffen kénnen, schlagt der
Bundesrat folgende Regelung vor: Wer im Internet Fahrplaninformationen anbietet,
muss im Interesse einer transparenten Verbraucherinformation auferdem auch tber
konkurrierende und ergédnzende Angebote anderer Unternehmen informieren (8§ 40
Abs. 5 und 6 BR-E). Der vzbv unterstitzt diesen Vorschlag.

6. Perspektivisch halt es der vzbv fur erforderlich, den Rechtsrahmen und die
Finanzierung des 6ffentlichen Nahverkehrs grundlegend neu zu regeln.
Unabhangige Verbraucherorganisationen sollten eine Rolle als Marktwachter fur
einen kundenorientierten 6ffentlichen Verkehr ibernehmen.

Der Rechtsrahnmen des 6ffentlichen Nahverkehrs ist deshalb so kompliziert, weil es
vielfaltige Uberschneidungen zwischen den Aufgabentragern und den
Genehmigungsbehorden bei der Gewahrleistung eines ausreichenden Verkehrsangebots
gibt. Diese Uberschneidungen sollten folgendermafien aufgelést werden: Die
Zustandigkeit der Genehmigungsbehérden sollte auf die sicherheitsrechtliche
Unternehmenszulassung beschrankt werden. Aspekte der Verkehrsplanung und
Angebotsgestaltung sollte allein der Aufgabentrager wahrnehmen, und zwar immer nur
dann, wenn es sich um ein 6ffentlich bezuschusstes Angebot handelt und insofern die
Notwendigkeit einer politischen Planung besteht.

Um den Aufgabentragern die Moglichkeit zu geben, ihre Anforderungen an den
offentlichen Verkehr praktisch zu realisieren, sollten die Finanzmittel fir den 6ffentlichen
Personenverkehr bei den Aufgabentragern in einer Hand gebiindelt werden, und zwar
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einschliellich derjenigen Mittel, die heute Uber Tarifersatzleistungen direkt an die
Verkehrsunternehmen ausgezahlt werden. Die Finanzierung sollte Anreize schaffen, neue
Kunden fir den 6ffentlichen Verkehr zu gewinnen.

In diesem Zusammenhang sollten die unabhangigen Verbraucherorganisationen eine
institutionelle Rolle als Marktwéchter fiir einen kundenorientierten 6ffentlichen Verkehr
zugewiesen bekommen. In dieser Funktion sollten sie durch Marktforschung und
Qualitatsprifungen Klarheit dartiber schaffen, was das Kundeninteresse ist und inwieweit
das Angebot diesem entspricht, und sie sollten Transparenz dartber schaffen, inwieweit
die fur den offentlichen Verkehr investierten Mittel effizient verwendet werden.
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PBefG-Novelle — RDA Stellungnahme

Anhd6rung im Ausschuss fur Verkehr, Bau und Stadtent wicklung
am 29. Februar 2012

Diese Stellungnahme beschrankt sich auf die beabsichtigte Liberalisierung des
Fernlinienverkehrs sowie die Abschaffung des Unterwegsbedienungsverbots des
bisherigen 8§ 48 Abs. 3 PBefG.

Der RDA begriit die im Gesetzentwurf der Bundesregi  erung zur Anderung
personenbefdrderungsrechtlicher Vorschriften vom 21 .12.2011 (BT-Druck-
sache 17/8233) vorgesehene Liberalisierung des Busf ernlinienverkehrs
sowie die uneingeschrankte Abschaffung des Unterweg sbedienungsverbots
im Gelegenheitsverkehr und lehnt die diesbezlglich eingebrachten
Anderungsantrage der Fraktionen von SPD/Bindnis 90/  Grine (BT-
Drucksache 17/7046) sowie die Vorschlage der Faktio n Die Linke (BT-
Drucksache 17/7487) ab.

Liberalisierung des Fernlininenverkehrs

1.
Keine Einfuhrung einer Mautpflicht

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehene Erleichterung des
Genehmigungsverfahrens fur den Fernlinienverkehr ist aus sozialen,
umweltpolitischen und wirtschaftlichen Grinden sinnvoll und notwendig.

Sie darf jedoch nach Auffassung des RDA keinesfalls, wie von den Fraktionen
von SPD und Biundnis 90/Grine und Die Linke gefordert, mit einer allgemeinen
Maut fur den Bus-Gelegenheitsverkehr und den Bus-Fernlinienverkehr verknipft
werden.

Durch die geforderte Anderung des BundesfernstraRenmautgesetzes (BFStrMG)
zum Zweck der Einbeziehung des Kraftomnibusses in die Mautpflicht - mit
Ausnahme der Kraftomnibusse, die ausschlieRlich im OPNV eingesetzt werden -
ware der gesamte Busreiseverkehr mit Fahrzeugen mit einem zulassigen
Gesamtgewicht vom mindestens 12 t und nicht etwa nur_der liberalisierte
Fernlinienverkehr von der Mautpflicht betroffen.

Durch eine Busmaut wirden sich die Produktionskosten im Reisebus- und
Busfernlinienverkehr erheblich verteuern. Das wirtschaftliche Uberleben
zahlreicher kleiner und mittlerer Omnibusunternehmen und damit zugleich
200.000 Arbeitsplatze in der Busbranche wirden in Frage gestellt:

Legt man die aktuelle Mautordnung zugrunde, betragt die Kilometer-Gebihr
zwischen 0,141 und 0,288 Euro. Bei einem Euro-1V-Bus wirde dies z.B. bei einer
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Fahrleistung von 100.000 km zu einer jahrlichen Mehrbelastung von rund
16.900 Euro fuhren.

Am Fernlinienverkehr werden voraussichtlich nur_einige grol3e Busunternehmen
teilhaben kénnen, die Uber die erforderlichen Fahrzeug- und Personalkapazitaten
sowie die notwendige Logistik und Vertriebsnetze verfiigen, wéahrend die
Uberwiegende Anzahl der <ca. 4.400 kleinen und mittelstandischen
Busunternehmen dazu nicht in der Lage sein wird. Mithin wirde eine generelle
Mautpflicht fur den Gelegenheitsverkehr alle Betriebe belasten obwohl nur wenige
von der Fernlinienliberalisierung profitieren.

Auch wirde die Kostendeckung im Bereich der Fernbusanbieter, die die
Mautkosten voraussichtlich nicht an die Kunden weitergeben kénnen, reduziert
und damit die Mdglichkeit, die Fernlinien eigenwirtschaftlich und gewinnbringend
betreiben zu konnen. Verbunden mit den hohen Anfangsinvestitionen und
Anlaufkosten neuer Fernlinien, wirde eine Busmaut die Entwicklung dieses
neuen Marktbereiches bereits von Anfang an behindern.

1.2.
Die Begrundungen der Alternativ-Gesetz-Entwurfe zur EinfUhrung einer
allgemeinen Busmaut im Zusammenhang mit der Liberal isierung des

Fernlinienverkehrs sind zudem nicht stichhaltig.

1.2.1. Belastung der StralRe und des Stral3enverkehrs netzes

Im Gegensatz zu den Feststellungen der Alternativ-Entwirfe wird das
StralRenverkehrsnetz durch den Bus deutlich weniger belastet, als durch den Pkw-
und Guterverkehr:

Der Bus entlastet das Verkehrsnetz bereits durch die Zusammenfassung von
Transportleistungen, das heif3t, es sind weniger Pkws unterwegs.

Durch eine wegen des niedrigeren Gesamtgewichtes von hdchstens 18 t, im
Ausnahmefall 24 t, geringere Bewegungsenergie des Fahrzeuges, ist das
Schwingungsverhalten des Busses beim Uberfahren von Unebenheiten und
Briicken-Auflagern gunstiger, als das des Schwerverkehrs. Die von der
dynamischen Achslast initiierte Stol3welle ist schwacher, es entsteht eine
geringere Zahl von langwelligen Nachschwingungen (rutting), die zudem noch
eine niedrigere Amplitude als die vergleichbarer Schwerfahrzeuge haben und sich
schneller abbauen. Das heif3t, die Auswirkungen auf den Stral3enunterbau und
auch Bruckenlager sind nur halb so grof3, wie bei vergleichbar schweren Lkw und
gegenuber Nutzfahrzeugen mit 38 und mehr Tonnen nochmals geringer. Bei
Bussen mit dritter Achse reduzieren sich diese Belastungen weiter.

Durch die Mdglichkeit der zeitweisen Nutzung der mittleren und linken Fahrspur
werden die Belastungen auf den StralRenunterbau in die tiefer ausgekofferten
mittleren Fahrbahnbereiche verlagert. Daraus resultiert eine gegenuber dem
Schwerverkehr ginstigere Belastung.
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1.2.2. Externe Kosten

Aufgrund seines geringen Verkehrsflachenbedarfs im Verhéaltnis zur Zahl der
Beforderten sowie der geringen Folgekosten aufgrund von Umweltbelastungen
und wegen der geringen Zahl von Busunfallen, sind zudem gerade die externen
Kosten des Reisebusses besonders niedrig:

Ausweislich der von der_Allianz pro Schiene in Auftrag gegebenen INFRAS-Studie
aus 2007 zu den externen Kosten des Verkehrs in Deutschland, ist der Pkw mit
einem Anteil von rund 96% aller externen Kosten der gréf3te Kostenverursacher.
Im Personenverkehr fallen danach beim Pkw mit 61,6 €/1'000 Pkm die hdchsten
durchschnittlichen Kosten an. Die Kosten im Personenverkehr der Schiene
betragen 21.2 €/1'000 Pkm, die des Busses nur 15,6 €/1'000 Pkm.

Die externen Kosten der Busse im Gelegenheits-und Linienverkehr sind somit
nach den Feststellungen von INFRAS um ca. 26% tiefer als im Schienenverkehr.
Als Hauptgrund werden hierfir seitens INFRAS die tieferen Larmkosten in
Kombination mit tieferen aggregierten Klimakosten, sowie die aufgrund der
verbesserten Motorentechnologie um 60% verringerte Partikelemissionen des
Busses im Zeitraum 2000 bis 2005 angefuhrt. Letzteres habe zu deutlich tieferen
Luftverschmutzungskosten in dieser Fahrzeugkategorie gefihrt.

1.2.3. Wegekosten

Auch sind die Wegekosten des Busses im Vergleich zur Bahn nicht nur _&ufRerst
gering, sondern es besteht sogar eine betrachtliche Kostenuberdeckung auf
Seiten des Busses:

Zunéchst ist hierzu bereits festzustellen, dass der Wegekostendeckungsgrad
samtlicher Verkehrstrager fir das gesamte Stral3ennetz der Bundesrepublik
Deutschland laut Studie des Deutschen Instituts fur Wirtschaftsforschung (DIW)
von 2009 uber die Wegekosten und Wegekostendeckung des Strafl3en- und des
Schienenverkehrs in Deutschland im Jahr 2007 149% betrug. Auf
Bundesautobahnen belief sich die Kostendeckung im Jahr auf 2007 auf 282 %.

Der Wegekostendeckungsgrad der deutschen Busse fur die Benutzung der
Bundesautobahnen betrug danach im Jahr 2007 312%. Selbst auslandische
Busse weisen hier einen Kostendeckungsgrad von 134 % auf.

Demgegenuber betrug der Wegekostendeckungsgrad far den
Schienenpersonenfernverkehr fur das Jahr 2007 _lediglich 56 %.

Deutsche Busse zahlen somit bereits jetzt schon mehr als das Dreifache dessen,
was sie an Wegekosten verursachen und finanzieren damit den Schienenverkehr.

1.2.4. CO,-AusstoRR

Zu berucksichtigen ist weiter, dass der Bus nach den amtlichen Statistiken mit
einem COjz-Aussto von 3,1 kg pro 100 Personen-Kilometer das
umweltfreundlichste Verkehrsmittel ist. Der CO»-Ausstold des Pkw betragt
demgegenuber 13,8 kg, der der Bahn 4,6 kg (im Fernverkehr) (Quelle:
Bundesumweltamt flr das Bezugsjahr 2008).
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Die Einfuhrung einer Maut fur Busse wirde zwangslaufig zu hoheren Reise- und
Fahrpreisen fuhren und somit den Busverkehr und die Busreise unattraktiver
machen und somit die Abwanderung von Kunden auf umweltschadlichere
Verkehrsmittel férdern.

1.2.5. Energieverbrauch

Auch ist der Bus bereits nach den amtlichen Statistiken beim Energieverbrauch
(Benzinaquivalent) pro 100 Personen-Kilometer mit 1,4 | unschlagbar. Der Pkw
verbraucht dagegen 6,0 | und die Bahn 2,5 | (im Fernverkehr) (Quelle:
Bundesumweltamt flr das Bezugsjahr 2008).

Nach der von uns in Auftrag gegebenen Studie ,Vergleichende Umweltbilanz des
Reisebusses” des IFEU-Instituts von 2009, betragt der durchschnittliche
Energieverbrauch sogar nur 0,9 I, pro gefahrenen 100 km.

Der Reisebus ist also als ,l-Liter-Fahrzeug® ein geradezu vorbildliches
Nutzfahrzeug und allen anderen Verkehrsmitteln in Sachen Umweltschutz und
Energieverbrauch weit Uberlegen.

1.2.6. Sozialfunktion

Da gerade einkommensschwache Bevolkerungsteile den Bus besonders intensiv
nutzen, die Busreise sich bei Einfihrung einer Busmaut aber erheblich verteuern
muisste, wirden auch diese Bevolkerungsteile mittelbar durch die Busmaut
benachteiligt. So wuirden sich z.B. bei Zugrundelegung des aktuellen Lkw-
Mautsatzes Klassenfahrten mit einer durchschnittlichen Kilometerlange von 1000
km (Hin- und Ruckfahrt) um rund 160,- Euro verteuern. Auch andere Reisegaste
der Busfahrten, wie z.B. altere Menschen, wollen und missen preisbewusst
reisen konnen.

Die bisherige wichtige soziale und integrierende volkswirtschaftliche Funktion der
Busreise wére durch eine Busmaut insgesamt in Frage gestellt.

1.2.7. Finanzierung

Der Reisebus finanziert sich zudem ausschlieRlich selbst und erhélt keinerlei
staatliche Subventionen oder steuerliche Vergunstigungen. Allein Uber den
Dieselkraftstoffpreis fuhrt der Reisebus uUber 70% Steuern an den Fiskus ab.

Dagegen profitiert die Bahn von massiven Steuervorteilen: So entgehen dem
Fiskus laut dem 23. Subventionsbericht der Bundesregierung durch die
Stromsteuerbefreiung des Schienenverkehrs 110 Mio. Euro.

Dies bedeutet allein fir den Schienenverkehr eine Entlastung von 44 %
gegenuber dem Regelsteuersatz.

1.2.8. Verkehrsnachfrage

Nicht nachvollziehbar sind fir uns auch die Argumente der Fraktionen von SPD
und Bundnis 90/Grine, dass durch die Liberalisierung des Bus-Fernlinienverkehrs
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dem Schienenpersonenfernverkehr ca. 10 bis 20% Verkehrsnachfrage entzogen
werde und diese Verkehrsverlagerung angesichts der ,enormen offentlichen
Mittel“, die in Ausbau und Erhalt des deutschen Schienennetzes flieRen, weder
verkehrspolitisch noch wirtschatftlich vertretbar sei.

Zunachst sind diese Prognosen zur Verkehrsnachfrage durch das bisherige
Verkehrsverhalten des betroffenen Kundenkreises nicht belegt. Die bisherige
Genehmigung neuer Busfernlinien in Deutschland sowie die Fernbus-
Liberalisierungen in anderen Landern zeigen im_Gegenteil, dass nur ein sehr
geringer Anteil der Bahn-Reisenden zum Fernlinienbus wechselt.

So hat z.B. die Liberalisierung des schwedischen Fernlinienverkehrs gezeigt,
dass allenfalls mit einer voriibergehenden Abnahme des Fahrgastaufkommens
beim Schienenverkehr zu rechnen ist, die durch ein kundenfreundliches und
preissensibles Verhalten des Schienenverkehrs wieder kompensiert werden
konnte.

Wirde man im weiteren der Argumentation folgen, dass die prognostizierten
Verkehrsverlagerungen wegen der ,enormen offentlichen Mittel“, die in das
Schienennetz flieBen, nicht hinnehmbar seien, wirde das in der Konsequenz
bedeuten, dass man statt der — angeblich — gewinschten Beseitigung von
Wettbewerbsverzerrungen im  Linienverkehrsbereich neue Wettbewerbs-
verzerrungen zugunsten des Schienenverkehrs durch eine Mautbelastung der
privaten Reisebusunternehmer einfihrt.

Wir halten diese Argumentation nicht nur fur widersprichlich und unlogisch,
sondern auch fur unzuldssig, da die Wegekostenrichtlinie der EU (RL
2006/38/EG) vom Verursacherprinzip ausgeht und eine Mauterhebung von den
tatsachlich verursachten Kosten und nicht von Verkehrsverlagerungen abhangig
macht.

1.2.9. Umweltbhilanz

Angesichts der hervorragenden Umweltbilanz des Busses einerseits sowie der
bereits bestehenden fiskalischen Wettbewerbsnachteile des Reisebusses
andererseits, darf dieser keinesfalls weiteren wettbewerbsverzerrenden
finanziellen Belastungen, wie etwa einer Maut, ausgesetzt werden. Vielmehr
muss der Reise- und Fernlinienbus angesichts der vorstehenden Fakten bereits
im_Ansatz _von jeder Mautdiskussion — auch im Zusammenhang mit einer
etwaigen allgemeinen Pkw-Maut - ausgenommen bleiben.

Dabei sollte auch nicht (bersehen werden, dass der umweltfreundliche
Bustourismus pro Jahr einen Umsatz von rund 10,5 Mrd. Euro erwirtschaftet.
Allein das Beherbergungsgewerbe erzielt durch den Bustourismus ca. 30 Mio.
Ubernachtungen in Deutschland. Buskunden zahlen bei Ubernachtungsreisen im
Inland pro Reisetag rund 100,- Euro. Hinzukommen Zusatzausgaben pro Tag in
Hoéhe von rund 28,30 Euro (Quelle: dwif 2011). Davon wird der gréf3te Anteil in
Hohe von 57 % im Gastgewerbe ausgegeben, 28,7 % flieRen dem ortlichen
Einzelhandel zu.
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1.3.

Auch die Forderung nach der Einfihrung einer umgehe nden Verpflichtung
zur barrierefreien Fahrzeugausstattung im Zusammenh ang mit der
Liberalisierung des Fernlinienverkehrs ist nicht um setzbar.

Die Einfuhrung einer umgehenden Verpflichtung zur behindertengerechten
Fahrzeugausstattung im Bus-Fernlinienverkehr wére realitatsfremd:

Der aktuelle Fahrzeugbestand verfligt Uber keine Barrierefreiheit. Auch die
derzeitige Fahrzeugentwicklung der Hersteller halt diese im Reisebusbereich nicht
bereit.

Diesbezlgliche Verpflichtungen kénnen und durfen somit erst nach einer
angemessenen Ubergangszeit und dann fir nur Neufahrzeuge eingefthrt werden.

Was den aktuell verfigbaren Fahrzeugbestand anbelangt, der zunéchst noch -
auch und gerade bei aktuellen Neuanschaffungen - ,aufgebraucht” werden muss,
ist in Bezug auf die Lebensdauer und somit die mogliche wirtschaftliche
Einsatzzeit der Reisebusse auch zu beachten, dass die Hersteller diese
Fahrzeuge auf eine ,Lebensdauer® von mindestens 30.000 Betriebsstunden
auslegen. Die Betriebsstundenauslegung der OPNV-Busse betragt sogar bis zu
60.000 Stunden. Demgegeniber sind Lkw fur einen 10 - 12.000 Stunden Betrieb
und Pkw fur einen 5.000 Stunden Betrieb ausgelegt (Quelle: Mercedes-
Benz/EvoBus).

Wegfall des Unterwegsbedienungsverbots des 8§ 48 Abs . 3 PBefG

Die im Regierungsentwurf vorgesehene vollstandige Beseitigung des
Unterwegsbedienungsverbots im Ausflugs- und Ferienzielverkehr ist nicht nur
wegen der Liberalisierung des Fernlinienverkehrs, sondern auch aus EU-
wettbewerbsrechtlichen Grinden geboten, da der EU-Gelegenheitsverkehr
gemal VO (EG) 1073/2009 keine vergleichbaren Einschrankungen kennt.

Dies fuhrt zum einen dazu, dass Reisebusse aus anderen EU-Staaten uberall in
Deutschland unterwegs bedienen diurfen. Zum anderen zu solch absurden
Folgen, dass ein deutscher Reisebus mit Ausgangsort Hamburg und Ziel
Garmisch-Partenkirchen nicht unterwegs bedienen darf, wohingegen er dann
unterwegs bedienen darf, wenn die gleiche Reise, von Hamburg ausgehend, bis —
kurz Uber die Grenze - nach Innsbruck fuhrt.

Die im Gegenentwurf der Fraktionen von SPD und Bilndnis 90/Grine
vorgesehene, lediglich  eingeschrdnkte  Beseitigung des  Unterwegs-
bedienungsverbots ist praxisfremd und deshalb abzulehnen:

Zunachst ist es Dbereits jetzt — trotz des bestehenden Unterwegs-
bedienungsverbots und unabhéngig von den in § 48 Abs. 3 PBefG normierten
Ausnahmen - zuldssig, dass bei einer Reise, die eine Stadt als Ausgangspunkt
hat, dort an mehreren Stellen neben dem eigentlichen Abfahrtsort, zugestiegen
werden kann. Das gleiche gilt fir den Zielort: Auch dort kdnnen und dirfen die
Reisegaste an verschiedenen Stellen aussteigen, ohne dass dabei gegen das
Unterwegsbedienungsverbot verstof3en wird.
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Es kommt hinzu, dass Fahrzeuge aus anderen EU-Staaten ebenfalls bereits seit
langem und ohne weiteres auch innerstadtisch bedienen durfen.

Zu den im Gegenentwurf befurchteten ,chaotischen® Zustanden oder einer
Beeintrachtigung des OPNV oder von Stadtrundfahrtenverkehren ist es seither
trotzdem noch nie gekommen. Die diesbezlgliche Prognose entbehrt also_jeder

Grundlage.

Es kommt hinzu, dass hier nicht dieselben Kundenkreise wie im OPNV-Verkehr
oder auch einer bloRen Stadtrundfahrt betroffen sind. Auch ware die
Neueinfuhrung einer Verkehrsart, wie ,innerértliche Ausflugsfahrten®, dem PBefG
nicht nur systemfremd, sondern wirde das Unterwegsbedienungsverbot nur noch
weiter komplizieren, abgesehen davon, dass nicht nachvollziehbar ist, wie hier
jeweils sinnvoll kontrolliert werden kann, ob es sich um innerértliche* oder
»=aul3erortliche” Ausflugsfahrten im Rahmen eines Reiseverkehrs handelt, oder ob
jeweils die vorgesehenen Ausnahmegenehmigungen fir eine innerértliche
Bedienung vorliegen.

Nur die seitens der Bundesregierung vorgesehene vollstdndige Beseitigung des
Unterwegsbedienungsverbots fiihrt zu klaren gesetzlichen Regelungen und
beseitigt die = Wettbewerbsverzerrungen im  Verhéltnis  zum EU-
Gelegenheitsverkehr.
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l. Einleitung

Die vorliegenden Gesetzesentwilrfe der Bundesregierung (Drs. 17/8233) und der
Fraktionen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Dr. 17/7046) beinhalten Ande-
rung der gesetzlichen Regelungen fir 6ffentliche Personenverkehrsleistungen. Ins-
besondere soll hierbei den Vorgaben der EU-VO 1370/2007/EG hiermit Rechnung
getragen werden.

Mit den beabsichtigten Anderungen soll ebenfalls eine Liberalisierung des Linien-
fernbusverkehrs umgesetzt werden. In der Hauptsache soll mit den Gesetzesentwur-
fen das Personenbefdérderungsgesetz (PBefG) geandert werden.

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE (Drs. 17/7487) beinhaltet bzgl. der Anderung des
PBefG ausschlie3lich Forderungen in Bezug auf die beabsichtigte Liberalisierung der
Linienfernbusverkehre.

Die nachfolgende Stellungnahme beinhaltet die Positionen der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft EVG zur Anderung des PBefG und zur Anpassung des Bundes-
fernstralRenmautgesetzes. Dabei bezieht sich die EVG, wenn nicht anders angege-
ben, auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung.

Il. Generelle Kritik

Die Anderung des Personenbeforderungsgesetzes muss neben der Anpassung zur
Umsetzung von Regelungen der EU VO 1370/2007/EG zu einer Starkung des 6ffent-
lichen Personennahverkehrs fihren.

Fur die Erfullung der Daseinsvorsorgeverantwortung und im Hinblick auf eine drin-
gend gebotene 6kologische Verkehrswende ist es zwingend erforderlich, den zu-
standigen Aufgabentragern die Handlungsmoglichkeiten einzurdumen, die notwendig
sind, einen effektiven und 6kologisch nachhaltigen Nahverkehr fir ihre Regionen o-
der Stadte zu schaffen. Hierbei sind volkswirtschaftlicher Nutzen und 6kologische
Zielsetzung vorrangig zu bericksichtigen.

Die Schaffung unternehmerischer FreirAume darf nicht zu einer Gefdhrdung dieser
Ziele fuhren. Die in dem vorgelegten Regierungsentwurf genannten Anderungsvor-
schlage stehen diesen Zielen diametral entgegen.

(2]



Die EVG fordert schon lange ein verkehrliches Gesamtkonzept, einen Masterplan
Verkehr, welcher alle Verkehrstrager, ihre 6konomisch und dkologisch sinnvolle Ver-
knupfung und eine vorausschauende Planung der Infrastrukturinvestitionen beinhal-
tet. In diesem Masterplan missen die Fragen nach den Verkehr der Zukunft beant-
wortet werden.

Es missen Antworten darauf gefunden werden, welche Verkehre mit welchen Ver-
kehrstragern wir in Zukunft unter 6konomischen, ©kologischen, gesellschaftlichen
aber auch demographischen Gesichtspunkten bendétigen. Dann kann sinnvoll beant-
wortet werden, welche Infrastruktur fur den Personen- und Gutertransport ertiichtigt
oder neu gebaut werden muss und wie diese verkehrlichen Anforderungen auch in
der Zukunft finanziert werden kdonnen.

llI.  Im Detail — Die Kernforderungen der EVG

Schaffung wirkungsvoller SchutzmalRnahmen gegen Lohn - und Sozialdumping
fur Personennahverkehre sowie fir Linienfernbusverk ehre

Alle Leistungen des Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) gem. der Definition in
§ 8, Abs. 1 PBefG sind zwingend unter Einhaltung der Regularien der EU-VO
1370/2007/EG zu erbringen. Dies umfasst nach Auffassung der EVG auch eigenwirt-
schaftliche Verkehre gem. § 8, Abs. 4 PBefG.

Bereits bei der Erstellung von Nahverkehrsplanen missen bindende Vorgaben zur
Einhaltung von Lohn- und Sozialstandards festgeschrieben werden. Die EVG fordert
die freiwilligen Bestimmungen des Art. 4, Abs. 5 und 6 der EU-VO 1370/2007/EG voll
auszuschopfen und verbindlich festzuschreiben.

Auch fur den Bereich der Linienfernbusverkehre fordert die EVG die Implementierung
einer Sozialklausel in das PBefG. Hierzu macht die EVG den nachfolgenden Formu-
lierungsvorschlag:

Sozialklausel fur den Fernbusverkehr:

Die Genehmigung fur den Fernbusverkehr ist zu versagen oder zu entziehen,
wenn Tatsachen die Annahmen rechtfertigen, dass der Unternehmer selbst
oder ein fur ihn tatiger Nachunternehmer die im jeweiligen im Verkehrsbe-
reich geltenden tariflichen Arbeitsbedingungen unterschreitet.

3]



Diese Vorgabe ist zwingend durch die von den Landern beauftragten Genehmi-
gungsbehdrden bei der Genehmigung von Linienfernbusleistungen zu prifen.

Um eine Nicht-Anwendung dieser Sozialklausel zu verhindern, ist dem PBefG an ge-
eigneter Stelle eine Revisionsklausel hinzuzufligen. Diese Untersuchung soll auch
die Einhaltung der tariflichen Arbeitsbedingungen tberpriifen. Hierzu macht die EVG
folgenden Formulierungsvorschlag:

Revisionsklausel:

Zwei Jahre nach Inkrafttreten der Neufassung soll die Bundesregierung eine
Untersuchung durchfihren, in welchem Umfang die Genehmigungsbehdorden
Versagungen oder Entziehungen von Genehmigungen ausgesprochen ha-
ben und ob dadurch die Einhaltung der im jeweiligen Verkehrsbereich gel-
tenden tariflichen Arbeitsbedingungen sichergestellt werden konnte.

Die Erfahrungen aus bereits bestehenden Fernreisebusverkehren zeigen, neben er-
heblichen tariflichen Unterschieden, schon jetzt Tendenzen von Lohn- und Soziald-
umping durch die Beschéftigung von Mitarbeitern aus dem europaischen Ausland
oder Uber europaische Tochterfirmen. Dazu hat der Verein mobifair e.V. einen kur-
zen Tarifvergleich erstellt, der dieser Stellungnahme als Anhang anfiigt ist.

Zur Sicherstellung der Einhaltung von Tarif- und Sozialstandards, der gesetzlichen
Bestimmungen fur Lenk- und Ruhezeiten und der Qualitatsstandards (z.B. in Bezug
auf Fahrzeugausstattung und Anforderung fur mobilitatseingeschrankte Fahrgaste)
muss eine ausreichende Kontrolle sichergestellt werden. Dies kann durch die
Erweiterung der Zustandigkeiten des Bundesamtes fur Guterkraftverkehr (BAG) auf
den kommerziellen Personenverkehr erfolgen.

Schutz der Investition 6ffentlicher Gelder in Verke  hre des SPNV und genereller
Schutz der Eisenbahnverkehre — fiir eine 6kologische Verkehrswende

Die beabsichtigte Liberalisierung des Linienfernbusverkehrs darf zudem keine
negativen Auswirkungen auf den Eisenbahnpersonenverkehr haben. Durch
konkurrierende Angebote der Linienfernbusverkehre wirden den SPNV-
Unternehmen Fahrgelderlése entgehen, die durch erhéhte Zuschisse der
offentlichen Hand ausgeglichen werden missten.
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Klargestellt werden muss, dass sich der Schutz des SPNV auf den gesamten
Streckenverlauf dieser bestellten Verkehre bezient. Das in 8 42a des
Regierungsentwurfes genannte Bedienverbot fir Linienfernbusleistungen unter
50 km bericksichtigt zwar die in 8§ 8, Abs. 1 PBefG genannten Begriffsdefinitionen fur
den OPNV, zum Schutz des SPNV ist dies allerdings unzureichend.

Im Sinne der dringend gebotenen 6kologischen Verkehrswende muss sichergestellt
werden, dass das flachendeckende  Eisenbahnverkehrsangebot durch
Zubringerleistungen im Fernbusbereich gestiutzt, und nicht durch konkurrierende
Busleistungen gefahrdet wird. Dabei ist auch darauf zu achten, dass es nicht zu einer
Ausdinnung von Eisenbahnfernverkehrsleistungen in 6rtlichen und zeitlichen
Randlagen kommt. Dies ist bisher nicht berticksichtigt.

Kein Herauslosen lukrativer Verkehre aus Linienbtnd eln und Verkehrsnetzen
innerhalb  von Nahverkehrsplanen. Freie Wahlmdglichk eit kommunaler
Auftraggeber, Nahverkehrsleistungen selbst zu erbri ngen, oder zu vergeben.

Im Regierungsentwurf wird die Moglichkeit der kommunalen Aufgabentrager zur
Eigenerbringung von Verkehrsleistungen ganzer Verkehrsnetze durch den Vorrang
eigenwirtschaftlicher Verkehre einzelner Linien ausgehebelt. Die EVG fordert, dass
der Regelungsrahmen der EU VO 1370/2007/EG, Art, 5, Abs. 2 ausgeschopft wird
und der Bedienung von gesamten Verkehrsnetzen durch eigene, kommunale
Verkehrsunternehmen Vorrang eingeraumt wird.

Es muss auRRerdem verhindert werden, dass es durch das Herauslosen lukrativer
Linien aus Linienblindeln zu ,Rosinenpickereien“ kommt. Verbleibende unattraktive
Restverkehre missten dann durch kommunale Zuschiisse finanziert werden.

Kostenbeteiligung der Linienfernbusverkehre am Ausb au und Erhalt der
erforderlichen Infrastruktur

Fur Linienfernbusverkehre muss eine entsprechende Infrastruktur in den Stadten
geschaffen werden. Dabei ist eine sinnvolle Verknipfung mit dem Eisenbahnverkehr
und dem OPNV zu gewahrleisten. Es muss verhindert werden, dass es durch die
Nutzung von Haltestellen zu Behinderungen des offentlichen Nahverkehrs kommit.
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Es ist ebenfalls darauf zu achten, dass Autobahnraststatten oder sonstige
Freiflachen (6ffentliche Parkflachen etc.) nicht fir das Aufnehmen oder Absetzen von
Fahrgasten zweckentfremdet werden.

Neben der Behinderung der eigentlichen Nutzungsbestimmung kann so die
Verkniipfung mit den o.g. Offentlichen Verkehrsleistungen nicht gewahrleistet
werden.

Zur Finanzierung der fur den Linienfernbusverkehr notwendigen Infrastruktur, aber
auch zur Verminderung von Wettbewerbsverzerrungen ist die Ausweitung der Maut
auf  Linienfernbusverkehre  und  Gelegenheitsverkehre  unerlasslich. Im
Eisenbahnverkehr werden Trassen- und Stationsgebiihren ebenfalls erhoben, um die
Infrastruktur zu finanzieren.

Dies muss durch eine Anpassung des Bundesfernstral3enmautgesetzes erfolgen.
Nicht mautpflichtig sollten lediglich Leistungen des OPNV sowie bestellte kommunale
Verkehre oder sonstige 6ffentlichen Verkehre wie Schilerverkehre sein.

Verbraucherschutz und Zugang fur mobilitatseingesch rankte Menschen

Um mehr Menschen fir den offentlichen Personenverkehr zu begeistern, missen
sich die potentiellen Fahrgaste auf die Fahrplane in den Linienverkehren verlassen
kénnen. Unternehmen, die Linienverkehre anbieten, mussen sich verpflichten,
Fahrplane einzuhalten. Diese Fahrplane sind mit anderen Offentlichen
Verkehrsmitteln innerhalb eines Verbundes abzustimmen, um Anschliisse erreichbar
zu machen. Nur so st ein ©6konomisch und 0©kologisch abgestimmtes
Verkehrsangebot mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar.

Mobilitatseingeschrankte  Menschen haben das Recht, alle 06ffentlichen
Verkehrsangebote zu nutzen. Die Verkehrsunternehmen mussen die Infrastruktur fur
eine barrierefreie Nutzung auch des Linienfernbusverkehres garantieren.

Anhang: mobifair Tarifvergleich: Fernbuslinienverkehr (Kurzversion)
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far fairen Wettbewerb in der Mobilitatswirtschaft e.V.

mobifair Tarifvergleich:
Fernbuslinienverkehr (Kurzversion)

2. Februar 2012

National

Im Rahmen eines Tarifvergleichs wurden die Tarifvertrage von bestehenden
Fernbuslinienunternehmen gegeniber gestellt. Dabei wurden die Tarifvertrage
genommen, die bei der Autokraft Kiel (OVN SH), der BerlinerLinienExpress (BEX Berlin)
und dem Busverkehr der DB AG durch die OVF GmbH zwischen Nurnberg und Prag
(OVF Fernbus) angewendet werden.

Verglichen wurde das Grundgehalt in der untersten und der obersten Stufe, das so
ermittelte Gehalt auf Basis einer 40 Stunden Woche, sowie das Gehalt mit variablen
Zulagen. Dafur wurde fir alle Tarifvertrage ein gleicher Dienstplan zu Grunde gelegt.
Also Eckdaten ergibt sich aus diesem Vergleich folgende Ubersicht:

Tarifvertr ag | Std.Lohn | Arbeitszeit Monatsentgelt Jahres entgelt
pro Woche Stundenlohn bei 40 h pro inkl. feste u. inkl. aller Abweichung
x Arbeitszeit Woche, inkl. variable Zulagen, WeihG zum héchsten
fest Zulagen Zulagen + UrlaubsG Entgelt
Anfangsgruppe
OVN SH €11,17 39 € 1.949,20 € 2.002,02 € 2.386,63 € 30.895,09 -
BEX Berlin € 9,51 44 €1.852,51 €1.678,06 €2.175,10 € 25.138,22 -18,63 %
OVF Fernbus €10,86 39 €1.881,99 €1.929,36 €2317,91 € 29.659,13 -4,00 %
Endgruppe
OVN SH €11,37 39 €1.983,10 €2.034,81 € 2.426,86 € 31.478,44 -
BEX Berlin €10,85 44 €2.109,79 €1911,12 € 2.467,68 € 28.430,40 - 9,68 %
OVF Fernbus €11,47 39 €1.985,48 € 2.035,45 € 2.432,67 € 30.966,80 -1,63%

International

Bereits heute werden viele grenziiberschreitende Fernbuslinienverkehre aus dem (v.a.
osteuropéaischen) Ausland gefahren. Aul3erdem ist die Deutsche Touring, als
malfgeblicher nationaler Interessent im Fernbuslinienverkehr und Lobbyist fur die
Liberalisierung des Fernbuslinienverkehrs, stark international vernetzt. Daher ist zu
erwarten, dass die deutschen Lohne zuklnftig auch im Fernbuslinienverkehr mit
internationalen Lohnen konkurrieren missen. Die Deutsche Touring stellt z.B. derzeit
nur tber ihre auslandischen (hier v.a. portugiesischen) Téchter Busfahrer ein.

Hinzukommt, dass mit den Wegfall des Kabotageverbots der Druck durch auslandische
Anbieter weiter steigen wird.

Daher hier einige Eckdaten fur den internationalen Lohnvergleich:



Land Monatslohn (@) Erhebungsstelle
Schweiz €3.500 | Ziirich

€ 3.000 | Mittelstand
Skandinavien € 2.500 | Mittelstand
Italien € 2.200 | Mittelstand
Frankreich € 2.200 | Mittelstand
England € 2.000 | Mittelstand
Osterreich € 1.850 | Salzburg (Obus)
Osterreich € 1.600 | Mittelstand
Portugal € 700 | Carris
Polen € 610 | Mittelstand

far fairen Wettbewaerb in der

Kabotage bezeichnet das Erbringen von Transportdienstleistungen innerhalb eines

Nationalstaates durch ein auslandisches Verkehrsunternehmen. Dabei ist es

unerheblich, ob das Unternehmen in dem Staat Uber eine Niederlassung verflgt, in
welchem es die Dienstleistung erbringt. Kabotage kann sich auf den Personen- und

Gutertransport erstrecken und mit verschiedenen Transportmitteln erfolgen.

Kabotage unterscheidet sich vom grenzuberschreitenden Verkehr dadurch, dass

Transporte innerhalb einer (auslandischen) Landesgrenze stattfinden.

Mobilitatswirtschaft 8.V,
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Position des VCD im Uberblick
Ausgangssituation

Aus Sicht des VCD soll der Offentliche Personenverkehr attraktive Angebote fiir ,alle Lebenslagen* bereitstellen. Dieses ist
Messlatte zur Beurteilung der Gesetzesalternativen. Natiirlich kann kein Gesetz unmittelbar eine solche Attraktivitdt , garan-
tieren”. Gesetze geben aber den Rahmen dafiir, welcher Akteur mit welchem Interesse und mit welchen Handlungsinstru-
menten agieren kann. Entscheidend ist insoweit aus Sicht des VCD die Beantwortung folgender Fragen:

e  Fernbusverkehr und eigenwirtschaftlicher Nahverkehr:
Besteht Platz fur Innovationen? Habend diese eine Chance am Markt? Werden etwaige Negativwirkungen vermie-
den?

e Auftragsverkehr im OPNV:
Kann die 6ffentliche Hand die von ihr fur erforderlich erachteten Vorgaben fir einen attraktiven Verkehr durchset-
zen, wenn auf eigenwirtschaftlicher Basis dieses nicht finanzierbar ist (z.B. Preise, Taktdichte, Bedienzeiten, Sicher-
heitsanforderungen, Umweltqualitdt, Fahrzeugqualitat)?

Fernbus

Der VCD erwartet von der Fernbusliberalisierung, dass neue Kundengruppen, insbesondere aus dem Bereich des motorisier-
ten Individualverkehrs, erschlossen werden. Darlber hinaus kann der Fernbus Mobilitdtschancen fiir einkommensschwache
Kundengruppen ertffnen, fur die die Nutzung eines Autos oder der Angebote im Schienenverkehr kaum bezahlbar sind. Der
VCD begruBt daher die in beiden Gesetzesentwlrfen vorgesehene Deregulierung des Fernbusverkehrs.

Ein gewisses MaB an , regulierenden Vorgaben" bleibt aber auch in deregulierten Méarkten erforderlich. Dieses fehlt im Re-
gierungsentwurf, wird aber im Gesetzentwurf der Opposition in vernlnftiger Weise geregelt:

e Soweit Fernbusangebote mit Schienenverkehrsangeboten auf OPNV-Relationen in Konkurrenz stehen, ist es im
Einklang mit der EG-Verordnung moglich, dass der Bahnverkehr in maRvoller Weise geschiitzt wird.

e Eswird mit AugenmaR fur die Integration und das Zusammenspiel der Angebote auf der Ebene der Informations-
bereitstellung und des Vertriebs gesorgt: Die Angebote des 6ffentlichen Personenverkehrs werden betreibertiber-
greifend beauskunftet bzw. kénnen auch von Dritten beauskunftet werden. Zudem wird in MaBen ein betreiber-
Ubergreifender Vertrieb sichergestellt.

e Es werden Vorgaben zur Barrierefreiheit gesetzt, die nicht nur den vordergriindig in ihrer Mobilitat eingeschrankten
Nutzern zu Gute kommen werden.

Eigenwirtschaftlicher OPNV

Die Marktzugangsregeln sollten so gestaltet werden, dass diejenigen Unternehmen Genehmigungen erhalten, die innovativ
und kreativ die Kundenbediirfnisse erspliren und von daher eine auch an den Fahrgastinteressen orientierte Weiterentwick-
lung des Marktes erwarten lassen.

Der heutige Rechtsrahmen fiir eigenwirtschaftliche Verkehre ist hingegen von Konkurrenz- und Besitzstandsschutz geprégt.
Innovationen haben in dem heutigen Marktrahmen fiir eigenwirtschaftliche Verkehre keine Chance: Die Genehmigungsbe-
horde kann sie nicht beurteilen; ein Newcomer kann sich mit ihnen nicht profilieren und der Bestandsunternehmer ist auf sie
nicht angewiesen, da er seinen Markt allein durch Rickgriff auf die Konkurrenzschutzregelungen verteidigen kann.

Die Novellierung des PBefG dndert die Ausgangsbedingungen innerhalb des eigenwirtschaftlichen Verkehrs nicht. Es wird
daher von der Gesetzesdanderung kein Innovationsschub zu erwarten sein.
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Auftragsverkehr im OPNV

Durch die Vergabe 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage kann die 6ffentliche Hand bzw. konkret der kommunale Aufgaben-
trager eingreifen, um die Leistungen zu veranlassen, die auf eigenwirtschaftlicher Basis nicht bereitgestellt werden bzw.
wirden (Angebotsdichte, Bedienungszeitraum, Qualitdtsvorgaben etc.).

Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre

Rechtliche Einschrankungen in der Bestellkompetenz ergeben sich dadurch, dass die Auftragsvergabe nach der Konzeption
der Bundesregierung nur dann gestartet werden kann, wenn ,vorrangige eigenwirtschaftliche Verkehre" als unzureichend
versagt worden sind.

Eine interessensgerechte und rechtssichere Abgrenzung zwischen den eigenwirtschaftlichen Verkehren einerseits und den
Auftragsverkehren andererseits ist essentiell. Ohne eine solche Abgrenzung ist fir alle Akteure unklar, ob und wenn ja, nach
welchen Spielregeln sie tatig werden kodnnen.

Aus Sicht der Fahrgédste muss dabei sichergestellt werden, dass hochwertige, integrierte, behindertentaugliche und umwelt-
freundliche OPNV-Angebote nicht durch minderwertige Verkehre verhindert werden kénnen, nur weil diese rechtstechnisch
~eigenwirtschaftlich” sind. Die Belange der Fahrgdste mussen hier Vorrang haben.

Der Regierungsentwurf 6ffnet hingegen die kommunalen Verkehre fiir die Anbieter eigenwirtschaftlicher Verkehre auch
dann, wenn diese Verkehre mit Blick auf Kontinuitat, Taktdichte, Qualitdt, Barrierefreiheit etc. hinter dem kommunalpolitisch
erwlnschten Angebot zurtickbleiben. Dieses gilt nach dem Konzept der Bundesregierung selbst dann, wenn die 6ffentliche
Hand bereit ist, das von ihr gewlinschte Bedienungsniveau auch zu finanzieren, in dem Uber dieses Niveau ein , 6ffentlicher
Dienstleistungsauftrag” abgeschlossen wird.

Einen passfahig , konditionierten Vorrang" leistet hingegen der Entwurf der Opposition, indem er den intendierten Auftrags-
verkehr zur Messlatte im Genehmigungsverfahren macht. Dieses sichert die verkehrspolitische Handlungsfahigkeit der
Kommune genau im erforderlichen Umfang. Dieser Vorschlag steht zudem in der Kontinuitdt des bisherigen Rechts in der
Auslegung durch das Bundesverwaltungsgericht (Urteil aus 2006), welches vorsieht, dass die Genehmigungen dann zu ver-
sagen sind, wenn die eigenwirtschaftlichen Verkehre nicht das Bedienungsniveau realisieren, welches mit der Auftragsverga-
be intendiert wird.

Fazit zum OPNV

Der VCD kann den Regierungsentwurf mit Blick auf die Regelungen zum OPNV nur klar ablehnen. Aus Sicht eines Fahrgast-
verbandes wirft er folgende ,Riickfragen"” an die Regierung bzw. an die Koalitionsfraktionen auf:

e Wo sonst kann ein Privater eine allein an den unternehmerischen Bedurfnissen orientierte Leistung beantragen und
dafiir Konkurrenzschutz bekommen und zudem noch auf staatliche Finanzierung fur Sondertarife hoffen?

e Warum soll dieser Mechanismus selbst dann wirken, wenn die Kommune den Fahrgédsten Nahverkehrsleistungen
mit héherer Qualitdt anbieten will, die sie ggf. sogar fuir weniger Steuergeld realisieren kann?

e Wo sonst darf eine Kommune eine Leistung im Bereich der Daseinsvorsorge, die der Markt nicht bereitstellt, nicht
beschaffen?

e Wo sonst und warum entscheidet eine staatliche Behérde im Bereich der lokalen Daseinsvorsorge tiber die Umsetz-
barkeit und damit Gber die Handlungsspielrdume der Politik im , eigenen kommunalen Wirkungskreis*?

e Die Regionalisierung im Eisenbahnregionalverkehr ist eine Erfolgsgeschichte. Warum sollen die Fahrgdste nur im
Schienenpersonennahverkehr von Qualitatssteigerungen profitieren, die von den Aufgabentrdgern politisch gewollt
sind und die diese zu finanzieren bereit sind, nicht aber im Gibrigen OPNV?
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Zur Begriindung der Position des VCD
Anlass und Hintergrund der Novellierung des Personenbeférderungsrechts

Aus Sicht des VCD soll der Offentliche Personenverkehr attraktive Angebote fiir ,alle Lebenslagen” bereitstellen. Das , idea-
le Angebot” ist zeitlich umfassend und flichendeckend verfligbar und stellt eine in jeder Hinsicht vollwertige Alternative
zum motorisierten Individualverkehr dar. Aufsetzend auf ein Grundangebot nimmt die Angebotsdichte mit der Nachfrage zu.
Die Preise fiir die Nutzung des Offentlichen Personenverkehrs sind dem Angebot angemessen und sozial differenziert. Die
Unternehmer haben einen Anreiz sich zum Nutzen der Fahrgdste durch Produktinnovationen einen Vorteil im Markt zu
verschaffen.  Die Angebote verschiedener Betreiber ergdnzen sich in ihren Alternativen (Fahrplan, Fahrausweis,
Beauskunftung).

Das ,ideale Angebot" entsteht nicht von selbst. Ldnder und Kommunen leisten einen grofen Beitrag zur Sicherung der
Daseinsvorsorge. Zum einen mit 6ffentlichen Haushaltmitteln — so flieBen jéhrlich direkt oder indirekt ca. 11,8 Mrd. Euro
(ohne SPNV) in den o6ffentlichen Nahverkehr und machen die 6ffentliche Hand faktisch zum gréBten Kunden der Nahver-
kehrsunternehmen, zum anderen durch die Gewahrung von Konkurrenzschutz- und Besitzstandsschutzrechten. Der Rahmen
hierftr wird unter anderem von dem zur Novellierung anstehenden PBefG abgesteckt. Aus Fahrgastsicht muss dieser Rechts-
rahmen so ausgestaltet sein, dass alle Vorteile finanzieller und rechtlicher Art, von denen die Verkehrsunternehmen profitie-
ren, nur im Gegenzug zur Einhaltung entsprechender Integrations- und Qualitdtsvorgaben gewahrt werden.

Aufgrund der europarechtlichen Vorgaben kann auch das deutsche Recht nicht (mehr) nach ,Belieben" festlegen, wie der
Offentliche Nahverkehr bezuschusst wird und ob und wie die bestehenden Angebote und Betreiber vor Konkurrenz ge-
schiitzt werden. Die europarechtlichen Rahmenbedingungen fiir staatliche Interventionen sind vielmehr mit der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 neu geregelt worden. Offentliches Geld sowie marktzugangsrelevante Vorteile (,,ausschlieBliche Rech-
te") durfen nach den Regelungen der VO 1370/2007 nur im Gegenzug fiir die Erfillung bestimmter gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen von den ,zustindigen Behdrden” gewdhrt werden. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen sind solche
Angebotsmerkmale, die auf Basis des eigenen wirtschaftlichen Interesses von den Unternehmen nicht angeboten werden,
von den zustindigen Behérden aber fiir erforderlich erachtet werden. , Ubersetzt” geht es also darum, dass und wie die
kommunalen Aufgabentrdger titig werden kénnen, wenn sie Angebote etablieren mochten, die der Markt nicht hervor-
bringt.

Hinsichtlich des , Geltungsanspruchs” dieser Verordnung hat die EU-Kommission in einer Antwort an die Republik Osterreich
folgende Feststellung getroffen: , Vorbehaltlich des Anwendungsbereichs der Vergaberichtlinien, unterfiegen daher in Zu-
kunft alle staatfichen Interventionen, die dazu dienen, einzelnen Unternehmen oder einer beschrédnkten Gruppe von Unter-
nehmen finanzielle oder marktzugangsrelevante Vorteile zu gewdhren, ausnahmslos der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007.

Der von der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 abgesteckte und seit Dezember 2009 anzuwendende Rechtsrahmen ist trans-
parent und eindeutig, auch wenn er sich nicht , auf den ersten Blick ins Gesetz" erschlieBt. Er gilt direkt und unmittelbar in
ganz (EG) Europa. Entgegenstehendes deutsches Recht, d.h. Regelungen zur Gewéhrung von finanziellen oder marktzu-
gangsrelevanten Vorteilen, die nicht im Einklang mit den Vorgaben der EG-Verordnung stehen, sind unbeachtlich.

Uberfillig ist daher die Anpassung des nationalen Rechtsrahmens an die VO (EG) Nr. 1370/2007. Uberfliissig sind jedoch
viele der umfangreichen Anpassungen im Personenbeférderungsgesetz. Das Inkrafttreten der VO (EG) Nr. 1370/2007 hatte
besser genutzt werden kénnen, um die Regelungstiefe des Bundesrechts an dieser Stelle zu reduzieren und die , Unterfitte-
rung” des durch das Europarechts vorgegebenen Rechtsrahmens an die Ladnder zu delegieren (Daseinsvorsorge und Verwal-
tungsverfahren sind Landersache, bundeseinheitlicher Rechtsrahmens bereits durch die VO 1370 gesichert). Méglicherweise
mehr aus Tradition wurde in den vorliegenden Gesetzentwiirfen an einer Novellierung des Personenbeférderungsgesetzes
und damit an einer bundesweiten Regelung festgehalten. Besser wire es gewesen, die Behordenzustdandigkeit wie im Eisen-
bahnregionalverkehr zu regeln: Die Zulassung als Eisenbahnverkehrsunternehmen wird fiir das Unternehmen erteilt und gilt
fur funf Jahre. Fur diese Funktion sind staatliche Aufsichtsbehérden verantwortlich. Die Finanzierung und Beauftragung und

VCD Stellungnahme - Novellierung des PBefG — Verbandeanhdrung 4 02/2012



damit alles, was fur den Marktzugang und die Daseinsvorsorge erforderlich ist, fallt in die alleinige Zustandigkeit des Aufga-
bentrdgers des SPNV.

Die jetzt in beiden Entwirfen zur Novellierung des PBefG angelegte Regelung fiihrt zu einer ,, mehrfachen Segmentierung”
des Marktes:

1. Fernbus (dereguliert)
2. Nah und Regionalverkehr = OPNV (reguliert) mit Aufsplittung in

a) eigenwirtschaftlicher Verkehr
(= ohne 6&ffentlichen Dienstleistungsauftrag nach VO 1370)

b) Auftragsverkehr
(= mit 6ffentlichem Dienstleistungsauftrag nach VO 1370)

Die Regelungen fiir die jeweiligen ,,Segmente” des Marktes sind danach zu beurteilen, wie attraktiv der Verkehr fur die
Fahrgéste ist. Messlatte dafr ist letztlich der , Erfolg am Fahrgastmarkt”. Der Weg zu diesem Erfolg fiihrt Gber die Attrakti-
vitdt der Angebote in Relation zu den Bediirfnissen der Fahrgéste. Ubersetzt bemisst sich die Attraktivitidt damit nach Quali-
tat, Haufigkeit und Preis der angebotenen Verbindungen. Kein Gesetz kann unmittelbar eine solche Attraktivitat , garantie-
ren". Gesetze geben aber den Rahmen daflir, welcher Akteur mit welchem Interesse und mit welchen Handlungsinstrumen-
ten gestaltend wirken kann.

Eine besondere Rolle kommt dabei dem ,kommunalen Aufgabentrdger” zu. Dieser und nur dieser steht in der verkehrspoliti-
schen Verantwortung fiir ein gutes oder schlechtes OPNV Angebot. Um dieser verkehrspolitischen Verantwortung gerecht
werden zu kénnen, muss es dem kommunalen Aufgabentrdger nicht nur moéglich sein, dass im &ffentlichen Interesse erfor-
derliche Angebot zu bestimmen (,ausreichende Bedienung"), der gesetzliche Rahmen muss vielmehr darauf ausgerichtet
sein, dass er dieses Angebot durch geeignete Interventionen auch durchsetzen kann.

Im Bereich kommerziell tatiger Busunternehmen mussen sich hingegen marktgerechte Innovationen auch durchsetzen kon-
nen. Dieses setzt voraus, dass diese Unternehmen ihre Angebote und Tarife entsprechend den Kundenbedurfnissen gestal-
ten kdonnen, und dass sie daraus einen Wettbewerbsvorteil ziehen diirfen und kénnen.

Entscheidend ist insoweit aus Sicht des VCD folgendes , Doppel” an Fragen:

J Fernbusverkehr und eigenwirtschaftlicher Nahverkehr:
Besteht Platz fiir Innovationen? Habend diese eine Chance am Markt? Werden etwaige Negativwirkungen vermie-
den?

Auftragsverkehr im OPNV:

Kann die 6ffentliche Hand die von ihr fiir erforderlich erachteten Vorgaben fiir einen attraktiven Verkehr durchsetzen, wenn
auf eigenwirtschaftlicher Basis dieses nicht finanzierbar ist (z.B. Preise, Taktdichte, Bedienzeiten, Sicherheitsanforderungen,
Umweltqualitat, Fahrzeugqualitat)?

Bewertung der Vorgaben flr den Fernbusverkehr

Beide Gesetzesentwiirfe haben zum Ziel, die ,gewerberechtlichen “ Marktzugangshtirden fur den Fernbus abzuschaffen. Die
bisher im PBefG verankerten marktzugangsrelevanten Vorteile der , Altunternehmen (Konkurrenzschutz bei laufender Ge-
nehmigung, Besitzstandsschutz bei Wiedererteilung einer ausgelaufenen Genehmigung) werden konsequent beseitigt. Die
Unternehmen kénnen in Konkurrenz zueinander ihre Angebote im Markt platzieren. Uber den Erfolg entscheidet die ,Refi-
nanzierung" durch die Fahrgéste und somit die Attraktivitdt fir die Nutzerinnen.
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Innovationen kénnen unmittelbar am Markt nach dem Prinzip von ,trial and error” entwickelt werden. Die Unternehmen
kénnen dabei ,Wagnisse" eingehen, denn ihnen ist auch ein Rickzug von Angeboten méglich, wie auch schnelle Reaktio-
nen bei sich bietenden Markchancen: Preis- und Fahrplandnderungen miissen — und durfen! — nicht erst behordlich Gber-
pruft und genehmigt werden.

Auf Relationen mit starker Nachfrage ist nach den Erfahrungen anderer Lander zu erwarten, dass sich mehrere Betreiber in
Konkurrenz zueinander etablieren werden und sich dabei mit ihrem Angebot jeweils auf bestimmte Marktnischen spezialisie-
ren (Qualitatsanbieter, Billiganbieter etc.). Und es ist auch zu erwarten, dass Unternehmen ihr Geschéft wieder einstellen,
wenn es sich nicht rechnet und sich ganz oder teilweise auch aus dem Markt wieder zurlickziehen. Im Ausland ist zu be-
obachten, dass die Fernbusbetreiber im Regelfall , gut verdienen". Ein ,ruindser Wettbewerb" ldsst sich nicht beobachten.
Das schlieBt nicht aus, dass Unternehmen, die sich , verkalkuliert haben", im Einzelfall auch durch Insolvenz aus dem Markt
ausscheiden.

Insbesondere in Schweden, aber auch in GroRbritannien, ldsst sich gut beobachten, dass Bahn und Bus einander erganzen
koénnen. Es ist nicht zu erwarten, dass der Fernbus die Bahn per se verdrdngt. Insbesondere wenn die Bahn starke komparati-
ve Vorteile bei Komfort, Platzangebot und Geschwindigkeit hat (z.B. im ICE Verkehr), dann wird der Busverkehr im modal
split ein ,,Randsegment” bleiben. Der Bus kann allerdings preislich neue Kundengruppen, insbesondere aus dem Bereich des
motorisierten Individualverkehrs erschlieBen. Er bietet ergdnzende Mobilitatsalternativen fiir Geringverdienende oder ermog-
licht z.B. auch so sonst nicht verfiigbare Direktverbindungen, fir die auch ein spezifisches Bediirfnis im Markt z.B. bei Alte-
ren zu konstatieren ist. In Schweden ist daher seit der Deregulierung des Fernbusverkehrs beispielsweise ein Wachstum im
Gesamtmarkt des offentlichen Personenverkehrs zu beobachten, bei dem letztlich auch der Bahn neue Kundengruppen
zuwachsen.

Der VCD begriit daher die in beiden Gesetzentwiirfen vorgesehene Deregulierung des Fernbusverkehrs. Ein gewisses MafR
an ,regulierenden Vorgaben" bleibt aber auch in deregulierten Markten erforderlich. Dieses fehlt im Regierungsentwurf und
wird im Gesetzentwurf der Opposition in vernlinftiger Weise geregelt:

e Soweit Fernbusangebote mit Schienenverkehrsangeboten auf OPNV-Relationen in Konkurrenz stehen, ist es im
Einklang mit der EG-Verordnung méglich, dass der Bahnverkehr in maBvoller Weise geschiitzt wird.

e Es wird mit AugenmaR fir die Integration und das Zusammenspiel der Angebote auf der Ebene der Informationsbe-
reitstellung und des Vertriebs gesorgt: Die Angebote des 6ffentlichen Personenverkehrs werden betreiberiibergrei-
fend beauskunftet bzw. kénnen auch von Dritten beauskunftet werden. Zudem wird in MaRen ein betreibertiber-
greifender Vertrieb sichergestellt.

Es werden Vorgaben zur Barrierefreiheit gesetzt, die nicht nur den vordergriindig in ihrer Mobilitat eingeschrankten Nutzern
und Nutzerinnen zu Gute kommen werden.

3. Bewertung der Vorgaben fiir den OPNV
Eigenwirtschaftlicher Verkehr

Die Marktzugangsregeln fiir weitestgehend am Fahrgastmarkt zu finanzierende Verkehrsangebote sollten so gestaltet wer-
den, dass die Unternehmen, die innovativ und kreativ die Kundenbediirfnisse erspiiren, die Genehmigungen erhalten.

Die staatliche Genehmigungsbehorde wacht tUber den Marktzugang im 6ffentlichen Personennahverkehr. Nach der gesetzli-
chen Regelung wére auch ein Marktzutritt durch die Konkurrenz bei laufender Genehmigung méglich. In der Praxis nutzt die
Genehmigungsbehoérde ihre Einschdtzungsprarogative jedoch regelmdRig dahingehend, dass sie davon ausgeht, dass das
bestehende Angebot den vorhandenen Bedarf deckt und den Bestandsbetreiber mit diesem Argument vor Konkurrenz
schiitzt. Sollte der Vorschlag des Neubewerbers hingegen tatsdchlich auch nach Einschdtzung der Genehmigungsbehérde
auf eine addquate Nachfrage stoRen, dann erhélt zunédchst der Altbetreiber die Chance, die Produktidee des Neubewerbers
zu realisieren und dessen Antrag damit gegenstandslos zu machen. Dieser gesetzlich , institutionalisierte Ideenklau® wirkt:
Produktinnovationen zur Profilierung gegeniiber der Konkurrenz sind Mangelware.

VCD Stellungnahme - Novellierung des PBefG — Verbandeanhdrung 6 02/2012



Ahnlich verhélt es sich in der Situation, die mit dem Auslaufen einer Genehmigung entsteht. Theoretisch kénnte zu diesem
Zeitpunkt ein Newcomer sich erfolgreich gegen einen Altbetreiber im Genehmigungswettbewerb durchsetzen. Faktisch
scheitert dieses regelmdRig daran, dass die Genehmigungsbehorde die Auswahlkriterien den Wettbewerbern nicht vorher
bekannt gibt (Messlatte fur die ,beste Verkehrsbedienung") und zudem unklar ist, welchen Startvorteil sie dem Altunter-
nehmen gewdhrt. Die Chance flir Newcomer, sich unter diesen Bedingungen in Konkurrenz zu einem Bestandsunternehmen
mit verbesserten Produkten zu etablieren, ist daher marginal und auch in der Praxis kaum zu beobachten.

Selbst bei laufender Genehmigung ist eine ,normale Angebotsentwicklung” nach dem Grundsatz von ,trial and error" nach
bestehender Gesetzeslage nicht méglich, da das Angebot lber die Gesamtlaufzeit einer Genehmigung weitestgehend , fi-
xiert" wird und zudem jede Anderung unter behérdlichem Genehmigungs- bzw. Zustimmungsvorbehalt steht.

Der Regierungsentwurf dndert an den skizzierten Ausgangsbedingungen nichts. Er optimiert nur das Verfahren fir den Ge-
nehmigungswettbewerb, indem er die aktuelle hochstgerichtliche Rechtsprechung zu ,Ausschlussfristen” im Gesetzestext
abbildet und mit konkreten Fristen hinterlegt. Die Besitzstandsschutzregelungen bleiben aber unverdndert bestehen und der
Konkurrenzschutz wird sogar noch verstarkt.

Innovationen haben in dem heutigen und zukiinftigen Marktrahmen fiir eigenwirtschaftliche Verkehre keine Chance: Die
Genehmigungsbehdrde kann sie nicht beurteilen; ein Newcomer kann sich mit ihnen nicht profilieren und das Bestandsun-
ternehmen ist auf sie nicht angewiesen, da er seinen Markt allein durch Riickgriff auf die Konkurrenzschutzregelungen ver-
teidigen kann.

Auftragsverkehr

Durch die Vergabe 6ffentlicher Dienstleistungsauftrage kann die 6ffentliche Hand bzw. konkret der kommunale Aufgaben-
trager eingreifen, um die Leistungen zu veranlassen, die auf eigenwirtschaftlicher Basis nicht bereitgestellt werden bzw.
wirden (Angebotsdichte, Bedienungszeitraum, Qualitdtsvorgaben etc.).

Die ndheren Vorgaben zu dem im offentlichen Interesse zu sichernden Angebotsniveau (,ausreichende Verkehrsbedie-
nung") finden sich in den Nahverkehrsgesetzen der Lander.

Faktische Einschrankungen in der Bestellkompetenz ergeben sich aus der notwendigen Verflgbarkeit 6ffentlicher Mittel
(kommunale Mittelausstattung durch die Lander sowie kommunale Eigenmittel).

Rechtliche Einschrankungen in der Bestellkompetenz ergeben sich dadurch, dass die Auftragsvergabe nach der Konzeption
der Bundesregierung nur dann gestartet werden kann, wenn ,vorrangige eigenwirtschaftliche Verkehre" als unzureichend
versagt worden sind.

Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre

Eine interessensgerechte und rechtssichere Abgrenzung zwischen den eigenwirtschaftlichen Verkehren und den Auftragsver-
kehren ist essentiell. Ohne eine solche Abgrenzung ist flr alle Akteure unklar, ob und wenn ja, nach welchen Spielregeln sie
tatig werden koénnen.

Aus der Sicht der Fahrgdste muss dabei sichergestellt werden, dass hochwertige, integrierte, behindertentaugliche und um-

weltfreundliche OPNV-Angebote nicht durch minderwertige Verkehre verhindert werden kénnen, nur weil diese rechtstech-
nisch ,eigenwirtschaftlich” sind. Die Belange der Fahrgéste mussen hier Vorrang haben.
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Nach den Vorstellungen der Regierung ist der Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre allerdings grenzenlos. Auch minder-
wertige eigenwirtschaftliche Verkehre sind daher zu genehmigen und sperren dann die Vergabe bzw. Genehmigung besse-
rer Verkehrsangebote (,,unbedingter materieller Vorrang").

Diese von der Regierung vorgeschlagene Abgrenzung fiihrt zu einer Neujustierung der Grenzen zwischen eigenwirtschaftli-
chem Verkehr und Auftragsverkehr.

Der Regierungsentwurf 6ffnet damit die kommunalen Verkehre fiir die Anbieter eigenwirtschaftlicher Verkehre auch dann,
wenn diese Verkehre mit Blick auf Kontinuitat, Taktdichte, Qualitat, Barrierefreiheit etc. hinter dem kommunalpolitisch er-
wiinschten Angebot zurtickbleiben. Dieses gilt nach dem Konzept der Bundesregierung selbst dann, wenn die 6ffentliche
Hand bereit ist, das von ihr gewlinschte Bedienungsniveau auch zu finanzieren, in dem Uber dieses Niveau ein , 6ffentlicher
Dienstleistungsauftrag” abgeschlossen wird.

Um das moglichst plastisch zu illustrieren:

In der Kontinuitat des bisherigen Angebotes plant eine Stadt einen qualitativ hochwertigen Verkehr auf einer bestimmten
Linie oder in einem bestimmten Linienblindel und macht diese Absicht auch EU-konform bekannt, da sie davon ausgeht,
dass der Verkehr in der skizzierten Auspragung auch weiterhin aus 6ffentlichen Mitteln per Auftrag zu finanzieren sein wird.

Nach der Bekanntmachung wird binnen der dafiir einschldgigen Frist ein eigenwirtschaftlicher Genehmigungsantrag fiir ein
ausgedlnntes Fahrtenangebot, mit nicht behindertengerechten Hochflurbussen, unzureichender Integration mit den umlie-
genden Verkehren, und ohne Einbindung in das Echtzeitinformationssystem des Verkehrsverbundes auf eigenwirtschaftlicher
Basis beantragt. Die Genehmigungsbehorde genehmigt diesen Verkehr, weil er nach ihrer Einschatzung im Einklang mit dem
offentlichen Verkehrsinteresse steht.

Die erteilte eigenwirtschaftliche Genehmigung sperrt fur die ndchsten zehn Jahre eine Genehmigung flr einen Auftragsver-
kehr. Die Stadt kann fiir zehn Jahre das Angebot auf dieser Linie oder in diesem Teilnetz nicht beeinflussen. Sie darf auch
dem eigenwirtschaftlichen Betreiber kein Geld geben, um ein besseres Angebot zu bewirken. Dieses Geld konnte sie nur auf
dem Wege eines 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages ausreichen, und dieser Weg wird durch den eigenwirtschaftlichen
Verkehr versperrt. Einzige Chance der Einflussnahme besteht durch den zuldssigen Ausgleich von Tarifpflichten. Verbindliche
Zusagen fir andere Aspekte des Angebotes (z.B. Fahrplan, Fahrzeugqualitdt) kénnen so aber nicht bewirkt werden.

Der unkonditionierte Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre institutionalisiert die Ohnmacht kommunaler Verkehrspolitik
und macht die Kommunen im Kernbereich der kommunalen Daseinsvorsorge davon abhéngig, dass die staatliche Genehmi-
gungsbehdrde ihre fachlichen bzw. verkehrspolitischen Einschdtzungen zum Umfang der notwendigen Daseinsvorsorge teilt.
Der Wirkung nach wird damit die ,kommunale Verkehrspolitik im OPNV* durch eine spezialgesetzliche staatliche Fachauf-
sicht iberwacht.

Sollte nun eingewendet werden, dass die Genehmigungsbehdrde in dem skizzierten , Extremfall” ihre Einschatzungspraroga-
tive zu Gunsten des geplanten Auftragsverkehrs nutzen wiirde und dieser doch in der Praxis gar nicht eintreten wiirde, dann
wdre dieses zu begriiRen. Dann spricht ja aber auch nichts dagegen, eine , verniinftige Konditionierung" des Vorrangs auch
gleich im Gesetz zu regeln.

Genau dieses leistet der Entwurf der Opposition, indem er den intendierten Auftragsverkehr zur Messlatte im Genehmi-
gungsverfahren macht. Im vorstehenden Fall musste die Genehmigungsbehérde daher feststellen, dass der in Konkurrenz
zur Auftragsabsicht beantragte eigenwirtschaftliche Verkehr hinter dem von der Kommune beabsichtigten Bedienungsniveau
zuriick bleibt und daher nicht genehmigungsféhig ist.

Damit ist und bleibt die Kommune verkehrspolitisch handlungsfahig. Dieser Vorschlag steht zudem in der Kontinuitit des
bisherigen Rechts in der Auslegung durch das Bundesverwaltungsgericht (Urteil aus 2006), welches vorsieht, dass die Ge-
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nehmigungen dann zu versagen sind, wenn die eigenwirtschaftlichen Verkehre nicht das Bedienungsniveau realisieren, wel-
ches mit der Auftragsvergabe intendiert wird.

Dabei tragt der Entwurf der Opposition auch dem Problem Rechnung, dass die Kommune in der Auftragsbekanntmachung
hohe Standards ankiindigen koénnte, damit die Messlatte fir eigenwirtschaftliche Verkehre sehr hoch legt und dann im
Nachgang selber nur geringerwertige Verkehre beauftragt. Einem solchen , Missbrauch schiebt der Oppositionsentwurf in
§ 12 Abs. 7 Satz 3 einen Riegel vor, da in dieser Konstellation auch nachtrdglich noch eigenwirtschaftliche Antrédge gestellt
werden durfen.

Was treibt nun aber die Bundesregierung dazu, dass sie eine ,spezialgesetzliche staatliche Fachaufsicht” in Fragen der
kommunalen Daseinsvorsorge im OPNV etablieren méchte?

Vielleicht handelt es sich um eine Fehleinschatzung hinsichtlich der ,Reichweite eigenwirtschaftlicher Verkehre". In der bis-
herigen Praxis sind nahezu alle Verkehre eigenwirtschaftlich, da es diesbeziglich eine , Fiktionsregelung"” im PBefG gibt.
Diese Fiktionsregelung wird jedoch im Zusammenspiel mit der VO (EG) Nr. 1370/2007 extrem eingegrenzt. Der heutige
kommunale Verkehr ist daher zukiinftig im Wesentlichen nur noch als Auftragsverkehr finanzierbar. Genau dessen Realisie-
rung kann aber durch zwar minderwertige, aber vorrangige eigenwirtschaftliche Antrdge verhindert werden. Dieses geféhr-
det den Verkehr in den groRstddtischen Kernbereichen der Verkehrsverbiinde.

In jedem Fall ist es wohl der Wunsch, die eigenwirtschaftlichen Privatunternehmen davor zu schiitzen, dass die kommunalen
Aufgabentrdger diese mit ,lberzogenen Forderungen® aus der Eigenwirtschaftlichkeit heraustreiben kdnnen. Dieser
Wunsch ist zu einem gewissen Grad zwar nachvollziehbar. Die Mittel, um ihn umzusetzen, sind aber in ihren ,Kollateral-
schaden” verheerend.

Aus Sicht des VCD erméglicht nur die von den Oppositionsparteien vorgeschlagene Regelung eine sachgerechte Abgren-
zung zwischen eigenwirtschaftlichen Verkehren und Auftragsverkehren. Der Regierungsentwurf fiihrt hier zum Schutz ei-
genwirtschaftlicher Verkehre auch um den Preis der ,, verkehrspolitischen Ohnmacht auf kommunaler Ebene*”.

nausschlieBliche Rechte” und Besitzstandsschutz

AusschlieBliche Rechte kénnen aus Fahrgastsicht sinnvoll sein, um unkoordinierte Angebote auf Teilstrecken eines Netzes zu
verhindern. Angesichts der durchaus auch positiven Erfahrungen in Schweden und GroBbritannien ist ein vollstindiger Aus-
schluss von Konkurrenz hingegen wohl nicht zielfiihrend.

Das EG Recht ldsst unter der Bezeichnung ,,ausschlieBliches Recht” einen nach Art und Umfang differenzierten Schutz zu.
Dieser Schutz muss allerdings im Rahmen eines 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages festgelegt werden. AusschlieRliche
Rechte kann es der Systematik des PBefG und der beiden zur Entscheidung anstehenden Entwdirfe entsprechend, daher nur
im Bereich der Auftragsverkehre und nicht im Bereich eigenwirtschaftlicher Verkehre geben.

Aus Sicht des VCD wdre es hilfreich, wenn der Auftraggeber ausschlieBliche Rechte vergeben kann, aber nicht muss. Auf
diese Weise kann Schutzbediirftiges geschiitzt werden und kann im Ubrigen auch Freiraum fiir die Etablierung alternativer
Angebote gegeben werden. Dieses kann zum Beispiel auch darin bestehen, dass die vorhandenen Linienverkehre ausdriick-
lich nicht vor Konkurrenz durch Angebote flexibler Bedienung geschiitzt sind, denen auf diese Weise ein , Freiraum* einge-
raumt werden kann.

Der Regierungsentwurf lasst jedoch keinerlei ausschlieBliche Rechte zu. Er setzt ganz auf die bisherigen undifferenzierten

Schutzregeln des PBefG und verstérkt diese sogar noch. Da diese aber nicht im Rahmen eines 6ffentlichen Dienstleistungs-
auftrags vergeben werden, ist damit das groBe Risiko verbunden, dass dieser Schutz europarechtswidrig ist.
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Der Oppositionsentwurf sieht demgegentber zumindest fiir die Auftragsverkehre die Moglichkeit vor, dass diese durch
addquate ausschlieBliche Rechte geschiitzt werden kénnen.

Insoweit unterstiitzt der VCD klar den Oppositionsentwurf, der einen EU-rechtskonformen Schutz beauftragter Verkehre
ermoglicht.

Fiir Riickfragen:

Dr. Jan Werner, Wissenschaftlicher Beirat VCD
Fon 030/ 4549 2525
jan_werner@web.de
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Sekretariat des Verkehrsausschusses
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Dr. Anton Hofreiter, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN E-Mail

Herrn Stellv. Vorsitzenden
Volkmar Vogel, CDU/CSU
Herrn Dirk Fischer, CDU/CSU
Herrn Séren Bartol, SPD Bearbeitet von
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Aktenzeichen

66.05.20 D
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verkehrsausschuss@bundestag.de

Novellierung des Personenbeforderungsgesetzes und Liberalisierung des Fernbuslinien-
verkehrs

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Bezugnahme auf die gestrige Anhorung im Bundestagsausschuss fiir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung iibermitteln wir Ihnen ergénzend zur gemeinsamen Stellungnahme des
Deutschen Stadtetages und Deutschen Landkreistages den vom Prasidium des Deutschen
Stidtetages einstimmig gefassten Beschluss zur Liberalisierung des Fernbusverkehrs.

Mit freundlichen Griiflen
In Vertretung

Folkert Kiepe
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Liberalisierung des Fernbusverkehrs

(Beschluss des Priasidiums vom 26.10.2011 — 386. Sitzung)

1. Das Prisidium des Deutschen Stadtetages weist darauf hin, dass die von der Bundesregie-
rung angestrebte Liberalisierung des Busfernlinienverkehrs fiir die Schienenanbindung
und Erreichbarkeit vieler Ober- und —Mittelzentren erhebliche Auswirkungen haben kann,
deren ganze Tragweite gegenwaértig noch nicht abschitzbar ist. Deshalb muss vor einer
Liberalisierung des Busfernlinienverkehrs ein Personenverkehrs-Masterplan im Sinne ei-
ner umfassenden Netzplanung fiir den Schienenfern- und den Schienennahverkehr erstellt
werden, der sowohl infrastrukturelle als auch betriebliche Mindestbedienungsstandards
definiert und der Schiene Vorrang vor der Stralle einrdumt.

2. Im Falle der Liberalisierung des Busfernlinienverkehrs fordert das Prasidium eine klare
Abgrenzung zum Offentlich (mit)finanzierten Personennahverkehr auf Strale und Schiene
sowie eine Gleichbehandlung hinsichtlich der Kosten der Infrastrukturnutzung sowie der
Gewiéhrung von Fahrgastrechten. Daher sind fiir die Stidte insbesondere folgende Forde-
rungen unverzichtbar:

2.1. Einbeziehung des Busfernlinienverkehrs in die Schwerverkehrsabgabe bei gleichzei-
tiger Ausdehnung der Mautpflicht auf das nachgeordnete Stralennetz.

2.2. Gleichstellung des Busfernlinienverkehrs bei den Fahrgastrechten mit dem Schie-
nenverkehr.

2.3. Verbot der Doppelbedienung im Hinblick auf parallele Nahverkehrsangebote auf
Strafle und Schiene zwischen bzw. innerhalb von Ballungsrdumen bis zu einer Ent-
fernung von max. 100 Kilometern.

3. Das Présidium des Deutschen Stiddtetages begriit vor diesem Hintergrund die Stellung-
nahme des Bundesrates zum Gesetzentwurf der Bundesregierung und fordert Bundesre-
gierung und Bundestag auf, auf dieser Grundlage den Gesetzentwurf zu verdandern.
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